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1 

1.TEIL E I N F Ü H R U N G 

1. Das Institut der Vorbewährung im Kontext der jugend-
strafrechtlichen Reformtendenzen* 

Seit .den Vorschlägen der Arbeiterwohlfahrt zu einem neuen 
Jugendhilferecht im Jahre 1970 ( 1) belebte eine heftige Dis-
kussion zum Jugendrecht und Jugendkriminalrecht das l~tzte 
Jahrzehnt. Sie führte zum Diskussionsentwurf 1973 (2) und 
Referentenentwurf 1974 (3) eines Jugendhilfegesetzes. 

Ziel der Diskussion war es unter anderem, aus dem Nebenein-
ander von Jugendschutz, Jugendhilfe und Jugendstrafrecht 
zu einer gesetzlich-organisatorischen Vereinheitlichung des 
Juge~drechts zu gelangen. Das Scheitern dieses äußeren 
Ziels war allerdings schon bald abzusehen (4). Für die vor-
liegende, sich auf das Jugendstrafrecht beschränkende Ar-
beit ist hierbei von Bedeutung, daß es in absehbarer Zeit 
bei einem eigenständigen Jugendstrafrecht bleiben wird (5), 
für das zunächst - auch unter Berücksichtigung der Novel-
lierungsbestrebungen des Bundesministeriums der Justiz (6) 
- zumindest keine einschneidenden Veränderungen zu erwarten 
sind (7). Ihren derzeitigen Schlußpunkt erhielt die Reform-
diskussion, indem das Zustandekommen des vom Bundestag 1980 
verabschiedeten Jugendhilfegesetzes ( 8), an der Ablehnung 
des Bundesrates (9) scheiterte. Das Gesetz sah eine grund-
legende Reform des Jugendhilfegesetzes und die Ablösung des 
Jugendwohlfahrtgesetzes vor. 

Über die durch die Vielzahl der Kompromisse auch mehr oder 
weniger nur noch formelle Idee der Vereinheitlichung des 
Jugendrechts hinaus hat sich ein Grundgedanke jedoch erhal-
ten und verfestigt,· der auch entscheidend für die Handha-
bung des Jugendgerichtsgesetzes ist. Bei aller kontroversen 
Diskussion war man sich immer einig, daß die Vorstellungen 
über die erzieherische Ausprägung des Jugendrechts, die 
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Vermeidung des Strafvollzugs und die damit verbundene Aus-
dehnung ambulanter Behandlungsformen intensiviert werden 
müssen ( 10) • 

Diesen Postulaten liegt das Ziel zugrunde, auf Straftaten 
junger Menschen noch individueller, differenzierter und 
möglichst auch flexibler zu reagieren. 

Neben der damit zum Ausdruck kommenden Verstärkung des Er-
ziehungsgedankens, der die Ausprägung der Täterorientie-
rung, die das Jugendstrafrecht beherrscht (11), unter-
stützt, verlangen die daraus resultierende Betonung einer 
spezialpräventiven, individuellen Behandlung und Verbreite-
rung sozialkonstruktiver Kriminalpädagogik statt retrospek-
tiver Tatvergeltung möglichst reichhaltiges Material über 
die Täterpersönlichkeit und ihre psychologische und soziale 
Situation. 

Für die Arbeit des Jugendrichters bedeutet das, daß Verfah-
ren geschaffen und ihm angeboten werden müssen, die ihm 
dieses Material und die in ihm enthaltenen Informationen 
verschaffen und im richtigen Zeitpunkt nahebringen. 

Unter diesen beiden Gesichtspunkten - verstärkte erzieheri-
sche Ausgestaltung und weiterführende Unterstützung des Ju-
gendrichters, hier insbesondere bei seiner Prognosebildung 
zum künftigen Legalverhalten des Jugendlichen, - ist die 
vorliegende Untersuchung einzuordnen. 

Sie hat ein Institut zum Gegenstand, das aus eben diesen 
Gründen in der forensischen Praxis zum Teil verstärkt ange-
wandt wird (12), dessen dogmatische Einordnung aber weitge-
hend noch nicht geklärt ist. Außer zwei sich widersprechen-
den Stellungnahmen zum Institut der Vorbewährung (13) wird 
dessen Existenz in letzter Zeit zwar immer mehr registriert 
(14), hat aber eine eingehende Auseinandersetzung über sei-
ne eventuellen Vor- oder Nachteile für das Jugendrecht 
nicht stattgefunden. 
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Gerade diese Diskrepanz zwischen der .auch stark divergie-
renden Anwendung des Instituts der Vorbewähru~g in der fo-
rensischen Praxis und der gleichzeitigen bisherigen fast 
völligen Ignorierung dieser Vorgehensweise durch die wis-
senschaftliche Diskussion ließen eine eingehende Untersu-
chung des Instituts und der mit ihm verbundenen Zielsetzun-
gen angebracht und notwendig erscheinen. 

2. Zielsetzung und Gang der Untersuchung 

Hauptanliegen, die durch das Institut der Vorbewährung er-
reicht und verwirklicht werden sollen, sind die erzieheri-
sche Beeinflussung und Einwirkungsmöglichkeit auf den Ju-
gendlichen und die Hilfestell~ng für den Jugendrichter bei 
seiner Prognoseentscheidung zum künftigen Legalverhalten 
des Jugendlichen. 

Die Verwirklichung dieser Vorstellungen basiert auf de,· 
Ausdehnung der durch § 57 Jugendgerichtsgesetz ( 15) be-
stehenden verfahrensrechtlichen Möglichkeit, die Entschei-
dung über die Aussetzung der bereits ausgesprochenen Ju-
gendstrafe erst in einem späteren Beschlußverfahren zu 
treffen. Für die so entstehende Beobachtungszeit wird dem 
sich in Freiheit befindlichen Jugendlichen ein Bewährungs-
helfer zugeteilt und von ihm erwartet, daß er sich entspre-
chend den durch Weisungen und/ oder Auflagen zum Ausdruck 
gekommenen Vorstellungen des Gerichts verhält, um selbst 
günstige Voraussetzungen für eine spätere Strafaussetzung 
zu schaffen (16). 

Die von der Praxis so vermuteten und erhofften Zielvorstel-
lungen, die durch das Institut der Vorbewährung bewirkt 
werden sollen und deren Umsetzung in den gerichtlichen und 
jugendrechtlichen Alltag zeigen die Berührungspunkte zum 
Jugendstrafrecht auf, legen den Standort des Instituts im 
Reaktionenkatalog fest und konkretisieren zugleich die Pro-
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blemstellung und das Untersuchungsziel der vorliegenden Ar-
beit. Durch eine dogmatische Analyse und eine empirische 
Untersuchung soll versucht werden, die Bedeutung des Insti-
tuts der Vorbewährung für die jugendstrafrechtliche Praxis 
festzustellen. 

Als vom Jugendgerichtsgesetz in der angewandten Ausgestal-
tung nicht vorgesehene Behandlungsform ist es zunächst Auf-
gabe der dogmatischen Erörterungen - unter Abgrenzung ge-
genüber verwandten Modellen oder gesetzlichen Regelungen-, 
die Eigenständigkeit des Instituts der Vorbewährung als Re-
aktionsform herauszuarbeiten, um dann die rechtsstaat-
liche Zulässigkeit zu überprüfen, inwieweit das Insti-
tut nach geltendem Recht hingenommen werden kann. Zur 
Klärung dieser Frage bedarf es zum einen der Festlegung der 
Rechtsnatur der Vorbewährung und der Überprüfung ihrer ver-
fassungsrechtlichen Zulässigkeit unter besonderer Berück-
sichtigung des Grundrechts der freien Entfaltung der Per-
sönlichkeit. 

Zum anderen kann das Institut als eigene weitere ambulante 
Reaktionsmöglichkeit, insbesondere neben der auf den ersten 
Blick weitgehend identischen Strafaussetzung zur Bewährung, 
nur eine Berechtigung haben, wenn die mit der Vorbewährung 
verfolgten Ziele sowohl der Idee des Jugendstrafrechts ent-
sprechen, als auch wertvollere Anhaltspunkte beinhalten als 
bestehende Reaktionsformen. 

Durch den Anspruch, den Erziehungsgedanken zu fördern, ist 
das Institut daher an der Prämisse zu messen, daß im Ju-
gendstrafrecht alle Reaktionsmittel nicht nur erzieherisch 
brauchbar sein· müssen, sondern auch ausschließlich unter 
erzieherischem Aspekt anzuwenden sind (17). Auch die Vorbe-
währung muß daher dazu geeignet sein, in lenkender und 
stützender Weise dem Jugendlichen zu helfen, eine geistige 
Einstellung zu den sozialethischen Problemen zu gewinnen, 
um ihn dazu zu befähigen, entsprechend dieser Einstellung 
sein Leben aufbauen und gestalten zu können (18). 
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Ein weiterer Abschnitt der Arbeit befaßt sich mit dem An-
liegen der Vorbewährung, dem Jugendrichter durch die einge-
räumte Beobachtungszeit zusätzliche Informationen und Er-
kenntnisse zu vermitteln, die ihm eine verläßlichere Legal-
prognose ermöglichen sollen. In diesem Bereich begibt sich 
das Institut der Vorbewährung in Konkurrenz zu bestehenden 
oder in der Diskussion befindlichen Entscheidungshilfen und 
kann unter Vermeidung unnötiger Aufblähung nur eine Exi-
stenzberechtigung beanspruchen, wenn durch seine Einführung 
gegenüber diesen Alternativen gewinnbringendere Ansätze zu 
erkennen sind. 

Aufgabe der dogmatischen Analyse muß es in diesem Zusammen-
hang daher sein,- im Vergleich zu den konventionellen oder 
vorgeschlagenen Hilfsmitteln, die der Erfassung der Täter-
persönlichkei t dienen sollen, eine mögliche Überlegenheit 
des Instituts der Vorbewährung zu überprüfen. Dies erfor-
dert eine vergleichende Bewertung und kritische Auseinan-
dersetzung mit dem Bericht der Jugendgerichtshilfe, der 
Aufgabe und Stellung des Sachverständigen im Jugendstraf-
verfahren, den Erkenntnismöglichkeiten in der Hauptverhand-
lung, sowie die Diskussion der von der kriminologischen 
Wissenschaft angebotenen Prognoseverfahren und die Beurtei-
lung einer möglichen Zweiteilung der Hauptverhandlung im 
Jugendstrafverfahren. 

Der dritte Teil der Arbeit - nach Einführung und theoreti-
scher Stellungnahme zum Institut der Vorbewährung - umfaßt 
die begleitenden empirischen Untersuchungen. 

Aufgabe dieses Teils ist es, Aussagen über den Kenntnis-
stand und die Einstellung der beteiligten Instanzen zum In-
stitut der Vorbewährung zu erhalten, deren Informationsba-
sis bei der Legalprognose zu erforschen sowie Erkenntnisse 
über Handhabung und Ausgestaltung des Instituts zu gewin-
nen, um die auf theroetischer Basis gefundenen Ergebnisse 
entweder zu untermauern oder aber ihnen die aus der Sicht 
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der Praxis entgegenstehende Resultate gegenüberzustellen 
und beide gegeneinander abzuwägen. 

Die empirischen Arbeiten gliedern sich in drei Abschnitte. 
Durch eine auf dem Material des am'Max-Planck-Institut für 
ausländisches und internationales Strafrecht durchgeführten 
Behandlungsforschungsprojektes (19) aufbauenden Aktenanaly-
se wurden Daten erhoben, die Aussagen zur Anwendungspraxis 
und Ausgestaltung des Instituts der Vorbewährung erlauben, 
sowie einen Vergleich mit sozial biographischen Daten von 
Probanden ermöglichen, deren Jugendstrafe - im Gegensatz 
zu den Vorbewährungsprobanden (63 Probanden) - schon in der 
Hauptverhandlung zur Bewährung ausgesetzt wurde (98 Proban-
den) oder die zu einer Jugendstrafe ohne Bewährung verur-
teilt wurden (77 Probanden). 

Im Anschluß daran wurde in der Zeit von Mai 1981 bis Febru-
ar 1982 zur Ermittlung von Kenntnisstand, Informationsbasis 
und Einstellung zum Institut der Vorbewährung eine schrift-
liche Befragung durchgeführt, die die beteiligten Instan-
zen - Jugendrichter (N=30), Jugendstaatsanwälte (N=13), Be-
währungshelfer (N=51), Jugendgerichtshelfer (N=87) - aus 
den drei Landgerichtsbezirken Karlsruhe, Freiburg und Mann-
heim einbezog ( 20). Die Auswahl der Landgerichtsbezirke 
richtete sich nach dem Aktenmaterial des Behandlungsfor-
schungsprojektes und der daraus gewonnenen Erkenntnis der 
sehr unterschiedlichen Anwendungspraxis zwischen diesen 
drei Landgerichtsbezirken. 

Der verwandte Fragebogen ( 21) gliedert sich in drei Kom-
plexe. Im ersten Teil werden rein statistische Fragen zur 
Person und Beruf des Betroffenen erfaßt. Im zweiten Ab-
schnitt sind Fragen zur Ergänzung der dogmatischen Analyse 
enthalten, so unter anderem, welche Informationsquelle.i bei 
der Legalprognose entscheidend sind, ob die vorhandenen In-
formationsquellen ausreichen und gegebenenfalls welche an-
deren notwendig wären. Der dritte (Haupt-)Teil befaßt sich 
ausschließlich mit dem.Institut der Vorbewährung. 
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Zum Abschluß der empirischen Untersuchung soll versucht 
werden, durch eine Auswertung von Zentralregister- und Er-
ziehungsregisterauszügen zu einer eingeschränkten verglei-
chenden Aussage über die Wirkung (Widerruf der erfolgten 
Aussetzung oder erneute Auffälligkeit, die zu einem Regi-
stereintrag führte) von Strafaussetzung zur Bewährung und 
Vorbewährung zu gelangen. Hierzu wurden im Jahre 1981 für 
sämtliche "Bewährungs"-Probanden (N 161) entsprechende 
Auszüge beim Generalbundesanwalt in Berlin eingeholt. Ausge-
hend von den dem Behandlungsforschungsprojekt zugrunde lie-
genden Urteilsdaten ergab sich eine durchschnittliche Beob-
achtungszeit von viereinhalb Jahren. 

Hinsichtlich der Altersstruktur der Probanden wurde eine 
Unterscheidung zwischen Jugendlichen und Heranwachsenden 
nicht vorgenommen. Die Gleichbehandlung bot sich zum einen 
wegen der in allen Fällen einheitlich erfolgten Verurtei-
lung nach jugendstrafrechtlichen Grundsätzen an(§ 105 JGG), 
und zum anderen ordnet sich das Institut der Vorbewährung, 
durch seine Bestrebung, einen erzieherischen Bei trag zur 
erweiterten ambulanten Behandlung zu leisten, in die mit 
diesen Reformbemühungen einhergehenden Forderungen ein, die 
Heranwachsenden in das materielle Jugendstrafrecht einzube-
ziehen (22). 

Begründet ist dieser Vorschlag u.a. wegen des auch bei 
einem bereits Achtzehnjährigen noch nicht abgeschlossenen 
Reifungsprozesses, der auch bei einem Heranwachsenden noch 
vorhandenen persönlichen Prägbarkeit und spezialpräventiven 
Ansprechbarkeit und der besseren Eignung des Jugendstraf-
rechts, die mit der vorverlegten Volljährigkeit verbundenen 
Risiken sozial- und kriminalpädagogisch auffangen zu kön-
nen ( 23). 
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Anmerkungungen zu Teil I 

1) Schriften der Arbeiterwohlfahrt Bd. 22, 1970; bearbei-
tet von Christa Hasenclever; Schaffstein 1971, 129 ff.; 
Hauser 1980, 235. 

2) Bundesministerium für Jugend,· Familie und Gesundheit 
(Hrsg.), Diskussionsentwurf eines Jugendhilfegesetzes 
1973. 

3) Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit 
(Hrsg.), Referentenentwurf zum Jugendhilfegesetz 1974; 
zum Diskussionsentwurf vgl. Kaiser 1975, 216 und Hauser 
1980, 237; zum Referentenentwurf vgl. Kaiser 1975, 
216 und Hauser 1980, 248. 
Aus der Fülle der weiteren Diskussionsbeiträge vgl.: 
Kaufmann, H. 1974, 897/898; Jordan (Hrsg.) 1975 mit 
zahlreichen Beiträgen; Pfeiffer 1979, 263; Ayass 1979, 
333 ff. - Thesen der Arbeitsgemeinschaft sozialdemo-
kratischer Juristen; Eisenberg 1979, 383 ff.; Münder 
1980, 151; Albrecht 1980, 93; weitere Literatur bei 
Müller-Dietz 1975, 20. 

4) Kaiser 1975, 213. 
5) Thiesmeyer 1978, 10; Schaffstein 1981, 290. 
6) vgl. Bericht des 18. deutschen Jugendgerichtstages in 

Göttingen, S. 2, hrsg. v. der Deutschen Vereinigung für 
Jugendgerichte und Jugendgerichtshilfen, Neue Folge, 
Heft 12; Mit Stand vom 30.8.1982 liegt ein Arbeitsent-
wurf des Bundesministers der Justiz zur Änderung des 
JGG vor. Er enthält u.a. die Einführung der Betreuungs-
weisung nach § 10 JGG, die Erweiterung der Strafausset-
zung zur Bewährung und die stärkere Betonung des erzie-
herischen Aspekts beim Jugendarrest - vgl. im übrigen 
Ayass 1982 b, 377. 

7) P-feiffer 1979, 263; Schaffstein 1980, 33; vgL auch BT-
Drucksache 8/2571, 166 ff. 

8) vgl. ET-Drucksache 8/2571. 
9) vgl. BR-Drucksache 287/80. 

10) Bietz 1981, 214; Meyer, K.-P. 1981 b, 349; Kury 1982, 
211; Kaiser 1982 a, 102 ff. 

11) Scheibe 1977, 273; Schaffstein 1980, 59 f.; Brunner 
1981, Einl. II Rdn 16 ff.; Marks 1982a, 25. 

12 J Kübel/Wollentin 1970, 220; Neupert 1970, 221; Kerner 
1982, 30; Kai$er 1982 a, 106. 

13) Wollny 1970, 17 ff. - ablehnende Haltung; Kübel/Wollen-
tin 1970, 215 ff. 

14) Knoll 1978, 89, 179/180; Eisenberg 1979, 266; Hausen 
1980, 91; Fritschka 1981, 206/208; Brunner 1981, § 57 
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Rdn 4; Adam 1981, 347/348; Friedrichs, E. 1981, 162; 
Thesen des 18. dt. Jugendgerichtstages - Deutsche Ver-
einigung für Jugendgerichte und Jugendgerichtshilfen 
(Hrsg.) 1981, 352. 

15) § 57 Abs. 1 JGG; "Die Aussetzung der Jugendstrafe zur 
Bewährung wird im Urteil oder, solange der Strafvollzug 
noch nicht begonnen hat, nachträglich durch Beschluß 
angeordnet. Für den nachträglichen Beschluß ist der 
Richter zuständig, der in der Sache im ersten Rechtszug 
erkannt hat; der Staatsanwalt und der Jugendliche sind 
zu hören." 

16) vgl. Kübel/Wollentin 1970, 215 ff. - Auf die so be-
schriebene Ausgestaltung der Vorbewährung beschränkt 
sich diese Arbeit, so daß Fälle ausscheiden, in denen 
der Jugendliche - nach dem Urteilsspruch - in Untersu-
chungshaft verbleibt. 

17) vgl. Miehe 1964, 70; Benske 1966, 69; Schaffstein 1972, 
475; Eckert -1982, 136. 

18) so Peters, K. 1961, 67. 

19) vgl. hierzu eingehend unten S. 104. 

20) Die Zahlen entsprechen der Anzahl der verwertbaren Fra-
gebogen - zur genauen Aufschlüsselung vgl. Tab. 2, S. 
114. 

21) vgl. Anhang, S. 291 ff. 

22) vgl. eingehend Kreuzer 1981, 13 ff. 

23) Zu diesem Vorschlag vgl. u.a. Sach 1969, 299; Schaff-
stein 1969, 264; Brunner 1976, 61; Denkschrift der DVJJ 
1977, 10 ff.; Janssen 1980, 327; Schaffstein 1980, 53; 
Bietz 1981, 219. 

* Da das Manuskript im Januar 1983 abgeschlossen wurde, 
konnten die Aufsätze von Walter, M.: Wandlungen in der 
Reaktion auf Kriminalität, in: ZStW 1983, 32-68 und 
Bottke, W.: Zur Ideologie und Teleologie des Jugend-
strafverfahrens, in: ZStW 1983, 69-103, die zu zahlrei-
chen Themenkreisen der Untersuchung Stellung nehmen -
ohne allerdings auf die Problematik des§ 57 JGG einzu-
gehen - nicht mehr berücksichtigt werden. 
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II. T E I L D A S I N S T I T U T DE R 
V O R B E W Ä H R U N G 

1. Darstellung und Abgrenzung des Instituts der 
Vorbewährung 

1.1. § 57 JGG als Ausgangspunkt für das Institut der 
Vorbewährung 

Nach § 57 JGG besteht für den Jugendrichter die Möglich-
keit, nicht nur, wie es im Erwachsenenstrafrecht zwingend 
vorgeschrieben ist (§ 260 Abs. 4 S. 4 StPO), die Entschei-
dung über die Strafaussetzung zur Bewährung im Urteil zu 
treffen, sondern diese Entscheidung - nach Rechtskraft des 
Urteils und vor Beginn der Strafvollstreckung - später in 
einem besonderen Beschlußverfahren zu fällen. 

Für dieses unterschiedliche Vorgehen, das auch schon in 
ähnlicher Weise im JGG von 1923 (§ 10 Abs. 2) enthalten 
war, hat der Gesetzgeber weder in den Materialien noch im 
Gesetz selbst Anhaltspunkte dafür gegeben, unter welchen 
Voraussetzungen der Jugendrichter den einen oder anderen 
Weg wählen soll ( 1). Beide Möglichkeiten, entweder im Ur-
teil selbst oder erst später durch besonderen Beschluß zu 
entscheiden, stehen vielmehr gleichgeordnet nebeneinander, 
so. daß es allein im pflichtgemäßen Ermessen des Jugendrich-
ters liegt, sich für die eine oder andere Lösung zu ent-
scheiden (2). 

Der Richter ist lediglich gehalten, entsprechend§ 267 Abs. 
3 Satz 4 StPO wenigstens in den Urteilsgründen darauf hin-
zuweisen, daß er die Entscheidung über die Strafaussetzung 
zur Bewährung dem Beschlußverfahren vorbehält ( 3). Allge-
meine Voraussetzung für ein nachträgliches Beschlußverfah-
ren ist demnach lediglich, daß als Ergebnis der Hauptver-
handlung eine Jugendstrafe verhängt wird, die gemäß § 21 
JGG ausgesetzt werden kann. 
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Kriterien, die den Jugendrichter veranlassen können, das 
nachträgliche Beschlußverfahren zu wählen - unabhängig von 
der Frage des Instituts per Vorbewährung - wurden ihm durch 
die einschlägige Kommentar- und Lehrbuchliteratur an die 
Hand gegeben (4). Eine darüber hinausgehende Beachtung die-
ser Verfahrensart fand in der Literatur nicht statt (5). 

Die danach ausschlaggebenden Gründe für ein Vorgehen nach 
§ 57 JGG beziehen sich nicht auf die Beu_rteilung des Täters 
und seiner Verfehlungen, sondern auf den Erfolg der·Straf-
aussetzung selbst. Solche Gründe, die der konkreten Tatsa-
chenermittlung dienen, sind etwa noch vorzunehmende Ermitt-
lungen darüber, ob der Jugendliche in seiner bisherigen Um-
gebung verbleib~n kann, ob Möglichkeiten einer anderen Un-
terbringung bestehen, ob ein Arbeitsplatz oder eine Lehr-
stelle· zur Verfügung steht oder ob ein geeigneter Bewäh-
rungshelfer vorhanden ist (6). Ebenso können Gründe der Er-
ziehung ausschlaggebend sein, so um zu vermeiden, daß die 
sofortige Aussetzung im Urteilsspruch von dem Jugendlichen 
als Freispruch gewertet wird (7). Dieses Argument hat sogar 
dazu geführt, daß bei einer vorgesehenen Strafaussetzung 
ohne Teilverbüßung die Entscheidung über die Strafausset-
zung zweckmäßigerweise immer ausgesetzt werden sollte (8). 
Schon die Ungewißheit einer Strafvollstreckung sollte eine 
symbolische Sühneleistung darstellen (9). 

Weiterhin wird ein nachträgliches Beschlußverfahren dann 
empfohlen, wenn gleichzeitig gegen mitangeklagte Jugendli-
che auf Jugendarrest erkannt wird, um zu vermeiden, daß der 
Eindruck entsteht, durch die Strafaussetzung zur Bewährung 
gegenüber der Verurteilung zum Jugendarrest besser gestellt 
zu sein (10). 

Diese Kriterien, die· Anlaß für ein Beschlußverfahren, bei 
dem die Laienrichter nicht mehr beteiligt sind ( 11), sein 
können, beinhalten grundsätzlich, daß die eigentliche Ent-
scheidung über die Strafaussetzung und damit die notwendi-
ge Prognoseentscheidung über das künftige Legal verhalten 
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des Jugendlichen schon gefallen ist. Der Jugendrichter 
sucht nicht mehr nach Anhaltspunkten für die Beurteilung 
der Persönlichkeit des Jugendlichen, sondern benutzt den 
möglichen Zeitgewinn, um konkrete Tatsachen zu ermitteln, 
die sich auf die Gestaltung der, Bewährungszeit beziehen. 
Grundlage der Entscheidung ist nicht mehr, ob es überhaupt 
zu einer Strafaussetzung kommt - diese Feststellung ist 
bereits getroffen-, sondern es sind lediglich noch Fragen 
offen, die sich auf die Ausgestaltung der Bewährungszeit 
beziehen. 

Darauf aufbauend, aber unter einem erheblich anderen Aspekt 
ist das Institut der Vorbewährung zu sehen (12). Hier 
sind es nicht nur noch vorzunehmende Ermittlungen über 
die Gestaltung der Bewährungszeit, die zur Entscheidung 
für das spätere Beschlußverfahren führen, sondern hier 
ist die Frage, ob es zu einer Strafaussetzung kommt oder 
nicht, noch völlig offen (13). 

Die formell-rechtliche Regelung des§ 57 JGG soll dem Rich-
ter die Möglichkeit geben, bei seiner Prognose, dem Kern 

der Strafaussetzungserwägungen (14), zu einer fundierteren 
und eventuell auch treffsichereren Beu1·teilung und l!:inschät-
zung des Jugendlichen zu gelangen. Hierzu hat die Praxis 
den Zeitraum zwischen Urteil und nachträglichem Beschluß 
auf mehrere Monate ausgedehnt. Dieser Zeitraum soll für den 
Richter als Beobachtungszeit dienen, in der der bereits zur 
Jugendstrafe verurteilte Jugendliche sich in Freiheit be-
findet., Zugleich unterliegt er der Überwachung eines ihm 
zugeteilten Bewährungshelfers, verbunden mit den üblichen 
Auflagen und Weisungen (15). Während dieser Probezeit soll 
der Jugendliche durch seine Mitarbeit die Prognoseentschei-
dung des Richters unterstützen. Der Jugendliche soll durch 
sein Verhalten zum Ausdruck bringen, daß er bereit und 
willens ist, die Voraussetzungen für eine ihm günstige 
spätere Entscheidung selbst mitzugestalten (16), Durch die 
klare Erkenntnis seiner eigenen Lage soll der Jugendliche 
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gleichzeitig auf eine geordnete Zukunft hingeführt werden. 
Als Belohnung oder Verdienst für das während dieser Probe-
zeit gezeigte Wohlverhalten soll es dann im nachträglichen 
Beschlußverfahren zur Aussetzung der bereits ausgesproche-
nen Jugendstrafe kommen (17). 

In dieser Ausprägung bildet das Institut der Vorbewährung 
innerhalb des Jugendstrafrechts ein eigenständiges Verfah-
ren. Die daraus resultierende Besonderheit ergibt sich 
aus dem Vergleich mit anderen verwandten Modellen oder 
gesetzlichen Regelungen. 

1.2. Die Abgrenzung der Vorbewährung von verwandten 
Modellen und gesetzlichen Regelungen 

1.2.1. § 27 JGG - Die Aussetzung der Verhängung der 
Jugendstrafe 

Für § 27 JGG ist Voraussetzung, daß nach Ausschöpfung 
aller Ermittlungsmöglichkeiten eine sichere Beurteilung, 
ob schädliche Neigungen in ausreichendem Umfang vorliegen, 
nicht erfolgen kann, und somit der Ausspruch einer Jugend-
strafe noch nicht möglich ist. Dieses Ermittlungsdefizit 
soll dann durch die Erkenntnisse während der Bewährungs-
zeit kompensiert werden (18). 

Die 1953 - in Anlehnung an das angelsächsische System der 
Probation (19) - in das Jugendgerichtsgesetz neu aufgenom-
mene Vorschrift (20) hat zwar mit der Vorbewährung die Ein-
räumung einer Bewährungszeit gemeinsam und besitzt ebenso 
wie die Vorbewährung abwartenden und klärenden Charakter 
(21), aber im Gegensatz zur Vorbewährung wird nach§ 27 JGG 
die Verhängung der Jugendstrafe zur Bewährung ausgesetzt 
(22), nicht die Entscheidung über die Strafaussetzung 
selbst. 

Auch in erzieherischer Hinsicht ist ein vorgehen nach§ 27 
JGG sehr umstritten (23). Zwar wird in den Einführungsbe-
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gründungen die erzieherische Wirksamkeit noch hervorgeho-
ben (24) und auch später noch als bedeutsam angesehen (25), 
im Gegensatz zum Institut der Vorbewährung wird jedoch ein 
Vorgehen nach § 27 JGG allein aus erzieherischen Gründen 
abgelehnt ( 26). 

Neben diesen in der Handhabung zum Ausdruck kommenden Un-
•terschieden liegt jedoch das wesentliche Unterscheidungs-
merkmal in den rechtlichen Voraussetzungen. 

Entscheidend für ein Vorgehen im Rahmen des§ 57 JGG ist, 
daß die Frage der Verhängung einer Jugendstrafe nicht mehr 
relevant, sondern bereits entschieden ist. Es geht hier ge-
rade nicht darum, letzte Zweifel an der Notwendigkeit einer 
Jugendstrafe zu beseitigen, sondern allein um die Frage, 
ob dem bereits zur Jugendstrafe verurteilten Jugendlichen -
unabhängig davon, ob die Verurteilung aufgrund "schädlicher 
Neigungen" oder wegen "Schwere der Schuld" erfolgte - eine 
Strafaussetzung zuerkannt werden soll oder nicht. 

Im Gegensatz hierzu soll ein Vorgehen nach § 27 JGG die 
Zweifel darüber ausräumen, "ob in der Straftat eines Ju-
gendlichen schädliche Neigung von einem Umfang hervorgetre-
ten sind, daß eine Jugendstrafe erforderlich ist". 

1.2.2. §§ 45, 47 JGG - Das Absehen von der Verfolgung; die 
Einstellung durch den Richter 

§ 45 JGG ( 27) bietet im Jugendstrafrecht unter Durchbre-
chung des Legalitätsprinzips zusätzliche Anwendungsfälle 
zugunsten des Opportunitätsprinzips. Hierin kommt auf ver-
fahrensrechtlicher Seite der das materielle Jugendstraf-
recht beherrschende Gedanke zum Ausdruck, Jugendstrafe und 
Zuchtmittel nur dann zu verhängen, wenn reine Erziehungs-
maßnahmen nicht mehr ausreichen. 

Dem Staatsanwalt werden nach § 45 JGG zwei Möglichkeiten 
eingeräumt, von der Verfolgung abzusehen. Zum einen kann 
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er beim Jugendrichter die Durchführung des jugendrichterli-
chen Erziehungsverfahrens anregen ( § 45 Abs. 1 JGG); ent-
spricht der Richter der Anregung, so hat der Staatsanwalt 
von der Verfolgung abzusehen. Zum anderen kann der Staats-
anwalt auch ohne Zustimmung des Richters unter den Voraus-
setzungen des § 45 Abs. 2 JGG von sich aus von der Verfol-
gung absehen. 

Entsprechend dieser Regelung für die Staatsanwaltschaft 
gibt § 47 JGG dem Richter die Möglichkeit, das Verfahren 
durch Beschluß auch nach Einreichung der Anklage unter den 
gleichen Voraussetzungen einzustellen, unter denen der 
Staatsanwalt von der Verfolgung hätte absehen können. 

Diese vorgegebenen verfahrensrechtlichen Möglichkeiten wer-
den nun in der Praxis (28) vieler Jugendstaatsanwälte und 
Jugendrichter in der Weise angewandt, daß das Verfahren für 
eine gewisse Zeit unterbrochen oder ausgesetzt wird, um die 
Einhaltung der von dem Jugendlichen übernommenen Verpflich-
tungen absehen zu können, um dann entsprechend zu reagie-
ren ( 29). Den Instanzen wird hierdurch ein Beobachtungs-
zeitraum eingeräumt, .der ihnen jederzeit eine erzieherisch 
notwendige Intervention erlaubt (30). 

Obwohl bei diesem Institut der "Einstellung zur Bewährung" 
(31) schon klar durch das Fehlen einer abgeschlossenen 
Hauptverhandlung der Unterschied zum Institut der Vorbewäh-
rung zum Ausdruck kommt, ist seine Erwähnung wegen der zum 
Teil begrifflichen Gleichsetzung mit der Vorbewährung not-
wendig. So benutzt Brunner (32) auch für die Aussetzung des 
Verfahrens nach den§§ 45 und 47 JGG fälschlicherweise den 
Begriff "Vorbewährung". Ebenso mißverständlich ist auch die 
Bezeichnung "Einstellung zur Bewährung" ( 33), da hierdurch 
zu nahe Parallelen zur Strafaussetzung zur Bewährung gezo-
gen werden, die jedoch fast gänzlich fehlen (34). Um Ver-
wechslungen vorzubeugen, sollte der Begriff der "Bewährung" 
beschränkt bleiben auf tatsächliche Modifikationen der 
Strafaussetzung zur Bewährung. 
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Für die vorliegende Arbeit bleibt festzuhalten, daß der we-
sentliche Unterschied und damit auch der Ausschluß einer 
Vergleichbarkeit - ebenso wie bei § 27 JGG - in dem fehlen-
den Ausspruch einer Jugendstrafe lie_gt, der Voraussetzung 
für ein Vorgehen im Wege des Instituts der Vorbewährung 

ist. 

1.2.3. Die "Bewährung in Freiheit" - Modell der DVJJ 

Dieses durch die Jungtäterkommission (35) der Deutschen 
Vereinigung für Jugendgerichte und Jugendgerichtshilfen 
(DVJJ) ausgearbeitete Modell ( 36) soll gewährleisten, daß 
alle Möglichkeiten einer Sozialisation in Freiheit- ausge-

schöpft werden können. 

Ausgangspunkt für den Vorschlag der "Bewährung in Frei-
heit" ist es, das Manko im Sanktionenkatalog des Jugendge-

richtsgesetzes zu beseitigen, durch das die ambulante so-
zialisierende Maßnahme der Strafaussetzung zur Bewährung 
zwingend an eine vorausgehende Verhängung einer Jugendstra-
fe gekoppelt ist (37). 

Um dies zu vermeiden, schlägt die Kommission die "Bewäh-
rung in Freiheit" vor, die ihre Stellung zwischen Erzie-
hungsmaßregel und Jugendstrafe haben soll ( 38). Es sollen 
solche Jugendlichen (39) erfaßt werden, bei denen als Reak-

tion Erziehungsmaßregeln und Zuchtmittel nicht mehr ausrei-
chen, deren Tat aber einen vor den "schädlichen Neigungen" 
liegenden Erziehungsnotstand anzeigt, der latent vorhandene 
schädliche Neigungen bei dem Täter vermuten läßt und daher 
eine nachhaltige erzieherische Behandlung erfordert. Die 
Voraussetzungen für die Anordnung der "Bewährung in Frei-
heit" liegen somit deutlich unter denen des§ 17 Abs. 2 JGG 
und sind somit unterhalb der vollstreckbaren Jugendstrafe 
angesiedelt ( 40). Zu einer Jugendstrafe soll es nur dann 

kommen, wenn der Täter während der Bewährungszeit eine ne-
gative Entwicklung zeigt, die zu einer Manifestation der 
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zum Tatzeitpunkt lediglich latent vorhandenen schädlichen 
Neigung führt. Hierin ist auch der Unterschied zu§ 27 JGG 
zu sehen. Bei der Aussetzung der Verhängung der Jugendstra-
fe wird bei deren nachträglich notwendig werdenden Festset-
zung allein auf den Tatzeitpunkt abgestellt (41). 

Der Unterschied dieses von Richtern eher negativ einge-
schätzten Modells (42), das auch die Möglichkeit eines so-
genannten "Einstiegsarrests" zuläßt ( 43), zum Institut der 
Vorbewährung liegt wie bei § 27 JGG darin, daß Vorausset-
zung für die Vorbewährung das Feststehen schädlicher Nei-
gungen oder der Schwere der Schuld und damit der Ausspruch 
einer Jugendstrafe ist. Nur nach der Entscheidung für eine 
Jugendstrafe kommt ein Vorgehen im Wege der Vorbewährung 
in Betracht. 

1.2.4. Die "Betreuungs- oder Bewährungsweisung" 

Das schon lange in der jugendstrafrechtlichen Auseinander-
setzung diskutierte Behandlungsmodell der "Betreuungs- oder 
Bewährungsweisung" (44) findet seine rechtliche Grundlage 
in§ 10 JGG in Verbindung mit Richtlinie 3 zu§ 10 JGG und 
§ 11 Abs. 1 JGG (45). Danach kann der Jugendrichter anord-
nen, daß sich der Jugendliche für eine bestimmte Zeit (46) 
der Aufsicht und Leitung einer geeigneten Person zu unter-
stellen hat (47). Verbunden wird diese Anordnung mit einer 
detaillierten Umgrenzung des Bereichs, auf den sich die-Be-
treuung beziehen soll und der Androhung eines eventuellen 
Arrestes bei Zuwiderhandlung. 

Die Praxis hat mit diesem Vorgehen, das in letzter Zeit 
durch den Verein "Brücke e. V." aufgegriffen und wieder ver-
stärkt in den Blickpunkt gerückt wurde (48), bereits posi-
tive Erfahrungen gemacht (49). Konsequenz dieser stärkeren 
Betonung der ambulanten Behandlung und des festgestellten 
Erfolges war dann auch der Vorschlag einer entsprechenden 



18 

Neufassung von § 10 JGG auf dem 18. Dt. Jugendgerichtstag 
1980 in Göttingen (50). 

Von dem Institut der Vorbewährung unterscheidet sich die 
inzwischen weitgehend befürwortete Betreuungsweisung ( 51) 
jedoch grundsätzlich. Schon die Ansatzpunkte für die jewei-
lige Anwendung schließen eine Vergleichbarkeit aus. 

Zu einer "Betreuungsweisung" soll es dann kommen, wenn die 
Leitung und Unterstützung des betreffenden Jugendlichen 
durch einen Sozialarbeiter als notwendig angesehen wird, 
aber bei vorliegenden Straftaten mit geringem Gewicht nicht 
allein deshalb Jugendstrafe verhängt werden kann, um auf .. 
diesem Wege dem Angeklagten die beabsichtigte Hilfezuge-
ben (52). Der Anwendungsbereich der Betreuungsweisung liegt 
daher im Bereich leichter bis mittelschwerer Kriminalität, 
für die eine Jugendstrafe nicht in Betracht zu ziehen ist 
(53). Bei dem Institut der Vorbewährung ist jedoch die an-
geordnete Jugendstrafe Voraussetzung für seine Anwendung. 

1.2.5. Zusammenfassung 

Allen angeführten verwandten Instituten ist mit der Vorbe-
währung zwar gemeinsam, daß sie zum einen ambulante Reak-
tionsformen stärker betonen und zum anderen hierdurch dem 
Erziehungsgedanken mehr entsprechen und stärkeres Gewicht 
verleihen wollen. Von ihren Voraussetzungen sind sie aber 
lediglich argumentativ vergleichbar, da es bei ihnen allen 
noch nicht zur Verhängung einer Jugendstrafe gekommen ist. 

Für die Vorbewährung nach § 57 JGG bedeutet das, daß sie 
ein eigenständiges Institut darstellt, das weder in der an-
gewandten Praxis noch im Gesetz oder der wissenschaftlichen 
Diskussion eine Parallele findet. 



19 

2. Kritische Auseinandersetzung mit dem Institut der 
Vorbewährung 

2.1. Die Stellung der Vorbewährung im Rahmen des 
positiven Rechts 

2.1.1. Die Rechtsnatur der Vorbewährung 

Neben§ 57 JGG werden als rechtliche Grundlage für die Vor-
bewährung und deren Ausgestaltung die §§ 8 Abs. 2 S. 1, 10 
und 15 JGG herangezogen ( 54). Zum einen wird aus diesen 
Vorschriften die Legitimation für die gleichzeitige Ertei-
lung von Auflagen und Weisungen neben der Jugendstrafe ab-
geleitet und zum anderen insbesondere aus§ 10 JGG in Ver-
bindung mit Richtlinie 3 die Zuteilung eines Bewährungshel-
fers für die Vorbewährungszeit als zulässig erachtet. 

Ohne schon jetzt näher auf die Begründetheit einer entspre-
chenden Anwendung dieser Vorschriften einzugehen, ergibt 
sich der Anknüpfungspunkt für die Erklärung der Rechtsnatur 
der Vorbewährung, für die als Institut keine ausdrückliche 
gesetzliche Grundlage existiert, aus dieser Herleitung und 
zugleich aus der nahen Verwandtschaft zur Strafaussetzung 
zur Bewährung. 

Für die Anordnung der Vorbewährung ist unabdingbare Voraus-
setzung - ebenso wie für die eigentliche Strafaussetzung 
zur Bewährung - , daß es in der vorausgegangenen Hauptver-
handlung zur endgültigen Festsetzung einer Jugendstrafe ge-
kommen ist. Beide Institute sind in ihren Anwendungsvoraus-
setzungen und der Modifikation ihrer Ausgestaltung weitge-
hend identisch. 
Für die Erklärung der Rechtsnatur der Vorbewährung bedeutet 
das, daß sie in naher Anlehnung an die Rechtsnatur der 
Strafaussetzung zur Bewährung bestimmt werden kann. 

Die Rechtsnatur der Strafaussetzung zur Bewährung ist auch 
heute noch stark umstritten (55). Nach herrschender Auffas-
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sung (56) ist sie weder eine Strafe eigener Art, also keine 
Aussetzungsstrafe im Gegensatz zu einer Vollstreckungsstra-
fe, noch eine bloße Erziehungsmaßregel. In dogmatischer 
Hinsicht stellt die Strafaussetzung zur Bewährung vielmehr 
eine Modifikation der Vollstreckung der Freiheitsstrafe dar 
(57). Diese herrschende Lehre für die Einordnung der recht-
lichen Natur der Strafaussetzung, die sowohl für das Er-
wachsenen- wie für das Jugendstrafrecht gilt, wurde ( 58) 
und wird auch heute - insbesondere unter Berücksichtigung 
des materiellen Gehalts der Strafaussetzung - stark ange-
griffen. 

So wird die Strafaussetzung zum Teil als eigene Strafart 
angesehen (59), als selbständiges strafrechtliches Reak-
tions- (60) oder Sanktionsmittel (61), als eigenständige 
Reaktionsweise ambulanter Resozialisierung (62), als öf-
fentliche Mißbilligung (63) oder als Mittel der Reaktions-
beweglichkeit des Richters (64). Als weitgehend zutreffend 
( 65) wird die von Dallinger-Lackner vertretene Mi ttelmei-
nung angesehen, die die Strafaussetzung unter kriminalpoli-
tischen Gesichtspunkten als ein einheitliches und eigenar-
tiges Reaktionsmittel auffaßt, das weder reine Strafe noch 
reine Erziehungsmaßregel ist, sondern Elemente von beiden 
in sich vereinigt (66). 

Zur endgültigen Klärung dieser sowohl für das Jugendstraf-
recht als auch für das Erwachsenenstrafrecht gleich gelten-
den Unklarheit über die Rechtsnatur der Strafaussetzung in 
ihrem materiellen Gehalt bietet sich die Be~timmung der 
Rechtsnatur unter den Gesichtspunkten der Strafzumessung 
an. Als Strafe und damit eigenständiges Sanktionsmi ttel 
könnte die Strafaussetzung zur Bewährung nämlich nur dann 
angesehen werden, wenn die Entscheidung über das "Für und 

Wider" der Strafaussetzung eine Frage der Strafzumessungs-
erwägungen des Richters darstellt. 

Für das Jugendstrafrecht ergibt sich die Verneinung dieser 
Frage rein gesetzestechnisch schon durch die Regelung des 
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§ 57 JGG. Aus der Zulässigkeit einer nachträglichen Ent-
scheidung über die Aussetzungsfrage folgt zwingend, daß die 
Zumessungserwägungen nicht durch eine mögliche Strafausset-
zung beeinflußt werden dürfen, daß also die Frage der 
Strafaussetzung unabhängig von der Strafzumessung ist. Im 
umgekehrten Falle wären sonst die Grundsätze für die Gewin-
nung des richtigen Strafmaßes verschieden, je nachdem, ob 
über die Aussetzung bereits im Urteil oder nachträglich 
durch Beschluß entschieden wird (67). 

Gegen die Einordnung der Strafaussetzungsentscheidung in 
die Strafzumessungserwägungen spricht weiter die Nichtgel-
tung des Gedankens der Allgemeinabschreckung im Jugend-
strafrecht (68). Im Falle der Strafaussetzung zur Bewährung 
kommt dies besonders deutlich zum Ausdruck, da im Jugend-
gerichtsgesetz eine§ 56 Abs. 3 StGB entsprechende Regelung 
fehlt. Gerade diese Vorschrift des Erwachsenenrechts .hat 
dort dazu geführt, die Strafaussetzung auch als eine Straf-
frage (69), also eine Zumessungsfrage anzusehen. 

Im Jugendstrafrecht mit seiner unbestrittenen Festlegung 
auf den Erziehungszweck (70) kommt daher der Strafzumessung 
eine gänzlich andere Bedeutung zu als im Erwachsenenrecht 
( 71). Das vorrangige Interesse, das·• den Jugendrichter bei 
jeder Entscheidung leiten muß, ist im Jugendstrafrecht im-
mer die Erziehung. 

Aus dem Erziehungspostulat ergibt sich auch ein weiteres 
Argument, das die Strafaussetzung als außerhalb der Straf-
zumessung stehend einstuft. Innerhalb der Reaktionsmöglich-
keiten des Jugendstrafrechts ist zwischen Auflagen nach § 
15 JGG und Bewährungsauflagen, die entsprechend § 15 JGG 
anzuordnen sind (72), zu unterscheiden. Letztere stehen un-
ter der Prämisse der erzieherischen Beeinflussung des Ju-
gendlichen, wohingegen erstere als Zuchtmittel der Ahndung 
der Tat (73) dienen. Ein Strafcharakter ist aber den Bewäh-
rungsauflagen fremd, die aus diesem Grunde, ohne Einschrän-
kung durch den Grundsatz der reformatio in peius (74), auch 
nachträglich veränderbar sind (75). 
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Nimmt man nun dies alles zusammen, die Regelung des § 57 
JGG, die Nichtgeltung der Generalprävention und die Beto-
nung des Erziehungsgedankens, so ist zumindest für das Ju-
gendrecht die Annahme richtig, daß die Entscheidung über 
die Strafaussetzung keine Überlegung innerhalb der Strafzu-
messungserwägungen bedeutet ( 76). 'Damit steht gleichzeitig 
fest, daß es sich bei der Strafaussetzung zur Bewährung im 
Jugendstrafrecht nicht um eine Strafe handelt. 

Unter Berücksichtigung dieses Ergebnisses gilt für die 
Rechtsnatur der Strafaussetzung folgendes. Entsprechend der 
oben erwähnten herrschenden Lehre ( 77) ist sie formal als 
eine Art der Vollstreckung der Jugendstrafe zu verstehen. 
Diese dogmatische Einordnung ist nun auch zu übernehmen für 
die Erklärung des materiellen Gehalts und der kriminalpoli-
tischen Aufgabe der Strafaussetzung. 

Nach Abschluß seiner Strafzumessungserwägungen und Festset-
zung einer Jugendstrafe muß der Jugendrichter sich über die 
Vollstreckung der Jugendstrafe klar werden. Er muß nun prü-
fen, ob die Erziehung des Jugendlichen zu einem rechtschaf-
fenen Lebenswandel besser durch den Strafvollzug oder die 
Strafaussetzung erreicht wird (78). Diese Entscheidung hat 
er allein unter Berücksichtigung der Persönlichkeit des Ju-
gendlichen zu treffen, unter Ausschluß jeglicher strafender 
Erwägungen. Die Strafaussetzung der Bewährung ist demnach 
im Jugendstrafrecht ihrem Wesen und materiellem Gehalt nach 
als allein dem Erziehungsgedanken untergeordnete Maßnahme 
der Vollstreckung der Jugendstrafe zu verstehen. Als Erzie-
hungsmaßregel kann sie allerdings nicht bezeichnet werden, 
da die unter diesen Begriff fallenden Maßregeln abschlie-
ßend durch das Gesetz aufgezählt werden. Um sowohl dem Ge-
sichtspunkt der Vollstreckung der Jugendstrafe als auch dem 
Gedanken der Erziehung gerecht zu werden, sollte man sie 
als erzieherisch notwendigen und wirksameren Eingriff in 
die praktische Verwirklichung der Jugendstrafe verstehen. 
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In diesem Verständnis steht sie als selbständige und 
gleichwertige Alternative der Vollstreckung neben dem Voll-
zug der Jugendstrafe, von dem sie ihrem Wesen nach grund-
sätzlich zu unterscheiden ist (79). 

Aus der so verstandenen Einordnung der Strafaussetzung 
zur Bewährung ergibt sich problemlos die Einstufung des 
Instituts der Vorbewährung. Von ihrer Funktion her dient 
die Vorbewährung der Unterstützung der Entscheidung, ob 
sich für die Erziehung des Jugendlic.hen zu einem recht-
schaffenen Lebenswandel die Strafaussetzung zur Bewährung 
eignet. Die Vorbewährung steht daher nicht nur in der Form 
ihrer Ausgestaltung und in ihrer Konsequenz der Strafaus-
setzung zur B~währung nahe, sondern ist auch von ihrem 
Wesen und Gehalt her der Strafaussetzung gleichzusetzen. 
Sie ist daher genau wie diese keine eigene Strafe, sondern 
dient der Vorbereitung der ambulanten Vollstreckung der 
Jugendstrafe und ist von ihrer Rechtsnatur her ebenso wie 
die Strafaussetzung zur Bewährung eine besondere Art der 
Vollstreckung der Jugendstrafe, auch wenn ihr eine gewisse 
Hilfsfunktion und damit vielleicht fehlende Selbständig-
keit oder der Charakter der Vorläufigkeit nicht abgespro-
chen werden können. 

2.1.2. Art. 2 Abs. 1 GG - Der Eingriff in die freie 
Entfaltung der Persönlichkeit 

Betrachtet man die rechtliche Begründung, die die Praxis 
für die Vorbewährung anführt ( 80), so erscheint zunächst 
die Frage nach möglichen verfassungsrechtlichen Bedenken 
unberechtigt und überspitzt. 

Das nachträgliche Beschlußverfahren ist abgesichert durch 
§ 57 JGG. § 8 Abs. 2 JGG erlaubt die Kombination von Ju-
gendstrafe mit Auflagen und Weisungen(§§ 15 u. 10 JGG) und 
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Richtlinie 3 zu§ 10 JGG (81) empfiehlt für besondere Fäl-
le, den Jugendlichen durch Weisung einer bestimmten Person 
zu unterstellen. 

Geht man weiter davon aus, daß die frühere Diskussion (82) 
um die Zulässigkeit des Eingriffs .in das elterliche Erzie-

hungsrecht in Form von Weisungen inzwischen zu der zutref-
fenden herrschenden Ansicht (83) geführt hat, daß es wider-
sprüchlich sei anzunehmen, der Gesetzgeber sei berechtigt, 
Jugendliche im Wege der Strafe auf längere Zeit von den Er-
ziehungsberechtigten zu ~rennen, während bei gebotenen min-
der schweren Maßnahmen die verfassungsrechtliche Schranke 
des Art. 6 Abs. 3 GG zu beachten sei (84), so scheint die 
verfassungsrechtliche Zulässigkeit unproblematisch. 

Die verfassungsrechtliche Frage stellt sich aber anders. 
Fraglich ist, ob die Heranziehung der erwähnten Vorschrif-
ten, die für sich gesehen den durch das Grundgesetz gesetz-
ten Schranken entsprechen, die rechtliche und praktische 
Ausformung der Vorbewährung zuläßt und ob dementsprechend 
unter Berücksichtigung der Rechtsnatur des Instituts der 
Vorbewährung seine Ausgestaltung in der Praxis dem Grundge-
setz entspricht. 

Als mögliche Grundrechtsverletzung käme ein Eingriff in das 
Grundrecht der freien Entfaltung der Persönlichkeit (Art. 
2 Abs. 1 GG) in Betracht. Durch dieses selbständige Grund-

. recht, das dem Betroffenen ein subjektives Recht auf Frei-
heit vor allen ungesetzlichen Belastungen gibt (85), wird 
die allgemeine menschliche Handlungsfreiheit in umfassendem 
Sinne gewährleistet (86). 

Eine Verletzung dieses Grundrechts könnte darin zu sehen 
sein, daß das Institut der Vorbewährung möglicherweise ohne 
gesetzliche Grundlage angewandt wird und damit durch seine 
Anordnung und Durchführung die freie Entfaltung der Persön-
lichkeit des betroffenen Jugendlichen in unzulässiger Weise 
eingeschränkt wird. 
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Zwar handelt es sich bei dem Institut der Vorbewährung von 
seiner Rechtsnatur her lediglich um eine Ausformung der 
Vollstreckung der ausgesprochenen Jugendstrafe, jedoch be-
deutet auch die Vollstreckung strafrechtlicher Sanktionen 
eine echte Grundrechtseinschränkung (87). Die Vollstrek-
kung geht über die bloße Verhinderung und Reparierung des 
jeweiligen•Grundrechtsfehlgebrauchs hinaus (88) und stellt 
daher eine neue Grundrechtsbeeinträchtigung des Verurteil-
ten dar. Ein Grundrechtseingriff ergibt sich zum einen aus 
der mit der Vorbewährung verbundenen Zuteilung eines Bewäh-
rungshelfers und zum anderen aus dem auf dem Jugendlichen 
lastenden ständigen Druck des drohenden Fehlschlags. 

Die Befürworter der Vorbewährung sehen eine solche verfas-
sungsrechtliche Problematik nicht. Sie glauben, sich im 
rechtlich zulässigen Rahmen zu bewegen, indem sie insbeson-
dere in der Stellung des Bewährungshelfers während der Vor-
bewährungszeit lediglich eine weniger einschneidende Maß-
nahme sehen, als bei der eigentlichen Strafaussetzung zu 
Bewährung (89). Dieser Gedanke der Verhältnismäßigkeit, der 
auch im Rahmen von Art. 2 Abs. 1 GG zu beachten ist (90), 
kann aber nur dann Gültigkeit finden und weiterverfolgt 
werden, wenn zuvor die rechtliche Grundlage für die Vorbe-
währungszeit als zulässig angesehen wurde, denn nur recht-
lich zulässiges Vorgehen kann auch verhältnismäßig sein. 

Hauptnorm, auf die das Institut der Vorbewährung gestützt 
wird, ist§ 57 Abs. 1 JGG. Wie eingangs dargelegt (91), 
entspricht die ausdehnende Interpretation dieser Vorschrift 
durch die Praxis nicht der ursprünglichen Intention des Ge-
setzgebers. Insbesondere kann die praktische Ausgestaltung 
der Vorbewährungszeit nicht mehr aus dieser verfahrens-
rechtlichen Grundlage abgeleitet werden. Selbst wenn man 
es daher gemäß § 57 Abs. 1 JGG noch als zulässig erachten 
würde, die Übergangsphase bis zum nachträglichen Beschluß-
verfahren auf mehrere Monate auszudehnen, so bedarf die 
Ausformung dieser Vorbewährungszeit aber einer anderen 
rechtlichen Grundlage. 
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Fraglich ist nun, ob diese in den von Kübel/Wollentin (92) 
vorgeschlagenen §§ 8 Abs. 2, 15 und 10 JGG gesehen werden 
kann oder ob eine analoge Anwendung der Vorschriften über 
eine Strafaussetzung zur Bewährung (§§ 21 ff. JGG) möglich 
ist. 

§ 8 Abs. 2 s. 1 JGG erlaubt es dem Jugendrichter, neben Ju-
gendstrafe Auflagen und Weisungen zu erteilen. Aus dieser 
Bestimmung leitet die Praxis die Befugnis ab, auch für die 
Vorbewährungszeit, der eine positive Entscheidung für eine 
Jugendstrafe vorausgeht, Auflagen erteilen zu können. Sie 
übersieht hierbei jedoch eine wichtige Konsequenz. § 8 Abs. 
2 S. 1 JGG meint nicht Bewährungsauflagen, sondern Aufla-
gen, denen im Unterschied zu Bewährungsauflagen ahndender 
( 93) und nicht nur erzieherischer Charakter zukommt. Die 
Auflagen für die Vorbewährungszeit sollen hingegen wie auch 
sonstige Bewährungsauflagen (94) nur aus erzieherischen 
Gründen angeordnet werden. Diese Unterscheidung macht deut-
lich, daß § 8 Abs. 2 S. 1 JGG nicht als Grundlage für Auf-
lagen zur Ausformung der Vorbewährungszeit dienen kann, 
denn aus der Rechtsnatur der dort gemeinten Auflagen und 
der erzieherischen Idee der Vorbewährung ergibt sich ein 
Widerspruch, der dem entgegensteht. 

Für die ebenfalls nach§ 8 Abs. 2 S. 1 JGG mögliche Anord-
nung von Weisungen neben einer Jugendstrafe gilt dieser Wi-
derspruch nicht, denn Weisungen haben - im Gegensatz zu 
Auflagen als Erziehungsmaßregeln rein erzieherische 
Funktion (95). Das hier interessierende verfassungsrechtli-
che Problem ist bei den Weisungen aber auch anders gela-
gert. Es ist fraglich, ob die Art der für das Institut der 
Vorbewährung entscheidenden Weisung der Zuteilung eines Be-
währungshelfers, der einer der wichtigsten Beteiligten 
eines Bewährungsverfahrens ist (96), als zulässig angesehen 
werden kann. 

Notwendig ist die Bestellung eines Bewährungshelfers, da 
ohne ihn die Idee der Vorbewährung - als Probezeit beratend 
und betreuend den Jugendlichen zu fördern - sowohl ihre 
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Wirkung als auch ihre Rechtfertigung verlieren würde. Auch 
aus der Sicht des Gesetzgebers kann auf eine Überwachung 
durch einen Bewährungshelfer für die Vorbewährungszeit 
nicht verzichtet werden. Die zwingende (97) Zuteilung eines 
Bewährungshelfers wurde nämlich bei der Neufassung des Ju-
gendgerichtsgesetzes im Jahre 1953 im Gegensatz zum Jugend-
gerichtsgesetz von 1923 (98) eingeführt, weil man nach den 
vorausgegangenen Erfahrungen zu der Überzeugung gelangt 
war, nur so erzieherisch auf den Jugendlichen einwirken zu 
können (99). 

Für das Institut der Vorbewährung wird nun die Möglichkeit 
in Form einer Weisung, einen Bewährungshelfer zuzuteilen, 
aus Richtlinie 3 zu§ 10 JGG entnommen, die in entsprechen-
den Fällen di~ Beaufsichtigung durch eine bestimmte Person 
empfiehlt. Begründet wird dieses Vorgehen mit dem Hinweis, 
daß sich die Tätigkeit des Bewährungshelfers während der 
Vorbewährungszeit auf eine reine Überwachungsfunktion be-
schränke, und aus diesem Grund keine - in ihrer Konsequenz 
einschneidendere - Bewährungsaufsicht stattfinde (100). 

Die Zulässigkeit dieser Ableitung erscheint jedoch aus zwei 
Gründen fraglich. Schon von der Terminologie her kann eine 
Unterscheidung in Überwachung und Aufsicht nur schwer er-
klärt werden. Der Gesetzgeber selbst benutzt nicht diese 
Abgrenzungskriterien für die Tätigkeit des Bewährungshel-
fers,. sondern spricht von Aufsicht und Leitung des Jugend-
lichen ( 101). Entsprechend der gesetzlichen Regelung wird 
auch in der Literatur nicht in Überwachung und Aufsicht un-
terschieden, sondern Aufsicht als Überwachung definiert 
(102) und daneben dem Bewährungshelfer betreuende und hel-
fende Unterstützung für den Jugendlichen abverlangt (103). 
Der Streit um diese Definitionen bleibt allerdings ein rein 
theoretischer und führt auch nicht zur Klärung der hier an-
stehenden Frage. Er spricht lediglich für die wohl auch bei 
den Befürwortern bestehende Unsicherheit in der Begründung 
ihres Vorgehens (104). Entscheidend ist in diesem Zusammen-
hang, daß die Tätigkeit des Bewährungshelfers in der Praxis 
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sich kaum nach diesen Kriterien unterscheiden läßt und eine 
solche Unterscheidung auch vermieden werden sollte (105). 

Umfassende Aufgabe des Bewährungshelfers ist es zwar, zum 
einen die Einhaltung der durch den Richter erteilten Bewäh-
rungsauflagen zu überwachen(= Be~ährungsaufsicht) und zum 
anderen bei und neben dieser Überwachung dem Jugendlichen 
beratend, ermahnend und betreuend zur Seite zu stehen 
(= Bewährungshilfe). In der praktischen Durchführung gehen 
beide Aufgaben aber ineinander über und stehen unter dem 
gemeinsamen Grundsatz der Erziehung und Wiedereingliederung 
des Jugendlichen (106). 

Dieser Grundsatz gilt aber auch im Rahmen der Zuteilung 
eines Bewährungshelfers für die Vorbewährungszeit. Neben 
der erzieherischen Leitung des Jugendlichen erwartet der 
Jugendrichter von dem Bewährungshelfer für die Absicherung 
seiner Legalprognose zudem die Beurteilung der Einhaltung 
der erteilten Auflagen durch den Jugendlichen, sowie dar-
überhinaus - aufgrund der erforderlichen engen Zusammenar-
beit - die Vermittlung eines Bildes der Persönlichkeit des 
Probanden ( 107). Von dieser Einschätzung hängt dann die 
Entscheidung ab, ob es zur eigentlichen Strafaussetzung zur 
Bewährung kommt oder nicht. 

Aus diesem Gedanken ergibt sich das entscheidende Bedenken 
gegen eine Ableitung der Zuteilung des Bewährungshelfers 
für die Vorbewährungszeit aus § 10 JGG in Verbindung mit 
Richtlinie 3. Die Erörterung hat gezeigt, daß ein Unter-
schied im Sinne eines "minus" in der Aufgabenstellung für 
den Bewährungshelfer bei seiner Tätigkeit innerhalb einer 
Vorbewährungs- oder Bewährungszeit nicht besteht, vielmehr 
die Aufgaben bei der Vorbewährung eher weitreichender sind. 
Diese Konsequenz ist nun unter dem Gesichtspunkt zu sehen, 
daß die Unterstellung unter einen Bewährungshelfer der 
nachhaltigste Eingriff in die Lebensführung des Verurteil-
ten ist (108). Aus diesem Grund kann nach der Konstruktion 
des Gesetzes der Bewährungshelfer seine Tätigkeit auch nur 
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aufgrund gesetzlicher Ermächtigung aufnehmen (109). Vorge-
sehen ist danach die Zuteilung eines Bewährungsh!lfers nur, 
wenn eine Jugendstrafe bereits gemäß§ 21 JGG zur Bewährung 
ausgesetzt ist, wenn die Entscheidung darüber, ob Jugend-
strafe zu verhängen ist, nach§ 27 JGG ausgesetzt wird oder 
wenn ein Verurteilter unter den Voraussetzungen der§§ 88/ 
89 JGG bedingt aus der Haft entlassen wird. Auch§ 38 Abs. 
2 S. 3 JGG grenzt lediglich den Aufgabenbereich der Jugend-
gerichtshilfe ab, ohne daß hieraus eine direkte rechtliche 
Legitimation für ein erweitertes Aufgabenfeld des Bewäh-
rungshelfers abgeleitet werden könnte (110). 

Unter Berücksichtigung dieser Umstände - zumindest gleiche 
Aufgabenstellung des Bewährungshelfers bei Vorbewährung und 
eigentlicher Bewährungsfeit und genaue gesetzliche Festle-
gung für das Tätigwerden eines Bewährungshelfers - kann für 
die Zuteilung eines Bewährungshelfers, in der Konsequenz 
seiner Funktion, eine Weisung entsprechend§ 10 JGG in Ver-
bindung mit Richtlinie 3 nicht mehr als rechtliche Grundla-
ge für seine Aufgaben währen_d der Vorbewährungszeit angese-
hen werden, durch die der damit verbundene Eingriff in das 
Grundrecht der freien Entfaltung der Persönlichkeit des Ju-
gendlichen zu rechtfertigen wäre. Im Ergebnis bleibt daher 
festzuhalten, daß§ 8 Abs. 2 i.V.m. § 15 und§ 10 JGG keine 
ausreichende Ermächtigungsgrundlage für die rechtliche Aus-
formung des Instituts der Vorbewährung bildet. 

Wie schon oben angedeutet und aufgrund der vorangegangenen 
Erörterungen, könnte sich eine zulässige Ausgestaltung der 
Vorbewährungszeit aber aus einer analogen Anwendung der 
Vorschriften über die Strafaussetzung zur Bewährung erge-
ben. 
Art. 103 Abs. 2 GG, der Analogien zur Bildung neuer Stra-
fen verbietet (111)--, steht hier nicht entgegen. Zwar fällt 
unter Art. 103 Abs. 2 GG nicht nur die vorherige Bestimmt-
heit der Strafbarkeit eines Verhaltens, sondern auch die 
Rechtsfolge dieser Strafbarkeit, d.h. die Strafandrohung, 
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Strafart und Strafhöhe (112). Bei der Strafaussetzung zur 
Bewährung und insbesondere bei der Vorbewährung handelt es 
sich von ihrer Rechtsnatur her jedoch weder um eine Strafe 
noch um Strafandrohung, sondern lediglich um die Modifika-
tion der Vollstreckung der Jugendstrafe. 

Für eine Übertragung der für die Strafaussetzung zur Bewäh-
rung im Gesetz vorgesehenen Regelungen auf das Institut der 
Vorbewährung spricht zunächst die weitgehende Identität 
oder Ähnlichkeit beider Institute in ihrer Ausformung und 
Gestaltung ( 113). Allerdings besteht in ihren rechtlichen 
Voraussetzungen ein entscheidender Unterschied. Bei der 
Strafaussetzung zur Bewährung ist im Gegensatz zur Vorbe-
währung die Entscheidung über das "ob" der Aussetzung be-
reits gefallen. Dieser Umstand macht zugleich die unter-
schiedliche Zielsetzung beider Verfahrensweisen deutlich. 
Bei der Vorbewährung geht es nicht allein darum, den für 
den Jugendlichen erzieherisch sinnvolleren Weg der Voll-
streckung der Jugendstrafe gewählt zu haben, sondern durch 
die Vorbewährung soll diese Entscheidung erst vorbereitet 
werden und dem Jugendlichen eine weitere Chance gegeben 
werden. 

Die Abweichung in den Anwendungsvoraussetzungen und Ziel-
vorstellungen überlagert somit die lediglich in der prakti-
schen Durchführung vorhandene Vergleichbarkeit und macht 
daher eine analoge Anwendung der Vorschriften über die 
Strafaussetzung zur Bewährung unmöglich (114). 

Für den Eingriff in das Grundrecht der freien Entfaltung 
der Persönlichkeit (Art. 2 Abs. 1 GG) durch das Institut 
der Vorbewährung existiert demnach keine Ermächtigungs-
grundlage. Er ist unzulässig (115). 

Dieses Ergebnis mag unbefriedigend sein, weil dadurch even-
tuelle günstige Bestrebungen im Jugendstrafrecht verhindert 
werden. Vergegenwärtigt man sich jedoch die Konsequenzen 
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eines Experimentierens außerhalb klar abgesteckter, gesetz-
licher Vorgaben, so wird deutlich, daß ein Tätigwerden des 
Gesetzgebers notwendig ist. 

Durch das Fehlen eines gesetzlichen Rahmens für das Insti-
tut der Vorbewährung und der dadurch allein durch den Rich-
ter durchzuführenden Ausgestaltung kann es zu weitreichen-
den Konsequenzen für den Jugendlichen kommen. So ist es 
ohne weiteres möglich, daß durch eine extensiv ausgedehnte 
Vorbewährungszeit die grundsätzliche Dauer der Bewährungs-
zeit von höchstens drei Jahren (116) weit überschritten 
werden kann, obwohl die erforderlichen (117) besonderen 
Voraussetzungen für eine Verlängerung nicht vorliegen. Dies 
ist besonders dann der Fall, wenn es nicht zu einer Anrech-
nung der Vorbewährungszeit auf die Bewährungszeit kommt, 
da le.tztere gemäß § 22 Abs. 2 JGG erst mit Rechtskraft der 
Entscheidung über die Aussetzung der Jugendstrafe beginnt. 

Zum anderen werden dem Jugendlichen zwar durch Weisungen 
und Auflagen Richtlinien für das ihm vom Gericht abverlang-
te Verhalten während der Vorbewährungszeit mit auf den Weg 
gegeben, allerdings fehlen klare Festlegungen, unter wel-
chen Voraussetzungen es zur Versag,mg der anschließend mög-
lichen Strafaussetzung kommen kann. § 26 JGG wird hier 
Richtschnur sein, aber dem Jugendrichter bleibt es unbenom-
men, auch aus anderen Gründen - etwa der Nichterreichung 
des mit der Vorbewährung bezweckten Erziehungsziels (118) -
die Strafaussetzung zu verweigern. 

Auch aus diesen Gründen muß eine eventuelle positive Ent-
scheidung für das Institut der Vorbewährung verbunden sein 
mit der Forderung nach 
solche Ausformung müßte 

einer gesetzlichen 
Bestimmungen über 

Regelung. Eine 
die Dauer der 

Vorbewährungszeit, über eine zumindest fakultative Anrech-
nung der Vorbewährungszeit auf die sich anschließende Be-
währungszeit und über die Zuteilung eines Bewährungshelfers 
enthalten. Auch hinsichtlich der Versagungsgründe für eine 
anschließende Strafaussetzung bedürfte es einer Regelung, 
die der schon jetzt bestehenden Möglichkeit der Beschwerde 
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gegen einen negativen Beschluß im nachträglichen Verfahren 
(119) eine an den Zielen der Vorbewährung und den Interes-
sen des Jugendlichen ausgerichtete Grundlage gibt. 

Die endgültige Festlegung der gesetzlich auszuformenden 
Punkte bietet sich jedoch erst n·ach definitiv erfolgter po-
sitiver Einschätzung des Instituts der Vorbewährung an. 
Schon an dieser Stelle aber gilt der Satz, daß zwar im Ju-
gendrecht alles ~achbar sein sollte, jedoch nur unter Wah-
rung rechtsstaatlicher Garantien (120). Das heißt, die auch 
sonst im Jugendrecht stark verbreitete Hinwendung zu ambu-
lanten Reaktionsformen, bei der ein mehr oder weniger 
rechtlich "freischwebendes" ( 121) Arbeiten zu beobachten 
ist, muß ein differenzierteres und solideres rechtliches 
Fundament erhalten (122). 

2.1.3. Die rechtliche Stellung des Bewährungshelfers 

Die Erörterung der verfassungsrechtlichen Zulässigkeit der 
Zuteilung eines Bewährungshelfers im Rahmen der Vorbewäh-
rung befaßte sich mit der Rechtsstellung und Rechtsbeein-
trächtigung des betroffenen Jugendlichen. Hierbei blieb ein 
anderes Problem unberücksichtigt, von dessen Beantwortung 
ein erfolgreiches und sinnvolles Vorgehen im Sinne des In-
stituts der Vorbewährung ebenso abhängt. 

Fraglich ist nämlich, ob es nach der derzeitigen gesetzli-
chen Regelung dem Bewährungshelfer überhaupt gestattet und 
somit möglich ist, im Rahmen der Vorbewährung tätig zu wer-
den ( 123). 

Der Umfang des Betätigungsfeldes des Bewährungshelfers er-
gibt sich aus den§§ 24/25 JGG in Verbindung mit den ent-
sprechend § 113 Satz 3 JGG erlassenen landesgesetzlichen 
Regelungen (124). Allein diese Vorschriften entscheiden 
über Entstehung und Beendigung, Inhalt und Umfang des Amtes 
des Bewährungshelfers (125). 
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Nach diesen Bestimmungen ist der Wirkungskreis des Bewäh-
rungshelfers grundsätzlich auf ein richterlich angeordnetes 
Tätigwerden im Rahmen einer ausgesprochenen Strafaussetzung 
zur Bewährung beschränkt (126). Lediglich § 3 Abs. 2 des 
Berliner Gesetzes über Bewährungshilfe erlaubt es, den Be-
währungshelfer auch mit der Überwachung von Weisungen nach 
§ 10 JGG zu betrauen. Alle anderen Landesgesetze modifizie-
ren ausschließlich die Regelungen des Jugendgerichtsgeset-
zes. 

Im Verlaufe einer intensivierten Hinwendung zur ambulanten 
Betreuung wurde nun im Bereich mittlerer Kriminalität, für 
die noch keine Jugendstrafe in Betracht kommt, im Wege der 
Betreuungsweisung ( 127) der Aufgabenkreis des Bewährungs-
helfers erweitert. Diese Ausdehnung - entsprechend der Ber-
liner Regelung - stieß anfangs auf entschiedene Ablehnung 
( 128), hat sich aber inzwischen durchgesetzt ( 129), was 
sich besonders deutlich in der Kommentierung durch Brunner 
zeigt, der in seiner 3. Auflage eine Überwachung von Wei-
sungen außerhalb der Strafaussetzung durch den Bewährungs-
helfer noch verwarf (130), sie heute aber befürwortet 
( 131). 

Im Bereich der Betreuungsweisung werden somit dem Bewäh-
rungshelfer Aufgaben außerhalb der Bewährungsaufsicht und 
-hilfe übertragen, obwohl dies - bis auf Berlin - nach den 
gesetzlichen Regelungen nicht vorgesehen ist. Sieht man in 
dieser zusätzlichen Aufgabe für den Bewährungshelfer aber 
keine Pflicht zur Übernahme, die nach dem derzeitigen Ge-
setzesstand, der die Jugendgerichtshilfe für zuständig er-
klärt (132), auch nicht bestehen kann, so steht einer frei-
willigen Durchführung durch den Bewährungshelfer auch 
nichts entgegen. Zwar besteht eine verbindliche Zuweisung 
eines bestimmten Au.fgabenbereiches, aber, damit kann nicht 
das Verbot verbunden sein, freiwillig allgemeine staatsbür-
gerliche Pflichten zu übernehmen (133). 
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Es erscheint allerdings fraglich, diese für die Betreuungs-
weisung geltenden Grundsätze, die sicher auch noch einer 
stärkeren gesetzlichen Verankerung bedürfen (134), auch für 
das Institut der Vorbewährung zu übernehmen. Zwar wird auch 
hier immer auf eine Weisung entsprechend§ 10 JGG verwie-
sen (135), aber in der Bedeutung der jeweiligen Tätigkeit 
bestehen doch erhebliche Unterschiede. 

Wie die Prüfung der Rechtsnatur des Instituts der Vorbewäh-
rung gezeigt hat, ist dieses Institut in seiner Ausformung 
und damit in der Aufgabenstellung für den Bewährungshelfer 
weitgehend mit der eigentlichen Strafaussetzung zur Bewäh-
rung gleichzusetzen. Demzufolge ist die Arbeit des Bewäh-
rungshelfers in ihrer Konsequenz darauf ausgerichtet, mit-
zuentscheiden, ob es im nachträglichen Beschlußverfahren 
zur Strafaussetzung kommt oder nicht. Bei dieser wahrzuneh-
menden Funktion, die eine "Schicksalsfrage" ( 136) für den 
Jugendlichen ist, befindet sich der Bewährungshelfer - was 
seine Rechte und Pflichten betrifft aber im unklaren. 
Seine Aufgaben gehen über eine Überwachung von Weisungen 
hinaus, sind aber nicht durch klare gesetzliche Regelungen 
abgesichert, da auch eine analoge Anwendung der Bewährungs-
vorschriften ausscheidet (137). Aus diesem Dilemma befreit 
den Bewährungshelfer auch nicht der Hinweis auf die Allein-
verantwortung des Jugendrichters ( 138). Diese kann nicht 
Ersatz für die gesetzlichen Voraussetzungen seines Tätig-
werdens sein. Insbesondere nicht dafür, ob ihm während der 
Vorbewährungszeit wie während der Bewährungszeit - ein 
Zutrittsrecht zu dem Jugendlichen oder ein Auskunftsrecht 
gegenüber dem gesetzlichen Vertreter, dem Lehrherrn oder 
dem sonstigen Leiter der Berufsausbildung zusteht (vgl. 
§ 24 Abs. 2 S. 4 und 5 JGG). 

Auch für den Bewährungshelfer selbst existieren somit keine 
Vorschriften, aus denen er eine rechtliche Legitimation für 
seine Tätigkeit ableiten könnte. 
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2.1.4. Die Mehrbelastung des Bewährungshelfers 

Neben den vorausgegangenen mehr oder weniger theoretisch 
dogmatischen Erörterungen bedarf es im Zusammenhang mit der 
Zuteilung eines Bewährungshelfers für die Vorbewährungszeit 
aber auch noch eines rein praktischen Hinweises. 

Wie gesehen, ist die Vorbewährung unabdingbar an die Zutei-
lung eines Bewährungshelfers geknüpft. Gerade diese Berufs-
gruppe ist aber durch die sowohl im Erwachsenenrecht als 
auch im Jugendstrafrecht vorherrschende Hinwendung zu am-
bulanten Reaktionsformen stark betroffen (139). 

Zwar hat sich seit 1975 die durchschnittliche Belastung der 
Bewährungshelfer auf ca. 50-55 Probanden eingependelt 
( 140), aber auch diese Anzahl wird allgemein als zu hoch 
angesehen und als Hauptfaktor eingestuft, der eine effekti-
ve Arbeit des Bewährungshelfers erschwert (141). Ausgegan-
gen wird heute von einer maximalen Fallzahl von 40 Proban-
den pro Bewährungshelfer (142). 

Angesichts dieser Zahlen stellt sich für das Institut der 
Vorbewährung die Frage, ob die mit dem Institut einherge-
hende zusätzliche Belastung der Bewährungshelfer in Kauf 
genommen werden kann (oder muß) oder ·ob hierin ein Argument 
gegen die Praktizierung der Vorbewährung zu sehen ist. 

Grundsätzlich muß man davon ausgehen, daß jede zusätzliche 
Beanspruchung eines Bewährungshelfers die Gefahr in sich 
birgt, durch eine zu hohe Fallzahl letztendlich die positi-
ve Tendenz der Neuerung in ihr Gegenteil zu verkehren. 

Eine Erhöhung der Fallzahl durch die Probanden der Vorbe-
währung dürfte aber nur sehr beschränkt eintreten. Ledig-
lich die Probanden, die ohne das Institut der Vorbewährung 
sofort den Strafvollzug hätten antreten müssen, wären eine 
zusätzliche Belastung. Die übrigen Fälle, in denen die Vor-
bewährung zur intensivieren Einflußnahme auf den Jugendli-
chen und als Probezeit für den Jugendlichen vor der eigent-
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liehen Strafaussetzung dient, würden ohne die Vorbewährung 
als normale Bewährungsfälle ohnehin zum Klientel der Bewäh-
rungshelfer gehören. 

Zudem darf innerhalb der Diskussion um die angemessene 
Fallzahl auch nicht übersehen werden, daß allein deren Re-
duzierung noch nicht unbedingt zu einer Steigerung der Be-
handlungseffizienz führen muß (143). 

All dies soll m1,1 nicht heißen, daß alles beim alten blei-
ben kann. Die Forderung nach einer verminderten Fallzahl 
bleibt nach wie vor aktuell und wichtig. Nur kann die der-
zeit zu hohe Belastung für den Bewährungshelfer kein Argu-
ment gegen die Einführung des Instituts der Vorbewährung 
sein. Gleichwohl muß dessen Einführung aber auch mit dem 
Verlangen verbunden sein, die Zahl der Bewährungshelfer 
weiter zu erhöhen. 

2.1.5. Zusammenfassende Wertung 

Die Erörterung der Stellung des eigenständigen Instituts 
der Vorbewährung im Rahmen des positiven Rechts hat ge-
zeigt, daß die Vorbewährung von ihrer Rechtsnatur der 
Strafaussetzung zur Bewährung ähnlich ist, ihr aber im Ge-
gensatz zur Strafaussetzung die rechtliche Legitimation und 
Ausformung fehlt. 

Wegen dieses Mangels wird zum einen durch die Vorbewährung 
das Grundrecht der freien Entfaltung der Persönlichkeit des 
Jugendlichen unzulässig eingeschränkt und zum anderen be-
findet sich der zugeteilte Bewährungshelfer hinsichtlich 
seiner rechtlichen Legitimation im "luftleeren Raum". Beide 
Umstände führen dazu, daß nach der derzeitigen Gesetzeslage 
ein Vorgehen im Wege der Vorbewährung unzulässig ist. 

Angesichts der ohne Schwierigkeiten möglichen Schaffung 
einer gesetzlichen Grundlage wäre es aber verfehlt, das In-
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stitut allein deswegen abzulehnen. Vorausgehen muß eine 
Auseinandersetzung mit den durch die Vorbewährung verfolg-
ten Absichten - der stärkeren Ausprägung des Erziehungsge-
dankens und der Unterstützung des Jugendrichters bei seiner 
Legalprognose. 

Nur bei negativer Einschätzung der Verwirklichung dieser 
Ziele durch das Institut der Vorbewährung wäre seine Ableh-
nung gerechtfertigt und .die Forderung nach gesetzlicher 
Ausformung überflüssig. 

2.2. Die Ausprägung des.Erziehungsgedankens durch das 
Institut der Vorbewährung 

Durch ·Funktion und Leitgedanken des Jugendstrafrechts wird 
bei seiner Anwendung die vornehmliche und ausschließliche 
Beachtung der Erziehung festgelegt (144). 

Alle Reaktionsmöglichkeiten des Jugendstrafrechts stehen 
daher unter dem Primat des Erziehungsgedankens ( 145) und 
auch im Bereich der Jugendstrafe (146) und der Strafausset-
zung zur Bewährung gilt der Vorrang der Erziehung ( 147). 
Für das Institut der Vorbewährung bedeutet das, daß seine 
"Existenzberechtigung" nur dann bejaht werden kann, wenn 
seine erzieherischen Möglichkeiten und Ausprägungen zum 
einen dem ErziE!\J.ungsgedanken des Jugendgerichtsgesetzes 
entsprechen und zum anderen aber insbesondere darüberhinaus 
auch wertvollere Alternativen aufzeigen, um zu _einem für 
den Jugendlichen mit seinem Anspruch auf unterstützende und 
weiterführende Hilfe angemesseneren und für ihn eher über-
zeugenderen Angebot der staatlichen Verpflichtung zur Hil-
festellung zu gelangen (148). 

Der Erziehungsgedanke oder der Begriff der Erziehung werden 
im Jugendgerichtsgesetz nicht eindeutig definiert (149). 
Aus den gesetzlichen Vorgaben können letztlich nur Anhalts-
punkte gewonnen werden, die einen weitläufigen Erziehungs-
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begriff zulassen ( 150). Diese Abstinenz des Gesetzgebers 
hat allerdings zu dem begrüßenswerten Umstand geführt, daß 
die Vorstellungen über die Erziehungsweise und hier spe-
ziell die über eine Erziehung im jugendstrafrechtlichen Be-
reich nicht starr festgeschrieben blieben, sondern im Laufe 
der Zeit eine kontinuierliche Anpassung und Fortführung 
entsprechend der gesellschaftlichen Wertvorstellungen 
durchliefen. 

In der so fortgeschrittenen Entwicklung des Erziehungsbe-
griffs werden zugleich die sich parallel dazu gewandelten 
Einstellungen zum Jugendstrafrecht als Täterstrafrecht und 
auch die Hinwendung zur verstärkten Anordnung ambulanter 
Reaktionen - wie der Vorbewährung~ deutlich. 

Die anfänglichen Erklärungs- und Deutungsversuche des Er-
ziehungsgedankens waren noch stark geprägt von dem Ziel der 
Anpassung des Jugendlichen an die bestehende und vorgegebe-
ne Wertordnung der Erwachsenenwelt (151). 

So wurde Erziehung als Anleitung zu einem aus innerer Ein-
sicht gewonnenen normgemäßen sozialadaequaten Verhalten 
(152), als Hilfe zur Gewinnung der richtigen geistigen Ein-
stellung zu den sozialethischen Problemen (153), als Besei-
tigung der durch die Straffälligkeit entstandenen Gefahren 
für die strafrechtliche Ordnung (154), als Vermittlung der 
sittlichen Wertvorstellungen (155) oder als Hinführung zur 
Bejahung der staatlichen Ordnungsprinzipien aus eigener 
Überzeugung verstanden (156). 

Durch diese Begriffsbestimmungen wurde zwar auch versucht, 
die Einsichtsfähigkeit des Jugendlichen in eine notwendige 
Änderung seiner Verhaltensweisen zu fördern, aber durch die 
starre Vorgabe der Erfolgskriterien unter Außerachtlas-
sung des Selbstwertgefühls und des Selbstbewußtseins des 
Jugendlichen kam es nicht zu einer eigenständig gewonnenen 
Einsicht der Verantwortlichkeit, da ein kritisches Mitar-
beiten des Jugendlichen noch nicht gefragt war. Der Jugend-
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liehe hatte die vorgegebenen Kriterien zu akzeptieren. Der 
Wandel vollzog sich mit dem stärkeren Einfluß moderner so-
sialpädagogischer Ideen auch auf das Jugendstrafrecht ( 157). 

Die Anpassung an die vorhandenen Anforderungen der Gesell-
schaft gehören danach zwar immer noch zum erklärten Erzie-
hungsziel, aber im Mittelpunkt der Erziehungsarbeit steht 
jetzt vornehmlich die Förderung der Kritikfähigkeit des Ju-
gendlichen, um ihm die Fähigkeit zur eigenständigen selbst-
verantwortlichen Entscheidung und zum Verstehen der Wert-
ordnung zu vermitteln. 

Diese weniger autoritäre Erziehung wird von den Pädagogen 
als die auf den einzelnen gerichtete Beeinflussung defi-
niert, "die als Einschal tprozeß in die stets ablaufenden 
Sozialprozesse fungiert, mit dem Ziel der Hilfestellung bei 
der Ge·winnung von Eigenschaften, Fähigkeiten und Tugenden, 
die zur kritischen Unterscheidung von ungerechtfertigten 
und sinnvollen Anpassungsleistungen, sowie zur Entscheidung 
für letztere dienlich sind" ( 158). Der Erzieher hat danach 
die Aufgabe zu versuchen, das Gefüge der psychischen Dispo-
sitionen seiner Probanden dauerhaft zu verbessern oder die 
als wertvoll beurteilten Bestandteile zu erhalten oder die. 
Entstehung von Dispositionen, die als schlecht bewertet 
worden sind, zu verhüten (159). Für den Betreuer des straf-
fällig gewordenen Jugendlichen bedeutet das, durch Abbau 
deliktischer Bereitschaften und Aufbau einer allgemeinen 
Rechtstreue eine soziale Verantwortung zu schaffen ( 160), 
die der Jugendliche durch eine eigenständige kritische Aus-
einandersetzung mit sich selbst und seiner Umwelt ( 161), 
in Zusammenarbeit mit dem Erziehenden, als wertvoll und 
richtig erkannt hat. 

Die Erziehung verlangt daher eine Individualisierung der 
Maßnahmen ( 162), um· dem Jugendlichen die Selbstsicherheit 
zu geben, die ihn davor bewahrt, sich seines .Selbstwertge-
fühls mit Hilfe von strafbaren Handlungen zu versichern 
(163) und um ihm die intellektuellen Fähigkeiten zu vermit-
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teln, die ihm die Ausbildung eines Gewissens ermöglichen, 
das spontane Bedürfnisse zu kontrollieren und die Notwen-
digkeit allgemein anerkannter Normen zu verinnerlichen 
hilft (164). 

Der so verstandene Erziehungsbegriff, der die Entfaltung 
der Persönlichkeit durch den Jugendlichen (165) in den Mit-
telpunkt stellt, verlangt demnach Reaktionen, die es an-
streben, dem Jugendlichen zur verbesserten sozialen Kompe-
tenz zu verh~lfen, durch die Entwicklung von Konflikt-, Ko-
operations- und Kommunikationsfähigkeit und durch die Hin-
führung zur Verantwortungsbereitschaft und Selbständigkeit 
( 166) • 

Im Bereich der Jugendstrafe dürfte die der Verwirklichung 
dieses Erziehungsziels entsprechende Reaktionsform am_ we-
nigsten in einer Vollstreckung im Strafvollzug bestehen 
(167), sondern im Bereich ambulanter Vollstreckung liegen, 
die am ehesten die notwendige und· wichtige Mitarbeit des 
Jugendlichen fördern kann (168). Diese Erkenntnis kommt 
auch klar in dem stetigen Anstieg der Unterstellungen unter 
einen Bewährungshelfer im Wege der Strafaussetzung zur Be-
währung zum Ausdruck (169). 

Für das Institut der Vorbewährung bedeutet die so verstan-
dene Wandlung des Erziehungsbegriffs, verbunden mit der 
stärkeren Anwendung ambulanter Reaktionsformen, daß es 
durch seine Betonung der Mitarbeit des Jugendlichen ( 170) 
und der damit zum Ausdruck kommenden Anregung an den Ju-
gendlichen, seine Persönlichkeit zu entwickeln und zu ent-
falten, als ambulante Reaktion dem heute vorherrschenden 
Erziehungsbegriff entspricht. 

Allein diese Feststellung braucht aber noch nicht unbedingt 
zur Bejahung der Vorbewährung zu führen, da diese Absich-
ten auch durch die eigentliche Strafaussetzung zur Bewäh-
rung verwirklicht werden könnten. 
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Entscheidend ist daher, ob darüber hinaus noch andere er-
zieherische Kriterien die zusätzliche Anwendung des Insti-
tuts der Vorbewährung sinnvoll und nützlich erscheinen las-
sen. 

Zur Beantwortung dieser Frage bedarf es eines Eingehens auf 
die Möglichkeiten und Wege der Vermittlung der Erziehungs-
ziele, d.h. der Weckung der Motivation im Jugendlichen 
(171), sich mit diesen Vorstellungen auseinanderzusetzen 
und schließlich mit ihnen zu identifizieren (172). 

Auch in diesem Bereich der Zusammenarbeit mit dem st1·,1ffäl-
lig gewordenen Jugendlichen können wieder sozialpädagogi-
sche Ansätze mit verarbeitet werden ( 173). Untersuchungen 
über das Lernverhalten straffälliger Jugendlicher und einer 
vergle_ichbaren Gruppe Nicht-Straffälliger ( 174) haben näm-
lich gezeigt, daß zumindest am Anfang des Sozialisierungs-
prozesses gleiche Lernfähigkeiten vorhanden sind (175). 

Eine anerkannte Form der Gestaltung pädagogischer Lernsi-
tuationen ist es, lockende Sachziele zu bilden, die unmit-
telbar im reifenden Menschen Kräfte entstehen iassen, wel-
che ihn unter Förderung seiner Mitarbeit zum Erreichen der 
ihm von außen und durch ihn selbst gesetzten Ziele hindrän-
gen ( 176). Diese Sachziele können Belohnung oder Bestra-
fung, also positive oder negative Verstärker sein ( 177). 
Belohnung führt hierbei dazu, daß die Wahrscheinlichkeit 
erhöht wird, daß das gezeigte Verhalten wieder auftritt und 
die Bestrafung setzt die Wahrscheinlichkeit herab, daß das 
Verhalten wieder auftritt (178). 

Überträgt man diese Erkenntnisse auf das hier zu untersu-
chende Institut der Vorbewährung, so ergibt sich folgendes. 
Die strafende Reaktion liegt für den Jugendlichen in der 
Verhängung der Jugendstrafe, durch die sein vorausgegan-
genes Verhalten geahndet wird. Eine Beschränkung auf diesen 
Verstärker bedeutet aber noch nicht unbedingt eine dauer-
hafte Verhaltensänderung, da vielleicht zwar die Wahr-
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scheinlichkeit der Wiederholung herabgesetzt ist, aber das 
inkriminierte Verhalten auch unter Strafdrohung seine At-
traktivität nicht zu verlieren braucht (179). 

Neben die strafende Reaktion tritt nun aber gleichzeitig 
als Belohnung die Vorbewährung, di1e dem Jugendlichen die 
Chance gibt, die Beseitigung des Strafmakels zu erreichen. 
Hierin ist ein sogenannter "positiver Verstärker" zu sehen, 
der dem Jugendlichen Anreiz zur Sozialisierung sein soll. 

Eine solche Kombination von positiver und negativer Reak-
tion ist nach den Ergebnissen experimenteller Untersuchun-
gen (180) grundsätzlich förderlicher und wirkungsvoller für 
den Lernerfolg als deren isolierte Anwendung. 

Allein dieses Ergebnis zeigt allerdings noch keinen ent-
scheidenden Unterschied zwischen dem Institut der Vorbewäh-
rung und der sofortigen Strafaussetzung zur Bewährung auf, 

der für eine Reaktion im Wege der Vorbewährung sprechen 
würde. Eine Unterscheidung wird aber leicht erkennbar, wenn 
die Ausgestaltung beider Institute und die unterschiedli-
chen Zielsetzungen für den Jugendlichen, die beide Institu-
te ihm vorgeben, ge_geneinander abgewogen werden. 

Gerade für straffällige Jugendliche hat sich - tenden-_ 
ziell - herausgestellt, daß sie bei Belohnung ein besseres 
Lernverhalten zeigen als bei Bestrafung (181). Hinzu kommt, 
daß eine positive Bedingung zu einer Verstärkung der 
Selbstachtung, einem verbesserten Weltbild und zu einer 
Steigerung des Selbstvertrauens führt ( 182). Gleichzeitig 
gilt, daß sich für den Jugendlichen die Erreichung eines 
Zieles nur dann als Erfolg darstellt, wenn er diesen auf 
Faktoren eigener Anstrengung zurückführen kann (183). 

Das Ziel oder der Erfolg, der dem Jugendlichen bei einer 
Strafaussetzung zur Bewährung gesetzt wird, ist in seiner 
Konsequenz - der Vermeidung des Vollzugs - negativ ausge-
richtet. Wie bei einer Bestrafung ist der Wille des Jugend-
lichen auch bei der Strafaussetzung allein davon bestimmt, 
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die Bestrafung, die hier dem Widerruf entspricht, zu ver-
meiden. Die eigentliche Vers~honung vor dem Vollzug braucht 
er sich nicht mehr durch eine Verhaltensänderung zu erar-
beiten, .diese wurde ihm ohne weiteres zuerkannt. 

Ganz anders verhält es sich bei der Vorbewährung. Hier wird 
dem Jugendlichen eine positive andere Verhaltensmöglichkeit 
angeboten. Durch dieses gleichzeitige Angebot einer alter-
nativen Verhaltensmöglichkeit neben der Bestrafung (184) 
wird ihm ein auch für seine Motivation wichtiges (185) po-
sitives Ziel gesetzt, das er nur erreichen kann, wenn er 
selbst sich diese Leistung der Verhaltensänderung abver-
langt. Bei der Vorbewährung geht es daher nicht mehr nur 
allein darum, den Widerruf zu vermeiden, sondern erst durch 
seine Mitarbeit kann der Jugendliche das für ihn positive 
Ziel erreichen, in den Genuß der Strafaussetzung zu gelan-
gen (186). 

In dieser Situation wird der Jugendliche zum Ursprung sei-
ner Motivation, indem er selbst Richtung, Inhalt und Form 
seines Handelns mit beeinflussen kann. Diese Motivation 
führt dann auch zum Erziehungsziel der Selbstachtung und 
Mündigkeit, da er als Lernender die Aufgabe als Herausfor-
derung annimmt und sich bemüht, sie zu bewältigen ( 187), 
auf der Grundlage der Erkenntnis, daß er selbst es ist, der 
die Veränderung auslösen kann (188). Die Vorbewährung bie-
tet daher durch das für den Jugendlichen positive Ziel der 
Strafaussetzung eine "Belohnung" an, die die Mitarbeit des 
Jugendlichen in den Mittelpunkt stellt und es insbesondere 
verstärkt zu einer möglichen Motivation des Jugendlichen 
zur Verhaltensänderung kommen läßt. Erreicht der Jugendli-
che sein Ziel, so besteht zudem die große Wahrscheinlich-
keit, daß auch nachfolgende Leistungsbemühungen verstärkt 
werden (189). Im Gegensatz dazu vermag die Strafaussetzung 
zur Bewährung, bei der der Anreiz zur Verhaltensänderung 
wegen des bereits Erreichten fehlt, glei~hes nicht zu lei-
sten. 
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Im Ergebnis kann man daher sagen, daß das Institut der Vor-
bewährung nicht nur dem Erziehungsgedanken in seiner heuti-
gen Ausprägung entspricht, sondern darüber hinaus auch 
wertvolle Ansätze enthält, die den Jugendlichen zu einer 
positiven Motivation führen können und so die Wahrschein-
lichkeit erhöhen, daß er in Zukunft einen "rechtschaffenen 
Lebenswandel" führt, 

2.3. Die Vorbewährung als mögliche Hilfe bei der Prognose 
des Jugendrichters zum künftigen Legalverhal ten des 
Jugendlichen 

Bei der Umsetzung und Verwirklichung des Erziehungsgedan-
kens ist der Jugendrichter Ausgangspunkt und zugleich vor-
entscheidender Faktor ( 190). Seine Aufgabe ist nicht nur 
die Aufklärung des Sachverhalts und dessen richtige Subsum-
tion, sondern insbesondere auch die Suche nach dem richti-
gen Weg für eine optimale Sozialisation des Jugendlichen 
( 191). Vor Ausspruch seiner Entscheidung muß der Jugend-
richter sich ein genaues Bild von der Persönlichkeit des 
Jugendlichen verschaffen (192), um die ihm abverlangte Be-
urteilung und Einschätzung des Jugendlichen vornehmen und 
die sich darauf stützende folgenorientierte Sanktion tref-
fen zu können, Um diesen Ansprüchen gerecht zu werden, sol-
len nach der Idee des Jugendgerichtsgesetzes die Richter 
erzieherisch befähigt und in der Jugenderziehung erfahren 
sein (193). Entsprechend erachtet der Gesetzgeber Kenntnis-
se auf den Gebieten der Pädagogik, Jugendpsychologie, -psy-
chiatrie, Kriminalbiologie und der Soziologie als besonders 
nützlich für die Tätigkeit des Jugendrichters (194). 

Die damit verbundenen gesetzgeberischen Erwartungen und An-
forderungen an die Auswahl der Jugendrichter und die Aus-
übung der jugendrichterlichen Funktion, mit der Fähigkeit 
zur "normativen Distanz" ( 195), stoßen aber in der tatsäch-
lichen Praxis auf erhebliche Schwierigkeiten und weitgehen-
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de Nichterfüllung (196), Weder erfolgt die Auswahl der Ju-
gendrichter nach den durch§ 37 JGG vorgegebenen Kriterien 
( 197) noch sind Juristen von ihrer Ausbildung her darauf 
vorbereitet, diesen Forderungen zu entsprechen (198), Zwar 
sind die Jugendrichter selbst der Überzeugung, der Geset-
zesidee Genüge zu tun, aber dieses Selbstbild stimmt mit 
der Wirklichkeit nicht überein (199). Das liegt zum einen 
daran, daß auch der Jugendrichter sich noch meist als 
Strafrichter fühlt (200) und sich damit zu einseitig an der 
sühnenden Strafe orientiert (201). Die Folge ist eine Sank-
tionspraxis, die am Straftaxendenken des Erwachsenenrechts 
ausgerichtet ist (202), Zum anderen folgt dies aus dem oft 
vorhandenen Bewußtsein der Richter, auch Experte auf nicht-
juristischen Gebieten, insbesondere im psychologischen oder 
soziologischen Bereich, zu sein, auf denen ihnen aber die 
notwendige Kompetenz fehlt (203), 

Die daraus folgende Überforderung des Jugendrichters (204) 
macht sich besonders bei der Rechtsfolgewahl bemerkbar 
(205), durch die das Hineinwachsen des Jugendlichen in die 
Rechts- und Sozialordnung gefördert werden soll und die in 
vielen Fällen von dem Jugendrichter Entscheidungen mit 
einer Voraussage für die Zukunft verlangt (206), Eine sol-
che Prognose über das künftige Legalverhalten des Jugendli-
chen wird dem Jugendrichter insbesondere bei der Strafaus-
setzung zur Bewährung abverlangt, die dann in Betracht 
kommt, wenn "der Jugendliche sich schon die Verurteilung 
zur Warnung dienen lassen wird und auch ohne Einwirkung des 
Strafvollzugs unter der erzieherischen Einwirkung in der 
Bewährungszeit künftig einen rechtschaffenen Lebenswandel 
führen wird" (207), Gleichzeitig soll der Jugendrichter die 
Wirkungen berücksichtigen, die von der Aussetzung für den 
Jugendlichen zu erwarten sind, 
Ohne ausreichende Hilfsmöglichkeiten ist der Jugendrichter 
aber - wegen seiner fehlenden pädagogischen Vorbildung - bei 
dieser Legalprognose allein auf seine strafrechtliche und 
kriminologische Erf'.ahrung ( 208) angewiesen, und es kommt 
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häufig zu einer gefühlsmäßigen Erfassung der Täterpersön-
1 ichkei t und ihrer Lebensbedingungen (209), indem "Alltags-
oder naive Verhaltenstheorien über menschliches Handeln" 
als gesichertes Wissen angesehen werden (210). 

Neben der Forderung nach einer spez_iellen Aus- und Fortbil-
dung des Jugendrichters (211), die ihm die Fähigkeit gibt, 
die mit seiner Aufgabe verbundenen Probleme zu erkennen und 
zu lösen, ist es daher auch von Bedeutung, Hilfsmöglichkei-
ten anzubieten, die eine sachgerechte und für die Entwick-
lung des Jugendlichen förderliche Entscheidung ermöglichen. 
Soll die jugendgerichtliche Reaktion eine Hilfe für den 
Lernprozeß des Jugendlichen sein, dann benötigt der Jugend-
richter insbesondere Aufschlüsse über dessen Täterpersön-
1 ichkei t. Auch bei einer besseren Ausbildung bliebe der Ju-
gendrichter auf Alternativen zur Entscheidungsfindung (212) 
und eine möglichst breite Informationsbasis angewiesen 
(213), da er nicht zum Spezialisten auf allen Gebieten wer-
den kann. 

Im Rahmen der Prognose zur Strafaussetzung zur Bewährung 
könnte hier das Institut der Vorbewährung, durch das jage-
rade diese Entscheidung vorbereitet werden soll (214), eine 
solche mögliche Alternative sein. Insbesondere bei der Be-
urteilung der Wirkung der Aussetzung auf den Jugendlichen 
befindet sich der Richter oft in einer Si tµation, in der 
er infolge seiner mangelnden Kenntnis des inneren Wesens 
des jugendlichen Täters und seiner oft vorhandenen Zweifel 
über die Persönlichkeit des Angeklagten noch nicht zu 
einem sicheren Urteil gelangen kann. Insbesondere kann er 
noch nicht beurteilen, inwieweit gerade durch die Verur-
teilung bei dem Jugendlichen eine tiefgreifende Verände-
rung seiner weiteren Perönlichkeitsentwicklung und der 
äußeren Lebensumstände des sozialen Umfelds eintritt (215). 
Unter Umständen kann das II juristische Ereignis" der Ver-
urteilung das ganze Leben des Jugendlichen nachhaltig be-
einflussen (216). 
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Diese Kriterien sind aber von elementarer Bedeutung, um et-
was über das künftige Legal verhalten aussagen zu können. 
Erst die Beobachtung des Täters und die Erprobung seiner 
sozialen Eingliederungsfähigkeit machen eine stichhaltige-
re Prognose möglich. Die Vorbewährung gäbe hier die Mög-
lichkeit, bei der vorausschauenden Entscheidung auf die 
Mitarbeit des Jugendlichen abstellen zu können. 

Wie bei der Erörterung der Vereinbarkeit der Vorbewährung 
mit dem Erziehungsgedanken des Jugendgerichtsgesetzes, 
stellt sich auch an diesem Punkt die Frage, ob nicht be-
reits die vorhandenen Erkenntnismöglichkeiten, die dem Ju-
gendrichter zur Verfügung stehen, ihm die erwähnten Infor-
mationen liefern können. Eine Befürwortung der Vorbewährung 
kann daher nur dann ohne Einschränkung vertretbar sein, 
wenn die bestehenden Erkenntnisquellen nicht ausreichen 
und/oder das Institut der Vorbewährung eine sinnvolle Al-
ternative oder Ergänzung darstellt. 

Diese Prämisse bedingt eine Auseinandersetzung mit den an-
deren Hilfsmöglichkeiten für den Jugendrichter unter Gegen-
überstellung des Instituts der Vorbewährung. 

Das Jugendgerichtsgesetz selbst bietet dem Jugendrichter 
für seine Legalprognose die Institution der Jugendgerichts-
hilfe an (217). Daneben hat der Jugendrichter die Möglich-
keit, zu Fragen, die sich seiner persönlichen Beurteilungs-
fähigkeit entziehen, einen Sachverständigen zu hören (218), 
und letztlich soll die Hauptverhandlung dem Jugendrichter 
die Chance geben, sich einen eigenen persönlichen Eindruck 
von dem Jugendlichen zu verschaffen (219). 

Neben diesen sich aus dem Gesetz ergebenden Hilfestellungen 
hat die kriminologische Wissenschaft durch die Entwicklung 
von Prognoseverfahren versucht, die Entscheidungsfindung 
des Richters zu unterstützen und wird zur effektiveren Per-
sönlichkeitserforschung und zweckmäßigeren, täterorientier-
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ten Sanktionierung die Einführung des Schuld- oder Tatin-
terlokuts - Zweiteilung der Hauptverhandlung - diskutiert. 

2.3.1. Der Bericht der Jugendgerichtshilfe 

2.3.1.1. Die Aufgabe und Funktion der Jugendgerichtshilfe 

Die Institution der Jugendgerichtshilfe ist seit über 50 
Jahren (220) fester Bestandteil des Jugendstrafverfahrens. 
Die Zielvorstellung des Gesetzgebers ist und war es, durch 
diese Institution im Wege einer umfassenden' Persönlich-
keitserforschung, dem Jugendrichter ein Höchstmaß an Infor-
mierthei t zu ermöglichen und damit die Voraussetzung für 
ein täterabgestimmtes Eingreifen zu schaffen (221). Aufgabe 
und Stellung der Jugendgerichtshilfe als Vertreterin der 
erzieherischen, sozialen und fürsorgerischen Gesichtspunkte 

sind daher weitgehend im Jugendgerichtsgesetz festgelegt 
(222). Ihre für die Prognose des Jugendrichters mitwirkende 
und unterstützende Funktion folgt insbesondere aus § 38 
i.V.m. § 43 JGG. Danach ist es ihre Aufgabe, "durch Erfor-
schung der Persönlichkeit, der Entwicklung und der Umwelt 
des Jugendlichen" die Voraussetzungen für die Wahl der 
richtigen Unrechtsreaktion durch den Jugendrichter zu 
schaffen. Dies soll geschehen durch die Ermittlung der Le-
bens- und Familienverhältnisse, des Werdegangs, des bishe-
rigen Verhaltens des Jugendlichen und aller übrigen Umstän-
de, die zur Beurteilung seiner seelischen, geistigen und 
charakterlichen Eigenart dienen können ( 223). In der so 
durch den Gesetzgeber beschriebenen Rolle der Jugendge-
richtshilfe wird zugleich ihre dem Erziehungsgedanken ent-
sprechende sozialpädagogische Aufgabe deutlich (224). 

Entsprechend dieser positiven Intention des Gesetzgebers 
wurde die Arbeit der Jugendgerichtshilfe als für die Ju-
gendgerichte ausreichende Grundlage angesehen, für jeden 
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einzelnen Fall die richtige kriminelle Prognose stellen zu 
können ( 225). Ohne den sorgfältigen und sachkundigen Bei-
trag der Jugendgerichtshilfe sei eine jugendrichterliche 
Arbeit nicht denkbar (226). Diese positive Beurteilung der 
Verwirklichung der gesetzgeberischen Idee beschränkte sich 
aber auf wenige anfängliche Stimmen, denn die Durchsetzung 
der Idee in der Praxis blieb bruchstückhaft (227). 

Zwar wird der Jugendgerichtshilfe bei Ausschöpfung ihrer 
Möglichkeiten die pädagogisch wertvolle und für den Jugend-
richter hilfreiche Funktion nicht abgesprochen, aber bis 
heute ist die Erfüllung ihrer Aufgabe nicht erreicht worden 
und bleibt sie weit hinter den Vorstellungen des Gesetzge-
bers zurück ( 228). Sie dient mehr als pädagogisches Alibi 
(229) als als sachlich wirkungsvoller Faktor. 

2.3.1.2. Kritikpunkte an der Arbeit der Jugendgerichtshilfe 

Die Kritik entzündet sich an Erstellung, Aussagekraft und 
damit Brauchbarkeit des Jugendgerichtshilfeberichtes, an 
der Rolle des Jugendgerichtshelfers und an der Struktur der 
Jugendgerichtshilfe (230). 

So erfolgt die Erstellung der Berichte der Jugendgerichts-
hilfe, «;iie ein "klares Bild von der Persönlichkeit" ( 231) 
des Jugendlichen geben sollen, weitgehend ohne eingehenden 
Kontakt mit dem Jugendlichen (232). Die oft einzige Infor-
mationsquelle über die Täterpersönlichkeit für den Jugend-
richter ( 233), der im übrigen fast ausschließlich auf Ak-
tenmaterial angewiesen ist, beruht zudem zum größten Teil 
auf Erkenntnissen und Erhebungen äußerlich ablesbarer Daten 
(234). Auch die Jugendgerichtshilfe arbeitet hauptsächlich 
mit Jugendamtsakten und früheren Berichten (235). Durch die 
Verwendung bereits vorhandener Akten, ohne ausreichende In-
teraktion mit dem Jugendlichen, wird aber die soziale Wahr-
nehmung, die die Persönlichkeit des Jugendlichen zur Zeit 



50 

der Tat zum Gegenstand haben soll, erheblich beeinträchtigt 
und der Tendenz zur "Vereinheitlichung, Generalisierung und 
Kategorisierung" ( 236) Vorschub geleistet. Ein so entstan-
dener Bericht ist für die präzise kriminologische Prognose, 
bei der er den Jugendrichter insbesondere auch bei seiner 
Legalprognose unterstützen soll, wenig brauchbar und kon-
frontiert den Jugendrichter nicht selten mit einem "unvoll-
ständigen oder gar trügerischen" Bild von der Person des 
'räters ( 237). 

Neben dieser Unzulänglichkeit bei der Erstellung sind Aus-
sagekraft und damit Brauchbarkeit des Berichtes auch oft 
durch kompetenzüberschreitende Äußerungen (238) des Jugend-
gerichtshelfers herabgesetzt. 

Grundsätzl ich soll sich die Jugendgerichtshilfe in ihrem 
Bericht darauf beschränken aufzuzeigen, in welchem Kon-
fliktzusammenhang die Tat steht (239), um die richterliche 
Entscheidungsgrundlage zu erweitern. Sie soll die Unterla-
gen beschaffen, die zur Beurteilung des Jugendlichen nötig 
sind. Für eine eigene Entscheidungsbildung des Jugendrich-
ters ist es daher wichtig, soviel objektive Tatsachen als 
möglich vermittelt zu bekommen und möglichst wenig Vor-
oder Mitentscheidungen (240) des Jugendgerichtshelfers. 
selbst. Im Gegensatz hierzu enthalten die Berichte aber oft. 
pseudowissenschaftliche Aussagen aufgrund persönlicher Ein-
drücke, Werturteile oder Betrachtungen über Fragen, die ein 
psychiatrisches oder psychologisches Fachwissen erfordern, 
was aber nicht Aufgabe der Jugendgerichtshilfe ist und auch 
nicht sein kann (241), da dies zur Tätigkeit eines entspre-
chenden Sachverständigen gehört. 

Diese "Kompetenzanmaßung" beruht zum Teil sicher auf der 
zwiespältigen Rolle des Jugendgerichtshelfers. Zwar ist 
er nach dem Gesetz in erster Linie Helfer des Gerichts 
( 242), aber diese Funktion kann er nur erfüllen, wenn er 
auf der anderen Seite ein Vertrauensverhältnis zu dem 
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Jugendlichen, dem er auch helfen soll (243), aufbaut (244), 
das es ihm ermöglicht, die vom Gericht erwarteten Informa-
tionen zu erhalten. In dieser Situation fühlt sich der Ju-
gendgerichtshelfer als Sozialarbeiter auf der Seite des Ju-
gendlichen und als Jugendgerichtshelfer auf der Seite re-
pressiver Obrigkeit (245), wobei sich Sozialarbeit vor al-
lem als Hilfs- und Leistungsangebot versteht, das aber im 
Rahmen des Jugendstrafverfahrens nur unter hoheitlichem 
Zwang zustandekommt (246). Am besten ist dieser Widerspruch 
wohl beschrieben als "Konflikt zwischen dem Therapieerfor-
dernis eines dialog, konstitutiven Vertrauensverhältnisses 
und dem Bedürfnis einer wahrheitsstrengen Ermittlungshilfe" 
(247) oder als "Antinomie zwischen Strafverfolgung als 
einem Angriff g~gen den Jugendlichen und der Hilfe als Aus-
druck von Schutz und Förderung für ihn" (248). 

Dieser nur schwer überwindbare Rollenkonflikt in der Person 
des Jugendgerichtshelfers leitet über zu dem Kritikpunkt, 
der sich aus der Organisation der Jugendgerichtshilfe er-
gibt. Trotz der fünfzigjährigen Verankerung dieser Institu-
tion im Jugendgerichtsgesetz hat sich noch kein eigenes 
eindeutiges Berufsbild eines Jugendgerichtshelfers heraus-
gebildet. Selbst die Bezeichnung Jugendgerichtshelfer exi-
stiert offiziell nicht, sondern sollte erst durch den Re-
gierungsentwurf zum Jugendhilferecht eingeführt werden 
(249). 

Entsprechend diesem mehr äußerlichen Mangel kam es auch zu 
keiner Zeit zu der notwendigen Spezialisierung der Jugend-
gerichtshilfe, ohne die eine wirkungsvolle Ausfüllung ihrer 
Aufgabe aber nicht möglich ist (250) und die allein die er-
forderliche strenge Objektivität bei der Abfassung des Be-
richts erlaubt ( 251). Nur der für seine Tätigkeit ausge-
bildete Jugendgerichtshelfer kann zum qualifizierten Bera-
ter des Gerichts werden (252). 
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Die fehlende Spezialisierung 'und damit auch oft fehlende 
Identifikation mit der Aufgabe führte organisatorisch zu 
dem beklagenswerten Zustand des "Gerichtsgehers" (253). 
Dies bedeutet, daß Berichtersteller und Berichtender vor 
Gericht nicht identisch sind. Die fehlende Identität (254) 
verhindert vor Gericht aber die Rolle des Jugendgerichts-
helfers als Vermittler, der die Distanz zwischen Angeklag-
tem und Gericht überbrücken soll (255). Nur der durch eige-
ne Ermittlungen informierte Jugendgerichtshelfer kann durch 
Hinweise auf weitere Erkenntnisquellen das informative Ge-
spräch mit dem Jugendrichter hilfreich ergänzen oder den Be-
richt erläutern (256). Der Gerichtsgeher, der den Jugendli-
chen in der Hauptverhandlung zum ersten Mal sieht ( 257), 
verstößt sowohl gegen den Sinn des gesetzlichen Auftrags 
als auch gegen die sozialpräventive Zielsetzung und bleibt 
nicht nur wirkungslos ( 258), sondern seine Tätigkeit wird 

letztlich zu einem repressiven Auftrag (259). 

2.3.1.3. Die Vorbewährung als Ergänzung des Jugendgerichts-
hilfeberichtes 

Aus alledem - Erstellung des Berichts auf Aktenbasis; Ver-
mittlung von nichtfachlichen Werturteilen; Rollenkonflikt 
des Jugendgerichtshelfers; fehlende Fachlichkei t; "Ge-
richtsgeher" - folgt, daß der Bericht des Jugendgerichts-
hilfe zwar ein wesentlicher und "unentbehrlicher" (260) Be-
standteil des Jugendstrafverfahrens ist und auch bleiben 
muß, einstweilen aber die Jugendgerichtshilfe ihrer Mi tt-
lerfunktion zwischen Jugendlichem und Gericht nur selten 
genügen kann (261). Sie wird ihrer Aufgabe oftmals nicht 
gerecht, indem sie weder den Jugendlichen ausreichend be-
treut noch im Verfahren die erzieherischen Gesichtspunkte 
genügend zur Geltung bringt (262), um dadurch dem Jugen1-
richter seine Legalprognose zu ermöglichen oder zu erleich-
tern. 
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Derzeit ist der Jugendgerichtshilfebericht für den Jugend-
richter daher kaum eine Hilfe bei seiner Entscheidung, ob 
er eine Jugendstrafe zur Bewährung aussetzen soll oder 
nicht. Aufgrund des Berichtes kann er sich das für seine 
Legalprognose notwendi.ge Persönlichkeitsbild von dem ju-
gendlichen Täter nicht verschaffen (263). 

Im Gegensatz hierzu gibt ihm aber das Institut der Vorbe-
währung die Gelegenheit, über reine Akteninformation hinaus 
die Täterpersönlichkeit kennenzulernen; durch eine weitere 
Zeit der Beobachtung und Führung durch Gericht und Bewäh-
rungshelfer. 

Diese Erkenntnisse würden auch dann nicht überflüssig, wenn 
die Jugendgerichtshilfe in vollem Umfang ihrer Aufgabe ge-
nügen würde. Ihr vornehmliches Ziel bei ihrer Arbeit für 
das Gericht wäre dann nämlich - entsprechend ihrer gesetz-
lichen Funktion - die Sammlung von Tatsachen zur Vorberei-
tung der Entscheidung des Richters. Die Vorbewährung dage-
gen böte dem Jugendrichter über dieses Tatsachenmaterial 
hinaus die Gelegenheit, sich ein eigenes Bild von dem Ju-
gendlichen zu verschaffen, nachdem der Jugendliche den so-
zialpädagogisch wertvollen Anreiz erhalten hat, sein Ver-
halten aufgrund eigener Anstrengung und Einsicht zu ändern. 

Das Institut der Vorbewährung würde sich daher als sinnvol-
le Ergänzung einfügen, die eine auch notwendige Alternative 
zur Erweiterung ambulanter Reaktionen darstellt. 

2.3.2. Der Sachverständige im Jugendstrafverfahren 

2.3.2.1. Die Stellung und Aufgabe des Sachverständigen im 
Jugendstrafverfahren 

Zwingend vorgeschrieben ist die Anhörung eines Sachverstän-
digen im Jugendgerichtsgesetz nur dann, wenn der Richter 
in Erwägung zieht, den Jugendlichen zur Vorbereitung eines 
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Gutachtens über seinen Entwicklungsstand zur Beobachtung 
in einer Anstalt unterzubringen(§ 73 JGG). 

In allen übrigen Fällen entscheidet der Jugendrichter nach 
pflichtgemäßem Ermessen (264), ob eine Untersuchung des Ju-
gendlichen namentlich zur Feststellung seines Entwicklungs-
standes oder anderer für das Verfahren wesentlicher Eigen-
schaften, herbeizuführen ist. 

Aufgabe des Sachverständigen ist es dann, dem Gericht den 
Tatsachenstoff zu unterbreiten, der nur aufgrund besonders 
sachkundiger Beobachtung gewonnen werden kann, und das wis-
senschaftliche Rüstzeug zu vermitteln, das eine sachgemäße 
Auswertung ermöglicht (265). 

Zu einer Hinzuziehung eines Sachverständigen kommt es im 
Jugendstrafverfahren insbesondere dann, wenn die genaue Be-
urteilung des geistigen oder sittlichen Reifegrades des Tä-
ters ( § § 3 und 105 JGG) Schwierigkeiten bereitet ( 266). In-
nerhalb dieses Fragenkomplexes reicht oft die eigene Sach-
kunde des Gerichts - basierend auf den Erfahrungen des täg-
lichen Lebens - nicht mehr aus ( 267) und findet daher das 
eingeräumte Ermessen seine Schranke ( 268). Darüber hinaus 
ist der Richter aber auch oft hinsichtlich der Persönlich-
keitserforschung und der Auswahl der zu treffenden Maßnah-
men überfordert, so daß er die ihm durch das Jugendge-
richtsgesetz zugewiesenen Aufgaben nicht entsprechend aus-
füllen kann (269) und sich als Lösungsmöglichkeit die stär-
kere Hinzuziehung eines Sachverständigen anbieten würde 
( 270), der den Täter in der Regel besser kennt ajs der 
Richter ( 271). 

Dem Richter wird abverlangt zu entscheiden, welche Sank-
tionsart bei dem Jugendlichen die erforderlichen Lernpro-
zesse bewirkt ( 272), er muß Behandlungsvorschläge unter-
breiten ( 273), die mutmaßliche Persönlichkeitsentwicklung 
beurteilen (274), besondere Stärken oder Schwächen des Ju-
gendlichen im sozialen und zwischenmenschlichen Bereich er-
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kennen (275) und entscheiden, welche Maßnahme sich aus kri-
minalpädagogischer und -präventiver Sicht empfiehlt (276). 
Zur sachgemäßen Erfassung dieser konkreten Perönlichkeits-
problematiken der Jugendlichen fehlt dem Jugendrichter aber 
die notwendige fachliche Ausbildung (277). 

Die aus dieser Erkenntnis folgende Konsequenz der stärkeren 
Heranziehung eines Sachverständigen ist in der Praxis aber 
nicht gezogen worden. Zwar wird vom Gutachter im Rahmen 
seiner Stellungnahme zu Fragen der §§ 3 und 105 JGG auch 
Auskunft zur erzieherischen Lage verlangt ( 278). Von die-
ser Möglichkeit der besseren Entscheidungsfindung wird aber 
dann kein Gebrauch gemacht, wenn es lediglich und aus-
schließlich um die Frage der Persönlichkeitserforschung 
oder um die Festlegung der richtigen Rechtsfolgewahl geht 
(279) .. 

Nimmt man hinzu, daß es lediglich in ca. 4 % der Verfahren 
zur Anhörung eines Gutachters kommt (280), so folgt daraus, 
daß ein Großteil der von den Gerichten gefällten Entschei-
dungen weder auf eigener Kompetenz beruhen, noch in nen-
nenswerter Weise andere Kompetenzen beansprucht werden. 

Diese dem Jugendstrafverfahren mit seinem hohen Anspruch 
an die Persönlichkeitserforschung und die erzieherisch 
richtige Prognose und Rechtsfolgewahl entgegenstehende 
Praxis hat dazu geführt, eine obligatorische Hinzuziehung 
eines psychologischen oder psychiatrischen Sachverständigen 
zu fordern (281). Eine so weitgehende Beteiligung dürfte 
aber sowohl aus Gründen der Verhältnismäßigkeit (282), dem 
im Jugendstrafverfahren pädagogisch wichtigen Beschleuni-
gungsgrundsatz ( 283), als auch wegen der möglichen Abhän-
gigkeit des Richters, die seine Entscheidungsfreiheit und 
Autorität gefährden .könnte (284), übertrieben und zudem bei 
Bagatelldelikten nicht vertretbar sein (285). 

Unabhängig von dieser hier nicht zu entscheidenden Frage 
bleibt aber festzuhalten, daß die jugendrichterliche Praxis 
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von der Möglichkeit, psychiatrisch-psychologische Sachver-
tändige her<;11zuziehen, zu wenig Gebrauch macht ( 286), ob-
wohl im Jugendstrafrecht ständig die Verbreiterung der In-
formationsbasis gefordert wird ( 287) und gerade in Bezug 
auf die Persönlichkeitserforschung und Prognose ( 288) der 
Sachverständige dem Gericht die notwendige breite Grundlage 
für eine optimale erzieherische Maßnahmeentscheidung lie-
fern könnte (289). 

Im Moment ist daher der Sachverständige - obwohl er wegen 
der Schwierigkeit, die Persönlichkeit des jungen Menschen 
kennenzulernen, zu verstehen und zu beurteilen (290), dies 
sicher wäre - noch keine ausreichende Hilfe für den Jugend-
richter bei der Beurteilung des zukünftigen Legalverhaltens 
und damit insbesondere bei der Frage der Strafaussetzung 
zur Bewährung (291). 

2.3.2.2. Die Vorbewährung als Grundlage für Prognose und 
Diagnose - Alternative oder Ergänzung zum Sach-
verständigengutachten 

Die Vorbewährung mit ihrer Möglichkeit der Beobachtung des 
Jugendlichen durch den Jugendrichter bietet sich nun neben 
oder als Ersatz für das Sachverständigengutachten als hilf-
reiche Maßnahme an. 

Dem Richter erlaubt sie ein eingehenderes Kennenlernen des 
Jugendlichen unter dessen eigener Mitarbeit und somit eine 
größere Gewähr für die richtige Legalprognose. Insbesondere 
dann, wenn die Hinzuziehung eines Sachverständigen unver-
hältnismäßig wäre. 

Diese Chance der besseren Grundlage und ausführlicheren In-
formation für die richtige erzieherische Entscheidung würde 
zudem das Verfahren selbst nicht verzögern, da die Anrech-
nung der Vorbewährungszeit auf die sich anschließende Be-
währungszeit möglich ist. 
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Darüber hinaus bietet die Vorbewährung dem Jugendlichen die 
Gelegenheit, selbst zu zeigen, daß er willens ist, an sich 
zu arbeiten. 
Sowohl in Kombination mit einem Sachverständigengutachten 
als auch ohne ein solches Gutachten, auf das bei Einräumung 
einer Vorbewährungszeit in manchen Fällen sogar verzichtet 
werden könnte, wodurch auch die Abhängigkeit des Richters 
verringert würde, wäre das Institut der Vorbewährung daher 
immer eine wichtige Unterstützung für den Jugendrichter bei 
der Bildung seiner Prognose über das künftige Legalverhal-
ten des Jugendlichen. 

2.3.3. Die Hauptverhandlung im Jugendgerichtsverfahren 

2.3.3.1. Die gesetzgeberische Intention de.r Haupt-
verhandlung 

Die Hauptverhandlung bildet durch ihre prozessuale Mittel-
punktstellung Kernstück und Höhepunkt des Strafprozesses 
(292). Neben ihrer verfahrensrechtlichen Schlüsselstellung 
mißt der Gesetzgeber ihr im Jugendstrafverfahren darüber 
hinaus auch große erzieherische und aufklärende Bedeutung 
zu. 

So sprechen die Richtlinien zu § 50 JGG davon, daß der "per-
sönliche Eindruck, den der Richter von dem Jugendlichen er-
hält, von entscheidender Bedeutung sei" (293), und daß "die 
Hauptverhandlung ein bedeutsames Ereignis im Leben und für 
die Erziehung des Jugendlichen darstelle" ( 294). Diese Um-
schreibungen machen deutlich, welche Aufgaben - neben der 
Tat- und Schuldfeststellung - nach der Intention des Ge-
setzgebers der Hauptverhandlung zusätzlich zukommen - Er-
ziehung des Jugendlichen und Unterstützung des Jugendrich-
ters bei der notwendigen Persönlichkeitserforschung des Ju-
gendlichen. 
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Im erzieherischen Bereich soll die Hauptverhandlung dazu 
beitragen, dem Jugendlichen möglichst überzeugend den Wert 
der Rechtsordnung aufzuzeigen (295), mit dem Ziel, ihm das 
Verständnis für die gesellschaftliche Notwendigkeit der 
Normen und ihrer Inhalte zu vermitteln (296), unter Förde-
rung seiner Selbsterkenntnis und Selbstverantwortung. 

2.3.3.2. Die Verwirklichung der gesetzgeberischen Intention 
in der forensischen Praxis 

Diese pädagogische und auch für die Sozialisation bedeuten-
de Zielsetzung setzt sowohl eine entsprechend formal und 
strukturell gestaltete Hauptverhandlung voraus als auch 
einen Jugendrichter, der in der Lage ist, diese Ansprüche 
zu verwirklichen. Beide Voraussetzungen begegnen allerdings 
in der derzeitigen Praxis starken Zweifeln. 

So wird die Rolle des Jugendrichters geringer eingeschätzt 
und beurteilt, als sie durch die gesetzlichen Vorstellun-
gen, die in § 37 JGG zum Ausdruck kommen, sein sollte 
(297). Zum einen ist dies in der schon oben erwähnten (298) 
fehlenden fachlichen Ausbildung des Jugendrichters zu se-
hen. Zum anderen liegt es aber auch an der konflikthaften 
Kommunikationsstruktur, die sich aus dem unterschiedlichen 
sozialen Status von Richter und Jugendlichem ergibt ( 299) 
und die zu Verständnisschwierigkeiten führt, die Unver-
ständnis, Irritation und Isolation auf Seiten des Jugendli-
chen auslösen ( 300), wodurch das Spannungsverhältnis des 
Jugendlichen zur Justiz und Gesellschaft eher erhöht als 
verringert wird (301). 

Aus diesen Gründen wird der Hauptverhandlung ein erzieheri-
sches Potential zwar nicht abgesprochen (302), jedoch des-
sen Umsetzung in der forensischen Praxis weitgehend ver-
neint (303). Der Hauptverhandlung fehlt die notwendige pä-
dagogische Atmosphäre (304), die ein rationaler Dialog zur 
Voraussetzung hätte (305), und es kann aufgrund ihres for-
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mal juristischen Charakters ( 306) lediglich zu einer ge-
störten Interaktion zwischen Gericht und Jugendlichem kom-
men (307). 

Der entscheidende Einfluß, den die Hauptverhandlung auf den 
weiteren Werdegang der Jugendlichen hat, ergibt sich daher 
nicht aus der Erfüllung ihrer erzieherischen Möglichkeiten, 
sondern lediglich aus ihrer zentralen verfahrensrechtlichen 
Stellung (308). 

In der derzeitigen Form und Durchführung der Hauptverhand-
lung kann daher die erzieherische Intention, die der Ge-
setzgeber der Hauptverhandlung beimißt, grundsätzlich kei-
nen Niederschlag finden (309). 

Auch für den zweiten Aspekt, den der Gesetzgeber durch die 
Hauptverhandlung verwirklicht sehen will - die Hilfe für 
den Richter bei der Persönlichkeitserforschung des Jugend-
lichen - bietet die derzeitige Form der Hauptverhandlung 
nur eine mangelhafte Grundlage. 

In der oft für ein Kennenlernen der Persönlichkeit viel zu 
kurzen Verhandlung (310) begegnet der Jugendrichter in vie-
len Fällen zum ersten Mal dem Jugendlichen (311), dessen 
Persönlichkeit er nun, über die bloße aktenmäßige Erfassung 
hinaus, beurteilen soll. Bei dieser Begegnung hat der Ju-
gendrichter aber eine Person vor sich, die sich in einer 
für sie oft neuen und ungewohnten Umgebung befindet, in der 
eine für sie entscheidende Frage des weiteren Werdegangs 
zur Diskussion steht (312). 

Ohne mit den Formalien und Abläufen vertraut zu sein, fühlt 
sich der Jugendliche "verunsichert, ohnmächtig und unterle-
gen" (313). Die der Hauptverhandlung innewohnenden Faktoren 
und ihre Ausnahmesituation (314) verfremden sein Verhalten 
(315) und bewirken situative Fehlreaktionen (316), die zu 
Fehleinschätzungen des angeklagten Jugendlichen und seines 
Verhaltens durch den Jugendrichter führen (317). 
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So erhält der Jugendrichter durch die Hauptverhandlung 
einen oft täuschenden Eindruck (318) von dem Jugendlichen, 
der eine exakte Beurteilung der Persönlichkeit nicht zuläßt 
(319). 

Auch der Gesetzgeber selbst nimmt seiner Vorstellung von 
der entscheidungsbildenden Funktion der Hauptverhandlung 
einen Teil an Überzeugung, wenn in den Richtlinien zu§ 19 
JGG ( 320) gesagt wird, daß die Feststellung der Unerzieh-
barkei t in der Hauptverhandlung in der Regel nicht getrof-
fen werden könnte und wenn es zu§ 44 JGG heißt (321), daß 
der Jugendliche sich in der Hauptverhandlung vielfach nicht 
unbefangen zeige. 

Auch der BGH stellte schon 1954 (322) fest, "daß die beson-
deren Verhältnisse der Hauptverhandlung zwar die unmittel-
bare Erkenntnis des körperlichen und allenfalls auch des 
geistj_gen, nicht aber des besonders bedeutsamen sittlichen 
und sozialen Entwicklungsstandes zuverlässig vermitteln 
können". 

Insgesamt gesehen ist es dem Jugendrichter daher nahezu un-
möglich, aufgrund des Eindrucks in der Hauptverhandlung 
das Fehlverhalten des Jugendlichen möglichst genau beurtei-
len zu können und entsprechende sachgerechte Maßnahmen zu 
beschließen. Dies gilt insbesondere für die Legalprognose 
des Richters bei der Entscheidung über eine Strafaussetzung 
zur Bewährung, die ohne eingehende Kenntnis der Persönlich-
keit des Jugendlichen unmöglich ist. 

2.3.3.3. Die Verhandlung am "runden Tisch" 

Ein viel diskutierter, noch im Versuchsstadium befindli-
cher, vielleicht aber Gewinn bringender Vorschlag (323) ist 
in diesem Zusammenhang das Modell der "Verhandlung am run-
den Tisch" (324). 
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Durch dieses stark befürwortete (325) Modell soll versucht 
werden, die pädagogische Gestaltung der Hauptverhandlung 
durch eine Verbesserung der Kommunikation und Kooperation 
der Verfahrensbeteiligten effektiver zu machen (326). Hier-
bei geht es nicht nur um eine Veränderung der Sitzordnung 
(327), sondern um die Erzeugung eines kooperativen Verhand-
lungsklimas durch gegenseitiges Verstehen und Verstanden-
werden und durch die Reduzierung sachlich nicht gerechtfer-
tigter Förmlichkeiten. 

Durch die so mögliche Aktivierung des pädagogischen Poten-
tials der Hauptverhandlung besteht die Chance, daß der An-
geklagte vermehrt an der Klärung seines Konfliktfalles ar-
beiten wird und_Aktivitäten entwickelt, die zur Wahrung be-
rechtigter eigener Interessen dienen ( 328). Die durch so 
geschaffene Handlungsfreiräume möglichen wirksameren Erzie-
hungsvorgänge aufgrund ausgeprägterer und partnerschaftli-
cherer Interaktionen ermöglichen es dem Juger,drichter 
gleichzeitig, durch den Abbau der derzeit bestehenden 
Angst- und Zwangssituation für den Jugendlichen, auch des-
sen Persönlichkeit besser und freier kennenzulernen. 

Praktische Versuche mit dem Modell der "Verhandlung am run-
den Tisch" haben bisher zumindest keinen negativen Eindruck 
hinterlassen (329) und gezeigt, daß Lernerfolge verbessert 
werden und erzieherische Tendenzen des Jugendstrafverfah-
rens stärker zur Ausprägung kommen (330). 

Vor einer endgültigen positiven Entscheidung für dieses Mo-
dell müssen aber wohl noch eingehendere Versuche durchge-
führt werden ( 331). Schon jetzt sollte aber eine entspre-
chende Verfahrensmöglichkeit eröffnet werden, wenn auch 
die Befürworter des Modells eine allgemeine Empfehlung noch 
als im Moment verfrüht und für übertrieben halten ( 332). 
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2.3.3.4. Die Vorbewährung als zusätzliche Hilfe für den 
Jugendrichter neben seinen Erkenntnismöglichkeiten 
in der Hauptverhandlung 

Neben diesen in erster Linie auf die Förderung der pädago-
gischen Möglichkeiten abzielenden Verbesserungsvorschlägen 
kommt dem Institut der Vorbewährung dagegen eine darüber 
hinausgehende Bedeutung für die Unterstützung der in der 
Hauptverhandlung ebenso schwierigen, wenn nicht sogar un-
möglichen Erfassung der Persönlichkeit des Jugendlichen zu. 

Während der Hauptverhandlung zeigt sich dem Jugendrichter 
ein durch die äußeren Zwänge ausgelöster lediglich "insta-
biler Gehorsam" (333) des Jugendlichen. 
Ohne auch nur annähernd zum Kern der Persönlichkeit des Ju-
gendlichen vordringen zu können, soll im Anschluß an die 
Hauptverhandlung aber die Prognose getroffen werden, ob 
der Jugendliche künftig einen rechtschaffenen Lebenswandel 
führen wird (334). Auslösendes Moment für das künftige Le-
gal verhalten des Jugendlichen ist aber oft erst das "juri-
stische Ereignis" (335) Hauptverhandlung, das für ihn ein 
Schlüsselerlebnis sein kann, das sein ganzes folgendes Le-
ben nachhaltig beeinflußt. 

Die erst durch die Hauptverhandlung ausgelösten Wirkungen 
können entscheidend die weitere Motivation des Jugendlichen 
mitbestimmen (336), indem sie einer Entwicklung Einhalt ge-
bieten und deren weitere Richtung nachhaltig beeinflussen 
(337). 

Dem Jugendrichter fehlt also nicht nur die Möglichkeit, in 
der Hauptverhandlung die Person des Jugendlichen genügend 
kennenzulernen, sondern er kann den für den Jugendlichen 
oft bedeutungsvollen Moment der Hauptverhandlung in seine 
Beurteilung des künftigen Legalverhaltens gar nicht mitein-
beziehen. Die Vorbewährung bietet ihm beides. Durch die un-
terstützenden, begleitenden Beobachtungsmöglichkeiten des 
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Sozialarbeiters und durch eigene Eindrücke hat der Richter 
erstmalig die Möglichkeit, nicht nur Fakten aus zweiter 
Hand über den Jugendlichen verwerten zu können, sondern die 
Vorbewährung macht eine Persönlichkeitserforschung unter 
aktiver Beteiligung des Jugendlichen möglich. Wie wichtig 
diese Möglichkeit sein kann, haben empirische Untersuchun-
gen gezeigt, nach denen in den Fällen, in denen die Ein-
sicht des Jugendlichen in das Verwerfliche der Tat über ein 
reines Lippenbekenntnis in der Hauptverhandlung hinaus in 
eigenen Bemühungen ihren Niederschlag gefunden hat, der an-
schließende Bewährungserfolg wesentlich günstiger war 
( 338). 

Eine Legalprogriose ohne Berücksichtigung und Einbeziehung 
all dieser Umstände und Gegebenheiten bliebe somit immer 
bruchstückhaft und würde dem Anliegen und der Person des 
Jugendlichen nicht gerecht. Das Insi tut der Vorbewährung 
wäre hier das geeignete Instrument, zu einer ehrlicheren, 
aufschlußreicheren und damit auch treffsichereren und hilf-
reichereren Einschätzung des Jugendlichen zu gelangen. 

Gleichzeitig würde die Vorbewährung dem Jugendrichter seine 
Überzeugungsbildung von dem wahrscheinlichen Legalverhal-
ten des Jugendlichen durch eingehenderes Kennenlernen be-
deutend erleichtern. 

2.3.4. Die Prognoseverfahren 

Ausgangspunkt der wissenschaftlichen Prognoseforschung war 
und ist es, der vorausschauenden richterlichen Beurteilung 
des künftigen Legal- und Sozialverhaltens des Täters auf-
grund von Wahrscheinlichkeitsaussagen eine objektivere und 
damit vielleicht auch effektivere Grundlage zu geben (339). 

Forschungsgegenstand war daher nicht, Kriminalität in ihrer 
Kausalität erklärbar und verstehbar zu machen ( 340), son-
dern Kriminalprognose hat zum Ziel, unter Berücksichtigung 
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der zu erwartenden Umwelteinflüsse, das künftige kriminel-
le Verhalten des Täters vorauszusagen ( 341). Dementspre-
chend versucht die Prognoseforschung ein möglichst zuver-
lässiges Bild der künftigen Entscheidungen und Handlungen 
eines Menschen zu erhalten und bietet dem Praktiker Hilfs-
möglichkeiten zur Erleichterung dieses Erkenntnisweges an, 
um seine Entscheidung rationaler, durchsichtiger und wirk-
samer (342) zu gestalten. Mögliche subjektive Willkür und 
das Fehlen rationaler Kriterien sollen verhindert und über-
wunden werden. 

2.3.4.1. Ursprung und Entwicklung der Prognosever-
fahren (343) 

Der Ursprung der Prognoseforschung lag in den USA (344). 
Dort entstand bei der Handhabung der bedingten Entlassung 
das Bedürfnis nach der Stellung einer sicheren Prognose. 

Um die rein gefühlsmäßige Beurteilung des weder psychia-
trisch noch psychologisch vorgebildeten Praktikers in eine 
objektivere Erkennbarkeit und Nachprüfbarkei t zu übertra-
gen, wurde ein auf statistischer Erfahrung beruhendes Sy-
stem der Menschenbeurteilung entwickelt. 

Nach Vorarbeiten von Warner (345) entwarfen die Forscher 
Burgess (346) und Glueck (347) die ersten Punktetabellen der 
statistischen Prognose, die Grundlage für die gesamte wei-
tere Forschung waren. Auf Anregung Exners (348), der 1934 
eine Studienreise in die USA unternahm und dort die Arbei-
ten von Burgess und Glueck kennenlernte, kam es in Deutsch-
land zu einer eigenständigen Prognoseforschung. Schiedt 
(349), ein Schüler Exners, legte die erste Punktetabelle 
für den deutschsprachigen Raum vor, an die sich in der Fol-
gezeit eine Fülle von neuen Untersuchungen und Erhebungen 
anschloß. Besonders zu erwähnen sind hier die Arbeiten von 
Frey (350) und die in Deutschland am meisten beachteten 
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Prognosetabellen von Fritz Meyer aus den Jahren 1956 und 
1965 (351). In den 60er Jahren erfolgte dann noch eine um-
fassende Beschäftigung mit dieser Materie, insbesondere 
eine Überprüfung der vorhandenen Tabellen, durch eine An-
zahl von Doktoranden Schaffstein's ( 352). 

2.3.4.2. Kritische Darstellung der einzelnen Prognose-
verfahren 

Neben dem schon erwähnten statistischen Prognosverfahren 
gliedern sich heute nach überkommener Auffassung die wis-
senschaftlichen Prognoseverfahren noch in die klinische 
Prognose und die Strukturprognostik (353). 

2.3.4.2.1. Die klinische Prognose 

Die klinische Prognose (354) oder empirische Individualpro-
gnose (355) beruht auf der Erforschung der individuellen 
Täterpersönlichkei t durch eine Psychiater oder kriminolo-
gisch geschulten Psychologen (356). 

Durch die Anamnese werden der Lebenslauf und die Familien-, 
Arbeits- und Freizeitverhältnisse des Prubanden erforscht 
sowie durch gezielte Exploration und Anwendung psychodia-
gnostischer Tests eine empirische Individualprognose er-
stellt. 

Obwohl heute allein die klinische Kriminalprognose noch in 
allen Stufen der Verbrechensbekämpfung praktiziert wird 
(357), braucht ihr für die vorliegende Untersuchung - außer 
ihrer Erwähung - keine größere Beachtung geschenkt zu wer-
den. Ihr Nachteil fu'r die Praxis besteht nämlich, wie sich 
schon aus ihrem Ansatzpunkt ergibt, darin, daß ihre Handha-
bung von dem praktischen Geschick und den kriminalpsycholo-
gischen Kenntnissen und Erfahrungen des Beurteilers ab-
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hängt. Diese Fähigkeiten fehlen aber grundsätzlich dem Ju-
gendrichter, so daß die klinische Prognose sinnvollerweise 
die notwendige Beteiligung eines Sachverständigen voraus-
setzt. Wegen dieser unabdingbaren Hinzuziehung eines Sach-
verständigen bleibt die klinische ~ethode schon aus prozeß-
ökonomischen Gründen auf einen kleinen Kreis von Straffäl-
ligen beschränkt und ist für die große Zahl der Prognose-
entscheidungen wenig praktikabel (358). Die obligatorische 
Beteiligung eines Sachverständigen gibt der klinischen Pro-
gnose aus der Sicht der forensischen Praxis den Charakter 
eines normalen Sachverständigengutachtens, und damit ist 
sie ebenso mit der für diese geltenden Problematik behaf-
tet (359). Dies schließt sie auch aus Gründen der Verhält-
nismäßigkeit in vielen Fällen aus. 

2.3.4.2.2. Strukturprognoseverfahren 

Durch diese Verfahren (360) wird versucht, "die empirischen 
Daten nach dem Vorhandensein oder Fehlen von Merkmalen zu 
klassifizieren und die heterogene kriminelle Population 
sukzessiv-hierarchisch in relativ homogene Risikogruppen 
zu unterteilen, die sich nach dem Vorhandensein oder Fehlen 
von Merkmalen, die mit dem Kriterium Erfolg/Mißerfolg ver-
schiedene Grade des Zusammenhangs besitzen, strukturell 
voneinander unterscheiden. Die Prognosemerkmale, meist ob-
jektive Außenfaktoren, werden auf diese Weise für jede Ri-
sikogruppe miteinander kombiniert, so daß so etwas wie eine 
Typologie der Risikokategorien entsteht" (361). 

Zwar erhält man durch eine solche Strukturprognosetafel 
eine Verteilung der Täter nach den Gefährdungs- und Rück-
fallrisiken (362), allerdings keine streng auf den Einzel-
fall zugeschnittene Kriminalprognose (363). Die Risikogrup-
pen sind zudem ebenso statistisch ermittelt wie die Merkma-
le der statistischen Prognoseverfahren und unterliegen da-
her den gleichen Einwänden (364). Nimmt man hinzu, daß die 
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Strukturprognose daneben auch keine bessere Vorhersagegüte 
als die statistischen Verfahren besitzt (365) und wie diese 
nur zu Wahrscheinlichkeitsaussagen mit einem breiten unge-
nauen Mittelfeld gelangt (366), so kann für die eingehende 
Kritik wegen des fehlenden grundsätzlichen Unterschiedes 
und des gleichen methodischen Ansatzes auf die Darstellung 
der Punktetafeln der statistischen Prognose verwiesen wer-
den. 

2.3.4.2.3. Die statistischen Prognosetafeln 

Der Vielzahl der im Laufe der Zeit entwickelten statisti-
schen Prognosetafeln ist gemeinsam, daß der Grad der Rück-
fallwahrscheinlichkeit nach der Zahl der bei dem straffäl-
ligen festgestellten Rückfallfaktoren oder umgekehrt der 
Grad der Bewährungsaussicht nach der Zahl der günstigen 
Faktoren beurteilt wird. Unter Rückfallfaktoren sind dieje-
nigen kriminogenen Merkmale zu verstehen, die nachweislich 
als rückfallfördernd durch einen Vergleich der kriminogenen 
Faktoren von rückfälligen straffälligen und der Gesamtheit 
der Straffälligen ermittelt worden sind (367). Die benutz-
ten prognostischen Faktoren werden dabei im Wege empiri-
scher Verallgemeinerung der Analyse von Lebensläufen ein-
zelner Rechtsbrechergruppen entnommen. Die aussagekräftig-
sten Faktoren für die Straffälligkeit werden in Zahlen aus-
gedrückt und zu Prognosetafeln zusammengestellt (368). 

Bei der praktischen Handhabung der Tabelle erfolgt dann 
eine Erhebung der · relevanten Merkmale aus der Akte des 
Straffälligen, die entsprechend der Tabelle bewertet wer-
den und danach eine Gesamtzahl ergeben. Je nach Größe die-
ser Gesamtzahl, das heißt nach der Zahl der so ermittelten 
sogenannten Gut- oder __ Schlechtpunkte, ist danach eine gün-
stige oder ungünstige Prognose zu stellen. 
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Diesem Zweig der kriminologischen Forschung w.iderfuhr über 
den gesamten Zeitraum seiner Entwicklung erhebliche Kri-
tik, die heute weitgehend in Ablehnung übergegangen ist 
(369). 

Hauptkritikpunkte sind allgemein - neben der grundätzli-
chen Methodenkritik ( 370), auf die hier nicht eingegangen 
werden soll daß der Wert der Prognoseverfahren ange-
sichts der vielfältigen Bedingtheit kriminellen Handelns, 
der vielfältigen Bedingtheit der menschlichen Struktur und 
der oft unbekannten Vielfalt zu erwartender Umwelteinflüsse 
nur sehr begrenzt ist (371). Gerade letzteres, die verän-
derlichen Umwelteinflüsse, machen die Anwendung der Progno-
setafeln problematisch, da diese nur dann befürwortet wer-
den kann, wenn weitgehende Identität mit den Verhältnissen 
bei ihrer Erstellung vorliegt (372). 

Auch die Prognosetafel ist in ihrem Ursprung an konstatier-
te Bedingungen geknüpft, und es kann somit eine unbedingte 
wissenschaftliche voraussage nur dann gemacht werden, wenn 
diese Bedingungen als erfüllt angesehen werden (373), was 
aber durch die zwischenzei tU.ch eingetretenen Veränderun-
gen so gut wie nie der Fall sein wird. 

Die Grenzen der statistischen Prognose liegen daher darin, 
daß spätere Umweltveränderungen nicht ausgeschaltet werden 
können (374), die aber gerade bei noch in der Entwicklung 
stehenden Jugendlichen große Bedeutung haben und daher an 
sich eine dauernde Anpassung an die konkreten Verhältnisse 
notwendig machen. 

So kommt auch Schaffstein ( 375) in seiner zusammenfassen-
den Betrachtung der Kontrolluntersuchungen seiner Doktoran-
den zu dem Ergebnis, daß es irrig ist, stillschweigend vor-
auszusetzen, daß sich die kriminogen bedeutsamen Umweltver-
hältnisse, die während des für die Aufstellung der Tafel 
maßgeblichen Beobachtungszeitraumes bestanden, auch zukünf-
tig nicht ändern würden. Gültigkeit können nach seiner An-
sicht die Prognosetabellen demnach nur solange besitzen, 
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soweit die von der Persönlichkeit des Probanden unabhängi-
gen kriminogenen Umweltverhältnisse konstant bleiben (376). 

Neben dieser fehlenden Erfassung der Dynamik äußerer Fakto-
ren werden durch die Prognosetafeln auch die unter Umstän-
den für den Täter bedeutenderen inneren Wandlungsfaktoren 
zu wenig berücksichtigt (377). Auch geben die Punktetafeln 
keine Richtung an, in der eine Beeinflussung des Täters 
durch entsprechende Sanktionen angezeigt ist (378) und ist 
durch sie eine Beachtung der voraussichtlichen Sanktions-
wirkung nicht möglich (379). Negative Prognosen können zudem 
dergestalt auf den Probanden einwirken, daß er sich ihnen 
entsprechend verhält (380), die gemachte Voraussage akzep-
tiert und versucht zu bestätigen. 

Ein weiterer entscheidender Gesichtspunkt, der gegen die 
Punktetabellen spricht, ist der Umstand, daß die mit der 
Tabelle gewonnenen Werte zwar die Feststellung einer "abso-
luten Hoffnungslosigkeit" ( 381) zulassen, im Bereich des 
Mittelfeldes aber zu einem hohen Prozentsatz fraglicher 
Prognosen kommen (382). Gerade für diesen Bereich wäre der 
Richter aber auf aussagekräftigere Ergebnisse angewiesen, 
denn die wenigen Fälle der eindeutigen Prognose sind für 
ihn auch ohne Prognosetafel erkennbar. 

Insgesamt haben sich die statistischen Prognosen auch we-
der absolut als genügend treffsicher erwiesen, noch haben 
sie sich im Verhältnis zur intuitiven Methode als treffsi-
cherer herausgestellt (383). Dies liegt sicher zum Teil an 
den auch bei den statistischen Erhebungen nicht auszu-
schließenden subjektiven Einflüssen, die durch die Person 
des Erstellers in die Bewertung einfließen (384). 

Gerade diese nur begrenzte Überlegenheit gegenüber der in-
tuitiven Vorgehensweise, die für die Nichtanwendung in der 
Praxis entscheidend war und ist, konnte zu keiner Zeit 
durch die Prognoseforschung beseitigt werden. So gilt auch 
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heute, daß bisher keines der statistischen Prognoseverfah-
ren dem Richter eine wissenschaftlich gesicherte und zu-
gleich praktikable Methode an die Hand geben konnte, um 
einen Zuwachs an Vorhersagegenauigkeit zu erreichen (385). 

Auch nach jahrzehntelanger Forschung hat die Kriminalpro-
gnostik ihr Experimentierstadium noch nicht überwunden 
(386) und steckt die wissenschaftliche Prognoseforschung in 
Deutschland immer noch in den Anfängen (387) und kann kei-
nesfalls als abgeschlossen angesehen werden (388). Trotz 
oder vielleicht auch gerade wegen dieser Erkenntnis ist die 
Prognoseforschung seit Ende der 60er Jahre zum Stillstand 
gekommen und stagniert seither in ihrer Entwicklung (389). 

Die vorhandenen statistischen Prognoseverfahren erlauben 
daher keine alleinige Verwendung in der forensischen Pra-
xis, sondern können lediglich, wie Exner es schon 1935 an-
deutete ( 390) , neben der intuitiven Methode als korrigie-
rendes und ergänzendes Orientierungsmittel angesehen werden 
(391). 

Wegen ihrer vielen Schwachpunkte und der oft erheblichen 
zeitlichen Mehrbelastung haben sie aber selbst in dieser 
Form in Deutschland keinen Eingang in den gerichtlichen 
Alltag gefunden (392). Ein Hilfsmittel für den Praktiker 
stellen sie somit nicht dar, sondern dieser bleibt auf die 
rein intuitive Erfassung der Täterpersönlichkeit angewiesen, 
die in der heutigen jugendrichterlichen Praxis die einzige 
"Methode" ist ( 393) und bei der der Jugendrichter oft über-
fordert wird. 
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2.3.4.3. Die Vorbewährung als Altern~tive - kann durch das 
Institut der Vorbewährung die Zielsetzung der Pro-
gnoseverfahren verwirklicht werden? 

Das Scheitern der bisherigen Prognoseforschung bedeutet 
nicht gleichzeitig, daß ihre inhaltliche Zielsetzung falsch 
war. Gerade im Jugendstrafrecht wird es immer Aufgabe von 
Praxis und Wissenschaft sein, der gefühlsmäßigen Beurtei-
lung des jungen Täters eine objektivere und effektivere 
Grundlage und damit ein zuverlässigere_s Bild künftigen Ver-
haltens zu geben. 
Gegenüber dieser Grundidee der Kriminalprognostik bietet 
das Institut der Vorbewährung erfolgversprechende Ansätze. 
Die Mi ttelstel.lung der Vorbewährung zwischen VOllzug und 
sofortiger Strafaussetzung macht deutlich, daß Probanden 
angesprochen werden sollen, deren zurückliegender Lebens-
lauf eher zur Verneinung einer Strafaussetzung führen wür-
de. Durch das Institut der Vorbewährung wird dem Probanden 
nun, ohne die Gefahr einer negativen. prognostischen Bela-
stung, die Chance eingeräumt, unter dem Eindruck der Verur-
teilung die für ihn unter einem neuen ·Aspekt stehenden 
äußeren Umwelteinflüsse zu bewältigen. 

Für die Prognose des Richters bedeutet das, daß er in seine 
Beurteilung des Probanden auch die Wirkungen miteinbeziehen 
kann, die die Sanktion (Verurteilung zur Jugendstrafe) auf 
den Jugendlichen hat. Gleichzeitig gibt der dem Jugendlichen 
durch die Vorbewährungszeit eingeräumte Freiraum dem Rich-
ter die Möglichkeit, anhand von gegebenen Tatsachen ent-
scheiden zu können, welche weiteren Maßnahmen (Vollzug oder 
Strafaussetzung) erforderlich sind (394). Nimmt man zu die-
sen Erkenntnissen noch die Aussage von Fenn hinzu ( 395), 
daß "fehlerhafte Prognosen und damit Sanktionsentscheidun-
gen weniger auf falschen Prognosen beruhen als auf dem Um-
stand, daß Alternativen im Sanktionenkatalog und zur Ent-
scheidungsfindung fehlen" (396), so wird deutlich, daß zu-
mindest für den Bereich der Strafaussetzung zur Bewährung 
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das Institut der Vorbewährung sowohl hinsichtlich einer 
weiteren ambulanten Vollstreckungsart als auch als Ent-
scheidungshilfe Bedeutung erlangen kann. 

In diesem zwar engen aber bedeutenden Bereich der Legalpro-
gnose kann das Institut der Vorbewährung zwar keine Alter-
native zu den Prognoseverfahren sein, aber ein Weg mehr -
wenn nicht der einzige-, dem Richter im Wege einer aus ak-
tivem HanJeln abgeleiteten Prognose seine Entscheidungsfin-
dung nicht nur zu erleichtern, sondern diese auch zu fun-

dieren. 

2.3.5. Das Schuld- oder Tatinterlokut 

2.3.5.1. Entwicklung und Stand der Diskussion zur Zweitei-
lung der Hauptverhandlung 

Das Reformmodell der Zweiteilung der Hauptverhandlung hat 
seinen Ursprung in der angelsächsischen Strafverfahrenszä-
sur zwischen "conviction" und "sentence" (397). Nach seiner 
heutigen Struktur soll die Hauptverhandlung in einen ersten 
Abschnitt für den Nachweis der Tat und - bei Bejahung der 
Täterschaft des Angeklagten - einen nachfolgenden zweiten 
Abschnitt für die Behandlung der Rechtsfolgen aufgeteilt 
werden (398). In dieser Grundform befindet sich das Modell 
schon seit mehreren Jahrzehnten in der Diskussion (399). 

In letzter Zeit ist nun die Frage nach einer Reform der 
Hauptverhandlung wieder verstärkt in den Vordergrund getre-
ten. Der Grund hierfür ist darin zu sehen, daß der Gesetzge-
ber· im Bereich des materiellen Strafrechts eine Entwicklung 
vom Tat- zum Täterstrafrecht vollzogen hat(400) und gleich-
zeitig den Sanktionenkatalog deutlich auffächerte (401); 
Gerade letzteres, das nun eher spezialpräventiv ausgerich-
tete Rechtsfolgensystem, verlangt vom Strafprozeß eine in-
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tensivere Erforschung der Täterpersönlichkeit und eine 
vertiefte Beschäftigung mit der Sozialisierungsproblematik 
(402). Der Richter wird dazu ge·zwungen, sich eingehender mit 
dem Täter zu befassen, um ein klares Bild für die Rechts-
folgenwahl zu erhalten. 

Dieser durch das materielle Strafrecht vorgegebenen fort-
schrittlichen Zielsetzung folgte aber keine parallele Ver-
besserung und Anpassung im strafprozessuellen Bereich. Ins-
besondere Ablauf und Gestaltung der Hauptverhandlung blie-
ben unverändert ( 403) und bieten nur wenig Ansatzpunkte, 
eine lediglich oberflächliche Ermittlung der Täterpersön-
lichkei t zu überwinden (404). 

Dem damit gegebenen Zustand vom "fortschrittlichen Straf-
recht im rückständigen Strafverfahren" (405) versucht' die 
wissenschaftliche Diskussion durch die Zweiteilung der 
Hauptverhandlung zu begegnen. In Anlehnung an eine ver-
stärkte und den materiellen Erfordernissen entsprechende 
Berücksichtigung der Täterpersönlichkeit soll es durch die 
Zweiteilung der Hauptverhandlung zu einer befriedigenderen 
und modernen Ansprüchen gerecht werdenden Recntsfolgewahl 
und damit Sanktionierung kommen (406). 

Darüber hinaus soll durch die Erörterung der persönlichen 
Verhältnisse des Angeklagten erst nach Feststellung der 
Tatbegehung die Voreingenommenheit des Gerichts verringert 
und für den Täter selbst ein erhöhter Persönlichkeitschutz 
erreicht werden. Durch die "abstrakte" Erforschung der Tat-
begehung wird - bei Nichtvorliegen der Täterschaft - größe-
re Prozeßökonomie erzielt, da es in diesen Fällen der Erör-
terung der persönlichen Umstände nicht mehr bedarf. Im Fal-
le eines möglichen Freispruchs wird zudem das sogenannte 
"Verteidigerdilemma" gelöst, das darin besteht, daß der 
Verteidiger sowohl auf Freispruch plädieren muß als auch, 
um jede Möglichkeit in Betracht zu ziehen, die in einem 
solchen Fall an sich überflüssigen mildernden Umstände. er-
wähnen müßte. Nach dem System der Zweiteilung taucht dieses 
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Problem nicht auf. Letztlich setzt die sorgfältige Entwick-
lung von Resozialisierungsplänen als Basis eine feststehen-
de Tatbegehung voraus. Ohne die Zweiteilung kommt es leicht 
zu einer Vermengung von Tat- und Sanktionsfragen, was so-
wohl der intensiven Erforschung des einen wie des anderen 
abträglich ist (407). 

Hinsichtlich dieser für die Zweiteilung sprechenden Gründe 
und der daraus resultierenden allgemeinen Empfehlung die-
ses Modells für den Strafprozeß besteht in der Literatur 
weitgehend Übereinstimmung (408). Uneinigkeit herrscht al-
lerdings unter den Befürwortern in der .Frage der Ausgestal-
tung der Zweiteilung im Einzelnen. Insbesondere gilt dies 
in Bezug auf die Aufteilung der Verhandlungsstoffe auf die 
beiden Abschnitte der zweigeteilten Hauptverhandlung und 
der Notwendigkeit eiper Bindungswirkung des Zwischenbe-
echeids nach dem ersten Abschnitt und dessen Anfechtbarkeit. 

Eine Darstellung der unterschiedlichen Meinungen und Be-
gründungen würde allerdings den Rahmen dieser Arbeit über-
fordern, und es muß daher bei dem Verweis auf die entspre-
chende Literatur verbleiben (409). Die grundsätzliche all-
gemeine Befürwortung der Zweiteilung findet in der Litera-
tur so gut wie keinen Widerspruch (410). 

Inwieweit allerdings die positive Einschätzung auch ohne 
weiteres auf das Jugendstrafrecht übertragen werden kann, 
ist zweifelhaft, da die bisherige Diskussion sich bis auf 
wenige Ausnahmen (411) lediglich auf das Erwachsenenstraf-
recht bezog. Auch darf nicht außer acht gelassen werden, 
daß durch die Zweiteilung im Rahmen des Jugendstrafverfah-
rens ein formalistisches Hindernis geschaffen werden kann, 
das einer flexiblen Anpassung der Verhandlungsführung an 
die pädagogischen Notwendigkeiten des individuellen Falles 
entgegenstehen könnte (412). 

Geht man allerdings von der verstärkten Anerkennung des So-
zialisierungsgedankens und der damit verbundenen Entwick-
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lung ~er Strafzumessungslehre aus, so dürfte auch für das 
Jugendstrafrecht als erklärtem Täter- und Erziehungsstraf-
recht mit entsprechender Individualisierungstendenz, gerade 
weil eine Zweiteilung zu einer intensiveren Beschäftigung 
mit der Täterpersönlichkei t führt ( 413), dieses Institut 
von Vorteil sein (414). Zude~ ist dem Jugendstrafrecht, wie 
sich gerade aus§ 57 Abs. 1 ~nd § 27 JGG ergibt, eine Zäsur 
zwischen Schuld- und Reaktionsfrage nicht gänzlich fremd. 

All diese positiven Argumente für eine Zweiteilung der 
Hauptverhandlung gehen aber zur Zeit noch solange ins Lee-
re, wie sich die forensische Praxis gegen die Einführung 
dieses Modells wendet (415). So lehnte 1976 das Präsidium 
des deutschen-Richterbundes die Zweiteilung mit der Begrün-
dung ab, daß die geltenden Bestimmungen der Strafprozeßord-
nung schon heute dem Angeklagten ein faires Verfahren ge-
währleisten und eine Teilung der Hauptverhandlung nur zur 
Verzögerung und Ausweitung des Strafprozesses führt (416). 

2.3.5.2. Die Vorbewährung im Vergleich zur Zweiteilung der 
Hauptverhandlung 

Der Absicht einer Intensivierung der Sanktionsverhandlung 
im Wege der Zweiteilung der Hauptverhandlung ( 417), durch 
die die Legalprognose des Richters eine fundiertere Grund-
lage erhält, entspricht beim Institut der Vorbewährung der 
Gedanke, durch die Beobachtung des Probanden während der 
Vorbewährungszeit ein klareres Bild von der Täterpersön-
lichkei t zu erhalten, um so eine bessere Anpassung der Ent-
scheidung zwischen Vollzug und Aussetzung der Jugendstrafe 
zu erreichen. 

Beiden Instituten ist daher die Erkenntnis gemeinsam, daß 
die Wichtigkeit der Rechtsfolgenbestimmung und damit auch 
die vorausgehende gesicherte. Zukunftsprognose heute die 
entscheidenden Ziele und Aufgaben des Richters geworden 
sind. 
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Für die Zweiteilung der Hauptverhandlung gilt allerdings, 
daß sie zwar eine Verlängerung der Hauptverhandlung be-
dingt (418) - die als Preis für die allgemein gewünschte 
bessere Ausgestaltung der Rechtsfolgewahl hingenommen wer-
den muß (419) - aber die die Verl_ängerung verursachende In-
tensivierung der Rechtsfolgenerörterung beschränkt sich ge-
genüber der heutigen Form der Hauptverhandlung nur auf we-
nige Minuten (420). Insofern gelten auch für die zweige-
teilte Hauptverhandlung die für die überkommene Hauptver-
handlung erörterten Kritikpunkte (421), insbesondere die 
Kürze der Zeit, so daß hinsichtlich der Legalprognose be-
zweifelt werden muß, ob die Intensivierung der Sanktions-
und Reaktionsverhandlung in erheblichem Maße zur gerechte-
ren Rechtsfolgewahl führt. 

Auch hier ergibt sich daher wieder eine eigenständige Be-
deutung für das Institut der Vorbewährung aus den gleichen 
Gründen, die im Verhältnis zur heutigen Hauptverhandlung 
erörtert werden (422). Insbesondere auch wegen der Erkennt-
nis, daß die nur leichte Intensivierung der Reaktionsver-
handlungen nicht zu einer stärkeren Eigeninitiative des An-
geklagten in diesen Verhandlungen führte und auch keine 
stärkere Akzeptanz der Reaktion durch den Angeklagten zur 
Folge hatte ( 423). Gerade letzteres könnte aber durch die 
Vorbewährung erreicht werden. 

3. Zusammenfassende Stellungnahme 

Der in diesem Abschnitt behandelte Fragenkomplex hat ge-
zeigt, daß das Institut der Vorbewährung von seiner Rechts-
natur, seiner Aufgabenstellung, Zielsetzung und Funktion 
her sich nahtlos in das Jugendstrafrecht einfügt und auch 
für die Arbeit an und mit dem Jugendlichen eine gewinnbrin-
gende und weiterführende Alternative darstellt. 
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Als eine besondere Form der Vollstreckung der ausgesproche-
nen Jugendstrafe steht die Vorbewährung neben und zwischen 
den überkommenen Vollstreckungsarten des Vollzugs und der 
sofortigen Strafaussetzung zur Bewährung. Aus dieser Mit-
telstellung resultiert ihre erzieherisch wertvolle Einwir-
kungsmöglichkeit auf den Jugendlichen, dem die Chance der 
Mitarbeit gegeben wird und dem gleichzeitig motivierende 
und erfolgsversprechende Ziele, die über eine bloße Vermei-
dung des Vollzugs hinausgehen, angeboten werden. 

Unter sozialpädagogischem Aspekt kann einer richtig ver-
standenen und angewandten Vorbewährung daher ein erhöhtes 
erzieherisches Potential zukommen. 

Neben dieser intensiven und ausgeprägten Verwirklichung 
des jugendrechtlichen Erziehungsgedankens stellt die Vorbe-
währung auch ein nützliches Mosaikstück bei der Bildung der 
richterlichen Legalprognose dar. 

Im Bereich der Prognoseforschung hat bisher die kriminolo-
gische Wissenschaft dem Richter noch keine entscheidende 
Hilfe anbieten können. Die Gerichte sind heute kaum in der 
Lage, die Persönlichkeit eines Jugendlichen im einzelnen 
zu analysieren, um dann dementsprechend die bestmögliche 
Therapie einleiten zu können ( 424). Insbesondere für die 
Stellung der Sozialprognose und die Beurteilung der Straf-
wirkung, die die Berücksichtigung der Persönlichkeit des 
Täters und seines zukünftigen Verhaltens einschließen, 
fehlt es an genügendem Erfahrungsmaterial und wissenschaft-
lichen Untersuchungen (425). 

Gerade auf dieser Ebene gibt die Vorbewährung dem Jugend-
richter aber die Möglichkeit, seiner Legalprognose eine 
fundiertere Grundlage zu geben. Der Jugendliche kann während 
der Vorbewährungsze·i t unter dem Eindruck von Hauptverhand-
lung und Verurteilung und unter dem Einfluß der so verän-
derten Umweltbedingungen einen eigenständigen Bei trag zu 
der dann aus diesem aktiven Handlen abgeleiteten Legalpro-
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gnose des Jugendrichters leisten. Der Jugendrichter bleibt 
so nicht mehr auf unzulängliche Jugendgerichtshilfeberichte 
oder kurze unpersönliche und oft irreführende Eindrücke aus 
der Hauptverhandlung angewiesen, sondern kann aufgrund 
eigener Beobachtung die Täterpersönlichkeit beurteilen. 

Dieser positiven Einschätzung des Instituts der Vorbewäh-
rung steht die ebenfalls gewonnene Erkenntnis der Verfas-
sungswidrigkeit gegenüber. Hier treffen sich die Bestrebun-
gen der Praxis, jugendstrafrechtliche Wege einzuschlagen 
und fortzuentwickeln, die an Sozialisationspotential und 
Effizienz überlegen sind, mit dem Gebot der Beachtung und 
Wahrung rechtsstaatlicher Garantien. 

Dieses Problem, das im Bereich der Fortentwicklung ambulan-
ter Maßnahmen im Jugendstrafrecht oft bagatellisiert oder 
bewußt nicht gesehen wird (426), darf abe~ nicht dazu füh-
ren, das Streben nach sinnvollen Neuerungen einzustellen. 
Es gilt vielmehr, den Mut zur Erprobung neuer Wege auch 
in die Tat umzusetzen und den Gesetzgeber immer wieder 
auf die gewonnenen Erkenntnisse hinzuweisen und eine ge-
setzliche Regelung zu fordern. 

In diesem Licht betrachtet ist das Institut der Vorbewäh-
rung eine Al ternati_ve, die der kritischen dogmatischen Ana-
lyse standgehalten hat und sich als erzieherisch fördernd 
für den Jugendlichen, hilfreich für den Jugendrichte~ und 
sinnvoll hinsichtlich ihrer Stellung im Reaktionenkatalog 
des Jugendstrafrechts erwiesen hat. Ein entsprechend recht-
lich ausgestaltetes Vorbewährungsverfahren entspräche zudem 
den Erfordernissen einer intensiven ambulanten Betreuung. 

Allein dieses Ergebnis der dogmatischen Analyse würde schon 
die Forderung nach einer gesetzlichen Ausformung des Insti-
tuts rechtfertigen. Ohne einen praxisrelevanten Bezug ver-
bliebe die theoretische Grundlage allerdings im Bereich 
vermutender und spekulativer Verbesserungsvorschläge. Aus 
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diesem Grunde ist es wichtig, zumal die Idee des Instituts 
der Vorbewährung der forensischen Praxis entstammt, die be-
teiligten Instanzen in die Untersuchung miteinzubeziehen. 

Nur wenn auch diese - Jugendrichter, Jugendstaatsanwälte, 
Bewährungshelfer, Jugendgerichtshelfer - eine Unterstützung 
und Förderung ihrer Arbeit in dem Institut der Vorbewährung 
sehen, ist der Forderung an den Gesetzgeber nach einer ge-
setzlichen Festlegung ihre Berechtigung nicht mehr abzu-
sprechen. 
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Anmerkungen zu Teil II: 

1) Dallinger-Lackner 1965, § 57 Rdn 1. 

2) BGHSt 14, 74. 

3) Dallinger-Lackner 1965, § 57 Rdn 9; BGHSt 14, 74 (75). 

4) Dallinger-Lackner 1955, § 57 Rdn 3 u. 4; ders. 1965, 
§ 57 Rdn 2; Potrykus 1955 b, § 57 Bern. 1; Schaffstein 
1980, 166; Mrozinsky 1980, 208; Brunner 1981, § 57 Rdn 
3; teilw. a.A. Eisenberg 1982, § 57 Rdn 4. 

5) erwähnt •:1ird sj e lr:dlglich bei Loesch 1954, 141 und 
Blau 1969, 36. 

6) vgl. Lit. zu FN 4. 

7) vgl. auch Nerlich 1966, 6. 

8) Härringer 1961, 179. 

9) ablehnend hierzu Eisenberg 1982, § 57 Rdn 4. 

10) Dallinger-Lackner 1965, § 57 Rdn 3. 

11) Eisenberg 1982, § 33 Rdn 17. 

12) Kübel/Wollentin 1970, 215 ff.; Neupert 1970, 221 ff.; 
vgl. auch schon den Hinweis bei Kübel 1961, 227. 

13) Kübel/Wollentin 1970, 217; Knoll 1978, 89; Eisenberg 
1979, 266; Hausen 1980, 91; Fritschka 1981, 205; Brun-
ner 1981, § 57 Rdn 4; Eisenberg 1982, § 57 Rdn 6. --

14) Hellmer 1959, 37. 

15) Kübel/Wollentin 1970, 219/220. 

16) Kübel/Wollentin 1970, 219; Adam 1981, 347. 

17) Adam 1981, 347; Kaiser 1982a, 106. 

18) vgl. zu§ 27 JGG u.a. die eingehenden Erörterungen von: 
Velten 1962; Nerlich 1966; Kreischer 1971; Lorbeer 
1980; Meyer, K.-P. 1981a, 365 ff. 

19) Caemmerer 1952; Velten 1962, 26. 

20) Zur Entwicklung vgl. Hoefer 1931; Clostermann 1938, 
827 ff.; Blau 1952, 68; Becker, W. 1953, 93 ff. 

21) Nerlich 1966, 175. 



81 

22) Brunner 1981, § 27 Rdn 2; a.A. Heinen 1955, 157. 

23) Schaffstein 1980, 121. 

24) vgl. Dallinger-Lackner 1955, § 27 Rdn 1; BT-Drucksache 
I/4437, S. 6. 

25) Grethlein 1964, 89; Memmler 1966, 225. 

26) Lorbeer 1980, 73; Brunner 1981, § 27 Rdn 9. 

27) vgl. eingehend Greus 1978; Bohnert 1980, 1927 ff.; 
Winterfeld 1982, ~ff.; vgl. auch den Arbeitsentwurf 
zur Anderung des JGG, Stand: 30.8.1982, S. 48 ff. des 
BMJ. 

28) Raben 1981, 191 ff.; Kaiser 1981c, 112; Marks 1982a, 
27 ff. 

29) Bietz 1981, 218; vgl. auch die Thesen der SPD zur Re-
form des Jugendkriminalrechts, These 6, S. 63. 

30) Raben 1981, 198; zur rechtlichen Problematik vgl. 
Kaiser 1982a, 104. 

31) Kaiser 1982a, 104. 

32) Brunner 1981, § 45 Rdn 10 u. § 57 Rdn 4. 

33) Brunner 1981, § 45 Rdn 17 u. § 47 Rdn 11; Eisenberg 
1982, § 47 Rdn 17. 

34) vgl. u.a. Pfeiffer 1979, 266. 

35) Zur Zusammensetzung der Kommission vgl. Denkschrift 
über die ••••• 1977, 1/2. 

36) Ähnlich berel ts Holzschuh 1957, 257 ff.; Denkschrift 
über die • • • 1977, 15 ff:; Brunner 1976, 64 ff.; Neu-
pert 1978, 535 ff.; Walter 1978, 527 ff.; vgl. auch die 
Thesen des 17. dt. Jugendgerichtstages 1977, in: Junge 
Volljährige im Kriminalrecht 1978, 550. 

37) Denkschrift über die 

38) Denkschrift über die 

1977, 17; Brunner 1976, 65. 

1977, 21. 

39) Grundsätzlich bezieht sich die Denkschrift 
anwachsende, das Modell der "Bewährung 
soll jedoch auch für Jugendliche gelten 
schrift über die •••• 1977, 74. 

40) Denkschrift über die 

41) De~kschrift über die 

1977, 16. 

1977, 28. 

nur auf Her-
in Freiheit" 
- vgl. Denk-
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42) vgl. Janssen 1980, 257 - von 118 befragten Richtern be-
urteilten 39 % "positiv/eher positiv" und 51 % "nega-
tiv/eher negativ". 

43) Denkschrift über die •••• 1977, 25; zur weiteren Ausge-
staltung vgl. ebenda, S. 24 ff. 

44) Hartmann, Kurt 1964, 423 ff.; Pfeffer 1964, 174 ff. 

45) Gerhardt/Vögele 1979, 373. 

46) höchstens 2 Jahre - § 11 Abs. 1 JGG. 

47) Dies kann ein Bewährungshelfer oder ein Jugendgerichts-
helfer se.in; zur Diskussion vgl. Hofbauer 1966, 160 
ff.; Burkert 1978, 219; Gerhardt/Vögele 1979, 372; 
Fritschka 1978, 354; ders. 1981, 215. 

48) Pfeiffer 1979, 261 ff.; Marks 1981, 598 ff.; vgl. auch 
Bernstorff 1980, 174 ff.; Marks 1982b, 134 ff. 

49) Neupert 1978, 537 u. Tabelle S. 546, die das prozentmä-
ßige Vorgehen nach§ 10 JGG in den einzelnen Bundeslän-
dern darstellt; Gerhardt/Vögele 1979, 376; Pfeiffer 
1979, 276. 

50) Bericht des 18. dt. JGT 1981, 238 DVJJ (Hrsg.); vgl. 
auch Ayass 1982b, 377 zum Arbeitsentwurf zur Änderung 
des JGG, Stand: 30.8.1982 des BMJ. 

51) Bietz 1981, 216; Kaiser 1982a, 105, 

52) Burkert 1978, 219; Gerhardt/Vögele 1979, 371. 

53) Fritschka 1981, 212/213. 

54) Kübel/Wollentin 1970, 219; Kaiser 1982a, 106; Eisenberg 
1982, § 57 Rdn 6. 

55) vgl. die Hinweise bei Maurach-Zipf 1978, 507. 

56) Miehe 1964, 52; BGHSt. 7, 180 (184); Schaffstein 1980, 
115; Ruß in Leipziger Kommentar 1981, § 56 Anm, 2. 

57) Maurach-Zipf 1978, 507; Eisenberg 1982, § 21 Rdn 4. 

58) Jagusch 1953, 689; Vrij 1954, 232, 

59) Bruns 1956, 200; Miehe 1964, 57, 

60) Jescheck 1978, 674. 

61) Kaiser 1966, 149 FN 106; ders. 1980, 302. 
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62) Rohnfelder 1974, 159; Maurach-Zipf 1978, 507; BGHSt 24, 
164 (166). 

63) Schumacher 1960, 78. 

64) Riedl 1972, 22; vgl. auch Eckert 1978, 148 m.w.N. 

65) Schaffstein 1980, 116. 

66) Dallinger-Lackner 1965, § 20 Rdn 6. 

67) Dallinger-Lackner 1955, § 20 Rdnr 2; Hellmer 1959, 26. 

68) Hellmer 1959, 47; Bruns 1974, 250; Brunner 1981, § 21 
Rdn 8; BGHSt 10, 233; BGH Urteil vom 1.12.1981, in: 
JR 1982, 432. 

69) Schönke-Schröder-Stree 1982, § 56 Rdn 6 u. 53. 

70) Kaiser, Gisbert 1971, 25; Schaffstein 1980, 11; Bruns 
1980, 96. 

71) Dallinger-Lackner 1955, § 20 Rdn 2, s. 211; Schaffstein 
1977, 452; Böhm 1981, 250; vgl. auch§ 18 Abs. 2 JGG. 

72) vgl. § 23 Abs. 1 JGG 

73) vgl. § 13 Abs. 1 JGG; Eisenberg 1982, § 13 Rdn 8. 

74) Brunner 1981, § 23 Rdn 5; Bedenken hiergegen bei Eisen-
berg 1982, § 23 Rdn 10. 

75) vgl. § 23 Abs. 1 S. 3 JGG. 

76) So auch Mittelbach 1955, 6; Hellmer 1959, 24; Riedl 
1972, 17; Bruns 1980, 102; Eisenberg 1982, § 21 Rdn 4; 
vgl. auch BGHSt 29, 319, 321. 

77) vgl. oben s. 20. 

78) So schon BGHSt 10, 233; Bruns 1980, 101. 

79) BVerfG NJW 1982, 323 (324). 

80) Kübel/Wollentin 1970, 219. 

81) Im letzen Entwurf zum JHG war diese Richtlinie als Nr. 
5 der Weisungen vorgesehen - vgl. Brunner 1981, § 10; 
auch im Arbeitsentwurf des BMJ zur Anderung des JGG, 
Stand: 30.8.1982, S. 31 ff. erscheint sie wieder. 

82) Hellmer 1955, 137, 138; Potrykus 1955a, 145, 146; Coh-
n.itz 1955, 140; Hellmer 1957, 139 ff.; Summer 1959, 41 
ff. m.w.Hinw.; Winter 1966, 37-96. 
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83) Stree 1960, 194 ff.; Hofbauer 1966, 144; Wagner 1972, 
78; Schaffstein 1980, 71 m.w.Hinw. 

84) vgl. Dallinger-Lackner 1965, § 10 Rdn 30. 

85) Maunz-Dürig-Herzog, Art. 2 Abs. 1 Rdn 26. 

86) BVerfGE 6, 32 (36); a.A. heute nur Hesse 1982, Rdn 
428. 

87) Maunz-Dürig-Herzog, Art. 2 Abs. 1 Rdn 78. 

88) Maunz-Dürig-Her-zog, Art. 2 Abs. 1 Rdn 77. 

89) Kübel/Wollentin 1970, 219. 

90) BVerfG NJW 1973, 891 (893). 

91) vgl. oben S. 12. 

92) 1970, 219; vgl. auch Eisenberg 1982, § 57 Rdn 6. 

93) vgl. § 13 Abs. 1 JGG - Zuchtmittel; Kaiser 1977b, 158; 
Eisenberg 1982, § 15 Rdn 3. 

94) Eisenberg 1982, § 23 Rdn 5. 

95) vgl. §§ 9 und 10 JGG; Kratsch 1972, 370. 

96) Quad 1960, 162. 

97) vgl. § 24 Abs. 1 JGG. 

98) vgl. §§ 10-15 JGG 1923. 

99) vgl. BT-Drucksache I 3264 zu § 13a EJGG, Anm. Cj Ner-
lieh 1966, 6; Schaffstein 1980, 124. 

100) Kübel/Wollentin 1970, 219. 

101) vgl. § 24 Abs. 1 JGG. 

102) Da.llinger-Lackner 1965, § 24 Rdn 13; Brunner 1981, 
§ 25 Rdn 4. 

103) vgl. § 24 Abs. 2 JGG; Schaffstein 1980, 124. 

104) Eisenberg 1982, § 57 Rdn 6 spricht z.B. lediglich von 
Kontaktaufnahme des Bewährungshelfers mit dem Jugend-
lichen. 

105) Vrij 1954, 231; Hellmer 1959, 82; Dallinger-Lackner 
1965, § 24 Rdn 13; vgl. auch Richtlinie Nr. 1 zu §§ 
24/25 JGG. 
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106) Dallinger-Lackner 1965, § 24 Rdn 17 und 25; Eisenberg 
1982, § 24 Rdn 11 ff. 

107) Vins 1963, 332; Baumann 1964, 216. 

108) vgl. BT-Drucksache V 4094, S. 12; Schindler 1966, 14; 
Jescheck 1978, 682; Kaiser 1980, 286. 

109) Potrykus 1957, 358; Hartmann, Kurt 1964, 424; Wollny 
1970, 23; Stellungnahme der AG dt. Bewährungshelfer 
1976, 76; Schaffstein 1980, 124; Helgerth 1981, 248. 

110) Potrykus 1957, 358; Dallinger-Lackner 1965, § 38 Rdn 
43 und§ 10 Rdn 43; Eisenberg 1982, § 38 Rdn 15. 

111) Maunz-Dürig-Herzog, Art. 103 Rdn 111; Jescheck 1978, 
106; BVerfG NJW 1970, 2205 (2207). 

112) Maunz-Dürig-Herzog, Art. 103 Rdn 108; Maunz 1980, 287; 
BVerfGE 32 ,~ 346 ( 362) und 25, 269 ( 289J;BGHSt 18, 136 
(140). 

113) Aus diesem Grund ist Neupert 1970, 222 für eine ent-
sprechende Anwendung. 

114) Wollny 1970, 22; Eisenberg 1982, § 57 Rdn 6. 

115) Wollny 1970, 22; Eisenberg 1982, § 57 Rdn 6 formuliert 
auch sehr vorsichtig: "es erscheint rechtlich zulässig 
zu sein". 

116) § 22 Abs. 2 S. 2 JGG läßt eine nachträgliche Verlänge-
rung auf 4 Jahre zu. 

117) Brunner 1981, § 22 Rdn 4. 

118) Erlaß oder Widerruf der Strafaussetzung zur Bewährung 
sind hiervon unabhängig; vgl. Berndt 1963, 232; Eisen-
berg 1982, § 26a Rdn 2 ff. 

119) vgl. § 59 Abs. 1 JGG. 

120) Kaiser 1982a, 107. 

121) Jung 1981, 44. 

122) Jung 1981, 39 und 43 für die Betreuungsweisung. 

123) vgl. hierzu Wollny 1970, 23. 

124) vgl. Anhang s. 313. 

125) Stellungnahme der AG dt. Bewährungshelfer 1976, 76. 
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126) Hartmann, Kurt 1964, 424; Becker, F. 1967, 52; Hel-
gerth 1981, 248. 

127) vgl. oben s. 17 ff. 

128) Potrykus 1957, 358; Hartmann, Kurt 1964, 424. 

129) Pfeffer 1964, 174; Dallinger-Lackner 1965, § 10 Rdn 
43; Fritschka 1978, 354; Gerhardt/Vögele 1979, 372; 
Adam 1981, 347; Bietz 1981, 216; Fritschka 1981, 211; 
Kaiser 1982a, 105-.--

130) Brunner 1969, § 10 Rdn 4. 

131) Brunner 1981, § 10 Rdn 14. 

132) vgl. § 38 Abs. 2 JGG und auch die geplante Neufassung 
von§ 38 Abs. 2 JGG - Brunner 1981, § 38. 

133) pallinger-Lackner 1965, § 10 Rdn 43. 

134) Jung 1981, 43; vgl. hierzu auch den Arbeitsentwurf des 
Bundesministers der Justiz zur Änderung des JGG, 
Stand: 30.8.1982. 

135) KUbel/Wollentin 1970, 219; Neupert 1970, 221; Kaiser 
1982a, 106; Eisenberg 1982, § 57 Rdn 6. 

136) KUbel/Wollentin 1970, 220. 

137) vgl. oben S. 29 ff. 

138) KUbe 1 /Wo 11 en tin 1970, 221. 

139) vgl. zur Entwicklung von Bewährungshilfe und Vollzug -
Ayass 1982a, 86. 

140) Verhältnis Bewährungshelfer/Proband: 1964 1: 57; 
1966 - 1:53; 1968 - 1:60; 1970 - 1:71; 1972 - 1:69; 
1974 - 1:66; 1976 - 1:53; 1978 - 1:53; 1980 - 1:53; 
Quelle: Bewährungshilfestatistik - Statistisches Bun-
desamt Wiesbaden, Rechtspflege, Fachserie 10, Reihe 
5, Bewährungshilfe. 

141) Hartmann, Kurt 1964, 424; Otto 1972, 59; Henningsen 
1974, 62; Lamertz 1976, 112; Bericht der Planungskom-
mission fUr den Sozialdienst 1979, 98; Kaiser 1980, 
302; Marks 1981, 616. 

142) Neupert 1977, 545; Landesarbeitsgemeinschaft der Be-
währungshelfer 1980, 297. 

143) Neithercutt/Gottfredson 
1979, 670; Kury 1979, 
1981d, 791. --

1973, 11; 
71; Kerner 

Messinger/Bittner 
1980a, 67; Kaiser 



144) Miehe 1964, 
475; Wagner 
1980, 18 ff. 
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70; Werner 
1976, 130; 

1967, 104; 
Thiesmeyer 

Schaffstein 1972, 
1978, 12; Walter 

145) Hellmer 1957, 153 ff.; Benske 1966, 69. 

146) Eckert 1982, 136; Eisenberg 1982, § 17 Rdn 4. 

147) vgl. §§ 17 Abs. 2, 18 Abs. 2, 21 Abs. 1 JGG. 

148) Sach 1969 298; Ullrich 1979, 299. 

149) Grieswelle 1972, 111. 

150) Eisenberg 1982, § 5 Rdn 2. 

151) Holzschuh 1957, 247. 

152) Blau 1958, 732. 

153) Peters, K. 1961, 67. 

154) Miehe 1964, 23, 

155) Schneider 1967, 427. 

156) Werner 1967, 108. 

157) Bietz 1981, 214; Eisenberg 1982, § 5 Rdn. 5. 

158) so Kron 1973, 13. 

159) Brezinka 1981, 95. 

160) Knappersbusch 1966, 279; Scheibe 1977, 281; Rohrbach 
1978, 159; Eckert 1982, 149. 

161) Grieswelle 1972, 72; Schönfelder 1974, 129. 

162) Jung 1981, 39; Eisenberg 1982, § 5 Rdn 5. 

163) Kaiser 1977a, 407; Eckert 1982, 143. 

164) Kaiser 1981b, 21. 

165) Eisenberg 1982, § 5 Rdn 2. 

166) Müller-Dietz 197.5, 15; Bietz 1981, 214. 

167) Müller-Dietz 1975, 14; Eisenberg 1982, § 21 Rdn 9. 

168) Kaiser 1977a, 409; Feltes 1979, 405. 

169) 1968 betrug die Unterstellung nach dem JGG 17.928, im 
Jahre 1980 waren es 40.368 Unterstellungen. Im Straf-
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vollzug stieg im gleichen Zeitraum die Belegung ledig-
lich von 5.584 auf 6.156. Für die Entwicklung des Ver-
hältnisses Strafvollzug/Bewährung bedeutet dies einen 
Anstieg auf der Bewährungsseite von 1: 3, 2 im Jahre 
1968 auf 1:6,6 im Jahre 1980 - vgl. hierzu Ayass 
1982a, 88 und Spieß 1982, 572., 

170) Kübel/Wollentin 1970, 219. 

171) Kaiser 1981b, 22. 

172) Schneider 1967, 407; Scheibe 1977, 282. 

173) Bietz 1981, 214; allgemein zur begrifflichen Klarstel-
lung und zum Beziehungsnetz Sozialisation/Erziehung -
Lernen/Leistung, worauf im Rahmen dieser Arbeit nicht 
detailliert eingegangen werden kann, vgl. Sessar-Karpp 
1982, insbesondere S. 21 ff. 

174) Rolinski 1978, 140. 

175) Rolinski 1978, 145. 

176) Winnefeld 1959, 103; Schiefele 1978, 91. 

177) Blöschl 1969, 13; Fend 1972, 231. 

178) Weiner 1975, 16. 

179) Eckert 1982, 143. 

180) Blöschl 1969, 149; Fitzgerald 1974, 241 ff.; Piel-
maier 1979, 128. 

181) Schlichter/Ratliff 1971, 48; Rolinski 1978, 145; 
Killias 1981, 332; vgl. auch Kuhlen 1972, 288 mit wei-
terer Literatur. 

182) Mager 1972, 75. 

183) Weiner 1975, 19 und 116; John 1982, 16; Sessar-Karpp 
1982, 236. 

184) Schönfelder 1974, 129; Bietz 1981, 214; Eckert 1982, 
143. 

185) Guss 1979, 88. 

186) vgl. auch Kirchhoff 1982, 412: "gerade für den jugend-
lichen Ersttäter ist es sehr wichtig zu erfahren, daß 
Erwachsene es honorieren, wenn man sich korrekt ver-
hält. II 

187) Schiefele 1978, 112. 
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188) Hering 1973, 73. 

189) Weiner 1975, 116. 

190) Sach 1969, 299. 

191) Schaffstein 1981, 288. 

192) vgl. § 43 Abs. 1 JGG; Hauber 1976, 72. 

193) § 37 JGG. 

194) Richtlinie 3 zu§ 37 JGG. 

195) Eisenberg 1982, § 37 Rnd 5. 

196) Hauber 1977b, 382; Brunner 1978, 501; Hauser 1980, 25 
und 174. 

197) Hauser 1980; 25; Schaffstein 1981, 287. 

198) Hauber 1977b, 374; Feltes 1979, 82; Friedrichs, E. 
1981, 161; Klier 1981, 165; Bosselmann 1983, 67. 

199) Werle 1977, 332 ff.; Hauser 1980, 105; Pommerening 
1982b, 196. 

200) Friedrichs, E. 1981, 155. 

201) Bietz 1981, 213; Kaiser 1982a, 103. 

202) Hauser 1980, 107; Walter 1980, 34; Schaffstein 1981, 
290; Jung 1981, 40; Bosselmann 1983, 67. 

203) Lautmann 1972, 59; Lüderssen 1977, 368. 

204) Kaiser 1973, 201; Lempp 1975, 41; Hauser 1980, 174. 

205) Hauber 1976, 176. 

206) vgl. die §§ 3, 5 Abs. 2, 10 Abs. 1, 13 Abs. 1, 17 Abs. 
2, 18 Abs. 2, 19 Abs. 1, 21, 27, 88, 89 JGG, bei denen 
dies mittelbar oder unmittelbar der Fall ist. 

207) § 21 Abs. 1 JGG. 

208) Bindzus 1966, 104. 

209) Geerds 1960, 99. 

210) Lautmann 1972, 59; Kaiser 1981a, 110; Hauber 1981, 96. 

211) Sach 
291; 

1969, 299; Hauser 1980, 30; Schaffstein 1981, 
Eisenberg 1982, § 37 Rdn 7; Pommerening 1982b, 
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199. Zum Teil finden entsprechende Forderungen ihren 
Niederschlag im Arbeitsentwurf zur Änderung des JGG, 
Stand: 30.8.1982, BMJ, S. 46 f. 

212) Fenn 1981, 211. 

213) Jung 1981, 37. 

214) Kübel/Wollentin 1970, 217. 

215) Bindzus 1966, 47; Kübel/Wollentin 1970, 217. 

216) Grieswelle 1972, 97. 

217) § 38 JGG. 

218) § 43 Abs. 3 JGG. 

219) vgl. Richtlinien 1 und 3 zu§ 50 JGG. 

220) vgl. § 22 JGG 1923: "In allen Abschnitten des Verfah-
rens in Jugendsachen sollen die Organe der Jugendge-
richtshilfe zur Mitarbeit herangezogen werden" (RGBl. 
I, S. 135). 

221) Ullrich 1973, 62. 

222) vgl. §§ 38, 43 Abs. 1, 50 Abs. 3, 70, 78 Abs. 3, 93 
Abs. 3 JGG. 

223) Zwar teilt§ 43 JGG diese Aufgaben nicht ausdrücklich 
der Jugendgerichtshilfe zu, jedoch ist diese nach all-
gemeiner Auffassung das zuständige Ermittlungsorgan; 
vgl. Eisenberg 1982, § 43 Rdn 16; Ullrich 1982a, 16 
ff. 

224) Kaiser 1977b, 131. 

225) Mantler 1955, 82. 

226) Carspecken 1957, 89; Knappersbusch 1966, 283. 

227) Böhm 1977, 77. 

228) vgl. u.a.: Ullrich 1973, 61; Pfeiffer 1977, 391; Ull-
rich 1979, 293; Hauser 1980, 216; Pfeiffer 1980, 385; 
Ja:n°ssen 1980, 319; Schaffstein 1981, 288; Hauber 1982, 
219; Momberg 1982a, 306. 

229) John 1982, 23. 

230) Hauser 1980, 187 ff. 

231) vgl. Richtlinie 1 zu§ 38 JGG. 

232) Becker, R. 1980, 111. 
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233) Neulandt 1966, 119. 

234) Kaufmann 1974, 909. 

235) Eisenberg 1979, 225; Becker, R. 1980, 111; Momberg 
1982b, 71. 

236) Eisenberg 1982, § 38 Rdn 43. 

237) Leferenz 1972, 1354. 

238) Eisenberg 1982, § 38 Rdn 46. 

239) Feltes 1979, 405. 

240) Walter 1973, 487. 

241) Kaiser 1973, 182; Eisenberg 
1980, 112; Bottke 1980, 13; 
Momberg 1982a, 14; zum Teil 
1967, 39; Wagner 1977, 284. 

1979, 225; Becker, R. 
Schaffstein 1980, 146; 

anderer Ansicht: Werner 

242) vgl. § 38 JGG; Möller 1975, 113; Hauber 1980, 511. 

243) Mattig 1975, 102. 

244) Bottke 1980, 17; John 1982, 17. 

245) Müller-Dietz 1975, 10. 

246) Möller 1975, 116. 

247) Bottke 1980, 17. 

248) Eisenberg 1982, § 38 Rdn 37. 

249) Abgedruckt bei Brunner 1981, § 38; vgl. auch Ullrich 
1982a, 22. 

250) Philipp 1975, 425; Ullrich 1975, 265; ders. 1979, 301; 
Schaffstein 1980, 147; Jung 1981, 42;UITrich 1982b, 
326 f.; Thesen der SPD - These 4, 1982, 62. 

251) Kullwitz 1975, 423. 

252) Ullrich 1979, 300. 

253) vgl. u.a.: Eilsberger 1969, 306; Ullrich 1979, 299; 
Focken/Pfeiffer · 1979, 379; Bottke 1980, 15; Neupert 
1980, 396; Pfeiffer 1980, 385; Schaffstein 1981, 288; 
John 1982, 22; Ullrich 1982b, 324; Eisenberg 1982, 
938 Rdn 38 und 48. 

254) Momberg 1982a, 291 - FN 2 - Identität nur in 30 % der 
Verfahren. 
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255) Pfeiffer 1977, 386. 

256) Walter 1973, 493. 

257) Becker, R. 1980, 114. 

258) Momberg 1982a, 308. 

259) Kullwitz 1975, 425; zur Verbesserung der Funktion der 
Jugendgerichtshilfe vgl. auch den Arbeitsentwurf zur 
Änderung des JGG, Stand: 30.8.1982, BMJ, S. 47 f. 

260) Dallinger-Lackner 1965, § 38 Rdn 1. 

261) Jung 1981, 44. 

262) ~~tz 1981, 218; John 1982, 21. 

263) Trotz dieser Mängel genießen die Vertreter der Jugend-
gerichtshilfe allerdings bei den Richtern als Infor-
manten höchste Wertschätzung - vgl. Fenn 1981, 130 und 
die eigenen Ergebnisse unten im empirischen Teil. 

264) Hauber 1976, 203; Eisenberg 1982, § 43 Rdn 26. 

265) Focken 1981, 485; BGHSt 7, 238, 239. 

266) Mrozynski 1980, 153. 

267) Schaffstein 1980, 149. 

268) Potrykus 1960, 322. 

269) Hauber 1976, 125. 

270) Kaiser 1977b, 139. 

271) Lempp 1975, 41. 

272) Kaufmann 1974, 911; Schaffstein 1981, 288. 

273) Blau 1962, 352. 

274) Thesen zu Arbeitskreis XI - DVJJ 1981, 501, Müller-
Luckmann 1981, 496. 

275) Göppinger 1976, 57. 

276) Focken/Pfeiffer 1979, 380. 

277) Kaufmann '1975, 17. 

278) In ca. 60 % der Gutachten sind Aussagen zur wahr-
scheinlichen Legalentwicklung enthalten - vgl. Fenn 
1981, 91. 
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279) Kaufmann 1974, 910. 

280), vgl. Kühling 1957, 163; Eickmeyer 1963, 28; Blau 1966, 
180 - bei Entscheidungen zu§ 105 JGG. 

281) vgl. u.a.: Würtenberger 1952, 250; Potrykus 1960, 323; 
Peters 1967, 780; Melder 1969, 140; Kaiser 1973, 196; 
Hauber 1981, 100. 

282) Hauber 1976, 295; Schül~r-Springorum 1979, 312; Hel_!-
mer 1979, 47; Böllinger 1980, 303. 

283) vgl. Richtlinie 5 zu§ 43 JGG und§ 72 Abs. 4 JGG. 

284) Göppinger 1976, 57; Schaffstein 1980, 150. 

285) Eisenberg 1982, § 43 Rdn 27. 

286) Focken/Pfeiffer 1979, 378; Hauber 1981, 97. 

287) Jung 1981, 41. 

288) Munkwitz 1960, 327; Blau 1962, 352; Peters 1967, 768; 
Böllinger 1980, 303; Jung 1981, 41; Kaiser 1981a, 116. 

289) Potrykus 1960, 348; Kaiser 1973, 190; Kaufmann 1974, 
910; Focken/Pfeiffer 1979, 382; Schaffstein 1980, 149; 
Focken 1981, 483; Hauber 1981, 94. 

290) Kaiser 1973, 193. 

291) Potrykus 1960, 348; Böllinger 1980, 303; Kaiser 1981a, 
116. 

292) Schöch 1979b, 52. 

293) vgl. Richtlinie 1 zu § 50 JGG. 

294) vgl. Richtlinie 3 zu § 50 JGG. 

295) Brunner 1978, 501; Hauser 1980, 72. 

296) Rohr 1980, 120. 

297) Kaiser 1977b, 149; Hauser 1980, 52. 

298) vgl. oben S. 45. 

299) Schönfelder 1974, 131; Lempp 1975, 45; Brehmer 1981, 
92; Hahnfeld 1981, 112. 

300) Stutte 1961, 122; Hauber 1980, 516; Jung 1981, 41. 

301) Hauser 1980, 178. 
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302) Härringer 1961, 177; Schneider 1967, 426; Hauber 1976, 
89; Hauser 1980, 276. 

303) Grieswelle 1972, 124; Schönfelder 1974, 138; Hahnfeld 
1981, 114; Eisenberg 1982, Einl. Rdn 16. 

304) Knappersbusch 1966, 282. 

305) Schreiber 1979, 271. 

306) Kaiser 1977a, 414. 

307) Rohr 1980, 117. 

308) Eilshcrger 1969, 307; Schönfelder 1974, 135. 

309) Melder 1969, 127; Grieswelle 1972, 121; Hahnfeld 1981, 
114. 

310) so schon Meins 1939, 36; vgl. auch Nerlich 1966, 166; 
Nolte 197~8; Eisenberg 1982, Einl. Rdn 15. 

311) Leferenz 1972, 1354. 

312) Grieswelle 1972, 97; Schönfelder 1974, 135. 

313) Brehmer 1981, 92. 

314) Meyer, F. 1961, 259; Neulandt 1966; 119. 

315) Hauber 1977a, 114; Klier 1981, 172. 

316) Stutte 1961, 121. , 

317) Neulandt 1966, 122; Brehmer 1981, 100. 

318) Middendorff 1967, 150. 

319) Mrozynski 1976, 5; Peters 1978, 432; Brehmer 1981, 89. 

320) vgl. Richtlinie 2 zu§ 19 JGG. 

321) vgl. Richtlinie 1 zu§ 44 JGG. 

322) BGH MDR 1954, 694. 

323) Schaffstein 1978, 315. 

324) Schöch 1979a, 279 ff.: Schreiber 1979, 271 ff. 

325) Feltes 1979, 394; Hauber 1980, 516; Jung 1981, 44; 
Kaiser 1981c, 117; Brehmer 1981, 91; vgl. aber auch 
die Kritik bei Tröndle 1970, 213 ff. 
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326) Bönitz 1981, 186. 

327) Schreiber 1979, 273. 

328) Schöch 1979a, 282; ders. 1979b, 54; Bönitz 1981, 190. 

329) Schöch 1979a, 290. 

330) Bönitz 1981, 186. 

331) Schöch 1979a, 292 - FN 30. 

332) Schöch 1981, 43. 

333) Mrozynski 1976, 6. 

334) vgl. § 21 Abs. 1 JGG. 

335) Grieswelle _1972, 97. 

336) Rohr 1980, 112. 

337) Brunner 1978, 501. 

338) Sydow 1963, 39; Bindzus 1966, 46. 

339) Göppinger 1980, 333; Kaiser 1981a, 108. 

340) Schneider 1979, 274. 

341) Mey 1966, 118. 

342) Kaiser 1981a, 108. 

343) vgl. allgemein zur geschichtlichen Entwicklung: Spie-
ler 1960, 25 ff.; Leferenz 1956, 233 ff.; Schneider 
1979, 277 ff. 

344) ausführliche Darstellung bei Middendorff 1958. 

345) Warner 1923, 172 ff.; vgl. dazu Spieler 1960, 26. 

346) Burgess 1928; vgl. zur Darstellung und Kritik u.a.: 
Spieler 1960, 26; Leferenz 1972, 1355; Mannheim 1975, 
79; Schneider 1979, 278. 

347) Glueck 1950; vgl. zur Darstellung und Kritik u.a.: 
Spieler 1960, 29; Stark 1966, 20; Leferenz 1972, 1355; 
Mannheim 1975, 7~chneider 1979, 282; Göppinger 
1980, 346. 

348) Exner 1935, 511 ff. 
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349) Schiedt 1936; vgl. zur Darstellung und Kritik u.a.: 
Leferenz 
1963, 29; 
1967, 184; 
renz 1972, 

1956, 235; Spieler 1960, 31; Großkelwing 
Stark 1966, 10; Gatz 1967, 163; Klapdor 
Mey 1967, 514; Höbbel 1968, 135/188; Lefe-
1359. --

350) Frey 1951; vgl. zur Darstellung und Kritik u.a.: Lefe-
renz 1956, 240; Großkelwing 1963, 37; Stark 1966-;-TI; 
Mey 1967, 523; Leferenz 1972, 1360; Mannheim 1975, 83. 

351) Meyer, F. 1956 und 1965, 225 ff.; vgl. zur Darstellung 
und Kritik u.a.: Großkelwing 1963, 33; Grünwald 1964, 
656; Hartmann, Klaus 1965, 63 und ders. 1972, 28 ff., 
mit eigenem Legalprognosetest; Mey1965, 1; ders. 
1967, 526; Stark 1966, 13; Gatz 1967, 163; Schaffstein 
1967, 240 ff.; Klapdor 1967--;-T§o, mit eigener Tabelle; 
Höbbel 1968, 151/201; Leferenz 1972, 1361; Göppinger 
T9S0:-345; Kaiser 1981a, 113. 

352) Schaffstein 1967, 209 - FN 1, dort werden die Arbeiten 
aufgeführt und zusammenfassend besprochen; vgl. hierzu 
auch Grünwald 1964, 658; Leferenz 1972, 1362; zum heu-
tigen Stand vgl. Hinkel 1975 und Fenn 1981, 10 ff. 

353) Kaiser 1981a, 111. 

354) vgl. als Beispiel Munkwi tz 1967, 177 ff. und Leferenz 
1972, 1377 f. 

355) so Kaiser 1981a, 111. 

356) Göppinger 1980, 338. 

357) Schneider 1979, 302. 

358) Göppinger 1975, 19; Kaiser 1981a, 111; Tenckhoff 1982, 
95; Eisenberg 1982, mctn 31. 

359) vgl. oben zum Sachverständigengutachten S. 53 ff. 

360) eingehend Schul tz 1975, 146 ff.; vgl. auch das Bei-
spiel bei Göppinger 1980, 351. 

361) Schneider 1979, 315; Eisenberg 1979, 132. 

362) Kaiser 1981a, 115. 

363) Schneider 1979, 318. 

364) Leferenz 1972, 1365. 

365) Schultz 1975, 181; Fenn 1981, 19/20. 

366) Tenckhoff 1982, 98. 
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367) Meyer, F. 1959, 220. 

368) Kaiser 1981a, 112. 

369) vgl. das Ergebnis der eingehenden Untersuchung von 
Fenn 1981, 211 und die im folgenden zitierte Litera-
tur. 

370) Mey 1966, 125; Wolff 1971, 87 ff.; Hinkel 1975, 133 
ff. 

371) Mey 1966, 121. 

372) Eisenberg 1982, § 5 Rdn 32. 

373) Albert 1980, 131. 

374) Spieler 1960, 46; Mey 1966, 132; Middendorff 1967, 
157; Leferenz 1972, 1365; Göppinger 1980, 342. 

375) Schaffstein 1967, 245. 

376) Schaffstein 1968, 84. 

377) Spieler 1960, 50; Bresser 1965, 302; Stark 1966, 33; 
Bellon 1966, 212; Böllinger 1980, 300. 

378) Göppinger 1976, 57. 

379) Kaiser 1981a, 114; Spieß 1982, 586 f. 

380) Schüler-Springorum 1969, 5; Eisenberg 1971, 15; Was-
serburg 1980, 112. 

381) Bresser 1965, 309; Weitl 1965, 102; Bindzus 1966, 127; 
Höbbel 1968, 263; Wittig 1968, 177. 

382) Mey 1966, 133; Höbbel 1968, 256; Leferenz 1972, 1365; 
Kaufmann 1974, 912; Schneider 1979, 315; Kerner 1980b, 
325; Göppinger 1980, 333; Kaiser 1981a, 11ö; Spieß 
1981, 304; Eisenberg 1982, § 5 Rdn 30. ---

383) Suttinger 1962, 319; Grünwald 1964, 654; Höbbel 1968, 
262; Kaiser 1981a, 116; Fenn 1981, 211. 

384) Suttinger 1962, 318; Mey 1966, 125; Tenckhoff 1982, 
97. 

385) Bulczak 1963, 160; Weitl 1965, 102; Mey 1966, 135; 
Höbbel 1968, 262; Mey 1968, 293; Benkert 1971, 165; 
Leferenz 1972, 1373;Kaufmann 1974, 912; Hilbig 1974, 
122; Schneider 1979, 329; Kury 1980a, 117; Jung 1981, 
40; Fenn 1981, 22. 
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386) Kaiser 1981a, 116. 

387) Bindzus 1966, 106; Wittig 1968, 102; Sonnen 1976, 367; 
Schneider 1979, 277; Schaffstein 1980, 62. 

388) Kaufmann 1974, 912. 

389) Eisenberg 1971, 16; Schöch 1980, 183; Göppinger 1980, 
332; Fenn 1981, 22; Tenckhoff 1982, 101. 

390) Exner 1935, 540. 

391) In den USA ist man zu dieser Anwendungsform wieder zu-
rückgekehrt - vgl. Böllinger 1980, 299; zum Übrigen 
vgl. Geerds 1960, 114; Suttinger 1962, 319; Großkel-
wing 1963, 61, Bindzus 1966, 106; Mey 1966, 135; Höb-
bel 1968, 264; Mannheim 1975, 88; Schneider 1979, 274; 
Kury 1980a, 118; Wasserburg 1980, 111; Göppinger 1980, 
359; Eisenberg 1982, § 5 Rdn 30. 

392) Grünwald 1964, 656; Wasserburg 1980, Anhang XXIII; 
Fenn 1981, 91 und 205; vgl. auch die beiden KG-Urteile 
in NJW 1972, 2228 und NJW 1973, 1420 zur Entlassungs-
prognose, durch die den Prognoseverfahren eine klare 
aber auch zu weitgehende Absage erteilt wurde. Bespro-
chen werden die Entscheidungen bei Sonnen 1976, 364 
ff.; Böllinger 1980, 283 ff.; Kerner 1980b, 307 ff. 

393) Göppinger 1975, 19; Fenn 1981, 124. 

394) in diesem Sinne Hellmer 1978, 117. 

395) Fenn 1981, 211. 

396) so auch Hilse/Schalk 1982, 359. 

397) Blau 1969, 31; Herrmann 1971, 103 ff.; Biland-Zimmer-
mann 1975, 13 ff. 

398) vgl. die ausführlichen Darstellungen bei: Fischinger 
1969, 49 ff.; Dahs, sen. 1970, 1705 ff.; Dahs, jun. 
1971, 353 ff. ;~ckner 1973; Dölling 1978;Schöch/ 
Schreiber 1978, 63 ff.; Schunck 1982; weitere Litera-
tur bei Schöch/Schreiber 1978, 63 - FN 2 und Roxin 
1982, 240. 

399) vgl. zur Entwicklung: Kleinknecht 1972, 651 - FN 1; 
Biland-Zimmermann 1975, 30 ff.; Achenbach 1977, 243; 
Schöch 1979b, 59. 

400) Dahs, sen. 1970, 1705. 

401) Jescheck 1970, 206. 
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402) Ulmen 1973, 13; Schöch 1979, 59. 

403) Heckner 1973, 21 f. 

404) Wolter 1980, 84. 

405) Dahs, sen. 1970, 1705; Kleinknecht 1972, 667. 

406) Kaiser 1982d, 72. 

407) Zu diesen für die Einführung der Zweiteilung sprechen-
den Gründen vgl. u.a.: Kleinknecht 1972, 654 ff.; 
Roxin 1975, 62 ff.; Dölling 1978, 78 ff.; Schöch/ 
Schreiber 1978, 63. 

408) vgl. u.a. Jescheck 1970, 206; Kaiser 1972, 98; Schöch 
1979b, 59; Schreiber 1980, 133; Hauser 1980, 278; zur 
umfassenden Darstellung der Literatur vgl. insbesonde-
re: Kleinknecht 1972, 651 - FN 1; Hauber 1976, 305 -
FN 3; Dölling 1978, 2 - FN 2; Schunck 1982, 2 - FN 1 
und. S • 3 - FN 3. 

409) Gesamtdarstellungen der verschiedenen Standpunkte fin-
den sich bei: Herrmann 1971, 141 ff.; Ulmen 1973, 
107 ff.; Heckner 1973, 34 ff.; Biland-Zimmerinarm 1975, 
62 ff.; Achenbach 1977, 242 ff.; Dölling 1978, 30 ff.; 
Wolter 1980, 96 ff.; Schunck 1982, 267 ff. 
Einige Beispiele, die einen Teil der unterschiedlichen 
Diskussionspunkte widerspiegeln: Dölling 1978, 252 
verlangt eine Beschränkung des Verfahrens der Zweitei-
lung auf die Schöffengerichte und auf Fälle, in denen 
Freiheitsstrafen in Betracht kommen. Für letzteres 
auch Kaiser 1972, 93; ähnlich Blau 1969, 48 und Ei-
land-Zimmermann 1975, 57; Schöch1979b, 60 tritt für 
ein sogenanntes Tatinterlokut im Gegensatz zum Schuld-
interlokut ein, d.h. er will die Schuldfähigkeit erst 
im zweiten Verfahrensabschnitt prüfen; ebenso Dahs, 
sen. 1970, 1708 und Roxin 1975, 70; für ein Schuldin-
terlokut dagegen: FiscliTnger 1969, 59 und Ulmen 1973, 
116; Peters 1978, 437 schlägt vor, daß der zweite Ab-
schnitt mit der Erforschung der Täterpersönlichkei t 
vor den Strafvollstreckungskammern durchgeführt wird; 
Horn 1973, 24 verlangt nach dem ersten Abschnitt ein 
Urteil über die sogenannte Tatschuldhöhe, ausgedrückt 
in einem bestimmten Strafmaß, im Gegensatz zu einem 
Zwischenbescheid lediglich über die Feststellung der 
Tatbegehung. Zum 2wischenbescheid: allg. Heckner 1973, 
38 ff.; für eine Bindungswirkung sind: Fischinger 
1969, 55 (absolute Bindung); für weitgehende Bindung: 
Dahs, sen. 1970, 1710; Dahs, jun. 1971, 361; Heckner 
1973, 106; Roxin 1975, 72; Wolter 1980, 103; für eine 
Wahlmöglichkeit spricht sich Dölling 1978, 256 aus; 
Kleinknecht 1972, 666 vertritt das sogenannte infor-
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melle Schuldinterlokut, ohne jegliche Bindungswirkung 
des Zwischenbescheides. 

410) soweit ersichtlich nur Heinitz 1970, 835 ff. 

411) Kaiser 1973, 188; Heckner 197-3, 155; Hauser 1980, 278; 
Schaffstein 1980, 156. 

412) Dölling 1978, 240. 

413) Schöch 1980, 179; Schreiber 1980, 138. 

414) Kaiser 1973, 188; Schaffstein 1980, 156; Momberg 
1982a, 4. Kap. B; Schunck 1982, 265. 

415) Roxin 1975, 65 - FN 1; Achenbach 1977, 244; Dölling 
1978, 4; Schöch 1979b, 59; Bruns 1980, 261; Schreiber 
1980, 134. 

416) vgl. die "Informationen des Deutschen Richterbundes" 
Nr. 5 ( 1976) , S. 17. 

417) Empirische Untersuchungen in der Form des informellen 
Schuldinterlokuts haben gezeigt, daß es tatsächlich 
zu dieser Intensivierung kommt. vgl. Dölling 1978, 
252; Schöch 1980, 179; Schreiber 1980, 138/139. 

418) Schöch 1979b, 62; nach Schunck 1982, 259 gab es bei 
Strafkammern keine Verzögerungen. 

419) Dahs, jun. 1971, 355; Eiland-Zimmermann 1975, 55. 

420) Schöch 1979b, 63. 

421) vgl. oben S. 57 ff. 

422) vgl. oben S. 62 ff. 

423) Schunck 1982, 257. 

424) Kaufmann 1975, 42. 

425) Bruns 1982, 117. 

426) Jung 1981, 44; Kaiser 1982a, 107. 
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B E G L E I T E N D E E M P I R I S C H E 
U N T E R S U C H U N G E N 

1. Zielsetzung und Fragestellung der empirischen Arbeiten 

Grundlage, Ausgangs- und Ansatzpunkt für die empirischen 
Untersuchungen sind die dogmatischen Erörterungen. Neben 
der praktischen Überprüfung der dort gefundenen Erkenntnis-
se und zum Ausdruck gekommenen Erwartungen soll die empiri-
sche Arbeit auch die nur so und nicht anders möglichen In-
formationen über die tatsächliche Ausgestaltung des Insti-
tuts der Vorbewährung liefern. 

Gegenstand des empirischen Teils der Arbeit ist es daher, 
Daten zu sammeln und zu analysieren, die Aufschluß über 
Handhabung, Anwendung, Ausformung und Ausgestaltung des In-
stituts in der Praxis geben und Eindrücke über die Einstel-
lung der Praxis zum Institut vermitteln sowie deren Kennt-
nisstand über das Institut aufzeigen, die Informationsbasis 
erläutern, Anwendungsgründe klarstellen und die Einschät-
zung des Instituts durch die Praxis wiedergeben. 

Es sollen Antworten auf die forschungsleitenden Fragen ge-
funden werden, in welcher Ausformung sich die Vorbewährung 
im Vergleich zur Strafaussetzung zur Bewährung darstellt, 
ob ein spezifisches Klientel für die Einräumung einer Vor-
bewährungszeit existiert, wie groß die Kenntnis der betei-
ligten Instanzen zum Institut ist und ob sie in dieser Vor-. 
gehensweise eine Bereicherung der jugendstrafrechtlichen 
Reaktionsmöglichkeiten sehen und letztlich, ob Parallelen 
in der Legalbewährung zwischen erfolgreichen Vorbewährungs-
probanden und Bewährungsprobanden bestehen. 

Erst die Analyse dieser Kriterien erlaubt eine entigül tige 
eigene Stellungnahme, die dann entweder einen positiven Ge-
setzesvorschlag an den Gesetzgeber oder einen negativen 
Appell an die Praxis zum Gegenstand haben kann. 
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Mit dieser Zielsetzung verläßt die Arbeit den "tradi tio-
nellen" ( 1) Bereich__ der Kriminologie, der sich auf die em-
pirische Erforschung des Verbrechens und der Täterpersön-
lichkei t beschränkt, und ist einzuordnen in die weitere 
Auffassung von der Kriminologie, 'die die Entstehung von Ge-
setzen einerseits und die.Reaktion auf Gesetzesverletzungen 
andererseits miteinbezieht (2). Nach dieser Auffassung ge-
hört es auch zur Kriminologie, von der Praxis entwickelte 
und angewandte Alternativen auf ihre Stellung im positiven 
Recht hin zu untersuchen und den Vergleich zwischen Recht 
und Rechtswirklichkeit zu führen, um zu überprüfen, inwie-
weit praktizierte Alternativen den durch das Gesetz ange-
strebten Intentionen und Zielvorstellungen entsprechen. Er-
gebnis dieser empirischen Forschung sind dann Hinweise und 
Aufforderungen an den Gesetzgeber auf Änderungsmöglichkei-
ten oder -notwendigkeiten. 

Eine so in eine dogmatische Analyse eingebundene und auf 
die Analyse von alternativen Reformmodellen abzielende em-
pirische Untersuchung setzt sich auch nicht dem Vorwurf 
aus, eine lediglich dem System dienende phänomenologisch-
deskriptive Darstellung zu sein, die wissenschaftlich nicht 
befriedigen könnte (3). 

Durch die Kombination der Darstellung der tatsächlichen ge-
genwärtigen forensischen Praxis zum Institut der Vorbewäh-
rung und der Einbeziehung und Verwertung von Ansichten und 
Erfahrungen der Praxis geht sie über eine solche Darstel-
lung hinaus und trägt dazu bei, die Anwendung eventuell ge-
ringer eingreifender und belastender Reaktionen zu fördern. 

Aus dem so festgelegten Charakter der Untersuchung ergibt 
sich, daß es nicht ihre Aufgabe ist, Theorien auf ihren In-
halt zu überprüfen, richterliches Handeln einzuschätzen 
oder eine Effekti vi tätsanalyse zum Institut der Vorbewäh-
rung durchzuführen (4). Durch die Arbeit soll vielmehr der 
Bei trag geleistet werden, ein bisher fast unbekanntes In-
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stitut vorzustellen und mit einer eigenen Stellungnahme in 
die wissenschaftliche Diskussion einzuführen. 

Gerade auch die vorhandenen Forschungslücken erlauben nur 
eine explorative Studie (5), die eine erste Orientie-
rung über die Beschaffenheit des untersuchten Instituts zu-
läßt (6), ohne als verifizierende Forschungsfrage angelegt 
zu sein. 

Aus diesem Grunde wird auch darauf verzichtet, Hypothesen 
vorzuformulieren, um zu deren Bestätigung oder Verwerfung 
zu gelangen. Hypothesen stellen die Frage nach dem "warum" 
und nicht nach dem "wie" ( 7). Gerade letzteres ist aber 
Hauptuntersuchungsgegenstand. Der Verzicht der Hypothesen-
bildung bedeutet aber nicht, daß der Arbeit keine for-
schungslei tenden theoretischen Überlegungen vorausgegangen 
wären, die dann Eingang in die Vorgehensweise gefunden hät-
ten. Jede Frage, die der Erfassung etwas Vorgegebenen 
dient, setzt eine Vororientierung voraus ( 8) und enthält 
damit als theoretisches Element ausdrückliche oder still-
schweigende Vermutungen über bestehende zusammenhänge oder 
Erwartungen zur Beschaffenheit des Untersuchungsgegenstan-
des (9). Ein so verstandenes Vorgehen im Rahmen einer ex-
plorativen Studie macht die Hypothesenbildung überflüssig. 

Der theoretische Forschungsansatz kommt in der Formulierung 
der Fragen und den den einzelnen Methoden zugrunde liegen-
den Erhebungsinstrumenten zum Ausdruck. Art und Grundlage 
der Fragestellung sind dabei jeweils abhängig von der ange-
wandten Methode. 

Als Methoden wurden verwandt die Aktenanalyse, die schrift-
liche Befragung und der Vergleich von Strafregisterauszü-
gen. 
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2. Die Untersuchungsmethoden und -materialien 

2.1. Die Analyse nach dem Behandlungsforschungsprojekt 

Das Projekt "Prognose und Behandlung bei jungen Rechtsbre-
chern" (Behandlungsforschungsprojekt) wurde seit 1976 von 
der Forschungsgruppe Kriminologie des Max-Planck-Instituts 
für ausländisches und internationales Strafrecht durchge-
führt ( 10). 

Ziel dieses Projektes war es, die Bedingungen und Effekte 
der Untersuchungshaft tatverdächtiger junger Rechtsbrecher, 
sowie deren Behandlung und Prognose und die spätere Ent-
wicklung der verurteilten jungen Täter als Bewährungspro-
banden zu untersuchen. 
Im Rahmen der Behandlungsforschung ging man im Wege der Ge-
sprächs- und Verhaltenstherapie vor (11). Diese beiden psy-
chotherapeutischen Behandlungsformen wurden auf eine Gruppe 
jugendlicher und heranwachsender Untersuchungshäftlinge 
der Haftanstalt Freiburg angewandt, der zwei Kontrollgrup-
pen - nur psychologische Untersuchung, aber keinerlei Be-
handlung - aus den U-Haftabteilungen der Anstalten in Ra-
statt und Mannheim gegenüber gestellt wurden (12). 

Gleichzeitig wurden, um zu einer differenzierten Auswertung 
der Behandlungswirkung für unterschiedliche Untergruppen 
im Rahmen des Projekts zu gelangen, 
Gerichts- und Vollzugsakten anhand 

in einer Analyse von 
eines standardisierten 

Erhebungsbogens biographische Daten zum Sozial- und Legal-
verhalten der erfaßten Probanden erhoben. Dieses Material 
war Ausgangspunkt für die eigene Untersuchung. 

In ihm waren aus den Landgerichtsbezirken Karlsruhe, Frei-
burg und Mannheim 161 Fälle enthalten, in denen es zu einer 
Zuteilung eines Bewährungshelfers gekommen war. Bei 98 die-
ser Fälle handelte es sich um eine Unterstellung im Rahmen 
einer Strafaussetzung zur Bewährung und in 63 Fällen wurde 
mit dem Institut der Vorbewährung gearbeitet. 
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Die erwähnten drei Landgerichtsbezirke wurden ausgewählt, 
da die Anwendung des Instituts der Vorbewährung innerhalb 
der Bezirke eine sehr unterschiedliche Ausprägung aufzeig-
te, und so ein Vergleich der Handhabung des Instituts bei 
unterschiedlicher Rechtsprechung möglich war. 

Tab. 1: Zuteilung eines Bewährungshelfers - Verteilung in 
den einzelnen LG-Bezirken 

Karlsruhe Freiburg Mannheim 

Straf aus- 23 55 20 
setzung zur 
Bewährung (35 %) (74 %) (91 %) 

Vorbewährung 42 19 2 
(65 %) (26 %) (9 %) 

N = 65 74 22 
(100 %) ( 100 %) (100 %) 

Wie Tabelle 1 zeigt, waren in Karlsruhe 65 % der Unter-
stellungen unter einen Bewährungshelfer Vorbewährungsfälle, 
in Freiburg 26 % und in Mannheim lediglich 9 %. 

Um die Einordnung und Stellung des Instituts der Vorbewäh-
rung zwischen Strafaussetzung zur Bewährung und Jugendstra-
fe ohne Bewährung zu dokumentieren und zu beschreiben, wur-
den darüber hinaus aus dem Behandlungsforschungsprojekt 
auch die Fälle ausgewählt, in denen es zu einer Jugendstra-
fe ohne Bewährung gekommen war. In den drei Landgeric,htsbe-
zirken waren dies 77 Probanden, deren Daten für diesen Ver-
gleich herangezogen werden. 
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2.1.1. Die Aktenanalyse 

Durch die Aktenanalyse soll ausgehend von den vorhandenen 
Daten die tatsächliche Ausgestaltung und Handhabung des In-
stituts der Vorbewährung festgestellt werden. Aus den un-
terschiedlichen empirischen Untersuchungsmethoden bot sich 
ein vorgehen im Wege der Aktenanalyse (13) zur Erforschung 
dieser Fragestellung aus folgenden Gründen an: 

Eine Rekonstruktion von Geschehnissen und Abläufen verlangt 
eine weitgehend neutrale Erhebung der Daten. Um dies zu 
verwirklichen, ist das Instrument der Aktenanalyse, das 
eine objektive, systematische und quantitative Untersuchung 
erlaubt (14), neben Experiment, Beobachtung oder Befragung, 
die subjektiven Einflüssen ausgesetzt sind, das zuverläs-
sigste jederzeit nachprüfbare Mittel. 

Neben diesen allgemeinen Gründen sprechen auch arbei tsöko-
nomische Erwägungen für ein Vorgehen im Wege der Aktenana-
lyse. Ein großer Teil der zu verwertenden Daten beruht auf 
den Vorarbeiten, die durch das Behandlungsforschungsprojekt 
geleistet wurden und dort durch eine Aktenanalyse gewonnen 
worden waren. Es lag daher nahe, durch eine weiterführende 
hierauf aufbauende Aktenanalyse die für die Beurteilung des 
Instituts der Vorbewährung notwendigen Daten zu erheben. 

Hinzu kam, daß die Urteile der Probanden, in denen eine 
Vorbewährung angeordnet worden war, vorlagen. 

Aus diesen Gründen erfolgte die Entscheidung für eine Ak-
tenanalyse, und es wurde ein Erhebungsbogen (15) erstellt, 
dessen Konzipierung weitgehend auf der Kommentierung zu § 

57 JGG und auf den von der Praxis (16) angeführten Argumen-
ten für und gegen das Institut der Vorbewährung beruht. 
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2.1.2. Der Vergleich der Strafregisterauszüge 

Durch eine Auswertung von Zentralregister- und Erziehungs-
registerauszügen soll versucht werden, zu einer einge-
schränkten vergleichenden Aussage über die unterschiedl i-
che Wirkung (Widerruf der erfolgten Aussetzung oder erneu-
te Auffälligkeit, die zu einem Registereintrag führte) von 
Strafaussetzung zur Bewährung und Vorbewährung zu gelangen. 

Ausgangspunkt für diesen Vergleich war ebenso wie bei der 
Aktenanalyse das Datenmaterial des Behandlungsforschungs-
projekts. 

Für die aus diesem Projekt stammenden 98 Probanden, die 
Strafaussetzung- zur Bewährung erhielten, und die 63 Vorbe-
währungsprobanden wurden im August/September/Oktober 1981 
entsprechende Registerauszüge beim Generalbundesanwalt in 
Berlin eingeholt (17). 

Ausgehend von den dem Behandlungsforschungsprojekt zugrunde 
liegenden Urteilsdaten ergab sich danach eine durchschnitt-
liche Beobachtungszeit von viereinhalb Jahren, die für eine 
beschreibende und lediglich informativen Charakter bean-
spruchende Aussage als ausreichend angesehen wurde (18). 

Hinsichtlich spezieller Auswertungsmethoden und der diesen 
anhaftenden möglichen Fehlerquellen fehlen bisher zur Ar-
beit mit Registerauszügen eingehende Erörterungen (19). In 
Anlehnung an die methodologische Problemdiskussion zur Do-
kumentenanalyse (20) treten dort zu beobachtende Schwierig-
keiten bei der Auswertung von Registerauszügen allerdings 
auch nicht so stark hervor. 

Die Art der in den Registern enthaltenen Informationen er-
laubt keine eingehende Interpretation des Dokumentenin-
halts. Kategorienbildung und Definition von Indikatoren 
- ein Hauptproblem bei der Dokumentenanalyse - entfallen 
somit. 
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Ein Problem, das bei der vorliegenden Arbeit auch schon da-
durch reduziert ist, indem durch die Erhebung der Daten 
durch nur eine Person eine weitgehende Zuverlässigkeit er-
reicht wurde (21). 

Dennoch auftretende Fehler bezüglich einer unvollständigeti 
Erfassung der registrierten Täterkarriere beruhen demnach 
weniger auf der Ebene selektiver Kategorienbildung, sondern 
sind im Bereich der durch das Bundeszentralregister vorge-
gebenen Auswahlentscheidungen angesiedelt. Nicht nachzu-
vollziehende Übermittlungsfehler, Tilgungsentscheidungen 
oder Reduktionen von Verurteilungen bei Mehrfachtätern 
durch zusammenfassende Urteile können hier die Ergebnisse 
beeinflussen (22). 

Für den lediglich beschreibenden und vergleichenden Charak-
ter, den die v.orl iegende Untersuchung beansprucht, sind 
diese möglichen Fehlerquellen ~ber nicht so gr&vierend, daß 
sie nicht in Kauf genommen werden könnten (23). 

2. 2. Die Befragung von Jugendrichtern, Jugendstaatsanwäl-
t_en, Bewährungshelfern und Jugendgerichtshelfern über 
Kenntnisstand und Einstellung zum Institut der Vorbe-
währung sowie über die Anwendung des Instituts 

Zur Erfassung dieser Forschungsfrage schied eine Akten-
bzw. Dokumentenanalyse aus, da zu den beabsichtigten Fra-
genbereichen Gerichts- oder Strafakten keine befriedigenden 
Informationen enthalten und enthalten können. 

Als Forschungsmethode bot sich die Befragung an, da sie das 
Instrument zur Ermittlung von Meinungen, Einstellungen oder 
Attitüden (24) darstellt. Im Rahmen dieser Methode war zu 
entscheiden, ob im Wege des mündlichen Interviews oder 

·der schriftlichen Befragung vorgegangen werden sollte. 

Ein entscheidender Nachteil des Interviews gegenüber der 
schriftlichen Befragung besteht in dem größeren Zeit- und 
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Finanzaufwand. Gerade bei einer "Einmannuntersuchung" wie 
der vorliegenden ist es kaum möglich in einem überschauba-
ren und vertretbaren Zeitumfang, diese Forschungsmethode 
durchzuführen. Schon von den vorgegebenen Voraussetzungen 
blieb daher nur der Weg der einfach zu handhabenden und 
zeit- und kostensparenden postalischen Befragung (25). 

Als Nachteile der schriftlichen Befragung gegenüber dem In-
terview werden in der Literatur vor al lern angeführt, daß 
die Möglichkeit der Anweisung durch den Interviewer ent-
fällt, die Fragen nicht allzu komplex sein dürfen, spontane 
Antworten auf bestimmte Anreize nicht erfaßt werden, die 
Fragen allgemein und leicht verständlich sein müssen und 
keine Kontrolle über die Identität der Beantworter besteht 
( 26). 

Diese Nachteile fallen jedoch dann kaum noch ins Gewicht 
und werden minimalisiert, wenn die Befragtengruppe weitge-
hend h&tflcgen ist, einen gehobenen Bildungsstand besitzt 
( 27) und' es sich gleichzeitig um eine Gruppe mit starkem 
Interesse für den Untersuchungsgegenstand handelt (28). 
Auch ist einer schriftlichen Befragung dann der Vorzug zu 
geben, wenn das Forschungsinteresse die Entscheidung über 
"Wert und Fruchtbarkeit" des Untersuchungsgegenstandes zum 
Ziel hat, im Unterschied zur Frage nach Strategien und Tak-
tiken zur Entwicklung neuer Ideen (29). 

Bei der vorliegenden Untersuchung, die die jeweils für sich 
homogenen Befragtengruppen von Jugendrichtern, Jugend-
staatsanwälten, Bewährungshelfern und Jugendgerichtshelfern 
umfaßt, um deren Einstellung und Einschätzung des Instituts 
der Vorbewährung zu erforschen, ist daher - neben den zwin-
genden tatsächlichen Umständen - auch aus forschungsmetho-
dischen Gründen die Entscheidung für eine schriftliche Be-
fragung vertretbar und zulässig. 
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2.2.1. Die Erstellung des Fragebogens 

Ausgehend von den theoretisch erarbeiteten Erkenntnissen 
und den Ergebnissen der Aktenanalyse des Behandlungsfor-
schungsprojekts wurden Fragen formuliert und zu einem Fra-
gebogen zusammengestellt (30). 

Auf offene Fragen wurde nicht verzichtet, auch wenn zum 
Teil die Ansicht vertreten wird, daß lediglich geschlosse-
ne Fragen eine hohe Zuverlässigkeit gewährleisten (31). Bei 
der Intention der vorliegend durchgeführten Befragung war 
es dagegen wichtiger, den Befragten eine ausführliche Be-
antwortungsmöglichkeit anzubieten, um nicht durch vorgege-
bene Antworten - aufgrund des eigenen geringen Kenntnis-
standes zum Institut der Vorbewährung - mögliche Informa-
tionen und Aussagen zu verlieren (32). 

Ein grundsätzlich bei einer schriftlichen Befragung durch-

zuführender Pretest wurde nicht vorgenommen. Als Aufgabe 
eines Pretests wird angesehen ( 33), die Legitimation des 

Forschungsvorhabens festzustellen, die Erhebungssi tutation 
richtig auszuwählen, das Instrument der Erhebung zu testen 
und die Stichprobenqualität zu ergründen. 

Die Legitimation des Forschungsvorhabens, dj_e unter ande-
rem die soziale Distanz zwischen Forscher und Befragtem be-
trifft, fiel wegen der berufsspezifischen Befragtengruppe 

nicht ins Gewicht. Die Dauer der Ausfüllung des Fragebo-
gens - Erhebungssituation - konnte am hiesigen Max-Planck-
Institut getestet werden. Fraglich waren lediglich die 
Überprüfung des Erhebungsinstruments und die Stichproben-
qualität. Letztere betrifft die Einschätzung der Ausfälle 
und des Rücklaufs. Ebenso wie für einen Test des Erhebungs-
instruments wurde hier aber die ausgewählte Befragtengruppe 
als zu gering angesehen, um einen Pretest durchzuführen. 
Um einigermaßen verläßliche Daten zu gewinnen, wäre eine 
Vorbefragung bei allen vier Berufsgruppen notwendig gewe-
sen, die nahe an den Umfang der eigentlichen Befragung 
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selbst herangereicht hätte. Der damit verbundene Zeit- und 
Kostenaufwand hätte aber in keinem Verhältnis gestanden. 

Um dennoch zu einer Überprüfung des Fragebogens zu gelan-
gen, wurde der Entwurf mit einem Soziologen durchgespro-
chen. Die danach verbesserte neue Fassung wurde anschlie-
ßend einem Juristen und einer Jugendgerichtshelferin zur 
Beantwortung vorgelegt und erst im Anschluß daran wurde die 
endgültige Formulierung und Gestaltung des Fragebogens (34) 
fertiggestellt, wobei für die Berufsgruppen der Bewährungs-
helfer und Jugendgerichtshelfer ein eigener Fragebogen mit 
berufsspezifischen Unterschieden gegenüber den Gruppen der 
Jugendrichter und -staatsanwälte erstellt wurde. 

Der Fragebogen selbst ist in drei Abschnitte aufgeteilt. 
Im ersten Abschnitt werden rein statistische Fragen erfaßt 
(Frage 1-5). 

Der zweite Teil (Frage 6-9) enthält Fragen, die der Ergän-
zung der dogmatischen Analyse dienen sollen. Ausgangspunkt 
war hier zu erfahren: 
- welche Informationsquellen für den Jugendrichter bei sei-
ner Aussetzungsprognose entscheidend sind (Frage 6), ob er 
die vorhandenen Informationsquellen für ausreichend hält 
(Frage 7) und gegebenenfalls, welche anderen er für notwen-
dig erachtet; 
- weiteres Ziel war, eine kurze Stellungnahme zu den im 
dogmatischen Teil diskutierten richterlichen Entscheidungs-
hilfen zu erhalten (Frage 9). 

Im dritten Teil des Fragebogens soll versucht werden, In-
formationen zum Institut der Vorbewährung zu erhalten. Von 
Interesse ist dabei: 
- den Kenntnisstand über das Institut der Vorbewährung zu 
erfahren (Frage 10); 

- die Anwendungshäufigkeit von§ 57 JGG festzustellen (Fra-
ge 11); 
- die Anwendungsgründe des Instituts der Vorbewährung zu 
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erforschen (Fragen 12; 13; 22; 24); 
- die Einstellung der Instanzen zum Institut der Vorbewäh-
rung kennenzulernen (Frage 14; 15); 
- die Vorstellungen über die Ausgestaltung der Vorbewährung 
zu ergründen (Fragen 16-21; 23; 25). 

2.2.2. Die Durchführung der Befragung 

Entsprechend der Auswahl der Daten der Aktenanalyse aus dem 
Behandlungsforschungsprcjekt wurde, um realistische Ver-
gleichsmöglichkeiten zu erhalten, die Befragung auch auf 
die drei Landgerichtsbezirke Karlsruhe, Mannheim und Frei-
burg erstreckt. 

Es wurden in einer Totalerhebung alle Jugendrichter, Ju-
gendstaatsanwälte, Bewährungshelfer und Jugendgerichtshel-
fer dieser drei Bezirke als am Verfahren der Vorbewährung 
beteiligte Instanzen erfaßt (35). 

Zur Identifizierung dieser Stichprobe wurden - nachdem die 
Untersuchung durch das Justizministerium Baden-Württemberg 
und den Landkreistag Baden-Württemberg ( für die Jugendge-
richtshelfer) befürwortet worden war - alle Präsidenten der 
beteiligten Landgerichte und Amtsgerichte, die Leitenden 
Oberstaatsanwälte, die Landratsämter Lörrach, Breisgau-
Hochschwarzwald, Emmendingen, Rhein-Neckar-Kreis, Enzkreis 
und Karlsruhe sowie die Jugendämter Karlsruhe, Freiburg und 
Mannheim angeschrieben und um die Namen und Adressen der 
zu Befragenden gebeten. Der Bitte wurde durchweg entspro-
chen. 

Die Untersuchungsgruppe setzte sich danach aus 40 Richtern 
(36), 14 Staatsanwälten, 61 Bewährungshelfern und 106 Ju-
gendgerichtshelfern zusammen (37). 
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Bei der Versendung wurde jedem Fragebogen (N = 221) ein Be-
gleitschreiben ( 38) und ein adressierter und frankierter 
Rückumschlag beigelegt (39). Zur Frankierung wurden Brief-
marken (Sondermarken) verwendet und keine Stempelaufdrucke, 
da es sich gezeigt hat, daß diese Vorgehensweise positive 
Bedeutung für den Rücklauf hat (40). Zur Beschleunigung des 
Rücklaufs wurde im Begleitschreiben eine Rückgabefrist von 
14 Tagen angegeben (41) und zur Intensivierung der Beant-
wortung auf Anonymität und vertrauliche Behandlung hinge-
wiesen (42). 

Um Kosten bei den Erinnerungsschreiben zu sparen, wurde, 
damit nicht jeweils alle an der Befragung Beteiligten er-
neut angeschrieben werden mußten, dem Anschreiben eine 
frankierte Antwortpostkarte beigefügt, die mit getrennter 
Post zurückgesandt werden sollte (43). Hierdurch wurde eine 
Identifizierung der Beantworter unter Beibehaltung der Ano-
nymität möglich, die den Umfang der Mahnaktionen bedeutend 
verringerte. Nach 14 Tagen wurde an die Nichtbeantworter 
ein Erinnerungsschreiben (44) verschickt. 

Bis zu diesem Zeitpunkt belief sich der Rücklauf bei den 
Jugendrichtern auf 48 %, bei den Jugendstaatsanwälten auf 
64 % und bei den Bewährungshelfern auf 54 %. Für die Ju-
gendgerichtshelfer ließen sich entsprechende Zahlen nicht 
ermitteln, da hier, wegen der zum Teil langwierigen Erstel-
lung der Namenslisten, aus Zeitgründen eine gleichzeitige 
Versendung der Fragebogen nicht möglich war. 

Vor dem zweiten Erinnerungsschreiben (45), das im Abstand 
von wiederum 14 Tagen unter Beifügung sämtlicher Befra-
gungsunterlagen versandt wurde, betrug der Rücklauf bei den 
Jugendrichtern 68 %, bei den Staatsanwälten 79 % und den 
Bewährungshelfern 73_%. 

Nach Abschluß der Befragungsaktion (Dez. 1981) betrug der 
Gesamtrücklauf (= Reaktion auf die Befragung) 91,4 % 
(= 202 Fragebogen). 
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Tab. 2: Rücklauf der Fragebogenaktion 

VERSCHICKT 

Frbg MA KA 

14 10 16 

RICHrER 

4o 

4 5 5 

SrA 

14 

2o 2o 21 

BhW!l 

61 

54 15 
1 

37 

,J(lj 

106 

INSGt:Sl\Ml' 221 

ZUR!JCK 

Frbg MA 

lo lo 
71. 4 % loo % 

35 / 87.5 % 

3 5 
75 % loo % 

13 / 92.8 % 

17 17 
85 % 85 % 

54 / 88.5 % 

5o l•l 
92. 6 % 93. 3 % 

100 / 94. 3 % 

2o2 / 91.4 % 

VERWERl'BI\R 

KA Frbg MI\ KA 

15 8 9 13 
93, 7 % 57 .1 % 9o % 81 .2 1 

3o / 75 % 

5 3 5 5 
loo % 75 % loo % loo % 

13 / 92.8 % 

2o 17 16 18 
95. 2 % 85 % 8o % 85. 7 % 

51 / 83.6 % 

36 43 
1 13 

31 
97. 3 % 79.6 % 86.6 % 83. 7 1 

87 / 82.o % 

181 / 81.9 % 
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Die für die Untersuchung relevante Auswertungsquote beläuft 
sich auf 81, 9 % (N = 181) (46) (vgl. Tab. 2). Dieser im 
Vergleich zu anderen, ähnlichen Untersuchungen hohe Rück-
lauf (47) erlaubt es, das Problem der Verzerrung der Beant-
wortung durch Verweigerer und Nichtbeantworter gering ein-
zustufen. Zwar is~ der hohe Prozentsatz der zurückgesandten 
Fragebogen noch kein Beweis dafür, daß das Sample in keiner 
Weise verzerrt ist. Geht man allerdings von der Annahme 
aus, daß die Spätantworter den Nichtantwortern ähnlich sind 
(48) und vergleicht die Sofortantworter mit den Spätantwor-
tern, so zeigte sich kein Unterschied im Antwortverhalten. 
Nimmt man hinzu, daß es sich jeweils um homogene Befra-
gungsgruppen handelte (49), so kann bei der Kombination der 
Faktoren hoher -Rücklauf, identische Beantwortung und homo-
gene Gruppe davon ausgegangen werden, daß eine mögliche 
Verzerrung rein zufällig und nicht groß ist (50). Der Ver-
zerrungseffekt dürfte daher für die vorliegende Untersu-
chung keine Bedeutung haben (51). 

Wegen des hohen Bildungsgrades der Befragten und deren be-
rufsspezifischer Nähe zum Untersuchungsgegenstand, Kri te-
rien, die für eine Beantwortung sprechen, ist im Gegensatz 
hierzu vielmehr im Umkehrschluß für die Nichtbeantwortung 
wohl ausschlaggebend ein Desinteresse am speziellen Unter-
suchungsgegenstand und ist sie daher weniger auf Unver-
ständnis, was eine Verzerrung bedeuten könnte, zurückzufüh-
ren. 

2.2.3. Die Beschreibung der Befragtengruppen 

Die folgenden Daten dienen der Charakterisierung der be-
fragten Instanzen. Die Aufschlüsselung der Altersstruktur 
der einzelnen Berufsgruppen ergibt sich aus Tabelle 3. 
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Tab. 3: Altersverteilung der in der Auswertung erfaßten be-
teiligten Instanzen (x = arithmetisches Mittel) 

( 1) ( 1) 
Richter StA Bewh JGH 

- 1 10 24 
bis 29 

- (8 %) (20 %) 29 % 

11 7 20 32 
30-39 

(37 %) 54 %) ( 40 %) (38 %) 

12 3 13 22 
40-49 

( 40 %) (23 %) (25 %) (26 %) 

5 2 5 2 
50-59 

(17 %) (15 %) (10 %) (5 %) 

60 und 2 - 3 2 
darüber (6 %) (5 %) (2 %) - -
N = 30 13 51 84 ( 2) 

x = 42,8 36,6 37,6 36,3(3) 

( 1) Die Zahlen dieser Berufsgruppen entsprechen denen der 
Untersuchung, Fenn 1981, 80. 

(2) 3 Jugendgerichtshelfer machten keine Angaben. 

( 3) In der Untersuchung Hauser 1980, 36 betrug das Durch-
schnittsalter der Jugendgerichtshelfer 38 Jahre. 
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Im Vergleich der einzelnen Landgerichtsbezirke (vgl. Tab. 
4) ergaben sich einige Verschiebungen, die aber kein sol-
ches Ausmaß annehmen, daß hieraus besondere Schlüsse gezo-
gen werden könnten. 

Tab, 4: Die Altersstruktur der befragten Instanzen im Ver-
gleich der einzelnen Gerichtsbezirke (x = arithme-
tisches Mittel) 

MA FR KA gesamte 
Stichprobe 

Richter 42,6 39.8 44.8 42.8 

StA 33.2 36.6 40 36,6 

Bewh 37.5 41,6 34.4 37.6 

JGH 34.2 36,7 36.7 36.3 

Ein Vergleich der Beantwortung eines ausgewählten Items des 
Fragebogens zeigte, daß in der Beurteilung des Instituts 
der Vorbewährung keine al tersabhängige Unterschiedlichkeit 
auftritt. Dies war auch nicht zu vermuten, da der Hauptan-
teil der Befragten jeder Gruppe aus einer Altersschicht 
stammt. 

2.2.3.1, Die Jugendrichter 

22 (= 73 %) der Richter (N 
schäftigt, 8 am Landgericht. 

30) waren am Amtsgericht be-

Lediglich 6 (20 %) Richter - 3 in Mannheim und 3 in Frei-
burg - waren ausschließlich mit Jugendsachen (Amtsgericht) 
beschäftigt. Alle übrigen waren auch im Erwachsenenstraf-
recht tätig. 
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Im Durchschnitt dauerte zum Zeitpunkt der Erhebung die Tä-
tigkeit der Richter in der Justiz 11.9 Jahre. Davon absol-
vierten sie durchschnittlich 10.9 Jahre im strafrechtlichen 
Bereich und hiervon wieder 8.1 Jahre als Richter. Mit Ju-
gendsachen sind sie durchschnittlich 4.3 Jahre befaßt, wo-
bei ihre Zeit als Jugendrichter 3.6 Jahre betrug. 

2.2.3.2. Die Jugendstaatsanwälte 

Im Gegensatz zu den Richtern befaßte sich der überwiegende 
Teil der Staatsanwälte (N = 13) ausschließlich mit Jugend-
sachen (11 = 85 %) (52) und zwar in allen Landgerichtsbe-
zirken gleichermaßen. 

Die durchschnittliche Beschäftigung in der Justiz betrug 
8 Jahre, wobei Mannheim mit lediglich 5.2 Jahren weit unter 
dem Durchschnitt liegt (53). 

In Jugendsachen waren die Staatsanwälte durchschnittlich 
3.8 Jahre tätig. Hier zeigte sich ein d~utlicher Unter-
schied zwischen den Landgerichtsbezirken. In Mannheim lag 
die Tätigkeit in Jugendsachen bei 1.2 Jahren. In Freiburg 
hingegen bei 5 und in Karlsruhe bei 5.8 Jahren. Der Grund 
hierfür dürfte darin zu sehen sein, daß in Mannheim ledig-
lich junge Juristen zum Jugenddezernat kommen und dort kurz 
verbleiben, im Gegensatz zu Freiburg oder Karlsruhe, wo 
z.B. ein Staatsanwalt 13 bzw. 17 Jahre mit Jugendsachen be-
faßt war. 

2.2.3.3. Die Bewährungshelfer 

Lediglich jugendliche und heranwachsende Klienten hatten 
nur 11 (22 %) Bewährungshelfer (N = 51) (10 (54) in Karls-
ruhe und 1 in Freiburg). Alle übrigen waren zusätzlich auch 
für erwachsene Probanden zuständig. 
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Im Durchschnitt waren die Bewährungshelfer seit 9.6 Jahren 
im Beruf und davon 7. 2 Jahre speziell als Bewährungshel-
fer. 

2.2.3.4. Die Jugendgerichtshelfer 

Ausschließlich in der Funktion des Jugendgerichtshelfers 
waren 24 (28 %) der in der Jugendgerichtshilfe tätigen Be-
fragten (N 87) beschäftigt (55). In Mannheim waren es 6 
( 46 %) von den 13 Befragten, in Freiburg 5 ( 12 %) von 43 
und in Karlsruhe 13 ( 42 %) von 31. Gleichzeitig Bewäh-
rungshelfer war lediglich ein Jugendgerichtshelfer. 

Im Beruf waren die Jugendgerichtshelfer durchschnittlich 
9.4 Jahre, wovon sie 6.3 Jahre als Jugendgerichtshelfer tä-
tig waren. Hinsichtlich der Dauer der beruflichen Tätigkeit 
ergeben sich keine Unterschiede in den einzelnen Landge-
richtsbezirken. 

2.3. Die Repräsentativität der Ergebnisse 

Ergebnisse einer Stichprobe können als repräsentativ be-
zeichnet werden, wenn sie sich auf die Gesamtheit verallge-
meinern lassen (56). 

Einer Stichprobe, die solche Aussagen ermöglicht und zu-
läßt, muß dann aber eine Teilerhebung zugrunde liegen, die 
der mathematisch-statistischen Stichprobentheorie ent-
spricht (57). Dies bedeutet, daß die Teilerhebung.eine Zu-
fallsstichprobe darstellen muß. Die Zufallsstichprobe wie-
derum verlangt eine Wahrscheinlichkeitsauswahl aus der 
Grundgesamtheit, bei der jeder Teil oder jedes Glied der 
Grundgesamtheit eine bekannte Wahrscheinlichkeit enthält, 
in die Teilmasse eingeschlossen zu werden (58). 
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Diese Mindestanforderung für die Repräsentativität kann und 
will die vorliegende Untersuchung nicht erfüllen. Weder die 
Auswahl der Verfahren für die Aktenanalyse noch der Ver-
gleich der Registerauszüge, noch die Instanzenbefragung 
entspechen diesen Anforderungen. 

Bei den Probanden der Aktenanalyse war in allen Fällen eine 
Anordnung von Untersuchungshaft erfolgt, so daß sie nicht 
repräsentativ für die Gesamtgruppe der Bewährungs- oder 
Vorbewährungsfälle sein können, da es sich um eine für das 
Behandlungsforschungsprojekt systematisch ausgelesene Grup-
pe handelte. Hinzu kommt, daß die eigene Erhebung sich be-
wußt nur auf die in den Landgerichtsbezirken Mannheim, 
Freiburg und Karlsruhe Verurteilten beschränkt. 

Auswahl und Einschränkung verbieten auch repräsentative 
Aussagen aufgrund der Instanzenbefragung. 

Die hier gewonnenen Ergebnisse geben nur ein Bild über die 
Einschätzung des Instituts der Vorbewährung in den drei Be-
zirken. Aus diesem Grund und wegen der fehlenden Wahr-
scheinlichkeitsauswahl besitzen sie keine Verallgemeine-
rungsfähigkeit (59). 

Diese Unmöglichkeit, repräsentative Aussagen machen zu kön-
nen, wurde bereits bei der Planung der Untersuchung gesehen 
und auch bewußt in Kauf genommen. Wie oben ( 60) erwähnt, 
ist es Aufgabe dieser Arbeit, ein bisher wissenschaftlich 
vernachlässigtes in der Praxis aber angewandtes Institut 
auf seine Stellung im positiven Recht hin zu untersuchen 
und eine gewisse Vertrautheit mit diesem weitgehend unbe-
kannten Institut herzustellen. Der hierdurch beabsichtigte 
Charakter einer "pilot study" für die Untersuchung bein-
haltete die Entscheidung, dem gewonnenen empirischen Mate-
rial lediglich deskriptive, verständnisfördernde Funktion 
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abzuverlangen. Repräsentative Aussagen sind daher nicht das 
Ziel der Arbeit. 

3. Die Ergebnisse der Untersuchungen 

3.L Die Anwendung des Instituts der Vorbewährung in der 
gerichtlichen Praxis (Aktenanalyse) 

Durch diesen Teil der Untersuchung soll die Erscheinungs-
form des Instituts der Vorbewährung in der Praxis aufge-
zeigt werden. Es soll versucht werden, anhand von ausge-
wählten Daten ein Bild der Vorbewährung zu zeichnen, das 
eine praxisorientierte Vorstellung von dem Institut ver-
mi ttel.t und Berührungspunkte zur Strafaussetzung zur Bewäh-
rung herausstellt, die einen Vergleich beider Institute er-
möglichen. Über diesen Vergleich hinaus dient die Analyse 
dazu, Ansatzpunkte für eine Gegenüberstellung von tatsäch-
licher Handhabung, theoretischer Einschätzung und erfragter 
Beurteilung der Vorbewährun~ zu liefern. 

Ausgangspunkt für die Darstellung der Anwendung des Insti-
tuts der Vorbewährung in der gerichtlichen Praxis waren die 
vorhandenen Daten des Behandlungsforschungsprojekts. Inner-
halb dieses Projekts wurde bei 82 Probanden mit § 57 JGG 
gearbeitet. Für die eigene Auswertung konnte jedoch nur das 
Datenmaterial von 63 Fällen verwendet werden. 
In zwölf Fällen kam es zwar zu einem nachträglichen Be-
schlußverfahren entsprechend§ 57 JGG, allerdings blieb in 
diesen Fällen der Proband bis zum Beschlußverfahren weiter 
in Untersuchungshaft, so daß die Probanden keine "Vorbewäh-
rungszeit" nach dem für die vorliegende Arbeit definierten 
Verständnis durchliefen. Weitere sieben Fälle mußten ausge-
schj~den werden, da das verurteilende Gericht nicht zu den 
drei ausgewählten Landgerichtsbezirken gehörte. 
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Von den somit verbleibenden 63 Vorbewährungsfällen wurden 
42 im Landgerichtsbezirk Karlsruhe, 19 in Freiburg und 2 
in Mannheim ausgesprochen. 

6 (9 %) Fälle wurden vor dem Jugendrichter als Einzelrich-
ter verhandelt, 56 (89 %) vor dem Jugendschöffengericht und 
lediglich einer vor der Jugendkammer beim Landgericht. 

3.1.1. Uie Handhabung des Instituts der Vorbewährung im 
Vergleich zur Strafaussetzung zur Bewährung 

3.1.1.1. Das Alter der Probanden 

Bei Tatbegehung waren 32 (51 %) der Vorbewährungsprobanden 
Jugend! iche und 27 ( 43 %) im Heranwachsendenal ter. Vier 
Probanden wurden wegen mehrerer Taten verurteilt, so daß 
sie sowohl als Jugendliche als auch als Heranwachsende an-
zusehen waren (61). 

Zum Zeitpunkt der Verurteilung betrug das durchschnittliche 
Alter der Probanden 17.9 Jahre. Damit waren sie im Schnitt 
ein halbes Jahr jünger als die Probanden, die sofort Straf-
aussetzung zur Bewährung erhalten hatten. 

Auch der weitere Altersvergleich mit den Probanden der 
Strafaussetzung zur Bewährung (vgl. Tab. 5) zeigt zwar 
einige Unterschiede auf, aus denen aber ebensowenig wie aus 
dem nur wenig geringeren Durchschnittsalter eindeutige 
Schlüsse gezogen werden können. 
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Tab. 5: Altersstruktur der Probanden zum Zeitpunkt der Ver-
urteilung (Vorbewährung und Strafaussetzung zur Be-
währung) 

Alter bei der Strafaussetzung Vorbewährung 
Verurteilung zur Bewährung 

(Jahre) N = 98 N = 63 

4 8 
14/15 

(4 %) ( 13 %) 

21 18 
16/17 

(21 %) (28 %) 

40 24 
18/19 

(41 %) (38 %) 

33 13 
20/21 

(34 %) (21 %) 

x 18.5 17.9 

Allein der Umstand, daß 41 % ( = 26) der Vorbewährungspro-
banden bei der Verurteilung jünger als 18 Jahre waren, im 
Gegensatz zu nur 25 % (= 25) der Bewährungsprobanden (N = 
98), legt die Vermutung nahe, daß durch eine Betonung des 
Erziehungsgedankens im Wege der Vorbewährung, gerade diesen 
noch jüngeren Probanden eine dem Vollzug erzieherisch vor-
zuziehende Chance gegeben werden soll. Grundsätzlich dürfte 
das Alter der Probanden jedoch nur einen geringen Einfluß 
auf die Entscheidung für oder gegen die Vorbewährung haben. 
In keinem der Urteile wurde dieses Kriterium auch als aus-
schlaggebend angesehen. 
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3.1.1.2. Die Vorstrafenbelastung der Probanden 

Bei dieser Beurteilung wurden nur Vorverurteilungen berück-
sichtigt, bei denen auf eine Jugendstrafe erkannt worden 
war. Dem Vergleich zu den Bewährungsprobanden kommt hier 
besondere Bedeutung zu, da sich gezeigt hat, daß eine vor-
ausgegangene Jugendstrafe den Richter eher dazu veranlaßt, 
keine Bewährung auszusprechen (62). Unter Berücksichtigung 
dieser Ergebnisse lag daher die Vermutung nahe, daß bei den 
Vorbewährungsprobanden eine stärkere Vorbelastung vorlag 
als bei den Bewährungsprobanden, da sonst eine sofortige 
Aussetzung hätte erfolgen können. 

Tab. 6: Vorverurteilungen (Jugendstrafe) der Bewährungs-
und Vorbewährungsprobanden 

Bewährungs- Vorbewährungs-
probanden probanden 

N = 98 N = 63 

keine 30 29 
Vorverurteilung (31 %) (46 %) 

eine 22 20 
Vorverurteilung (22 %) (32 %) 

zwei 2 -
Vorverurteilungen (2 %) -

( 1) 44 14 
k.A. (45 %) (22 %) 

(1) Da ein Nichtvorliegen von Vorverurteilungen in den Ak-
ten nicht besonders erwähnt wird, dürften die Fälle 
ohne Angaben weitgehend zu denen der Gruppe 1 - keine 
Vorverurteilung - zu zählen sein. Um dies zu berück-
sichtigen, wurden sie in die Prozentrechnung miteir.be-
zogen (vgl. Blankenburg 1975, 195 zur Aktenanaly 



125 

Wie Tabelle 6 zeigt, wird diese Annahme für die vorliegende 
Untersuchung bestätigt. Zwar ergibt sich keine Überreprä-
sentierung von Vorbestraften bei der Gruppe der Vorbewäh-
rungsprobanden, sondern lediglich ein höherer Anteil von 
vorbelasteten Probanden gegenüber den Bewährungsprobanden, 
aber das Ergebnis deutet zumindest darauf hin, daß das In-
stitut der Vorbewährung auch von der Praxis entsprechend 
der oben erörterten Rechtsnatur als eine Möglichkeit der 
Vollstreckung der Jugendstrafe aufgefaßt und angewandt 
wird, die eine Vorstufe zur Strafaussetzung zur Bewährung 
und eine Möglichkeit der Verhinderung des Vollzugs darstellt. 

3.1.1.3. Die der Verurteilung zugrunde liegende Deliktsart 

Dieser Aspekt wurde ausgewählt, um herauszufinden, ob die 
Entscheidung für die Vorbewährung durch die Deliktsart be-
einflußt wird. Zudem zählt das Vorliegen eines Gewaltdelik-
tes zu den das richterliche Entscheidungsverhalten beein-
flussenden Merkmalen, die gegen eine Strafaussetzung zur Be-
währung sprechen (63). Auch hier war daher wieder die Frage 
interessant, ob unter diesem Gesichtspunkt die Vorbewährung 
als Klärungsstufe für eine spätere Strafaussetzung angese-
hen werden kann, bei Probanden, deren zugrunde liegendes 
Delikt eher für den Vollzug sprechen würde (Tab. 7). 

In den ersten fünf Positionen zeigt sich nun allerdings 
kein Unterschied zwischen Strafaussetzung zur Bewährung und 
Vorbewährung. Lediglich Position drei und vier (BTMG und 
§ 21 StVG) sind vertauscht. 

Aus Position sechs und dem weiteren Vergleich zu den Zahlen 
der Strafverfolgungsstatistik läßt sich aber schließen, 
daß bei Anwendung · der Vorbewährung die Tendenz besteht, 
schwerste Gewaltkriminalität auszuschließen. 
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Tab. 7: Rangfolge der sechs am häufigsten der Verurteilung 
zugrunde liegenden Deliktsarten; Vergleich von 
Strafaussetzung zur Bewährung, Vorbewährung (eigene 
Untersuchung) und Strafverfolgungsstatistik 

Rang( 2 ) Strafaussetzung Strafverfol-
Vorbewährung gungs-zur Bewährung statistik (1) 

1 §§ 242, 243, §§ 242, 243 §§ 242, 243 
244 Abs.1 Nr.3 244 Abs.1 Nr.3 244 Abs.1 Nr.3 

2 § 242 § 242 § 242 

3 BTMG § 21 StVG BTMG 

4 § 21 StVG BTMG §§ 249/250 

5 §§ 223/223a §§ 223/223a §§ 223/223a 

6 §§ 249/250 § 263 §§ 253/255 

(1) Strafverfolgungsstatistik 1978, 180-217, männliche Ver-
urteilte, Jugendstrafe 

(2) Insgesamt machten diese Deliktsarten bei der Strafaus-
setzung zur Bewährung 61 % aller Delikte aus, bei der 
Vorbewährung 64 % und nach der Strafverfolgungsstati-
stik 78 %. - vgl. auch die Zahlen bei Zimmermann 1982, 
496 für Bewährungsprobanden. 

Raub und schwerer Raub ( §§ 249/250 StGB) nehmen bei der 
Vorbewährung erst Rang neun ein (Betrug§ 267 = Rang 7/Ge-
fährdung des Straßenverkehrs infolge Alkoholgenuß/Trunken-
heit im Verkehr§§ 315 c Abs. 1 Nr. la/316 StGB= Rang 8) 
und auch die Erpressungstatbestände (§§ 253/255 StGB) sind 
gegenüber der Strafaussetzung zur Bewährung weit geringer 
repräsentiert. Der Vergleich zur Strafverfolgungsstatistik, 
die auch die Fälle der Jugendstrafe ohne Bewährung beein-
hal tet, verdeutlicht, daß die schwerere Gewaltkrimina:lität, 
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wie in der Untersuchung von Hermanns nachgewiesen (64), 
verstärkt mit Jugendstrafe ohne Bewährung geahndet wird. 

Insgesamt muß nach dem Vergleich der der Verurteilung zu-
grunde liegenden Deliktsarten für die Vorbewährung gesagt 
werden, daß die Straftat keinen entscheidenden Einfluß auf 
die Wahl des Vorgehens hat. Insbesondere gilt nicht, daß 
schwerere Delikte, die eher für eine Jugendstrafe ohne Be-
währung sprächen, ausschlaggebend für die Vorbewährung sind 
(65). 

Vielmehr verfestigt sich die Position der Vorbewährung als 
Klärungsstufe, durch die als Vorstufe zur eigentlichen 
Strafaussetzung zur Bewährung, die Geeignetheit der Proban-
den für eben diese Strafaussetzung festgestellt werden 
soll. 

3. 1. 1.4. Die Aussagen in den Jugendgerichtshilfeberichten 
zur Vorbewährung 

In 38 (60 %) der Vorbewährungsfälle (N 63) war ein 
schriftlicher Bericht der Jugendgerichtshilfe bei den Akten 
(66). Lediglich 7 (19 %) Berichte (N = 38) empfahlen als 
Sanktion ein Vorgehen im Wege der Vorbewährung. Diese Be-
richte stammten ausschließlich aus dem Landgerichtsbezirk 
Karlsruhe, in dem es auch zur häufigsten Anwendung des In-
stituts der Vorbewährung gekommen war (67). 
15 (39 %) der Berichte schlugen als Sanktion eine Strafaus-
setzung zur Bewährung vor. 16 (42 %) lehnten eine Ausset-
zugn ab und plädierten für den sofortigen Vollzug (68). 

Die geringe Berücksichtigung des Instituts der Vorbewährung 
und dessen Konzentration auf einen Gerichtsbezirk legt die 
Vermutung nahe, daß dieses Institut bei den Jugendgerichts-
helfern noch recht unbekannt ist. Gerade sie könnten aller-
dings im Verfahren, als eine der Instanzen, die eigene Vor-
schläge einbringen kann, diejenigen sein, die einem Vor-
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gehen im Wege der Vorbew.ährung stärkere Bedeutung verschaf-
fen. 

Gleichzeitig verdeutlicht dieses Ergebnis aber, daß ent-
scheidend für die Anwendung der Vorbewährung die positive 
Einstellung der Jugendrichter und Jugendstaatsanwälte zu 
diesem Institut ist. 

3. 1.1. 5. Die Bezeichnung und die Begründung des Vorgehens 
im Urteil 

Eine einheitliche Bezeichnung des Vorgehens im Wege der 
Vorbewährung hat sich noch nicht eingebürgert. Lediglich 
im Landgerichtsbezirk Karlsruhe (N 42) kam es in 18 
( = 43 %) Fällen zur Verwendung des Begriffs Vorbewährung. 
In Freiburg erschien dieser Ausdruck in keinem Urteil. Dort 
überwog die Umschreibung "Vorbehalt der Aussetzung" ( in 13 
(69 %) von 19 Fällen). Im übrigen wurde das Vorgehen ent-
sprechend § 57 JGG als "Zurückstellen der Entscheidung" be-
zeichnet. 

Die uneinheitliche Begriffsbenutzung ist ein weiterer Beleg 
dafür, daß in der Praxis von dem Institut der Vorbewährung 
zwar Gebrauch gemacht wird, aber seine dogmatische Einord-
nung und damit theoretische Untermauerung fehlt, was auch 
zu Unsicherheiten in der Anwendung führt. 

In den Urteilsbegründungen zur Anwendung des Instituts der 
Vorbewährung bestätigt sich die Eigenständigkeit und Beson-
derheit des Instituts. Im Gegensatz zur Intention des Ge-
setzgebers zu § 57 JGG, nach der das nachträgliche Be-
schlußverfahren insbesondere Zeit für die tatsächliche Aus-
gestaltung der Strafaussetzung zur Bewährung einräumen 
soll ( 69), bildeten solche Begründungen in der vorliegen-
den Untersuchung nur 5 % der Argumentation. Zu einer aus-
schließlich auf dieser Argumentation basierenden Anwendung 
der Vorbewährung kam es in keinem Fall. 
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Aus den überwiegend angeführten Anwendungsgründen wird 
vielmehr deutlich, daß der Richter zum Ende der Hauptver-
han.dlung sich noch keine Klarheit über das "Ob" einer 
Strafaussetzung verschafft hatte. So wurde in über der 
Hälfte aller Fälle (58 %) ein vorgehen im Wege der Vorbe-
währung mit der Notwendigkeit der Absicherung der Prognose-
entscheidung über das künftige Legalverhalten des Probanden 
begründet ( 70). In den übrigen Begründungen kam verstärkt 
der Gedanke eines möglichen erzieherischen Aspekts zum,Aus-
druck. So wurde angeführt, daß der Proband noch eine Beob-
achtungszeit durchlaufen solle ( 39 % der Fälle), er sich 
seine Strafaussetzung verdienen solle (38 % der Fälle) und 
daß der Proband zur Mitarbeit angeregt werden soll (71) 
( 33 % der Fälle). Insgesamt zeigte dieser Aspekt der Ur-
teilsanalyse das Bedürfnis und die Notwendigkeit einer ein-
gehenderen Einordnung der Anwendungsgründe und -vorausset-
zungen für das Institut der Vorbewährung besonders deutlich 
auf, ohne die eine einheitliche, sinngemäße Anwendung nicht 
erreicht werden kann. 

3.1.1.6. Die Dauer der verhängten Jugendstrafe 

Die festgestellte stärkere Vorstrafenbelastung der Vorbe-
währungsprobanden gegenüber den Bewährungsprobanden sprach 
hier für eine unterschiedliche Länge der. ausgesprochenen 
Jugendstrafe. Gegen eine unterschiedliche Dauer der Jugend-
strafe sprach allerdings die weitgehende Gleichartigkeit 
der der Verurteilung zugrunde liegenden Deliktstypen. 

Nach den Zahlen des Gesamtvergleichs (Tab. 8) scheint sich 
nun die erste Annahme zu bestätigen, daß Anwendungsfälle 
für das Institut der Vorbewährung solche sind, deren zu-
grunde liegende Jugendstrafe die in§ 21 Abs. 1 JGG grund-
sätzlich festgelegte Höchstdauer von einem Jahr für eine 
Strafaussetzung zur Bewährung überschreitet. Nach dem Ge-
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'fab. 8: Dauer der ausgesprochenen Jugendstrafe (Mon.) im Vergleich von 
Vorbewährung und Strafaussetzung zur Bewährung 

Karlsruhe Freiburg Mannheim 
Bew. Vorbew. Bew. Vorbew. Bew. Vorbew. 

bis 12 Mon. 22 18 50 18 19 1 
einschl. (96 %) (43 %) (91 %) (95 %) (95 %) 

1 24 5 l 1 1 
bis 24 Mon. (4 %) (57 %) (9 %) (5 %) (5 %) 

23 42 55 19 20 2 
N = ( 100 %) ( 100 %) (100 %) ( 100 %) ( 100 %) 

insgesamt 
Bew. Vorbe;w. 

91 37 
(93 %) (59 %) 

7 26 
(7 %) (41 %) 

98 63 
( 100 %) ( 100 %) 
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samtbild beträgt bei 41 % der Vorbewährungsfälle die Ju-
gendstrafe mehr als 12 Monate im Gegensatz zu einem 7 %igen 
Anteil bei den Bewährungsprobanden. 

Hinsichtlich des Kriteriums der Dauer der ausgesprochenen 
Jugendstrafe erlangt aber die Organisationsvariable Bedeu-
tung. Nimmt man die Zahlen aus dem Landgerichtsbezirk 
Karlsruhe heraus, so ergibt sich ein gänzlich anderes Bild. 
Im ausschließlichen Vergleich der Landgerichtsbezirke Frei-
burg und Mannheim ist kein Unterschied zwischen Vorbewäh-
rung und Strafaussetzung zur Bewährung bezüglich der Dauer 
der ausgesprochenen Jugendstrafe mehr ersichtlich. 

Die scheinbare unterschiedliche Handhabung nach dem Gesamt-
ergebnis in Bezug auf die Dauer der verhängten Jugendstrafe 
kommt .daher allein durch die starke Abweichung in der An-
wendung im Landgerichtsbezirk Karlsruhe zustande. Dort be-
trug in 57 % der Vorbewährungsfälle - im Gegensatz zu le-
diglich 4 % der Bewährungsfälle - die Höhe der Jugendstrafe 
mehr als 12 Monate (72). 

Für diese Anwendungspraxis in Karlsruhe sprechen zwei Ver-
mutungen. Zum einen könnte in Karlsruhe eine stärkere Be-
reitschaft bestehen, die Reformbestrebungen zu unterstüt-
zen, die die Frist in § 21 Abs. 1 JGG, nach der eine Ju-
gendstrafe grundsätzlich auszusetzen ist, auf zwei Jahre 
ausdehnen wollen ( 73). Wahrscheinlicher dürfte allerdings 
folgendes sein, wobei die erste Vermutung natürlich auch 
noch ihre Wirkung haben kann: Die theoretischen Erörterun-
gen hatten gezeigt, daß durch die Vorbewährung die Prognose 
der Jugendrichter zum zukünftigen Legalverhal ten der Ju-
gendlichen unterstützt werden kann. Diese schon für eine 
Strafaussetzung zur Bewährung nach § 21 Abs. 1 JGG schwer 
zu erstellende Prognose wird bei Jugendstrafen von mehr als 
12 Monaten durch die zusätzlichen Voraussetzungen des§ 21 
Abs. 2 JGG noch erschwert. Gerade in diesen Fällen ist der 
Richter dabei besonders auf eine Unterstützung für seine 
Legalprognose angewiesen. Diese Unterstützung· scheinen die 
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Richter im Landgerichtsbezirk Karlsruhe im Institut der 
Vorbewährung zu sehen. Das besonders starke Zurückgreifen 
auf die Vorbewährung verdeutlicht, daß der möglichen klä-
renden und helfenden Wirkung der Vorbewährungszeit Vertrau-
en geschenkt wird. 

Die Anwendungspraxis im Landgerichtsbezirk Karlsruhe unter-
stützt somit die Annahme von der Funktion der Vorbewährung 
als Hilfe für den Jugendrichter bei der Legalprognose. 

Ein Zusammenhang zwischen Dauer der Jugendstrafe und Anwen-
dung der Vorbewährung ist somit für den Landgerichtsbezirk 
Karlsruhe festzustellen. Im übrigen sind auf der Grundlage 
der Aktenanalyse aus der Dauer der Jugendstrafe keine Rück-
schlüsse auf die Handhabung des Instituts der Vorbewährung 
möglich. 

3.1.1.7. Der Urteilstenor 

Der Urteilstenor unterscheidet sich im Jugendstrafverfahren 
grundsätzlich nicht von dem im Erwachsenenstrafverfahren 
(74). Entsprechend§ 57 Abs. 4 JGG i.V.m. § 260 Abs. 4 S. 
4 StPO ist bei der Strafaussetzung zur Bewährung daher in 
die Urteilsformel lediglich aufzunehmen, daß die Vollstrek-
kung der Jugendstrafe zur Bewährung ausgesetzt wird. Die 
weiteren Entscheidungen über die Gestaltung der Bewährungs-
zeit Erteilung von Bewährungsauflagen bleiben einem 
späteren Beschlußverfahren vorbehalten (75). 

Grundsätzlich bietet sich für das Institut der Vorbewährung 
eine entsprechende Vorgehensweise an. So wurde auch in 56 
(= 93 %) Fällen der Vorbehalt im Tenor ausgesprochen. 
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Tab. 9: Einbeziehung des Vorbehalts der Strafaussetzung und 
der für die Vorbewährungszeit erteilten Auflagen 
und Weisungen in die Urteilsformel (N = 60) 

Vorbehalt d. nur Vorbehalt beides nicht k.A. 
Auss. u. Aufla- d. Aussetzung im Tenor auf-
gen u. Weisungen genommen 

37 19 4 3 
(61 %) (32 %) ( 7 %) 

Hinsichtlich der Erteilung von Bewährungsauflagen steht 
einem Beschlußverfahren nach§ 58 JGG allerdings entgegen, 
daß bei der Vorbewährung die hierfür notwendige positive 
Entscheidung über die Strafaussetzung noch nicht vorliegt. 

Die hierin liegende Schwierigkeit wurde zum Teil aber nicht 
gesehen oder einfach ignoriert. Entweder wurde ohne Be-
schlußverfahren dem zugeteilten Bewährungshelfer nach Ur-
teilsverkündung eine Aufstellung mit den für die Vorbewäh-
rungszeit vorgesehenen "Bewährungsauflagen" übermittelt (23 
Fälle = 39 %/Tab. 9), oder es wurden - in allen übrigen 
Fällen (37 = 61 %/Tab. 9) - die "Bewährungsauflagen" für 
die Vorbewährungszeit in den Urteilstenor mit aufgenommen 
(76). Eine entsprechende Urteilsformel lautete dann folgen-
dermaßen: 

ist der versuchten Vergewaltigung in Tateinheit 
mit gefährlicher Körperverletzung schuldig. 

Er wird hierwegen zu Jugendstrafe von einem Jahr verur-
teilt. Die erlittene U-Haft wird angerechnet. 
Die Entscheidung über eine Strafaussetzung zur Bewäh-
rung bleibt auf 6 Monate vorbehalten. 

Für die Vorbehaltszeit werden ihm folgende Auflagen 
erteilt: 

1. Er hat sich der Aufsicht und Leitung von Frau Bewäh-
rungshelferin ••• zu unterstellen. 
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2. Er hat unverzüglich bei seinen Eltern Wohnung zu 
nehmen. 

3. Er hat die ihm nachgewiesene Arbeitsstelle bei. der 
ZBW Breisach aufzunehmen. 

4. Er hat unverzüglich eine ärztliche Behandlung mit 
triebdämpfenden Medikamenten - Androcur - aufzuneh-
men. 

5. Er hat unverzüglich eine psychotherapeutische Behand-
lung aufzunehmen. 

6. Er hat jeglichen Alkoholgenuß zu unterlassen. 

Er trägt die Hälfte der Kosten des Verfahrens, sowie 
seine eigenen notwendigen Auslagen und die der Neben-
klägerin. 

Verbrechen und Vergehen gern. §§ 177, 223, 223a, 21, 22, 
52 StGB, 1, 57 105 JGG." 

Diese Form des Urteilstenors, die zum Teil weniger ausführ-
lich gehalten war·, macht zugleich deutlich, daß die Aufer-
legung von Auflagen und Weisungen für die Vorbewährungszeit 
nicht entsprechend§ 8 Abs. 2 JGG erfolgt. 

Der Jugendrichter bringt durch seine Formulierung vielmehr 
zum Ausdruck, daß er nicht neben der Jugendstrafe Auflagen 
und Weisungen erteilen will, wodurch dann insbesonderer die 
Auflagen zusätzlich ahnenden und strafenden Charakter hät-
ten ( 77), sondern es sind den Bewährungsauflagen entspre-
chende Vorbewährungsauflagen beabsichtigt, die wie die Be-
währungsauflagen rein erzieherische Funktion haben. In die-
sem Punkt bestätigt die Aktenanalyse damit die oben ver-
neinte Möglichkeit der rechtlichen Herleitung der Vorbewäh-
rungszeit nach§ 8 Abs. 2 JGG (78). 

Die Vorbewährungsauflagen selbst unterscheiden sich nicht 
von den üblichen Bewährungsauflagen. Wie bei diesen lag das 
Hauptgewicht bei der Weisung, Wohnungs- und Arbeitsplatz 
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nur nach Weisung des Bewährungshelfers aufzunehmen oder 
nach Rücksprache mit ihm zu wechseln. 

Interessant bei diesem Vergleich war lediglich der Umstand, 
daß die Weisungen, bei einer Familie oder in einem Heim zu 
wohnen (in 17 % der Fälle) beziehungsweise eine Lehrstelle 
oder einen Arbeitsplatz anzunehmen oder zu beenden (in 19 % 
der Fälle) für die Vorbewährungszeit doppelt so häufig er-
teilt wurden wie für.die Bewährungszeit (hier lediglich 7 % 
bzw. 6 % der Fälle). Dies macht deutlich, daß während der 
Vorbewährungszeit besonders an den Willen des Jugendlichen 
appelliert wird, eine positive Veränderung seiner Lebensum-
stände herbeizuführen, die nur durch eigene Mitarbeit doku-
mentiert werden kann. 

In 42 ( 67 %) der Vorbewährungsfälle erfolgte im •renor auch 
gleichzeitig die Zuteilung eines Bewährungshelfers. In den 
übrigen Fällen geschah dies erst im Anschluß an die Haupt-
verhandlung. Zu einer Unterstellung unter einen Bewährungs-
helfer kam es in allen 63 ausgewerteten Vorbewährungsfäl-
len. 

3.1.1.8. Zusammenfassung 

Das nahezu gleiche Alter der Probanden, die Bezeichnung der 
Vorgehensweise, der identische zugrunde liegende Delikts-
typus und die Verbindung mit weitgehend gleichen Auflagen 
und Weisungen ze_igen die nahe Verwandtschaft des Instituts 
der Vorbewährung zur Strafaussetzung zur Bewährung auf. 
Diese Parallelen können aber nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß der Vergleich beider Insitute auch entscheidende Unter-
schiede verdeutlicht hat, die teils durch die mit der Vor-
bewährung verbundene Zielvorstellung bedingt sind, teils 
aus der Stellung der Vorbewährung resultieren. 

So zeigte sich, daß die durch die Vorbewährung erstrebte 
intensivere Ausprägung des Erziehungsgedankens in der Pra-
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xis in zweifacher Hinsicht ihren Niederschlag fand. Zum 
einen wurden im Gegensatz zur Strafaussetzung zur Bewährung 
stärker solche Probanden berücksichtigt, die zum Zeitpunkt 
der Verurteilung jünger als 18 Jahre waren, bei denen also 
vom Lebensalter her noch eine größere Chance der Erziehung 
und Formung besteht. Zum anderen wurde bei der Auswahl der 
Vorbewährungsauflagen besonderer Wert auf solche Weisungen 
gelegt, die die eigenverantwortliche Mitarbeit der Proban-
den ansprechen. 

Die andere mit der Vorbe.währung beabsichtigte Zielvorstel-
lung - Hilfe für den Richter bei seiner Legalprognose -
kam zumindest für den Landgerichtsbezirk Karlsruhe dadurch 
zum Ausdruck, daß ein großer Teil der Vorbewährungsproban-
den zu einer Jugendstrafe verurteilt worden war, die die 
Dauer von einem Jahr überschritt. Hierin äußerte sich das 
Vertrauen der Richter, wie auch Urteilsbegründungen beleg-
ten, durch die Vorbewährungszeit zu einer fundierteren Pro-
gnose über das künftige Legalverhalten des Probanden zu ge-
langen. 

Die längere Jugendstrafe gibt zugleich auch den Hinweis auf 
die unterschiedliche Stellung der Vorbewährung gegenüber 
der Strafaussetzung zur Bewährung im Rahmen der Reaktions-
wahl. 

Die Notwendigkeit, eine längere Jugendstrafe auszusprechen, 
beruht zum Teil auf der stärkeren Vorstrafenbelastung der 
Vorbewährungsprobanden. Beide Umstände Vorstrafenbela-
stung/längere Jugendstrafe - verdeutlichen, daß für den Ju-
gendrichter bei den Vorbewährungsprobanden die ohnehin 
schwierige Frage des "Ob" einer Strafaussetzung zur Bewäh-
rung besonders erschwert und unsicher ist. In der Einräu-
mung einer Vorbewährungszeit für diese Probanden kommt nun 
zum Ausdruck, daß einerseits der Jugendrichter noch nicht 
von der Geeignetheit des Jugendlichen für eine Strafausset-
zung zur Bewährung überzeugt ist, er aber andererseits eine 
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Jugendstrafe ohne Bewährung und damit den Vollzug auch noch 

nicht für angebracht hält. 

Die Vorbewährung ist daher im Reaktionenkatalog sowohl als 
Vorstufe zur Strafaussetzung zur Bewährung als auch als 
Vorstufe für den Vollzug anzusehen. In dieser Funktion als 
Klärungsstufe steht sie zwischen diesen beiden Al ternati-
ven. Allerdings erlangt die Nähe zur Strafaussetzung zur 
Bewährung größere Bedeutung. Diese Reaktionsart ist es, zu 
der nach der Intention des Gerichts, der Forderung an den 
Jugendlichen, der Ausgestaltung der Vorbewährungszeit und 
der gesamten Idee der Vorbewährung das Institut der Vorbe-
währung hinführen soll. Der Vollzug wäre für alle Beteilig-
ten das unerwünschte Ergebnis. 

3 .1. 2. Der Vergleich sozial biographischer Daten von Bewäh-
rungsprobanden, Vorbewährungsprobanden und Probanden 
mit Jugendstrafe ohne Bewährung 

Der bisherige ausschließliche Vergleich zwischen Strafaus-
setzung zur Bewährung und dem Institut der Vorbewährung 
führte zu der Annahme, daß die Vorbewährung zwischen Straf-
aussetzung zur Bewährung und Jugendstrafe ohne Bewährung 
angesiedelt ist. Merkmale, die diese Schlußfolgerung er-
laubten, waren bis auf die Vorstrafenbelastung und das Al-
ter der Probanden solche, die allein aus dem Vergleich der 
Handhabung des Instituts der Vorbewährung resultierten, 
ohne auf sozialbiographische Daten der Probanden einzuge-
hen. 

Gerade diese sind es aber, die großen Einfluß auf das Ent-
scheidungsverhalten des Richters bei seiner für die Reak-
tionswahl unerläßlichen Prognosestellung ausüben (79). 

Das Jugendgerichtsgesetz selbst bringt die Geltung dieser 
Merkmale in § 43 Abs. 1 zum Ausdruck •. Danach sind bei Ein-
leitung des Verfahrens "die Lebens- und Familienverhältnis-
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se, der Werdegang, das bisherige Verhalten des Beschuldig-
ten und alle übrigen Umstände zu ermitteln, die zur Beur-
teilung seiner seelischen, geistigen und charakterlichen 
Eigenart dienen können". 

Die Praxis beschränkt sich bei diesen Ermittlungen weitge-
hend auf den Leistungsbereich (Schule/Berufsausbildung) so-
wie auf die Herkunftsfamilie (80). Hinzu kommt als weiterer 
prognostisch ungünstiger Faktor der Drogen und/oder Alko-
holmißbrauch (81). 
Entsprechend diesen Erkenntnissen und weiterer in der Lite-
ratur ( 82) als kriminali tätsfördernd eingestufter Risiko-
faktoren wurde für die vorliegende Untersuchung eine Aus-
wahl von Sozialmerkmalen aller erfaßten Probanden erstellt. 
Der Vergleich dieser Daten soll zeigen, ob sich durch sie 
eine Beeinflussung des richterlichen Verhaltens bei der 
Entscheidung für die Vorbewährung abzeichnet. 

Die Daten der Nummern 1-5 in Tabelle 10 erfassen die Her-
kunftsfamilie und die häusliche Situation des Probanden, 
Nummer 6-9 umschreiben den Leistungsbereich und Nr. 10 und 
11 den Drogen- oder Alkoholmißbrauch. 

Für den eigentlichen Vergleich bot sich im Anschluß an die 
Untersuchung von Hermanns ( 83) eine Unterteilung in zwei 
Merkmalsgruppen an. 

In der Arbeit von Hermanns hatten sich fünf Merkmale als 
besonders bedeutsam für das richterliche Entscheidungsver-
halten herausgestellt. Eine vorangegangene Jugendstrafe, 
Drogenkonsum (Nr. 10), die Begehung eines Gewaltdeliktes, 
Schulabgang ohne Abschluß (Nr. 6) und unregelmäßiger Schul-
besuch (Nr. 7) (84) waren Merkmale, deren Vorliegen für die 
Versagung einer Strafaussetzung zur Bewährung und damit für 
eine Jugendstrafe ohne Bewährung sprachen ( = 1. Merkmals-
gruppe). Für das Institut der Vorbewährung, als zwischen 
diesen beiden stehende Reaktionsmöglichkeit, bedeuten diese 
Erkenntnisse, daß seine Mittelstellung auch im Vergleich 
dieser Merkmale zum Ausdruck kommen könnte. 
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Tab. 10: Vergleich der Probandengruppen nach ausgewählten 
Sozialmerkmalen (1) 

1. Ist der Pro- - ja 
band ehelich - nein 
geboren? - k.A. 

2. Lebte der - ja 
Proband bis - nein 
zur Tatzeit - k.A. 
überwiegend im 
gemeinsamen 
Haushalt der 
Eltern? 

3. Waren die El- - ja 
tern in den - nein 
letzten fünf - k.A~ 2 ) 
Jahren berufs-
tätig? 
(Vater) 

- ja 
- nein 

(Mutter) - k.A~ 2 ) 

4. Haben sich - ja 
die Eltern - nein 
des Probanden - k.A~ 2 ) 
getrennt? 

Bew. 
N % 
(N = 97) 
85 88 
12 12 

1 

(N = 98) 
31 32 
67 68 
-

(N = 58) 
51 88 

7 12 
40 

(N = 64) 
26 41 
38 59 
34 

(N = 64) 
29 45 
35 55 
34 

Vorbew. Jug.o.Bew. 
N % N % 
(N = 63) (N = 75) 
52 83 63 84 
11 17 12 16 
- 2 

(N = 62) (N = 76) 
25 40 26 34 
37 60 50 66 

1 1 

(N = 39) (N = 43) 
32 82 34 79 

7 18 9 21 
24 34 

(N = 46) (N = 50) 
19 41 27 54 
27 59 23 46 

17 27 

(N = 36) (N = 49) 
21 58 26 53 
15 42 23 47 
27 28 



5. Hatte der - ja 
Proband einen - nein 
festen Wohn- - k.A. 
sitz? 

6. Hat der Pro- - ja 
band einen - nein 
Schulab- - k.A. 
schluß? 

7. Hat der Pro- - ja 
band die - nein 
Schule regel- - k.A~ 2 ) 
mäßig besucht? 

8. Hat der Proband eine 
Lehre vor Beendigung 
abgebrochen? 
- ja einmal 
- ja mehrmals 
- nein beendet 
- nein keine Lehre 

begonnen 
- nein Lehre dauert an 
- k.A. 

9. Wie oft hat der Pro-
band die Arbeitsstelle 
gewechselt? 
- keinmal 
- einmal 
- mehrmals 
- k.A. 
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Bew. Vorbew. Jug.o.Bew. 
N % N % N % 

(N = 97) (N = 63) (N = 76) 
85 88 59 93 66 87 
12 12 4 7 10 13 

1 - 1 

(N = 89) (N = 56) (N = 70) 
59 66 37 66 36 52 
30 34 19 34 34 48 
9 7 7 

(N = 36) (N = 35) (N = 40) 
14 39 11 31 9 22 
22 61 24 69 31 78 
62 28 37 

(N = 96) (N = 63) (N = 76) 
33 34 29 46 25 33 
13 14 9 14 15 19 
14 15 4 6 6 8 

31 32 21 34 28 37 
5 5 - - 2 3 
2 - 1 

(N = 88) (N = 57) (N = 72) 

21 24 9 16 17 24 
11 13 15 26 7 10 
56 63 33 58 48 66 
10 6 5 



10. Nimmt der Proband 
Drogen? 
- ja gelegentlich 
- ja regelmäßig 
- nein nicht mehr 
- nein 
- k.A. ( 2 ) 

11. Trinkt der Proband 
regelmäßig größere 
Mengen Alkohol? 
- ja 
- k-.A~ 2 ) 
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N 

(N 
6 

19 
1 

26 
46 

(N 
24 
74 

Bew. 
% 

= 52) 
11 

37 
2 

50 

= 98) 
24 

Vorbew. Jug.o.Bew. 
N % N % 

(N = 38) (N = 47) 
6 16 9 19 

10 26 16 34 
2 5 1 2 

20 53 21 45 
25 30 

(N = 63) (N = 77) 
10 16 19 25 
53 58 1 

(1) Gesamtzahlen: Bewährungsprobanden 98; Vorbewährungspro-
banden 63; Jugendstrafe ohne Bewährung 77. 

(2) Die hohe Anzahl der Fälle ohne Angaben macht die Inter-
pretation der Daten unsicher und schwierig. Vergleicht 
man allerdings die Art der Fragestellung mit den übri-
gen Fragen, so zeigt sich, daß hier Merkmale erhoben 
wurden, die in den Akten lediglich dann festgehalten 
und besonders erwähnt werden, wenn durch sie negative 
Kriterien zum Ausdruck kommen. Im umgekehrten Fall sind 
sie für die Kontrollinstanzen nicht von Interesse (vgl. 
hierzu Müller, S. 1980, 39). 
Man kann daher davon ausgehen, daß der größte Teil 
der "k.A. "-Spalte jeweils den gegen eine kriminelle 
Gefährdung sprechenden Kriterien zuzuordnen ist. 
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Für das Merkmal einer vorausgegangenen Jugendstrafe trifft 
das uneingeschränkt zu. 24 % der Bewährungsprobanden (85), 
32 % der Vorbewährungsprobanden (85) und 56 % der Probanden 
mit Jugendstrafe ohne Bewährung (86) waren vor der zugrunde 
liegenden Verurteilung schon einmal zu einer Jugendstrafe 
verurteilt worden. Gerade bei diesem Faktor, der nach der 
Untersuchung Hermanns den größten Einfluß auf eine negati-
ve Aussetzungsentscheidung hat (87), zeigt sich also deut-
lich die Mittelstellung des Instituts der Vorbewährung. 
Durch die Vorbewahrung soll dem Probanden noch einmal eine 
Chance eingeräumt werden, den Vollzug zu umgehen. 

Bei den weiteren Merkmalen ist die Mittelposition der Vor-
bewährung nicht mehr so klar zu erkennen, aber tendenziell 
immer noch vorhanden. 

So nahmen 48 % der Bewährungsprobanden, 42 % der Vorbewäh-
rungsprobanden und 53 % der Probanden mit Jugendstrafe ohne 
Bewährung gelegentlich oder regelmäßig Drogen (88). Die 

Zahlen zeigen die Verwandtschaft von Aussetzung und Vorbe-
währung auf und belegen den Abstand beider zur Jugendstrafe 
ohne Bewährung. 

Als dritter Faktor, der gegen eine Strafaussetzung zur Be-
währung sprach, galt das Vorliegen eines Gewaltdeliktes. 
Für die Strafaussetzung zur Bewährung hatte sich in der 
vorliegenden Arbeit gezeigt, daß in der Rangfolge der der 
Verurteilung zugrunde liegenden Delikte, Gewaltdelikte wie 

Körperverletzung und Raub an 5. und 6. Stelle stehen (89), 
wohingegen bei der Vorbewährung Raubdelikte erst auf Rang 
9 erscheinen. Bei Jugendstrafe ohne Bewährung nehmen Kör-
perverletzungsdelikte Position drei und die Raubdelikte Po-
sition fünf ein (90). Der Vergleich unter diesem Gesichts-
punkt kann die Annahme einer Mittelstellung daher nicht be-
stätigen. Nach diesem Aspekt ist lediglich erneut die An-
nahme von der Vorbewährung als Klärungsstufe für eine 
Strafaussetzung zur Bewährung gerechtfertigt. 
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Gleiches gilt für das Kriterium des fehlenden schulischen 
Abschlusses ( 91). Hier sind die Daten für Strafaussetzung 
und Vorbewährung identisch und heben sich die Zahlen für 
die Jugendstrafe ohne Bewährung mit einem um mehr als 10 % 
höheren Wert deutlich ab. 

Der fünfte und letzte nach der Arbeit von Hermanns noch 
aussagekräftige Faktor, der unregelmäßige Schulbesuch, be-
stätigt nun allerdings wieder die Position der Vorbewährung 
als vorbereitenden Weg zur Strafaussetzung zur Bewährung 
und den Vollzug vermeidende Alternative. Dieses für die Re-
aktionswahl des Richters bedeutsame Kriterium zeigt eben-
falls, wie das Merkmal der Vorstrafenbelastung, die Mittel-
stellung der Vorbewährung. 61 % der Bewährungsprobanden, 
69 % de·r Vorbewährungsprobanden und 78 % der Probanden mit 
Jugendstrafe ohne Bewährung besuchten die Schule unregel-
mäßig (92). 

Die Gegenüberstellung der fünf Merkmale verdeutlicht - ne-
ben der Mittelstellung der Vorbewährung - darüberhinaus, 
daß die Richter sich dann für die Vorbewährung zu entschei-
den scheinen, wenn an sich eher gegen eine Strafaussetzung 
sprechende Merkmale vorliegen, aber die daraus resultieren-
de Konsequenz - Jugendstrafe ohne Bewährung - noch nicht 
getroffen werden soll. 

Insgesamt kann man nach dem Vergleich der drei Reaktions-
formen unter dem Gesichtspunkt der Merkmale, die die rich-
terliche Entscheidung eher in Richtung einer Jugendstrafe 
ohne Bewährung beeinflussen, daher sagen, daß auch hiernach 
die Vorbewährung eine Mittelstellung einnimmt, allerdings 
mit starken Parallelen zur Strafaussetzung zur Bewährung. 

Aus den darüber hinaus ausgewählten kriminalitätsfördernden 
Sozialmerkmalen (93) läßt sich - zumindest für die vorlie-
gende Untersuchung - keine eindeutige aussagekräftige 
Schlußfolgerung auf einen bestimmten Probandentyp ableiten, 
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bei dem in verstärktem Maße mit dem Institut der Vorbewäh-
rung gearbeitet worden wäre. Dies hätte bei der Ausrichtung 
auf und der Beziehung zur Strafaussetzung zur Bewährung 
auch überrascht. 

Ein Ergebnis bleibt allerdings festzuhalten. Neben der 
festgestellten Anwendung der Vorbewährung bei längerer 
Dauer der ausgesprochenen Jugendstrafe und stärkerer Vor-
strafenbel astung zeigen die meisten Sozialmerkmale, daß das 
Klientel der Vorbewährung eine etwas ungünstigere Sozial-
biographie gege~über den Bewährungsprobanden besitzt. 

Bezüglich der Daten zur Herkunft und Familie waren die Vor-
bewährungsprobanden öfter unehelich geboren (94), waren die 
Väter weniger oft berufstätig ( 95) und war öfters eine 
Trennung der Eltern erfolgt ( 96). Im Leistungsbereich kam 
es bei den Vorbewährungsprobanden häufiger zu einem Abbruch 
der Lehre (97) und zu einem zahlreicheren Wechsel der Ar-
beitsstellen (98). Letzteres macht auch die oben (99) fest-
gestellte verstärkte Anordnung der Weisung, eine Lehrstelle 
oder einen Arbeitsplatz anzunehmen, verständlich. 

Die übrigen Merkmale wie Leben im elterlichen Haushalt 
(100), fester Wohnsitz (101) und Alkoholkonsum (102) weisen 
für die Vorbewährungsprobanden keine schlechtere oder un-
günstigere Position aus. 

Nach dem Vergleich der sozialbiographischen Daten von Pro-
banden mit sofortiger Strafaussetzung zur Bewährung, Vorbe-
währung oder Jugendstrafe ohne Bewährung kann damit - zu-
mindest für die vorliegende Untersuchung - folgendes fest-
gehalten werden. 

Das Institut der Vorbewährung unterscheidet sich in seinem 
Klientel von der Strafaussetzung zur Bewährung durch dessen 
etwas ungünstigeres Sozialprofil. Dieses wiederum ist aber 
noch nicht so negativ, daß es eine Jugendstrafe ohne Bewäh-
rung rechtfertigen würde. Aufgabe der Vorbewährung ist es 
daher, diesen stärker belasteten Probanden eine Chance zur 
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Vermeidung des Vollzugs zu geben, die zu erkennen und zu 
ergreifen ihnen abverlangt wird. Gleichzeitig sind für den 
Jugendrichter die Voraussetzungen für eine sofortige Aus-
setzung zum Zeitpunkt der Hauptverhandlung noch nicht gege-
ben. Zur Prognosestellung bedarf er vielmehr noch weiterer 
Informationsgewinnung, die die Vorbewährung ihm verschaffen 
soll. 

3.1.3. Die Ausgestaltung des Instituts der Vorbewährung 

3.1.3.1. Der Verlauf der Vorbewährungszeit 

Bei 43 (68 %) der 63 Vorbewährungsfälle kam es im nachträg-
lichen Beschlußverfahren nach § 57 Abs. 1 JGG zu einer 
Strafaussetzung zur Bewährung. 

Tab. 11: Nachträgliche Strafaussetzung zur Bewährung - nach 
erfolgreicher Vorbewährungszeit 
Landgerichtsbezirken (KA, FR, MA) 

KA FR MA 

in den drei 

(1) insgesamt 
N = 42 N = 19 N = 2 N = 63 

nachträgliche 27 15 1 43 
Strafaussetzung (64 %) (79 %) (68 %) 

keine nachträgl. 15 4 1 20 
Strafaussetzung ( 36 %) (21 %) (32 %) 

(1) Dieser Bezirk wird vollständigkeitshalber noch berück-
sichtigt. Im Text wird auf eine Erwähnung verzichtet, 
da die Fallzahl zu gering ist. 
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Im Vergleich der Landgerichtsbezirke liegt Karlsruhe mit 
64 % positiver Fälle nur etwas unter der Gesamtzahl, Frei-
burg hingegen mit 79 % bedeutend darüber. Ohne schon 
jetzt etwas zum anschließenden Bewährungsverlauf sagen zu 
können, kann man nach diesen Zahlen zumindest davon ausge-
hen, daß die Vorbewährung vorer·st für den Jugendlichen 
eine wertvolle weitere Hilfe und Form der Vollstreckung 
ist. Beim Fehlen der Möglichkeit, im Wege der Vorbewährung 
vorgehen zu können, wäre es aller Wahrscheinlichkeit nach 
in all diesen Fällen zur Jugendstrafe ohne Bewährung und 
damit zum Vollzug gekommen, ohne daß dem Jugendlichen 
eine alternative Chance geboten worden wäre. 

Form und Wortlaut der nachträglichen Beschlüsse waren weit-
gehend identisch. Positive Beschlüsse enthielten die Fest-
stellung, daß der Vollzug der verhängten Jugendstrafe aus-
gesetzt wird, legten die Dauer der Bewährungszeit fest 
und bestimmten deren Beginn (Rechtskraft des Urteils oder 
des Beschlusses). Im Anschluß daran wurde der Bewährungs-
helfer bestimmt und dem Verurteilten für die Bewährungs-
zeit erneut Auflagen und Weisungen erteilt. 

Eine Begründung der Entscheidung erfolgte meistens nicht 
( 103). Dies war aber der Fall bei negativen Beschlüssen, 
die die Strafaussetzung 
folgten der Feststellung, 

zur Bewährung verneinten. Hier 

Bewährung 
(104). 

ausgesetzt wird, 
daß die Jugendstrafe nicht zur 

oft ausführliche Begründungen 

Inwieweit es zu der nach§ 57 Abs. 1 S. 2, 2. HS JGG vorge-
schriebenen Anhörung von Staatsanwalt und Jugendlichem kam, 
konnte den Akten nicht entnommen werden. Da in einigen Be-
schlüssen aber ausdrücklich auf die gewährte Gelegenheit 
zur Stellungnahme hingewiesen oder das Erscheinen des Ju-
gendlichen vermerkt wurde, kann - bei der Annahme einer 
weitgehend identischen Handhabung in den einzelnen Ge-
richtsbezirken - von der Einhaltung des Anhörungserforder-
nisses ausgegangen werden. 
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3.1.3.2. Die Dauer der Vorbewährungszeit 

Dieser Aspekt zeigt besonders deutlich, daß eine rechtliche 
Regelung für das Institut der Vorbewährung gefunden werden 
muß und zwar aus zwei Gründen. Zum einen war die tatsächli-
che Vorbewährungszeit grundsätzlich länger als die angeord-
nete Dauer und zum anderen kam es hierdurch in Verbindung 
mit der nachträglich angeordneten Bewährungszeit zu einer. 
oft 3 Jahre übersteigenden Bewährungszeit, ohne daß beson-
dere Gründe für eine Überschreitung dieser durch § 22 
Abs. 1 JGG grundsätzlich festgelegten Grenze angeführt 
worden wären. 

Angeordnet wurde im Schnitt eine Vorbewährungszeit von 4 
Monaten. In Karlsruhe lag die Dauer bei 4, 5 Monaten und 
in Freiburg nur bei 3,1 Monaten. Eine Anordnung von mehr 
als 6 Monaten erfolgte in keinem Fall. Zu berticksichtigen 
ist bei diesen Zahlen, daß in Karlsruhe (N = 42) nur in 
18 (= 43 %) Fällen eine zeitliche Anordnung im Urteil er-
folgte und in Freiburg (N = 19) auch nur bei 14 (= 74 %) 
Probanden. 

Ein gänzlich anderes Bild ergibt sich ftir die Dauer der 
Vorbewährungzeit, wenn man die tatsächliche Zeitspanne be-
trachtet, während der sich der Proband nach der Hauptver-
handlung bis zum nachträglichen Beschlußverfahren (105) 
unter Aufsicht befand (Tab. 12). 

Immer noch liegt die Länge der Vorbewährungszeit in Frei-
burg mit 4, 7 Monaten bedeutend unter der in Karlsruhe mit 
7, 6 Monaten. In beiden Landgerichtsbezirken kam es jedoch 
zu einer bedeutenden Überschreitung der ursprünglich ange-
ordneten Dauer. Eine solche Überschreitung an sich wäre 
vielleicht noch tragbar, auch wenn es in Karlsruhe fast 
zu einer Verdoppelung kommt. 
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Tab. 12: Durchschnittliche Dauer der Vorbewährungszeit (Mo-
nate) in den einzelnen LG-Bezirken 

KA FR MA insgesamt 
N = 42 N = 19 N = 2 N = 63 

im Urteil ange- 4.5 3.1 2x6 Mon. 4.0 
ordnete Dauer 

tatsächliche 7.6 4.7 lx7 Mon. 6.7 
Dauer lx8 Mon. 

tatsächliche 
Dauer bei nach-
träglicher Aus- 7.7 5 lx7 Mon. 6.7 
setzung zur Be-
währung 

tatsächliche 
Dauer ohne nach-
trägliche Aus- 7.4 3.8 lx8 Mon. 6.7 
setzung zur Be-
währung 

Das eigentliche Problem wird aber erst deutlich, wenn man 
die Durchschnittswerte in ihre Einzelfälle aufschlüsselt. 

Im Gegensatz zu den Einzelwerten bei der im Urteil angeord-
neten Dauer, die 6 Monate nicht überschritten und damit im 
Rahmen blieben, ergibt sich für die tatsächliche Dauer ein 
gänzlich anderes Bild. In Karlsruhe lagen die Vorbewäh-
rungszeiten zwischen einem und 17 Monaten und dies unabhän-
gig davon, ob es zur nachträglichen Strafaussetzung kam 
oder nicht. In Freiburg war die Bandbreite nicht ganz so 
groß, umfaßte aber auch noch den Bereich von zwei bis 15 
Monaten. Allerdings waren in Freiburg die hohen Zeiten aus-
schließlich in Fällen vertreten, in denen es zur nachträg-
lichen Strafaussetzung kam. 
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Diese langen, die ursprünglich angeordnete Zeitspanne oft 

beträchtlich übersteigenden Vorbewährungszeiten kamen durch 
ständige Verlängerungen der einmal anvisierten Zeitdauer 
zustande. Wie aus den Durchschnittszahlen ersichtlich, wa-
ren extrem lange Vorbewährungzeiten in Freiburg allerdings 
die Ausnahme im Gegensatz zu Karlsruhe, wo immerhin 9 
( = 21 %) Probanden eine Vorbewährungszeit von einem Jahr 
und darüber durchliefen (106). 

Auffallend im Vergleich der beiden Landgerichtsbezirke ist 
weiterhin, 
zeit kaum 

daß in Karlsruhe der Erfolg der Vorbewährungs-
einen Einfluß auf ihre Dauer hatte. Unabhän-

gig davon, ob eine nachträgliche Aussetzung erfolgte oder 
nicht, blieb die Vorbewährungszeit in etwa gleich. Im Ge-
gensatz hierzu sind in Freiburg die Zeiten bei negativem 
Verlauf bedeutend kürzer (107). 

Insgesamt zeigt die Darstellung der zeitlichen Ausgestal-
tung der Vorbewährungszeit, daß der Richter in großem 
Maße von seinem Ermessen Gebrauch macht, und der Jugendli-
che oft über einen sehr langen Zeitraum im Ungewissen 
über seine Zukunftsgestaltung gelassen wird. Ohne ausdrück-
liche gesetzliche Regelung wird er der Aufsicht eines 
Bewährungshelfers unterstellt, ohne zeitlich sein Ziel ab-
stecken zu können und ohne konkrete Anhaltspunkte vor 
Augen zu haben, welche Umstände die Versagung des Ziels -
Strafaussetzung zur Bewährung - auslösen. Zwar werden ihm 
für sein Verhalten während der Vorbewährungszeit durch 
die erteilten Auflagen und Weisungen Anhaltspunkte gege-
ben, aber der Umstand, daß ständig eine Verlängerung der 
zeitlichen Erfüllung dieser Anforderung erfolgen kann, 
wirkt auf die erzieherische Absicht, die die Vorbewährung 
zum Ziel hat, eher negativ ( 108). Hier ist die Forderung 
nach einer zeitlichen Begrenzung der Vorbewährungszeit 
nicht nur angebracht, sondern aus Gründen der Rechtssicher-
heit auch unbedingt notwendig (109). 
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3.1.3.3. Die Entscheidungsgründe für eine Befürwortung oder 
Ablehnung der Strafaussetzung zur Bewährung nach 
Beendigung der Vorbewährungszeit 

Wie schon erwähnt, enthielten bei erfolgreichem Verlauf der 
Vorbewährungszeit die entspreche.nden Beschlüsse keine oder 
nur sehr oberflächliche Begründungen. 

Allen Probanden der Vorbewährung war jedoch für die Vorbe-
währungszeit ein Bewährungshelfer zugeteilt worden, und de-
ren Berichte zur Vorbereitung des Beschlusses nach§ 57 JGG 
waren in 39 (= 62 %) Fällen (110) bei den Akten, so daß die 
dortigen Begründungen ausgewertet werden konnten. 

In 30 dieser Berichte wurde eine nachträgliche Aussetzung 
empfohlen, 4 mal sprach der Bewährungshelfer sich gegen 
die Strafaussetzung aus und 5 Berichte enthielten keinerlei 
Empfehlung (111). 

In den Begründungen für eine Anordnung der Strafaussetzung 
zur Bewährung spiegelten sich deutlich die Zielvorstellun-
gen, die mit der Vorbewährung erreicht werden sollen, wi-
der. So wurde u.a. angeführt, daß der Proband unter Beweis 
gestellt hat, daß er willens ist, künftig einen rechtschaf-
fenen Lebenswandel zu führen, er seinen Lebenswandel gefe-
stigt hat, seine Verhältnisse sich stabilisiert haben, er 
eine positive Entwicklung im Sozialverhalten vollzogen hat, 
er Kooperationsbereitschaft gezeigt hat oder daß ein guter 
Kontakt zum Bewährungshelfer hergestellt werden konnte. Al-
le diese Kriterien beziehen sich auf die Unterstützung und 
Festigung der für den Beschluß notwendigen Legalprognose 
des Richters, deren zum Zeitpunkt der Hauptverhandlung noch 
bestehende Unsicherheit und Unklarheit durch die Vorbewäh-
rungszeit beseitigt werden soll. 

Begründungen wie, der Proband ist zum Lernen bereit, er 
zeigt eigenes Bemühen zur Besserung, seine Eigeninitiative 
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ist zu begrüßen oder er durchlief einen guten Lernprozeß, 
zeigen, daß scheinbar auch der mit der Vorbewährung inten-
dierte Erziehungseinfluß nicht ganz ohne Erfolg oder Beach-

• tung bleibt, Begründungen dieser Art überwogen. Im übrigen 
wurden - was auch der Unterstützung zur Bildung einer fun-
dierten Legalprognose dient - noch besonders die Bemühungen 
der Jugendlichen um Arbeit und im Arbeitsprozeß hervorgeho-
ben. 

Die Ablehnung der Strafaussetzung wurde mit der fehlenden 
Bereitschaft zur Zusammenarbeit begründet. 

Die Bedeutung des Berichts des Bewährungshelfers und damit 
auch die Tragweite der Funktion des Bewährungshelfers 
selbst im Rahmen der Vorbewährung kam darin zum Ausdruck, 
daß bis auf 2 Fälle (112) der Richter sich in seiner Ent-
scheidung im nachträglichen Beschlußverfahren immer dem je-
weiligen Vorschlag des Bewährungshelfers anschloß, 

Dies zeigt, daß die Stellung und Aufgabe des Bewährungshel-
fers nicht nur - wie bei der Betreuungsweisung entsprechend 
Richtlinie 3 zu§ 10 JGG - in der Überwachung von Weisungen 
besteht, sondern darüber hinaus eine Entscheidung erwartet 
und weitgehend auch übernommen wird, die Aufschluß darüber 
gibt, ob es zu einer Strafaussetzung zur Bewährung kommen 
soll oder nicht (113). 

Die fast ausschließliche Befürwortung in den Bewährungshel-
ferberichten erklärt sich zum Teil aus den Ablehnungsgrün-
den für eine nachträgliche Strafaussetzung. Von den 20 Fäl-
len, bei denen es nicht zur Strafaussetzung kam, lag bei 
15 Probanden der Grund hierfür in der Begehung einer weite-
ren Straftat, die allein einen positiven Beschluß im nach-
träglichen Verfahren. verhinderte, so daß sich ein Bericht 
des Bewährungshelfers· erübrigte. 

In den verbleibenden 5 Fällen wurde die Strafaussetzung ab-
gelehnt, weil der Proband den erteilten Auflagen und Wei-
sungen nicht nachgekommen war. 
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Auch dies verdeutlicht wieder die Intention der Vorbewäh-
rung, dem Probanden eine Chance einzuräumen, letztlich noch 
eine Strafaussetzung zu erreichen, deren Anordnung zum 
Zeitpunkt der Hauptverhandlung noch nicht erfolgen konnte. 

3.1.3.4. Der Beginn und die Dauer der sich anschließenden 
Bewährungszeit 

Wie bei der Länge der Vorbewährungszeit ist auch bei der 
Dauer der anschließenden Bewährungszeit wieder ein deutli-
cher Unterschied zwischen den Landgerichtsbezirken Karls-
ruhe und Freiburg festzustellen. 

Tab. 13: Dauer der angeordneten Bewährungzeit nach positi-
vem Vorbewährungsverlauf 

KA FR MA insgesamt 

18 Mon. - 1 - 1 
(8 %) - (3 %) 

24 Mon. 4 11 - 15 
(17 %) (92 %) - (42 %) 

30 Mon. 4 - - 4 
(17 %) - - ( 11 %) 

36 Mon. 15 - 1 16 
(66 %) - (44 %) 

N = 
23 12 1 36 

(100 %) (100 %) ( 100 %) 

x = 32.8 23.5 - 29.8 

k.A. 4 3 - 7 
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Insbesondere für den Landgerichtsbezirk Karlsruhe gilt, ad-
diert man Vorbewährungszeit und Bewährungszeit, daß es häu-
fig zur Überschreitung der in§ 22 Abs. 1 JGG festgelegten 
grundsätzlichen Zeitspanne von 3 Jahren kommt. 

Diese Betrachtungsweise ist zulässig, da es in Karlsruhe 
nur in einem Fall zur Anrechnung der Vorbewährungszeit auf 
die Bewährungszeit kam, d.h. für den Zeitpunkt des Beginns 
der anschließenden Bewährungszeit die Rechtskraft des Ur-
teils und nicht des Beschlusses nach§ 57 JGG bestimmt wur-
de. In Freiburg wurde lediglich in drei Fällen so verfahren. 

Auch diese fehlende Anrechnung und die damit verbundene 
Ausdehnung der gesamten Bewährungszeit sprechen wegen der 
Unsicherheit für den Jugendlichen gegen eine alleinige Er-
messensausübung des Richters hinsichtlich der Ausformung 
des Instituts der Vorbewährung und damit für dessen gesetz-
liche Ausgestaltung. 

3.1.4. Zusammenfassung 

Die Darstellung der Daten der Aktenanalyse, ihre Würdigung 
und Interpretation haben ein Bild des Instituts der Vorbe-
währung gezeichnet, das sich in den theoretischen Rahmen 
weitgehend einfügt. 

Allein aus der Aktenanalyse läßt sich zwar noch kein posi-
tives Plädoyer für die Vorbewährung ableiten, jedoch bestä-
tigte die Aktenanalyse in vielen Punkten die dogmatische 
Einordnung der Vorbewährung. Gemäß der festgestellten 
Rechtsnatur der Vorbewährung entsprach ihre praktische 
Handhabung der Stellung zwischen Strafaussetzung zur Bewäh-
rung und Jugendstrafe ohne Bewährung unter starker Anleh-
nung an die Strafaussetzung. 

Stellung und Funktion des Bewährungshelfers, Dauer von Vor-
bewährungs- und Bewährungszeit und die freie "unbegrenzte" 
Möglichkeit des Richters in seiner Ermessensausübung unter-
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stützen die Forderung nach einer gesetzlichen Ausformung 
des Instituts. Sie verdeutlichen und belegen die insoweit 
sich als richtig erwiesenen Bedenken gegen die verfassungs-
mäßige Zulässigkeit des Instituts._ Eine gesetzliche Rege-
lung allein kann auch nur die Unsicherheiten in der Anwen-
dung, die sich in der Bezeichnung des Instituts, der Ertei-
lung von Auflagen oder der Fassung des Urteilstenors zeig-
ten, besei t:j.gen. 

Neben diesen sich praktisch auswirkenden Erkenntnissen be-
stätigte und rechtfertigte die Aktenanalyse auch die mit 
dem Institut der Vorbewährung verfolgte Zielsetzung. Die 
Verstärkung und Ausprägung des Erziehungsgedankens wurde 
deutlich in der Auswahl der Probanden und der Art und Be-
gründung des Vorgehens, was besonders klar in den Urteils-
begründungen zum Ausdruck kam. 

Das Vertrauen der Richter auf eine weiterführende Hilfe bei 
der notwendigen Legalprognose durch das Institut der Vorbe-
währung trat ebenfalls besonders in den Urteilsbegründungen 
stark hervor, zeigte sich aber auch in der Länge der ver-
hängten Jugendstrafe und dem ungünstigeren Sozialprofil der 
Vorbewährungsprobanden gegenüber den Bewährungsprobanden. 
Beide Faktoren erschweren die Prognose. Der Weg über die 
Vorbewährung kann hier weiterhelfen und insbesondere Zwei-
fel ausräumen und positive Ansätze aufzeigen. Die Richtig-
keit der Wahl dieses Weges unter Vermeidung des sonst wahr-
scheinlichen Vollzugs zeigt die Zahl der überwiegend posi-
tiv verlaufenen Vorbewährungszeiten. 

Nach der Aktenanalyse bleibt somit festzuhalten, daß die 
positiven, förderlichen und als wertvoll angesehenen Merk-
male des Instituts der Vorbewährung von der Praxis auch in 
dem festgestellten theoretischen Sinn verwirklicht werden. 
Diese Verwirklichung bestätigte aber gleichzeitig auch die 
Bedenken gegen das Institut, die zur Forderung nach dessen 
gesetzlichen Ausformung führten. 
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3.2. Die Befragung der Instanzen 

Grundlage dieses Abschnitts der empirischen Untersuchungen 
sind die 181 verwertbaren Fragebogen ( 114), deren Vertei-
lung auf die einzelnen Landgerichte aus Tabelle 14 ersicht-
lich ist. 

Tab. 14: Verteilung der 
181) auf die 

(ausgewerteten) Fragebogen 
Landgerichtsbezirke und ihre 

schlüsselung nach den Berufsgruppen 

(N 

Auf-

Karlsruhe Freiburg Mannheim insgesamt 

Richter 13 8 9 30 

StA 5 3 5 13 

Bewh. 18 17 16 51 

JGH 31 43 13 87 

Nach der Aktenanalyse, auf deren Daten die Befragung zum 
Teil basiert, ist es Aufgabe der Befragung, den Kenntnis-
stand und die Einstellung der beteiligten Instanzen zum In-
stitut der Vorbewährung zu ergründen sowie deren Einschät-
zung der Anwendungsform zu erfahren. Der damit gleichzeitig 
verbundene Vergleich mit den Ergebnissen der theoretischen 
Erörterung und der Aktenanalyse ergibt dann ein weitgehend 
umfassendes Bild des Instituts der Vorbewährung. 

Die Auswahl der vier befragten Gruppen ergab sich aus dem 
vorgegebenen Verfahren und ihrer Stellung und Beteiligung 
in diesem Verfahren. 

Richter und Staatsanwälte sind die Verfahrensbeteiligten 
( 115), die letztlich darüber entscheiden, ob es überhaupt 
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zur Vorbewährung kommt oder nicht. Der Jugendgerichtshelfer 
ist derjenige, der durch seinen Vorschlag im Jugendge-
richtshilfebericht die richterliche Entscheidung beeinflus-
sen kann, indem er ein Vorgehen im Wege der Vorbewährung 
vorschlägt und damit zur Erörterung stellt. Dem Bewährungs-
helfer kommt die Aufgabe zu, den ihm für die Vorbewährungs-
zeit zugeteilten Jugendlichen zu betreuen und im nachträg-
lichen Beschlußverfahren ist seine Beurteilung des Jugend-
lichen von entscheidender Bedeutung, ob es zur anschließen-
den Strafaussetzung zur Bewährung kommt oder nicht. 

So unterschiedlich die jeweilige Stellung der Beteiligten 
ist, so einflußreich und entscheidend ist aber auch ihre 
Funktion, aus der sich ihre jeweilige Bedeutung für das 
Verfahren und damit für die vorliegende Untersuchung er-
gibt. 

3.2.1. Der Kenntnisstand der befragten Instanzen zum Insti-
tut der Vorbew_ährung und die Einschätzung der Anwen-
dungshäufigkeit (116) 

Gegenüber der ursprünglichen Annahme, daß die festgestell-
te unterschiedliche Anwendung (117) des Instituts der Vor-
bewährung in den drei ausgewählten Landgerichtsbezirken auf 
Unkenntnis bei den beteiligten Instanzen beruhe, zeigte die 
Frage nach dem Verständnis und der Vorstellung von dem Be-
griff der Vorbewährung ein nicht erwartetes und überra-
schendes Ergebnis. 

Wie Tabelle 15 zeigt, ist der Kenntnisstand bei den Berufs-
gruppen Jugendrichter, Jugendstaatsanwälte und Bewährungs-
helfer nahezu vollständig positiv, unabhängig von der Orga-
nisationsvariable "Gerichtsort", die in diesem Zusammenhang 
keine Rolle spielte. Lediglich bei den Jugendgerichtshel-
fern halten sich richtiges und falsches Verständnis die 



Tab. 15: "Welche rechtliche Konstruktion oder welche Bedeutung verbinden Sie mit dem 
Begriff der Vorbewährung?" 

Begriff ist falsche insgesamt= richtige 
völlig neu Definition Unkenntnis Definition N = verweigert 

+ falsche 
Definition 

1 - 1 28 29 1 
Richter (3 %) (3 %) (97 %) (100 %) - -

2 - 2 11 13 -
StA (15 %) - (15 %) (85 %) (100 %) -

3 2 5 37 42 9 
Bewh. (7 %) (5 %) (12 %) (88 %) (100 %) -

36 8 44 40 84 3 
JGH (43 %) (10 %) (53 %) (47 %) (100 %) -

.... 
(J1 
--l 
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Waage und hebt sich Freiburg mit nur 27 % richtigen Defini-
tionen (KA 59 %/MA 85 %) deutlich von den beiden anderen 
Gerichtsorten ab. 

Für die Gruppe der Jugendgerichtshelfer wird durch die Be-
fragung der Befund der Aktenanalyse bestätigt. Schon dort 
(118) zeigte sich deren weitgehende Unkenntnis zum Institut 
der Vorbewährung. 

Im übrigen muß nach dem fast identischen Bekanntheitsgrad 
davon ausgegangen werden, daß entgegen der ursprünglichen 
Annahme die nach der Aktenanalyse festgestellte unter-
schiedliche Anwendungspraxis nicht auf Unkenntnis beruht. 

Auch die Befragung bestätigte aber nun - allerdings weniger 
deutlich - die zwischen den Landgerichtsbezirken differen-
zierende Anwendungshäufigkeit (Tab. 16). 

Ebenso wie nach der Aktenanalyse wurde im Landgerichtsbe-
zirk Karlsruhe am ehesten mit dem Institut der Vorbewährung 
gearbeitet und zeigte sich für den Landgerichtsbezirk Mann-
heim die geringste Bereitschaft, das Institut anzuwenden. 
Dieses insoweit verfestigte Ergebnis warf daher die Frage 
nach anderen Gründen für das abweichende Vorgehen im Wege 
des grundsätzlich bekannten Instituts der Vorbewährung auf. 

Um hierüber mögliche Klarheit zu gewinnen, wurde eine er-
neute Umfrage unter den dreißig Richtern durchgeführt, die 
sich an der Fragebogenaktion beteiligt hatten. Hierdurch 
sollte versucht werden, andere Kriterien in Erfahrung zu 
bringen, die für die unterschiedliche Anwendungspraxis aus-
schlaggebend sein könnten. Die Gruppe der Richter wurde 
ausgewählt, da sie die Instanz sind, von der es letztend-
1 ich abhängt, ob es zur Vorbewährung kommt, sie sind die-
jenigen, die den größten Einfluß auf die Reaktionswahl be-
sitzen. 
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Tab. 16: - Arbeiten Sie im Rahmen der Aussetzungsentschei-
dung mit dem Institut der Vorbewährung i. S. v. 
§ 57 JGG? (Jugendrichter u. -staatsanwälte) 

- Ist Ihnen als Bewährungshelfer schon ein Jugend-
licher zur Vorbewährung zugeteilt worden? 

- Haben Sie als Jugendgerichtshelfer eine Vorbe-
währung schon einmal vorgeschlagen? 

(Die Tabelle enthält die Zusammenfassung der Antwortmög-
lichkeiten "gelegentlich/oft/immer".) 

KA ( 1) FR( 2 ) MA (3) 
( 4) 

insgesamt 

6 3 3 12 
Richter (46 %) (37 %) (33 %) (40 %) 

5 3 1 9 
StA (100 %) (100 %) (20 %) (69 %) 

17 13 5 35 
Bewh. (94 %) (76 % (31 %) (69 %) 

12 10 2 24 
JGH (39 %) (23 %) (15 %) (27 %) 

( 1) Ri N 13; StA N 5; Bewh. N 18; JGH N 31 
(2) Ri N 8; StA N 3; Bewh. N 17; JGH N 43 
(3) Ri N 9; StA N 5; Bewh. N 16; JGH N 13 
(4) Ri N 3?; StA N 13; Bewh. N 51; JGH N 87 
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An dieser Befragung beteiligten sich insgesamt 16 Richter 
(119). Erfragt wurde, ob eine intensivere oder geringere 
Anwendungspraxis auf entsprechende (unverbindliche) Richt-
linien innerhalb eines Gerichtsbezirks zurückzuführen sein 
kör.nte, auf einen Informationsaustausch unter den Jugend-
richtern, auf reine Praxiserfahrung oder ob andere Gründe 
hierfür ausschlaggebend seien. 

Die Frage nach bestehenden Richtlinien, die schon aus Grün-
den der richterlichen Unabhängigkeit Ablehnung hervorrief, 
wurde durchweg verneint. Ebenso - bis auf drei Ausnahmen -
der Gedanke des Informationsaustausches. Hier wurde erneut 
die schon häufig und immer wieder beklagte fehlende Aus-
oder Weiterbildung der Jugendrichter deutlich ( 120), die 
natürlich auch in der Bereitschaft zum kollegialen Gespräch 
und Gedankenaustausch zum Ausdruck kommen kann und sollte. 

In allen drei Landgerichtsbezirken wurde das Vorgehen im 
Wege der Vorbewährung vor allem mit praktischen Erfahrungen 
begründet, die zum Teil ausgelöst wurden durch eine mehr 
oder weniger zufällige Begegnung mit der Möglichkeit der 
Vorbewährung, zum Teil auf der Initiative eines einzelnen 
beruhten, der seine Kollegen mit dieser Reaktionsform ver-
traut machte. Es zeigte sich also, daß das Interesse des 
einzelnen Jugendrichters an etwas neuem, sein Engagement, 
seine Aufgeschlossenheit und seine_ Bereitschaft zu experi-
mentieren für die Anwendung des Instituts der Vorbewährung 
sprechen und die Ausprägung dieser Initiativen in den ein-
zelnen Landgerichtsbezirken seine Anwendung beeinflussen. 

Entsprechend dieser Erkenntnis erklärt sich die hohe Anwen-
dung der Vorbewährung im Landgerichtsbezirk Karlsruhe aus 
der wiederholt als Grund angegebenen Arbeit zweier dortiger 
Richter, die vor ca. 10 Jahren den Grundstein für das In-
stitut der Vorbewährung legten (121). Deren Vorschlag wurde 
beibehalten und ausgebaut. 
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Ähnlich verhält es sich in Freiburg. Hier ist es das Bemü-
hen und 
Kollegen 

das Einzelengagement eines Staatsanwaltes, seine 
zur Praktizierung alternativer Behandlungsformen 

anzuhalten, das als Auslöser und Grund für die Durchführung 
einer Vorbewährungszeit angegeben wurde. Im Gegensatz zu 
Karlsruhe und Freiburg fehlen in Mannheim solche Anregungen 
gänzlich und ist hierin der Grund für die dortige niedrige 
Anwendungsquote zu sehen. 

So einfach und plausibel somit die Erklärung der unter-
schiedlichen Anwendungspraxis ist, um so deutlicher wird 

aus den dafür ausschlaggebenden Gründen aber auch ein Pro-
blem. Obwohl auf breiter Ebene die theoretische Kenntnis 
zum Institut der Vorbewährung vorhanden zu sein scheint, 
scheitert seine Umsetzung in die Praxis an fehlender prak-
tischer Kenntnis und Erfahrung. Dieses Defizit ist sicher-
lich darin begründet, daß die Vorbewährung ein Rechtsinsti-
tut verkörpert, das, ohne gesetzlich ausgeformt zu sein, 
von der Praxis entwickelt wurde und auch nur durch sie -
wie die Ergebnisse zeigen - weitergegeben werden kann. 

Will man daher einer nur zufälligen Anwendung einer zu be-
fürwortenden alternativen Reaktionsform entgegenwirken, ist 
auch hier zumindest als erste Stufe die Forderung nach 
einer gesetzlichen Ausformung aufzustellen. Diesmal nicht, 
um verfassungsrechtlichen oder rechtsdogmatischen Bedenken 
zu begegnen, sondern um den Abbau bestehender Unsicherhei-
ten zu gewährleisten und dem Neuen den Charakter des ledig-
lich praktischen Experiments zu nehmen und um ihm die Stel-
lung einer normalen, weiteren anerkannten Reaktionsform zu 
geben. Nur so kann dem Institut der Vorbewährung eine le-
diglich von Einzelinitiativen abhängige Anwendungspraxis 
genommen werden. 
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3.2.2. Die Bewertung vorgegebener AnwendungsgrUnde für das 
Institut der Vorbewährung durch die befragten In-
stanzen (122) 

Durch diese Frage soll ermittelt werden, inwieweit die von 
der Praxis vorgebrachten und durch die eigene theoretische 
Untersuchung durchleuchteten Aussagen, die ein Vorgehen 
im Wege der Vorbewährung als sinnvoll und nützlich erschei-
nen lassen, ihre Bestätigung im Urteil der befragten In-
stanzen erfahren. 

Als Hauptkriterium für eine Vorbewährungszeit gilt der Um-
stand, daß zwar die Entscheidung über die zu verhängende 
Jugendstrafe gefallen ist, die Frage der Aussetzung dieser 
Strafe zur Bewährung jedoch noch nicht getroffen werden 
kann, aus GrUnden, die in der Person des Jugendlichen lie-
gen und die daher seine abschließende Einschätzung - als 
Voraussetzung einer möglichst zutreffenden Legalprognose -
noch nicht erlauben. Dieser Punkt verdeutlicht zugleich den 
Gegensatz zwischen gesetzgeberischer Intention zu § 57 
JGG und dem aus § 57 JGG entwickelten Institut der Vorbe-
währung. 

Gegenüber stehen sich zum einen die Anwendung des nachträg-
lichen Beschlußverfahrens zur Gewährleistung des Erfolgs 
der bereits positiv entschiedenen Strafaussetzung zur Be-
währung - so die Intention des Gesetzgebers und die ent-
sprechende Kommentar- und Lehrbuchliteratur (123) - und zum 
anderen die Einräumung einer Vorbewährungszeit zur Vorbe-
reitung der Entscheidung über eine Strafaussetzung zur Be-
währung (124). 

Im Anschluß an diese Unterscheidung und unter Verwertung 
der Ergebnisse der Aktenanalyse wurden daher Anwendungs-
grUnde formuliert, die beiden Richtungen Rechnung tragen. 
Entsprechend ergeben sich zwei Gruppen von Aussagen, die 
fUr eine nachträgliches Beschlußverfahren i.S. v. § 57 JGG 
sprechen. 
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Die eine um:faßt die Gründe, die der tatsächlichen Ausge-
staltung der Bewährungszeit oder der Vermeidung :falscher 
Eindrücke des Jugendlichen von der Stra:faussetzung zur Be-
währung dienen, also nicht unbedingt oder nur unter anderem 
Auslöser :für die Einräumung einer Vorbewährungszeit sind. 
Die andere beschreibt die Begründungen, die ein Vorgehen 
im Wege des Instituts der Vorbewährung in der hier vertre-
tenen Form vorschlagen. 

Zur ersten Gruppe gehören die Aussagen: 

1. - "Die Vorbewährung ist im Einzel:fall notwendig, um 
die Ausgestaltung der Bewährungszeit besser regeln 
zu können." 

2. - "Für eine eventuelle Unterbringung des Jugendlichen 
in einer anderen Umgebung muß genügend Zeit vorhan-
den sein." 

3. - "Die Suche nach einem neuen Arbeitsplatz kann eine 
gewisse Zeit beanspruchen." 

4. - "Für den Jugendlichen müssen noch :familiäre oder 
sonstige Bindungen überprü:ft bzw. ge:funden werden." 

5. - "Die so:fortige Aussetzung der Stra:fe könnte von dem 
Jugendlichen als Freispruch gewertet werden." 

6. - "Die gleichzeitige Mitverurteilung von Mi tangeklag-
ten zu Jugendarrest verlangt ein nachträgliches Aus-
setzungsver:fahren, um den unterschiedlichen Stra:f-
charakter von Arrest und ausgesetzter Freiheitsstra-
:fe zu verdeutlichen." 

Zur zweiten Gruppe zählen: 

7. - "Der Proband s.oll vor der Aussetzungsentscheidung 
noch eine Probezeit durchlau:fen." 

8. - "Der Proband soll sich seine endgültige Stra:fausset-
zung erst durch gezeigtes Wo_hlverhalten verdienen." 

9. - "Der Proband soll zur Mitarbeit angeregt werden." 
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10, - "Die Vorbewährung soll als. symbolische Sühnelei-
stung wirken." 

Zur Ablehnung oder Befürwortung dieser Merkmale wurden den 
Befragten fünf Antwortkategorien vorgegeben, von denen zwei 
eine eher negative (125) und drei eine eher positive (126) 
Einstufung des betreffenden Items ermöglichten. Entspre-
chend dieser Kategorisierung wurden für die Auswertung die 
Antworten gebündelt, so daß sich je eine Gruppe von "Befür-
wortern" und eine von "Ablehnern" ergab. Zugleich wurde, 
um die Darstellung zu vereinfachen und zu verdeutlichen, 
das Antwortverhalten in eine Rangfolge gebracht, die sich 
an der überwiegend positiven Einschätzur:ig des jeweiligen 
Merkmals orientiert. Auf diese Weise ist klar erkennbar, 
welche Gründ nach der Auffassung der verschiedenen Berufs-
gruppen am ehesten ein Vorgehen im· Wege der Vorbewährung 
als sinnvoll erscheinen lassen. 

3,2,2,1, Jugendrichter und -Staatsanwälte 

Die geringe Anzahl der erfaßten Jugendstaatsanwälte (N = 
13) erlaubt bei einer Aufschlüsselung nach den Landge-
:r-ichtsbezirken keine eigene Interpretation. Die Ergebnisse 
wären rein zufällig, da ein abweichendes Antwortverhalten 
von nur einem Jugendstaatsanwalt schon zu einem Unterschied 
von über 60 Prozentpunkten führen würde ( 127). Aus diesem 
Grunde wurden die Berufsgruppen Jugendrichter und Jugend-
staatsanwälte zusammengefaßt und werden gemeinsam darge-
stellt, was wegen der identischen Vorbildung auch sinnvoll 
ist. 

Für die Gruppe der Juristen unter den Befragten zeigt Ta-
belle 17 eine nach den Anwendungsgründen dem hier vertre-
tenen theoretischen Verständnis von der Vorbewährung ent-
sprechende praktische Umsetzung. 
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Tab. 17: Bewertung vorgegebener Anwendungsgrtinde durch Ju-
gendrichter und Jugendstaatsanwälte (Antwortver-
halten der "Befürworter" in Prozent) (1) 

KA FR MA insgesamt 
Rangfolge N = 18 N = 11 N = 14 N = 43 

1. 9 = 95 3 - 82 9 = 86 9 = 86 

2. 7 = 89 7 = 82 2 = 79 7 = 79 

3~ 8 = 89 4 = 73 7 = 64 8 = 70 

4. 2 = 71( 2 ' 9 = 73 3 = 50 2 = 5J4) 

5. 4 = 7t 2 > 1 = 64 4 = 50 3 = 5J.4) 

6. 3 = 5J 2) 8 = 64 8 = 50 4 = 6o< 4) 

7. 5 = 59'2) 2 = 55 1 = 36 5 = 50( 4 ) 

8. 1 = 50 5 = 55 5 = 36 1 = 49 

9. 6 = uJ2) 6 = 9 6 = 21 6 = 1 .f.4) 

10. 10 = J3) 10 = 9 10 = 14 10 = 1o< 5) 

( 1) Die erste Zahl entspricht der Numerierung der Anwen-
dungsgründe im Text (vgl. oben S. 163/164). 

(2) N 17 
(3) N 16 
(4) N 42 
( 5) N 41 
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In der Gesamtbeurteilung dieser Berufsgruppe nehmen die 
Merkmale Mitarbeit des Jugendlichen (Nr. 9), Probezeit (Nr. 
7) und Wohlverhalten (Nr. 8) die drei ersten Positionen 
ein. Dadurch erfolgte eine klare Trennung (bis auf Nr. 8) 
von den Items, die lediglich der tatsächlichen Ausformung 
der späteren Strafaussetzung zur Bewährung dienen und inso-
weit nicht als alleinige Legitimation für eine Vorbewäh-
rungszeit herangezogen werden können. Letzteres geht auch 
aus der Stellung des Vorschlags Nr. 1 (Vorbewährung zur 
Ausgestaltung der Bewährungszeit) hervor, der erst an ach-
ter Position erscheint. Auch den Merkmalen, die die Vermei-
dung eines falschen Eindrucks bei dem Jugendlichen von der 
getroffenen Maßnahme zum Ziel haben oder strafenden Charak-
ter zum Ausdruck bringen (Nr. 5, 6 und 10) wurde eine ge-
ringe Bedeutung beigemessen. 
Diese Einstufung läßt im Ansatz auch das erzieherische Ele-
ment der Vorbewährung erkennen. Die Vorbewährung soll nicht 
dazu herhalten, eine bestehende Störung der erzieherisch 
angezeigten Vermittlung der die Entscheidung tragenden Ge-
sichtspunkte zu beseitigen oder zu verdecken (128), sondern 
als eigene Reaktionsart erzieherisch wirksam werden. 

Insgesamt kann nach dieser Einschätzung der Anwendungsgrün-
de gesagt werden, daß die befragten Jugendrichter und Ju-
gendstaatsanwälte in dem Institut der Vorbewährung nicht 
nur eine faktische Vorbereitung auf die Bewährungszeit se-
hen, sondern darüber hinaus die Vorbewährungszeit als Test 
für den Jugendlichen betrachten, der durch seine Mitarbeit 
zeigen soll, daß er eine Chance wahrnehmen will, die die 
Prognose einer wahrscheinlich erfolgreichen Bewährungszeit 
unterstützen und rechtfertigen kann. 

Betrachtet man nun das Antwortverhalten in den einzelnen 
Gerichtsbezirken, so verschiebt sich das Bild zum Teil, 
ohne jedoch die Grundaussage der Gesamtbetrachtung ent-
scheidend zu verändern. 
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Im Landgerichtsbezirk Karlsruhe, in dem auch die Anwendung 
des Instituts der Vorbewährung am ausgeprägtesten war, ist 
die Abgrenzung der für eine ausdrückliche Vorbewährungszeit 
sprechenden Gründe gegenüber tatsächlichen Ausgestaltungs-
momenten sogar noch klarer als nach dem Gesamtbild. Ledig-
lich in Freiburg und Mannheim erscheinen in den vorderen 
Positionen auch Gesichtspunkte, die nicht direkt mit der 
Idee der Vorbewährung in Verbindung stehen müssen. Aller-
dings gilt auch für diese Bezirke die starke Betonung der 
Probezeit (Nr. 7) und die Hervorhebung der Mitarbeit des 
Jugendlichen (Nr. 9). 

Auch in dieser Ausprägung ist den Zahlen aus Mannheim und 
Freiburg allerdings kein gänzlich anderes Verständnis zur 
Vorbewährung zu entnehmen. Durch sie wird vielmehr ledig-
lich deutlich, daß im Gegensatz zu Karlsruhe, wo die Vorbe-
währung sich durch lange und intensive Praxis zu einer 
selbständigen, anerkannten Reaktionsmöglichkeit entwickelt 
zu haben scheint, _es in Freiburg und Mannheim zu dieser völ-
ligen Akzeptierung noch nicht gekommen ist. Dort scheint, 
was sich auch schon in der bedeutend geringeren Anwendungs-
praxis andeutete ( 121), die Einräumung einer Vorbewährungs-
zeit noch eher mit dem Gedanken verbunden zu sein, eine 
rein praktische Vorbereitungsphase für die Bewährungszeit 
darzustellen. Hierfür spricht auch die in Freiburg kürzere 
Dauer der tatsächlichen Vorbewährungszeit (130). 

Die Vermengung beider Anwendungsmöglichkeiten des nachträg-
liche~ Beschlußverfahrens nach§ 57 JGG - im Sinne der In-
tention des Gesetzgebers oder einer Vorbewährung - ver-
stärkt wieder das Bedürfnis nach einer klaren Einordnung 
und Definierung des Instituts der Vorbewährung. Zwar ist 
das Institut von seinem theoretischen Ansatz her bekannt, 
seine praktische Umsetzung wird aber zum Teil nicht in 
einer den theoretischen Anforderungen entsprechenden Form 
vollzogen. 
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Auch in diesem Punkt zeigt sich somit, daß ohne eine ge-
setzliche Ausformung und die dadurch gegebene Sicherheit 
für die Anwendung, es zum einen unter Umständen erst gar 
nicht zur Anwendung kommt oder zum anderen diese in einer 
Form geschieht, die die positiven-Ansätze und Möglichkeiten 
des Vorgehens aushöhlt und damit in ihr Gegenteil ver-
kehrt, 

3.2.2.2, Die Bewährungshelfer 

Ebenso eindeutig wie die Jugendrichter und Jugendstaatsan-
wälte stellen auch die Bewährungshelfer (Tab. 17a) in er-
ster Linie auf die Mitarbeit des Jugendlichen ab (Nr. 9) 
und sehen in der Vorbewährungszeit eine Probezeit (Nr. 7) 
für den Jugendlichen. In der Gesamtbetrachtung heben sich 
diese beiden Merkmale deutlich von den übrigen ab. Mit der 
gleichen Konsequenz werden die Merkmale Nr, 5, 6 und 10 als 
Anwendungsgrund für die Vorbewährung abgelehnt. Insoweit 
ergeben sich auch nur geringfügige Wertungsunterschiede 
zwischen den einzelnen Landgerichtsbezirken. 

Aus der Stellung des Merkmals Nr. 1 - "Die Vorbewährung ist 
im Einzelfall notwendig, um die Ausgestaltung der Bewäh-
rungszeit besser regeln zu können" - läßt sich die schon 
bei den Jugendrichtern und Jugendstaatsanwälten festge-
stellte unterschiedliche Konsequenz im konkreten Verständ-
nis der Vorbewährung feststellen. Dieses Merkmal, das gera-
de dem Sinn der Vorbewährung widerspricht, die ja die Ent-
scheidu!'lg über das "Ob" einer späteren Strafaussetzung erst 
vorbereiten soll, wird in Karlsruhe erst an siebter Stelle 
genannt, in Freiburg schon an fünfter und in Mannheim, dem 
Bezirk mit der geringsten praktischen Erfahrung mit dem In-
stitut der Vorbewährung, bereits an dritter Stelle. 

Auch, im Antwortverhalten der Bewährungshelfer zeigt sich 
somit wiederum die Diskrepanz zwischen richtiger theoreti-
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Tab. 17a: Bewertung vorgegebener Anwendungsgründe durch die 
Bewährungshelfer (Antwortverhalten der Befürwor-
ter in Prozent) (1) 

KA FR MA insgesamt 

Rangfolge N = 18 N = 17 N = 16 N = 51 

1. 9 = 94 7 = 94 9 = 75 7 = 84 

2. 7 = 89 9 = 71 7 = 69 9 = 80 

3. 4 = 83 2 = 59 1 = 63 2 = 63 

4. 2 = 78 3 = 53 3 = 56 3 = 63 

5. 3 = 78 1 = 47 4 = 56 4 = 61 

6. 8 = 67 8 = 47 2 = 50 1 = 51 

7. 1 = 44 4 = 41 5 = 37 8 = 49 

8. 6 = 39 5 = 41 8 = 31 5 = 33 

9. 5 = 22 6 = 29 6 = 25 6 = 31 

10. 10 = 6 10 = 6 10 = 12 10 = 8 

(1) Die erste Ziffer entspricht der Numerierung der Anwen-
dungsgründe im Text (vgl. oben s. 163/164). 
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sc~er Auffassung vom Institut der Vorbewährung und fehlen-
der Konsequenz bei der Umsetzung dieses Gedankens in die 
praktische Anwendung, bei der die zugrunde liegende Idee 
zum Teil wieder verlorengeht. 

Für beide Gruppen - Jugendrichter/Jugendstaatsanwälte und 
Bewährungshelfer gilt daher, daß zumindest in den Landge-
richtsbezirken Freiburg und Mannheim das Institut der Vor-
bewährung zwar bekannt ist, aber nicht in letzter Konse-
quenz in dem hier vertretenen Sinn angewandt wird. Dies 
legt die Vermutung nahe, daß in der Vorbewährung dort weni-
ger eine eigenständige - wenn auch von vorläufigem Charak-
ter - Reaktionsform gesehen wird, als vielmehr eine prak-
tische "Wartezeit" zur Vorbereitung der Strafaussetzung zur 
Bewährung, was dem Sinn der Vorbewährung aber zum Teil wi-
dersprechen würde. 

3.2.2.3. Die Jugendgerichtshelfer 

Die Gruppe der Jugendgerichtshelfer (Tab. 17b) unterschei-
det sich in ihrem Antwortverhalten, bis auf die sich auch 
hier zeigende Ablehnung der Merkmale Nr. 5, 6 und 10, 
grundsätzlich von den beiden anderen Berufsgruppen. 

Zwar nimmt das Merkmal Nr. 9, das auf die Mitarbeit des Ju-
gendlichen abstellt, sowohl insgesamt als auch innerhalb 
der einzelnen Bezirke die erste Position der für die Anwen-
dung der Vorbewährung sprechenden Gründe ein, jedoch kann 
wegen der nachfolgenden Priori täten diesem Umstand nicht 
die gleiche Bedeutung beigemessen werden wie bei den übri-
gen Berufsgruppen. Dort bildete dieses Merkmal zusammen mit 
anderen der Grundidee der Vorbewährung entsprechenden Kri-
terien eine weitgehend deutlich von den übrigen Anwendungs-
gründen abgesetzte Gruppe. Bei den Jugendgerichtshelfern 
folgen jedoch in den nächsten Positionen durchweg Kri te-
rien, die der tatsächlichen Vorbereitung der Ausgestaltung 
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Tab. 17b: Bewertung vorgegebener Anwendungsgründe durch die 
Jugendgerichtshelfer (Antwortverhalten der Befür-
worter in Prozent) (1) 

KA FR MA insgesamt 
Rangfolge N = 30 N = 43 N = 13 N = 86 

1. 9 = 93 9 = 9J 4) 9 = 92 9 = 9J 5) 

2. 3 = 8J2) 2 = 91 2 = 77 3 = 8J 6) 

3. 1 = 80 3 = 89 3 = 69 2 = 81 

4. 8 = nJ.2> 4 = 81 7 = 61 4 = 81 

5. 7 = 77 1 = 1.J4) 1 = 54 1 = 7t 5 ) 

6. 2 = 70 7 = 68 4 = 46 7 = 70 

7. 4 = 67 5 = 60 8 = 46 5 = 52 

8. 5 = 54 6 = 58 5 = 23 8 = 52 

9. 6 = 4.J.3) 8 = 35 6 = 23 6 = 4J7) 

10. 10 = 27 10 = 18 10 = 15 10 = 21 

( 1) Die erste Ziffer entspricht der Numerierung der Anwen-
dungsgründe im Text (vgl. oben S. 163/164). 

(2) N 29 
(3) N 27 
( 4) N 41 
(5) N 84 
(6) N 85 
(7) N 83 
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der eigentlichen Bewährungszeit dienen und nicht spezifisch 
für die Einräumung einer Vorbewährungszeit sind. Dies gilt 
für alle Gerichtsbezirke in gleichem Ausmaß. In einem sol-
chen Zusammenhang wird aber dem Merkmal der Mitarbeit der 
Jugendlichen, der speziell für die' Vorbewährung sprechende 
Charakter genommen und wird es auf eine für jede erfolgrei-
che Bewährungsarbeit bedeutsame Funktion reduziert. 

Im Gegensatz zu den anderen Berufsgruppen, bei denen zumin-
dest teilweise eine dem Gedanken der Vorbewährung entspre-
chende Einstufung der Anwendungsgründe erfolgte, bestätigt 
das Antwortverhalten der Jugendgerichtshelfer dagegen deren 
bereits festgestellte mangelnde Kenntnis (131) und Ein-
schätzung der Aufgabe des Instituts der Vorbewährung. Ihre 
Bewertung zeigt, daß sie einer Vorbewährungszeit in erster 
Linie die Funktion einer tatsächlichen Vorbereitung der Be-
währungszeit einräumen, ohne einer darüber hinausgehenden 
Bedeutung besonderen Stellenwert beizumessen. 

3.2.2.4. Zusammenfassung 

Das Antwortverhalten aller Berufsgruppen bestätigte die 
Forderung nach Klarheit und eindeutiger Abgrenzung für das 
Institut der Vorbewährung, ohne die dessen wirksame Reali-
sierung nur bruchstückhaft bleibt. 

Jugendrichter und Jugendstaatsanwälte bekräftigten durch 
ihre Bewertung der Anwendungsgründe die auch nach der Aus-
wertung der Urteilsgründe ( 132) als vorrangig eingestufte 
Funktion der Vorbewährung als Vorbereitung der Entscheidung 
des "Ob" einer Strafaussetzung zur Bewährung. Durch die so 
vorgenommene Einstufung des Instituts wird gleichzei-
tig den von der Literatur angeführten mehr tatsächlichen 
Anwendungsgründen für ein nachträgliches Beschlußverfahren 
im Sinne von§ 57 JGG, die auf der Linie der gesetzgeberi-
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sehen Intention liegen, eine weitgehende Ablehnung erteilt 
und die Eigenständigkeit des Instituts der Vorbewährung be-
tont. 

Die bei den Bewährungshelfern und besonders den Jugendge-
richtshelfern festgestellte fehlende eindeutige Abgrenzung 
des Instituts der Vorbewährung von der Strafaussetzung zu 
Bewährung erklärt sich zum Teil aus deren zu Jugendrichtern 
und Jugendstaatsanwälten verschiedenen beruflichen Aufgabe. 
Diese lenkt das Interesse mehr auf die tatsächliche Gestal-
tung der Bewährungszeit als auf die Vorbereitung einer für 
diese notwendigen positiven Beurteilung des künftigen Le-
galverhal ten der Jugendlichen. Für die Gruppe der Jugendge-
richtshelfer kommt hinzu, daß sie, als das Verfahren vorbe-
rei ten_de Instanz, nur seltener Kontakt mit Vorbewährungs-
probanden erhalten, da sie selbst nicht in der Bewährungs-
hilfe tätig sind. 

Insgesamt bedeutet die Bewertung der Anwendungsgründe je-
doch keine Ablehnung des Instituts der Vorbewährung. Dafür 
war die Gesamttendenz zu positiv. Die Einstufung beinhal-
tet bei sich bestätigender Befürwortung vielmehr die Auf-
forderung nach gesetzlicher Ausformung des Instituts. 

3.2.3. Die Einschätzung der erzieherischen Funktion des 
Instituts der Vorbewährung (133) 

In der Beantwortung der Frage nach der stärkeren Ausprägung 
des Erziehungsgedankens durch das Institut der Vorbewährung 
verfestigt sich die schon bei der Einschätzung der Anwen-
dungsgründe festgestellte Tendenz zur Bejahung der erziehe-
rischen Funktion der.Vorbewährung. 

Für alle Berufsgruppen gemeinsam gilt die ausdrückliche Be-
tonung des erzieherischen Elements durch die Vorbewährung. 
Für 80 % (N = 30) der Jugendrichter, alle Jugendstaatsan-



174 

wälte, 78 % (N = 51) der Bewährungshelfer und 79 % (N = 87) 
der Jugendgerichtshelfer hat die Anwendung des Instituts 
der Vorbewährung eine stärkere Ausprägung des jugendstraf-
rechtlichen Erziehungsgedankens zur Folge. 

Betrachtet man die einzelnen Landgerichtsbezirke, so ergibt 
sich das schon bekannte in Abhängigkeit von der unter-
schiedlichen Anwendungshäufigkeit verschobene Bild. 

In Karlsruhe, dem Bezirk mit der größten praktischen Erfah-
rung zum Institut der Vorbewährung, ist die Überzeugung, 
durch die Vorbewährung dem Erziehungsgedanken stärker ge-
recht zu werden, fast einhellig. Lediglich ein Richter 
( 8 %; N = 13), drei Bewährungshelfer ( 17 %; N = 18) und 3 
Jugendgerichtshelfer (10 %; N = 31) sind nicht dieser Auf-
fassung. 

Diesem Ergebnis ist starke Bedeutung beizumessen. Durch die 
Einschätzung der Praktiker wird der lediglich auf theoreti-
scher Basis festgestellten erzieherischen Funktion der Vor-
bewährung eine aus praktischer Erfahrung gewonnene ebenso 
positive Einstellung zugeordnet. Einer Hauptidee für die 
Anwendung des Instituts der Vorbewährung ist somit das not-
wendige praktische Fundament gegeben worden. Auch durch 
das Antwortverhalten im Landgerichtsbezirk Freiburg, das 
dem Gesamtbild entspricht, wird dieses Fundament untermau-
ert. 

Der insoweit bestätigenden Beurteilung kann auch die weni-
ger positive Beurteilung im Bezirk Mannheim keinen Abbruch 
tun. Zwar sind hier lediglich 56 % (N = 9) der Jugendrich-
ter und 54 % (N = 13) der Jugendgerichtshelfer - die Bewäh-
rungshelfer ·( 81 %; N = 16) sahen eine erzieherische Funk-
tion der Vorbewährung - davon überzeugt, durch die Vorbe-
währung eine stärkere Verwirklichung des Erziehungsgedan-
kens erreichen zu können, aber in diesem Antwortverhalten 
spiegelt sich kein praktischer Erfahrungswert wider, son-
dern eine auf theoretischer Basis gewonnene Einschätzung. 
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Dies wird besonders deutlich, wenn man die Einzelbegrün-
dung für die Ablehnung der erzieherischen Funktion betrach-
tet. 

Durch Argumente, wie "mit Mitteln der Bewährung ist das 
gleiche Ziel erreichbar", "es erfolgt nur ein kurzfristig 
angepaßtes Verhalten", "dem Jugendlichen wird durch die 
Vorbewährung keine Entwicklungschance gegeben" oder dem "Ju-
gendlichen kommt durch die Vorbewifurung kein 'Mehr' an Er-
ziehung zu" wird deutlich, daß es in Mannheim an der klaren 
theoretischen Erkenntnis des Unterschiedes zwischen Vorbe-
währung und Strafaussetzung und der daraus resultierenden 
verschiedenen Zielsetzung beider Reaktionsformen fehlt. 

Theoretisch unrichtiges Verständnis spricht zwar auch aus 
den ablehnenden Begründungen in Freiburg und Karlsruhe. 
Die Kritikpunkte konzentrierten sich hier jedoch mehr auf 
praktische Gesichtspunkte. So wurde in der neuen Reaktions-
form eine weitere Verwirrung für den Jugendlichen gesehen, 
die erzieherisch nicht fördernd sein könne, ebensowenig wie 
das Hinausschieben der endgültigen Entscheidung. 

Allen Argumenten ist aber entgegenzuhalten, daß es Aufgabe 
eines unter dem Leitgedanken der Erziehung stehenden Ju-
gendstrafrechts sein muß, Angebote für eine möglichst indi-
viduelle und flexible Reaktion zur Verfügung zu stellen. 
Dazu bedarf es der Bereitstellung entsprechender al terna-
ti ver Reaktionsformen. Aufgabe der Instanzen ist es, ihre 
getroffene Auswahl dem Jugendlichen verständlich zu machen. 

Im Sinne dieses Verständnisses liegt dann in der Wahl der 
Vorbewährung auch kein Aufschub der Entscheidung, sondern 
ist die Entscheidung für die richtige Reaktionsform getrof-
fen worden. 

Der Gedanke einer gewinnbringenden Erweiterung des Reaktio-
nenkatalogs findet sich bei den Befürwortern des erzieheri-
schen Potentials der Vorbewährung wieder in Formulierungen 
wie "durch die Vorbewährung wird ein besserer Maßnahmenka-



176 

talog geschaffen", "es kann besser auf die persönliche Le-
benssituation eingegangen werden" oder "die Vorbewährung 
erweitert den Spielraum, eine Strafe zur Bewährung ausset-
zen zu können". 

Auch die weiteren Argumente, die für eine stärkere Ausprä-
gung des Erziehungsgedankens durch ein Vorgehen im Wege der 
Vorbewährung angeführt wurden, bestätigten die theoreti-
schen Erörterungen nicht nur in ihrem Ergebnis, sondern 
auch in ihren Begründungen. So stand an erster Stelle die 
stärkere Motivierung des Jugendlichen und die Förderung 
seiner Eigeninitiative, gefolgt von der Hervorhebung des 
Einflusses der Vorbewährung auf die Mitarbeit des Jugendli-
chen, der durch die Vorbewährung dazu angeleitet wird, eine 
Verhaltensänderung anzustreben. Dies wurde deutlich in For-
mulierungen wie "durch die Vorbewährung kann der Jugendli-
che sich Klarheit verschaffen von der Notwendigkeit seiner 
eigenen Anstrengungen und Mitarbeit", "der Jugendliche er-
hält die Chance, durch eine erzieherische Maßnahme an sei-
nem Verhalten zu arbeiten", "die Jugendlichen erkennen den 
Ernst der Lage besser und sind stärker motiviert im Wohl-
verhalten" oder "der Proband kann aktiv an der Erstellung 
des Bewährungsplanes mitarbeiten". Darüber hinaus wurden 
die erzieherischen Vorteile in der Einräumung einer Beob-
achtungszeit für den Richter oder der möglichen Berücksich-
tigung des Eindrucks der Hauptverhandlung gesehen. 

Die Begründungen der befragten Instanzen, bei denen sich 
ein unterschiedliches Antwortverhalten nach Gerichtsbezirk 
oder Berufsgruppe nicht herauskristallisierte, runden so-
mit das theoretisch gewonnene Bild von der stärkeren Aus-
prägung des Erziehungsgedankens durch das Institut der Vor-
bewährung ab. Sie bestätigen die theoretischen Vorgaben 
und bestärken so die Forderung nach einer gesetzlichen Ver-
ankerung des insoweit als wertvoll und weiterführend anzu-
erkennenden Instituts der Vorbewährung. 
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3.2.4. Die Vorbewährung als Hilfe bei der Legalprognose 

Die Probleme, die sich für den Jugendrichter bei seiner 
Prognose zum künftigen Legalverhal ten des Jugendlichen er-
geben, sind, wie die Erörterungen gezeigt haben (134), 
vielschichtig. Sie verteilen sich auf alle Bereiche des ju-
gendrechtlichen Strafverfahrens. Sowohl die Ausbildung der 
beteiligten Instanzen, deren Informationsgewinnung, das 
Verfahren selbst, insbesondere Durchführung und Struktur 
der Hauptverhandlung, als auch die Bandbreite der zur V~r-
fügung stehenden Reaktionsmöglichkeiten auf jugendliches 
Fehlverhalten sind der ständigen Kritik ausgesetzt, die 
nicht selten zu ~egativen Erkenntnissen führt. 

Innerhalb dieser Diskussion soll es Aufgabe des Instituts 
der yorbewährung sein, neben der stärkeren Ausprägung des 
Erziehungsgedankens, dem Jugendrichter ein eingehenderes 
Kennenlernen des Jugendlichen zu ermöglichen, das eine zu-
verlässigere Legalprognose erlaubt. 

Nach der theoretischen Bejahung dieses zweiten Hauptanlie-
gens der Vorbewährung soll nun durch die Befragung festge-
stellt werden, welchen Stellenwert die beteiligten Instan-
zen der Vorbewährung im Rahmen ihrer Prognosebildung ein-
räumen. Um dies beurteilen zu können, bedurfte es zunächst 
der Auskunft über die tatsächlich angewandten Informations-
quellen, der Beurteilung deren Aussagekraft und der Ein-
schätzung anderer Informationsmöglichkeiten, um dann fest-
stellen zu können, inwieweit ein Bedürfnis nach darüber 
hinausgehender Unterstützung bei der Legalprognose durch 
das Institut der Vorbewährung besteht, dessen erzieheri-
sche Funktion auch durch die befragten Instanzen bestätigt 
wurde. 
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3.2.4.1. Die von den Instanzen herangezogenen Informations-
quellen (135) 

Die Frage, auf welche Informationsquellen die befragten Ju-
gendrichter und Jugendstaatsanwälte am ehesten zur Vorbe-
reitung einer Aussetzungsentscheidung und damit zur Bildung 
der notwendigen Legalprognose zurückgreifen, brachte keine 
auffallenden Ergebnisse oder Besonderheiten. 

Tab. 18a: Einstufung der Informationsquellen für eine Aus-
setzungsentscheidung durch Jugendrichter und Ju-
gendstaatsanwälte (durchschnittliche Rangziffern) 

KA FR MA insgesamt 

Bericht der Ju-
gendgerichts- 1.8 1.9 2.2 1.9 
hilfe 

Informationen 2.8 2.9 3.1 2.9 
aus der Akte 

Gespräch mit dem 
Jugendlichen vor 4.6 4.0 4.7 4.5 der Hauptver-
handlung 

Eindruck während 
der Hauptver- 2.1 2.3 1.9 2.0 
handlung 

Sachverständigen- 3.3 2.7 2.4 2.8 
gutachten 

Da außer den in Tabelle 18a angeführten Quellen keine wei-
teren genannt wurden, muß man davon ausgehen, daß dieser 
Katalog abschließend ist. Innerhalb dieser Aufstellung 
wich die Prioritätensetzung nur geringfügig von anderen Un-
tersuchungen ab. Ebenso wie in der Untersuchung von Fenn 
(136) rangieren an den ersten beiden Stellen der "Eindruck 
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während der Hauptverhandlung" und der Bericht der Jugendge-
richtshilfe, gefolgt von Sachverständigengutachten und Ak-
teninformation. 

Obwohl diese Informationsquellen ständiger und stark nega-
tiv ~usgeprägter Kritik (137) ausgesetzt sind, die insbe-
sondere die Schwierigkeit der Erfassung der Täterpersön-
lichkei t betont, wird dem Gespräch mit dem Jugendlichen 
vor der Hauptverhandlung keine besondere Bedeutung beige-
messen. Ebenso wie in der Untersuchung von Fenn (138) wird 
von allen Jugendrichtern und Jugendstaatsanwälten der per-
sönlichen Kontaktaufnahme mit dem Jugendlichen mit deutli-
chem Abstand die letzte Stelle eingeräumt. Im Gegensatz zu 
Fenn ( 139) konnte auch nicht filr die Gruppe der Jugend-
staatsanwälte, für die aus ihrer beruflichen Praxis die 
Möglichkeit des Gesprächs eher gegeben wäre, eine stärkere 
Betonung dieses Gesichtspunktes festgestellt werden. 

Gerade im Gespräch mit dem Jugendlichen bestünde aber die 
Chance eines besseren Kennenlernens des jugendlichen Tä-
ters, die scheinbar aber ungenutzt bleibt. Hier könnte das 
Institut der Vorbewährung - zur Schließung dieser Lücke -
zumindest ftir einen Teil der Verfahren eine Alternative 
bieten. 

Auch das Antwortverhalten der Jugendgerichtshelfer ( 140) 
entspricht den Erwartungen (Tab. 18b). 

In allen drei Gerichtsbezirken gleichermaßen wird die 
Hauptbedeutung dem Gespräch mit dem Jugendlichen selbst 
und dem mit seinen Eltern oder Erziehu~gsberechtigten bei-
gemessen, gefolgt von Akteninformation, Sachverständigen-
gutachten und -dem Gespräch mit der Schulleitung und/oder 
dem Arbeitgeber. Zu dem gleichen Ergebnis kam die Untersu-
chung Janssen (141). 
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Tab. 18b: Einstufung der Informationsquellen für einen Vor-
schlag zur Rechtsfolgewahl durch die Jugendge-
richtshelfer (durchschnittliche Rangziffern) 

KA FR MA insgesamt 

Informationen 3.1 3.5 3.5 3.3 
aus der Akte 

Gespräch mit dem 1.3 1.1 1.0 1.1 
Jugendlichen 

Sachverständigen- 3.7 3.5 3.6 3.5 
gutachten 

Gespräch mit den 
Eltern/Erzie- 2.1 2.1 2.2 2.1 hungsberech-
tigten 

Gespräch mit der 
Schulleitung 4.1 4.0 4.5 4.1 und/oder dem 
Arbeitgeber 

Bei dieser Einstufung der Informationsquellen, die dem Ge-
spräch mit dem Jugendlichen, durch das die Erfassung der 
Täterpersönlichkeit am ehesten erfolgen kann, die erste Po-
sition einräumt, muß allerdings berücksichtigt werden, daß 
oft lediglich ein Gespräch mit dem Jugendlichen stattfin-
det ( 142) und zudem bei wiederholt Auffälligen die Akten 
als Informationsquelle ei~e größere Bedeutung erlangen 
( 143). Gerade letzteres gilt insbesondere für Probanden, 
bei denen die Frage einer Strafaussetzung zur Bewährung an-
steht, in verstärktem Maße, da es sich bei ihnen im Regel-
fall nicht um Ersttäter handelt. Dies macht deutlich, daß 
der dann auch wieder auf Aktenbasis gegründete Vorschlag 
der Jugendgerichtshilfe zur Rechtsfolgewahl dem Jugendrich-
ter kein klareres Bild von der Täterpersönlichkei t ver-
schaffen kann. Das Antwortverhalten der Jugendgerichtshel-
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fer vermittelt somit nur scheinbar ein Bild eines auf-
schlußreichen Jugendgerichtshilfeberichtes und kann die 
Kritik an diesem nicht beseitigen. 

Bei seiner Legalprognose sollte sich der Jugendrichter, 
der sich auf den Jugendgerichtshilfebericht stützt, dieses 
Mangels bewußt sein. An diesem Bewußtsein scheint es aller-
dings, wenn man die Wertung des Berichtes als Informations-
quelle betrachtet, zu fehlen (144). 

3.2.4.2. Die Wertung des eigenen Informationsstandes und 
eventueller Verbesserungsvorschläge durch die be-
fragten Instanzen 

Bei der Frage, inwieweit die vorhandene Information bei der 
Aussetzungsentscheidung - für die notwendige Prognose über 
das zukünftige Legalverhal ten des jungen Straffälligen -
als ausreichend angesehen wird (145), hielt der überwiegen-
de Teil der Befragten sich, beziehungsweise im Urteil der 
Bewährungshelfer und Jugendgerichtshelfer den Jugendrich-
ter, für ausreichend informiert. Allerdings war diese Ein-
schätzung zwischen den Berufsgruppen unterschiedlich 
stark. 

So betrachteten 64 % (= 18; N = 28) der Jugendrichter, hin-
gegen alle Staatsanwälte (N = 13) sich für ausreichend in-
formiert. Diese Selbsteinschätzung wurde lediglich von 58 % 
(= 22; N 38) der Bewährungshelfer, aber von 83 % (= 69; 
N = 83) der Jugendgerichtshelfer bestätigt. 

Für die Jugendrichter und Jugendstaatsanwälte belegt das 
Ergebnis das bekannte Phänomen eines hohen Zufriedenheits-
grades dieser Berufsgruppen in Bezug auf ihre Arbeit, auch 
wenn das positive Selbstbildnis oft nicht mit der Wirklich-
keit in Einklang zu bringen ist (146). Gerade auch bei der 
Entscheidung über Jugendstrafe mit Bewährung sind Richter 
und Staatsanwälte sich besonders sicher, ein prognostisch 
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eindeutiges Urteil abgeben zu können (147), und somit ist 
ihr vorliegendes Antwortverhalten verständlich. 

Überraschend ist allerdings, daß 83 % der Jugendgerichts-
helfer die Informationen, die dem Jugendrichter für seine 
Entscheidung über eir' mbgliche Strafaussetzung zur Verfü-
gung stehen, für ausreichend hielten. Überraschend inso-
fern, als sich demgegenüber bei Hauser (148) gezeigt hat, 
daß dreiviertel der dort befragten Jugendgerichtshelfer 
den gesetzlichen Auftrag zur gründlichen Erforschung der 
Täterpersönlichkeit, dem gerade bei der Strafaussetzung 
zur Bewährung besondere Bedeutung zukommt, im Jugendge-
richtsverfahren nicht verwirklicht sehen. 

Erklärbar ist diese Divergenz wohl nur aus dem unterschied-
lichen Aufgabenverständnis zwischen Jugendrichtern und Ju-
gendstaatsanwälten einerseits und Jugendgerichtshelfern an-
dererseits. So scheinen die Jugendgerichtshelfer - ohne die 
organisatorischen und personellen Mängel zu übersehen - da-
von überzeugt zu sein, durch ihre Arbeit, die den größten 
Teil der Informationsquelle ftir den Richter ausmacht, für 
die richterliche Entscheidungsvorbereitung ausreichende In-
formationen anzubieten. Sie vermissen aber die Umsetzung, 
Aufarbeitung und Akzeptanz ihrer Bemühungen auf der zur Zu-
sammenarbeit nur wenig bereiten Gegenseite, die ihre so-
zialpädagogischen Anliegen zu wenig aufgreift (149). 

Hieraus erklärt sich auch die eher kritische Haltung der 
Bewährungshelfer, von denen immerhin 42 % ( = 16; N = 38) 
den Richter für nicht genügend informiert hielten. 

Die Aufschlüsselung des Antwortverhaltens nach den einzel-
nen Landgerichtsbezirken führt - wie Tabelle 19 zeigt - zu 
keinen auffallend anderen Ergebnissen. Lediglich die kriti-
schere Einstellung der Bewährungshelfer im Landgerichtsbe-
zirk Karlsruhe und die insgesamt differenziertere Einstel-
lung der Instanzen in Mannheim sind hier erwähnenswert. 



Tab. 19: "Halten Sie die vorhandene Information (Ri u. StA), die dem Jugendrichter zur 
Verfügung stehende Information (Bewh. u. JGH), für eine Entscheidung über das 
künftige Legalverhalten des jungen Straffälligen für ausreichend?" 

Richter u. 
StA 

Bewh. 

JGH 

( 1) Ri u. StA N 

(2) Ri u. StA N 

(3) Ri u. StA N 

Karlsruhe(!) 
ja nein-

15 3 
(83 %) (17 %) 

6 10 
(38 %) (62 %) 

24 3 
(89 %) ( 11 %) 

18; Bewh. N 
9; Bewh. N 

14; Bewh. N 

verw. ja 

- 7 
- (78 %) 

2 10 
- (83 %) 

4 37 
- (86 %) 

16; JGH N 
12; JGH N 
10; JGH N 

27 
43 
13 

Freiburg( 2 ) Mannheim( 3 ) 
nein verw. ja nein verw. 

2 2 9 5 -
(22 %) - (64 %) (36 %) -

2 5 6 4 6 
(17 %) - (60 %) (40 %) -

6 - 8 5 -
(14 %) - (62 %) (38 %) -

.... 
0) 
u) 
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Die nach diesen Zahlen sehr weitreichende Zufriedenheit 
der befragten Instanzen mit der derzeitigen Situation läßt 
es nun fast als überflüssig erscheinen, den Beteiligten 
durch das Institut der Vorbewährung eine weitere Hilfe für 
ihre Entscheidungsbildung anzubieten und zu empfehlen. 

Zielsetzung, Bedeutung und Aufgabenbereich einer Vorbewäh-
rungszeit werden jedoch - gerade im Bereich der Strafaus-
setzung zur Bewährung - klarer erkennbar, betrachtet man 
die einzelnen Begründungen, nach denen die vorhandene In-
formationsbasis gerade als nicht ausreichend angesehen wur-
de und die als Verbesserungsvorschläge für eine günstigere 
Entscheidungsgrundlage ausgeführt wurden (150). 

Zwar bezog sich die Mehrzahl der Vorschläge auf die hin-
länglich bekannte und kritisierte fehlende pädagogische 
Ausbildung der Jugendrichter und die notwendige fachliche 
und personelle Erweiterung des Aufgabenbereichs der Jugend-
gerichtshilfe, aber gleichzeitig wurde die schwierige Er-
fassung der Täterpersönlichkei t, insbesondere unter Einbe-
ziehung der sie prägenden Umwelteinflüsse, hervorgehoben. 

Für die Jugendrichter zeigten sich diese Schwierigkeiten 
insbesondere in der zu kurzen Hauptverhandlung, die eine ein-
gehende Kontaktaufnahme und intensive Befassung mit dem Ju-
gendlichen nicht zuläßt. Die Hauptverhandlung wurde als Mo-
mentaufnahme bezeichnet, die eine Beurteilung der Persön-
lichkeit des Täters und ein Erkennen der Gesichtspunkte, 
unter welchen Gebenhei ten Einstellungs- und Verhal tensän-
derungen eintreten, nicht erlaubt oder gar ermöglicht. 

Die Herstellung einer Beobachtungsmöglichkeit des Jugendli-
chen in seinem sozialen Umfeld war in diesem Zusammenhang 
auch das Hauptanliegen der Bewährungshelfer und Jugendge-
richtshelfer. Nur in einer Beobachtung des Jugendlichen in 
dem Umfeld und einem stärkeren Kontakt mit dem Umfeld, in 
das man den Jugendlichen entläßt, wurde die Chance gesehen, 
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Bedingungen möglicher Verhaltensänderungen zu erkennen und 
entsprechend reagieren zu können. 

Insgesamt verdeutlichte die Argumentation, daß es zumin-
dest einem Teil der Verfahrensbeteiligten unter den gegebe-
nen Umständen sehr schwerfällt, die Täterpersönlichkeit 
in dem dem erzieherischen Gedanken entsprechenden Umfang 
kennenzulernen. 

Zwar wurden diese Probleme nur von einem geringen Teil 
der Befragten angesprochen, die Probleme selbst stellen 
aber einen wichtigen Teil der jugendrechtlichen Diskussion 
dar. Themen wie die Anwendung von Prognoseverfahren, die 
Umgestaltung und Neugliederung der Hauptverhandlung oder 
eine stärkere Beteiligung des Sachverständigen beherrschen 
die Auseinandersetzung und haben alle das Ziel, der Persön-
lichkeit des Täters gerecht oder doch zumindest gerechter 
zu werden. Hierin zeigt sich, daß die durch die Befragung 
zum Ausdruck gekommene Zufriedenheit mit den gegebenen 
Verhältnissen nur auf fehlendem Problembewußtsein beruhen 
kann oder - was wahrscheinlicher ist - nur eine scheinbare 
ist. 

Demgegenüber besteht nämlich vielmehr ein Bedürfnis nach 
Alternativen, die eine stärkere Erfassung der Täterpersön-
liichkeit erlauben, und als eine solche bietet sich das In-
stitut der Vorbewährung an, das - wie die theoretischen Er-
örterungen gezeigt haben - Ergänzung oder eigenständiger 
Ersatz gegenüber den bestehenden oder diskutierten Hilfs-
möglichkeiten für den Jugendrichter bei seiner Legalpro-
gnose sein kann. 

Die posi t_i ve Beurteilung des vorhandenen Informationsstan-
des durch die Inst~zen berechtigt daher nicht zu der An-
nahme, ein weiteres Angeb.ct zur Verbesserung der Informa-
tionsbasis sei überflüssig, sondern leitet vielmehr über 
zu der Frage nach der Bereitschaft der Instanzen, eher in 
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dem Institut der Vorbewährung· eine weiterführende Hilfe 
zu sehen als in anderen Alternativen. 

Entsprechend dieser Fragestellung wurde von den Verfahrens-
beteiligten die Beurteilung möglicher weiterführender Hil-
festellungen für die Prognoseentscheidung und die Rechts-
folgewahl erfragt (151). In Anlehnung an die theoretischen 
Erörterungen waren dies die allgemeine, stärkere Beteili-
gung eines Sachverständigen im Jugendstrafverfahren, eine 
spezielle Hinzuziehung eines Sachverständigen lediglich bei 
der Frage der Festlegung der Rechtsfolgewahl, die Verwen-• 
dung statistischer Prognoseverfahren, die Einführung des 
Schuld- oder Tatinterlokuts und die Anwendung der klini-
schen Prognose. 

Der Vergleich des Instituts der Vorbewährung mit diesen Al-
ternativen hatte gezeigt, daß die Vorbewährungszeit es er-
möglicht, Teilaspekte aller Angebote zu verwirklichen und 
in sich aufzunehmen, ohne gleichzeitig der zum Teil starken 
Kritik gegenüber diesen Vorschlägen eine entsprechende An-
griffsfläche zu bieten. Durch die Vorbewährung könnte diese 
Kritik vielmehr aufgefangen werden und das Institut zu 
einem positiven Element sowohl für den Jugendlichen als 
auch für die richterliche Entscheidungsfindung werden. 

Um bei der Darstellung der nun folgenden drei Tabellen 
(152) ein deutliches und leichtes Erkennen des Antwortver-
haltens ZU ermöglichen, wurden die Antwortkategorien 
"stimmt mittelmäßig", "stimmt ziemlich", "stimmt sehr" zu-
sammengefaßt und erscheint in den Tabellen jeweils nur die 
Gruppe der "Befürworter" des jeweiligen vorgegebenen Ver-
besserungsvorschlags. 

Für die Gruppe der Jugendrichter und Jugendstaatsanwälte 
(Tab. 20) bestätigt das Gesamtbild die festgestellte Zu-
friedenheit der juristischen Praxis mit ihrer Arbeit und 
deren Unterstützungsmöglichkeiten. Lediglich im Landge-
richtsbezirk Mannheim besteht, was sich auch schon bei der 



Tab. 20: Beurteilung einzelner Verbesserungsvorschläge zur Unterstützung der Legalpro-
gnose - Jugendrichter und Jugendstaatsanwälte ("Befürworter") 

KA FR MA insgesamt 
N = 18 N = 10 N = 14 N = 42 

1) Zu seltene Heranziehung 3 2 7(1) 12< 2 > 
eines Sachverständigen im (17 %) (20 %) (54 %) (29 %) Jugendgerichtsverfahren 

2) Anhörung eines Sachverstän- 3 1 5 9 digen auch lediglich zur Fest-
legung der geeignetsten (17 %) (10 %) (36 %) (21 %) 
Rechtsfolge 

3) Statistische Prognosetabellen 6 1 5 12 
erlauben zuverlässigere Aussa- (33 %) (10 %) (36 %) (29 %) gen als die intuitive Prognose 

4) Einführung des Schuld- oder 3 1 6 10 Tatinterlokuts im Jugendstraf-
verfahren ist für die Progno- (17 %) (10 %) (43 %) (24 %) 
seentscheidung unerläßlich 

5) Die klinische Prognose erlaubt 9 6 5 20 
keine eindeutigeren Aussagen (50 %) ( 60 %) ( 36 %) (48 %) als die intuitive Prognose 

( 1) N 13; (2) N 41 

1--' 
00 
--1 
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Frage nach der Beurteilung der eigenen Informationsgrundla-
ge andeutete, ein gegenüber den anderen Bezirken stärkeres 
Bedürfnis nach zusätzlicher Informationsgewinnung durch in-
tensivere Ausnutzung vorhandener Informationsquellen. 

Besonders deutlich wird dies darin, daß in diesem Bezirk 
54 % der Jugendrichter und Jugendstaatsanwälte der Meinung 
sind, die Beteiligung des Sachverständigen müsse verstärkt 
werden. In den anderen Bezirken stieß diese Erweiterungs-
möglichkeit der Informationsbasis auf Ablehnung. Gleiches 
gilt für die einer Beteiligung des Sachverständigen sehr 
ähnliche Anwendung der klinischen Prognose. 

Hinsichtlich der Benutzung statistischer Prognoseverfahren 
bestätigt sich zum einen die bekannte Tatsache, daß weder 
Richter noch Staatsanwälte sich derartiger Verfahren bedie-
nen ( 153), zum anderen aber - bis auf den Landgerichtsbe-
zirk Freiburg-, daß ein Drittel der Befragten bereit wäre 
(154), Prognoseinstrumente zu verwenden. Sie sind der Mei-
nung, hierdurch zu einer zuverlässigeren und treffsichere-
ren Aussage über das künftige Legalverhalten zu gelangen, 
als durch intuitive Prognosen, obgleich gerade diese Mög-
lichkeit den Prognoseverfahren heute überwiegend abgespro-
chen wird (155). Im Einklang mit dem deutschen Richterbund 
(156) steht die Beurteilung zur Einführung des Schuld- oder 
Tatinterlokuts. Hier wie dort stößt die Umgestaltung der 
Hauptverhandlung auf Ablehnung. Nach dem Ergebnis der Be-
fragung insbesondere auch unter dem Gesichtspunkt einer Un-
terstützung bei der Prognoseentscheidung. Lediglich Mann-
heim macht hier die schon erwähnte Ausnahme. 

Die Bewährungshelfer (Tab. 20a) unterscheiden sich in ihrem 
Antwortverhalten zum Teil erheblich von den Jugendrichtern 
und Jugendstaatsanwälten, zum Teil gehen sie mit ihnen kon-
form. So werden sie statistischen Prognoseverfahren und die 
klinische Prognose abgelehnt, der Hinzuziehung eines Sach-
verständigen jedoch größere Bedeutung beigemessen. Letzteres 
ist wohl daraus erklärlich, daß aus der Sicht der Sozialar-



Tab. 20a: Beurteilung einzelner Verbesserungsvorschläge zur Unterstützung der Legalpro-
gnose - Bewährungshelfer ("Befürworter") 

KA FR MA insgesamt 
N = 16 N = 16 N = 12 N = 44 

1) Zu seltene Heranziehung 11 6 7 24 
eines Sachverständigen im (69 %) (38 %) (58 %) (55 %) Jugendgerichtsverfahren 

2) Anhörung eines Sachverstän- 9(1) 5 6 20< 3 ) 
digen auch lediglich zur Fest-
legung der geeignetsten (60 %) (31 %) (50 %) (47 %) 
Rechtsfolge 

3) Statistische Prognosetabellen 2 2 3 7 
erlauben zuverlässigere Aussa- (13 %) (13 %) (25 %) (16 %) gen als die intuitive Prognose 

4) Einführung des Schuld- oder 14 10 11< 2 ) 35< 3 ) 
Tatinterlokuts im Jugendstraf-
verfahren ist für die Progno- (88 %) (63 %) ( 100 %) (81 %) 
seentscheidung unerläßlich 

5) Die klinische Prognose erlaubt 11 10 9 30 
keine eindeutigeren Aussagen (69 %) ~63 %) (75 %) (68 %) als die intuitive Prognose 

(1) N 15; (2) N 11; (3) N 43 

f--' 
(X) 
<.O 
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beiter der lediglich juristisch ausgebildete Jugendrichter 
oder Jugendstaatsanwalt in vielen die Einschätzung der Tä-
terpersönlichkeit betreffenden Fragen als nicht genügend 
ausgebildet und kompetent angesehe~ wird. Neben diesen mehr 
oder weniger erwarteten Einstufungen, bei denen die Bewäh-
rungshelfer im Landgerichtsbezirk Freiburg eine etwas zu-
rückhaltendere Einordnung vornehmen, dürfte für die Gruppe 
der Bewährungshelfer jedoch das interessanteste Ergebnis 
sein, daß im extremen Widerspruch zu den "Juristen", der 
Zweiteilung der Hauptverhandlung eine für die Prognoseent-
scheidung unerläßliche Funktion eingeräumt wird. Hier wird 
die Forderung nach mehr Offenheit, Klarheit und Täterbezo-
genhei t der Hauptverhandlung deutlich, die aus der Sicht 
der Bewährungshelfer darin mündet, sie selbst stärker im 
und am Verfahren zu beteiligen (157). 

Auch die Gruppe der Jugendgerichtshelfer (Tab. 20b) sieht 
in der Einführung der Zweiteilung der Hauptverhandlung eine 
Verbesserung für die richterliche Prognoseentscheidung, al-
lerdings mit geringerer Deutlichkeit als die Bewährungshel-
fer. Insgesamt ist das Antwortverhalten der Jugendgerichts-
helfer auch weniger klar im Vergleich zu den beiden anderen 
Berufsgruppen. Zwar wird den statistischen Prognoseverfah-
ren und der Anhörung des Sachverständigen lediglich zur 
Rechtsfolgewahl - wohl weil hierdurch ein von den Jugend-
gerichtshelfern selbst in Anspruch genommenes Aufgabenfeld 
berührt wird - eine Absage erteilt, in den übrigen Punkten 
ist die Befürwortung oder Ablehnung jedoch innerhalb der 
einzelnen Gerichtsorte sehr gegensätzlich, ohne daß hier-
für besondere Gründe erkennbar wären. Lediglich für den 
Landgerichtsbezirk Mannheim ist eine dem Antwortverhalten 
der Richter ähnliche Tendenz feststellbar, die auf eine In-
tensivierung vorhandener Hilfsmöglichkeiten hinausläuft. 



Tab. 20b: Beurteilung einzelner Verbesserungsvorschläge zur Unterstützung der Legalpro-
gnose - Jugendgerich!;shelf~I' ("Befürworter") 

KA FR MA insgesamt 
N = 31 N = 43 N = 13 N = 87 

1) Zu seltene Heranziehung 13(l) 12 8 33( 4 ) 
eines Sachverständigen im (43 %) (28 %) (62 %) (38 %) Jugendgerichtsverfahren 

2) Anhörung eines Sachverstän- 10 9(2) 4 23< 4 ) digen auch lediglich zur Fest-
legung der geeignetsten (32 %) (21 %) (31 %) (27 %) 
Rechtsfolge 

3) Statistische Prognosetabellen 10 8 4'3) 22< 4 ) 
erlauben zuverlässigere Aussa- (32 %) (19 %) (33 %) (26 %) gen als die intuitive Prognose 

4) Einführung des Schuld- oder 20 24 6 50 Tatinterlokuts im Jugendstraf-
verfahren ist für die Progno- (65 %) (56 %) (46 %) (58 %) 
seentscheidung unerläßlich 

5) Die klinische Prognose erlaubt 12 22 7 41 
keine eindeutigeren Aussagen (69 %) (51 %) (54 %) (47 %) als die intuitive Prognose 

(1) N 30; ( 2) N 42; (3) N 12; (4) N 86 

1--' 
<D 
1--' 



192 

Der Überblick über die Beurteilung der einzelnen Verbesse-
rungsvorschläge durch die befragten Instanzen hat bei al-
lem unterschiedlichen Antwortverhalten eines deutlich ge-
macht. Bei allen Berufsgruppen werden die vorgeschlagenen 
Hilfsmöglichkeiten mit teils erheblicher, teils geringfügi-
ger, aber doch durchweg bestehender Skepsis betrachtet. 
Insbesondere Jugendrichter und Jugendstaatsanwälte sehen 
in keinem dieser Vorschläge einen zuverlässigen Weg, ihrer 
Prognoseentscheidung eine fundiertere Grundlage zu geben. 
Bewährungshelfer und Jugendgerichtshelfer räumen lediglich 
der Zweiteilung der Hauptverhandlung und der stärkeren Be-
teiligung des Sachverständigen eine helfende Stellung ein, 
beides Alternativen, denen auch im Rahmen der eigenen theo-
retischen Erörterungen eine weiterführende Funktion zuge-
sprochen wurde. 

Abgesehen von der Frage einer Einführung eines Schuld- oder 
Tatinterlokuts - die in der wissenschaftlichen Diskussion 
inzwischen auch ausschließlich bejaht wird (158) - überwog 
daher die weitgehend negative Beurteilung dieser Hilfsmög-
lichkeiten für eine Legalprognose des Jugendrichters und 
wurde in ihnen nur eine geringe weiterführende Unterstüt-
zung für den Jugendrichter gesehen. 

Angesichts der bereits erörterten bestehenden - teilweise 
erheblichen - Bedenken gegenüber diesen Alternativen, ist 
eine solche Einstellung verständlich und leitet über zu der 
Frage, ob die befragten Instanzen demgegenüber von dem In-
stitut der Vorbewährung eine Möglichkeit für eine bessere 
und treffsicherere Prognose über das zukünftige Legalver-
hal ten des jungen straffälligen erwarten (159) (Tab. 21). 

Im Gegensatz zur Beurteilung der vorherigen Vorschläge 
zeigt sich bei der Einschätzung des Instituts der Vorbewäh-
rung nicht nur eine umgekehrte Tendenz zum positiven, son-
dern wird von allen Befragten gleichermaßen der Möglich-
keit, eine Vorbewährungszeit anzuordnen, in starkem Maße 
eine für die richterliche Entscheidungsfindung gewinnbrin-



193 

Tab, 21: "Glauben Sie, daß durch das Institut der Vorbewäh-
rung eine bessere und treffsicherere Prognose über 
das künftige Legalverhalten des jungen Straffälli-
gen möglich ist?" (positive Beantwortung) 

KA ( 1) FR{ 2 ) MA (3) (4) 
insgesamt 

Richter 16 9 8 33 
u. StA (89 %) (82 %) ( 57 %) (77 %) 

Bewh. 14 12 11 37 
(78 %) ( 71 %) (73 %) (74 %) 

24 28 7 59 
JGH ( 77 %) (65 %) (54 %) (68 %) 

(1) Ri u. StA N 18; Bewh. N 18; JGH N 31 
(2) Ri u. StA N 11; Bewh. N 17; JGH N 43 
( 3) Ri u. StA N 14; Bewh. N 15; JGH N 13 
(4) Ri u. StA N 43; Bewh. N 50; JGH N 87 

gende Funktion zugesprochen. Insoweit spricht die Tabelle 
21 für sich selbst. 

Betrachtet man das Antwortverhalten in den einzelnen Land-
gerichtsbezirken, so spiegeln sich schon bekannte Ergebnis-
se wider. In den Bezirken Karlsruhe und Freiburg, in denen 
intensiv von der Vorbewährung Gebrauch gemacht wird, hebt 
sich erwartungsgemäß auch die Überzeugung von deren Nütz-
lichkeit von der in Mannheim ab. 

Die zurückhaltendere Einschätzung in Mannheim - insbeson-
dere durch die Jugendrichter/Jugendstaatsanwälte und Ju-
gendgerichtshelfer - bestätigt und vervollkommnet das Bild 
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der Favorisierung bestehender und bekannter Hilfsmöglich-
keiten in diesem LG-Bezirk, das sich schon bei der Beurtei-
lung der bestehenden Alternativen abzeichnete. Für diesen 
Landgerichtsbezirk scheint daher zuzutreffen, daß man sich 
dort eher auf Vorhandenes verläßt und sich an diesem orien-
tiert, als über das Gegebene hinaus zu experimentieren. 

Die Gruppe der Bewährungshelfer in Mannheim ist allerdings 
von dieser Einschätzung auszunehmen, ebenso wie schon bei 
der Frage nach der stärkeren Ausprägung des Erziehungsge-
dankens ( 160). Wie die übrigen Befragten messen sie dem 
Vorgehen im Wege der Vorbewährung auch Bedeutung für die 
richterliche Prognosebildung zu. Auch in Mannheim werden 
somit die beiden Hauptanliegen des Instituts der Vorbewäh-
rung von der Berufsgruppe unterstützt und anerkannt, die 
zum einen am erigsten mit dem straffällig gewordenen Jugend-
lichen zusammenarbeitet und zum anderen eben aus dieser 
ihrer Aufgabenstellung heraus, die auch die Betreuung des 
Jugendlichen während einer Vorbewährungszeit einschließen 
würde, am ehesten beurteilen kann, inwieweit durch eine 
solche zusätzliche Beobachtungszeit eine präzisere Beurtei-
lung der Täterpersönlichkeit möglich ist. 

Innerhalb der drei Landgerichtsbezirke ist somit die Ein-
stufung der Vorbewährung als Unterstützung für die richter-
liche Legalprognose zwar nicht einheitlich, aber unter der 
Berücksichtigung der dafür ausschlaggebenden Gründe bleibt 
es bei der Feststellung, daß entsprechend den theoretischen 
Erwägungen auch von der Praxis eher dem Institut der Vorbe-
währung die Erfüllung einer solchen Hilfsfunktion zugespro-
chen wird, als den Ubrigen zur Diskussion gestellten Alter-
nativen. 

Neben dieser grundsätzlichen Anerkennung bestätigen auch 
die sie tragenden Begründungen die Annahme, in dem Institut 
der Vorbewährung eine mögliche Hilfe für den Jugendrichter 
bei seiner Legalprognose zu sehen. 
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So war das Hauptargument der Jugendrichter und Jugend-
staatsanwälte, daß der durch eine Vorbewährungszeit sich 
ergebende Betreuungsverlauf in der für den Probanden ge-
wohnten Umgebung präzisere Beobachtungen und Erfahrungen 
sowie eine gründlichere und intensivere Kenntnis des Pro-
banden ermöglicht, durch die dann unter Berücksichtigung 
der Wirkung von Hauptverhandlung und Verurteilung ein Lern-
prozeß beschrieben werden kann. Zudem wurde in der Vorbe-
währung die Chance für den Jugendlichen zur Perspektivfin-
dung und daraus resultierender Verhaltensänderung gesehen. 

Diese auch von Bewährungshelfern und Jugendgerichtshelfern 
am häufigsten und an erster Stelle angeführten Begründungen 
werden von diesen noch dahingehend erweitert, daß die Zeit-
spanne der Vorbewährungszeit der Initialphase der normalen 
Aussetzung entspreche und in dieser Zeit die Weichen für 
eine erfolgreiche Bewährung gestellt werden. 

Demgegenüber blieben die ablehnenden Begründungen mehr an 
der Oberfläche ~nd entsprachen daher auch eher einem Fest-
halten an und Vertrauen auf Gegebenem. Hauptargumente waren 
hier, daß bis zur Hauptverhandlung alle Entscheidungen ge-
troffen sein sollten und ein Unterschied oder Vorteil der 

Vorbewährung zur eigentlichen Strafaussetzung zur Bewäh-
rung nicht erkennbar sei. 

3.2.4.3. Zusammenfassung 

Nachdem im Urteil der befragten Instanzen eine stärkere 
Verwirklichung des jugendstrafrechtlichen Erziehungsgedan-
kens durch das Institut der Vorbewährung anerkannt worden 
war, bescheinigten di.e Verfahrensbeteiligten auch dem zwei-
ten Hauptanliegen der Vorbewährung - der Unterstützung der 
jugendrichterlichen Legalprognose - eine gewinnbringende 
Funktion und weiterführende Hilfestellung. 



196 

Auch unter Berücksichtigung des Antwortverhaltens zu den 
vorhandenen Informationsquellen und zur eigenen Informa-
tionsbasis ist diese positive Einstufung berechtigt. 

Die Befragung hat gezeigt, daß alle Instanzen in allen Ge-
richtsbezirken sich bei ihrer Informationsgewinnung grund-
sätzlich an den bekannten Informationsquellen orientieren 
und sich - im Bewußtsein der diesen anhaftenden Mängel -
auf der Grundlage der bestehenden Informationsbasis für 
ausreichend unterrichtet halten, die Legalprognose treffen 
zu können. 

Dieser Zufriedenheit mit dem Gegebenen entsprach die Ableh-
nung der Erweiterung der Meinungsbildung durch eine stärke-
re Anhörung eines Sachverständigen, Umstrukturierung der 
Hauptverhandlung oder Anwendung entwickelter Prognosever-
fahren. Insgesamt Vorschläge, die zum größten Teil ledig-
lich eine Intensivierung des Vorhandenen beabsichtigen. Le-
diglich die Einführung der Zweiteilung der Hauptverhandlung 
wurde von den Bewährungshelfern und Jugendgerichtshelfern 
befürwortet. 

Insoweit ließen die Ergebnisse den Gedanken aufkommen, es 
bestehe kein Interesse und auch keine Notwendigkeit an 
einer zusätzlichen, die Bildung der Legalprognose unter-
stützenden Hilfe. Einer solchen Folgerung widersprach nun 
aber die allgemeine Befürwortung der Vorbewährung und Be-
stätigung ihrer fördernden Funktion für eine bessere und 
treffsicherere Legalprognose. 

Das hierin zum Ausdruck kommende scheinbare Mißverhältnis 
ist nur aus dem Gesamtzusammenhang zu erklären. 

Die Ablehnung der vorgegebenen Verbesserungsvorschläge geht 
parallel mit der ihnen anhaftenden Kritik, die oben aus-
führlich dargestellt wurde und auch von den Instanzen ge-
sehen wird. Ohne bereit zu sein, diese äußere Kritik zur 
Eigenkritik werden zu lassen, was sich in der allgemeinen 

Zufriedenheit mit dem Vorhandenen andeutet, offenbart 
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demgegenilber die Bejahung des Instituts der Vorbewährung 
das sich auch in der theoretischen Diskussion zeigende Be-
dilrfnis nach alternativen Hilfsmöglichkeiten. 

In der Ablehnung der Unterstiltzung der Legalprognose durch 
die intensivere Anwendung des Bestehenden kommt daher die 
Kritik am Bestehenden und die Einsicht, auf diesem Wege 
nicht weiterzukommen, zum Ausdruck, verbunden mit der Suche 
nach Alternativen. Aus der Befürwortung des Instituts -der 
Vorbewährung ergibt sich entsprechend, daß auch aus der 
Sicht der Praxis mit diesem Institut ein Weg gefunden wor-
den ist, der sich als sinnvolle Ergänzung anbietet. 

Der positiven -Einschätzung in den Landgerichtsbezirken 
Karlsruhe und Freiburg kommt hier besondere Bedeutung zu. 
Im Gegensatz zu Mannheim wird in diesen Bezirken bereits 
intensiv mit der Vorbewährung gearbeitet und resultiert da-
her die Bejahung nicht nur auf theoretischen Überlegungen, 
sondern auf praktischer Erfahrung. 

3.2.5. Die Handhabung des Instituts der Vorbewährung im Ur-
teil der befragten Instanzen 

Die Bestätigung der Verwirklichung der erzieherischen und 
prognostischen Anliegen des Instituts der Vorbewährung 
durch die befragten Instanzen leitet Uber zu der Frage nach 
den Vorstellungen der Verfahrensbeteiligten über die Hand-
habung der Vorbewährung. Nachdem aufgrund der Aktenanalyse 
ein Bild der tatsächlichen Anwendung erstellt werden konn-
te, soll es nun Aufgabe der Befragung sein festzustellen, 
inwieweit sich die Einstellung der Befragten mit dem dorti-
gen Ergebnis deckt. Der Vergleich ermöglicht dann eine ab-
schließende Stellungnahme z~r Anwendung und Handhabung des 
Instituts der Vorbewährung. 
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3.2.5.1. Die Vorstrafenbelastung der Probanden (161) 

Nach den Ergebnissen der Aktenanalyse (162) ergab sich 
bei der Anwendung des Instituts der Vorbewährung eine 
leichte Bevorzugung von stärker vorbelasteten Jugendli-
chen, begründet mit der Einräumung einer zusätzlichen Beob-
achtungszeit, um bestehende Unsicherheiten bei der Legal-
prognose und damit der Reaktionswahl zu beseitigen. 

Das Antwortverhalten der Befragten bringt nun keine eindeu-
tige Bestätigung oder Ablehnung dieser Tendenz, führt je-
doch zu einer Verstärkung der getroffenen Annahme. 

Tab. 22a: "Gerade bei Vorstrafen eignet sich die Vorbewäh-
rung besonders" 

KA ( 1) FR( 2 ) MA ( 3) 
( 4) 

insgesamt 

Richter 11 5 6 22 
u. StA (61 %) (50 %) (43 %) (52 %) 

10 6 6 22 
Bewh. (56 %) (38 %) (43 %) (46 %) 

14 22 5 41 
JGH (50 %) (57 %) (38 %) (51 %) 

(1) Ri u. StA N 18; Bewh. N 18; JGH N 28 
( 2) Ri u. StA N 10; Bewh. N 16; JGH N 39 
(3) Ri u. StA N 14; Bewh. N 14; JGH N 13 
( 4) Ri u. StA N 42; Bewh. N 48; JGH N 80 

So waren, wie Tabelle 22a zeigt, die Hälfte der Befragten 
der Meinung, gerade bei Vorstrafen eighe sich die Vorbewäh-
rung besonders. Dem standen lediglich 12 % (N = 42) der Ju-
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gendrichter und Jugendstaatsanwälte, 2 % (N = 48) der Be-
währungshelfer und 5 % (N = 80) der Jugendgerichtshelfer 
gegenüber, die es ablehnten, bei Vorstrafenbelastung im We-
ge der Vorbewährung vorzugehen. 

In Verbindung mit der festgestellten überwiegenden Befür-
wortung der Unterstützung der jugendrichterlichen Legalpro-
gnose durch das Institut der Vorbewährung und der zum 
Teil immer noch vorherrschenden Ansicht, gerade der Vor-
strafenbelastung komme bei der Entscheidung übe.r einen 
künftigen rechtschaffenen Lebenswandel des Jugendlichen be-
sonderes Gewicht zu (163), kann das vorliegende Antwortver-
halten daher in dem Sinne interpretiert werden, daß in 
der Vorbewährung. eine Vorbereitungsphase für den Jugendli-
chen einersßits und insbesondere für die Prognoseentschei-
dung des Jugendrichters andererseits gesehen wird. Gerade 
Jugendrichter und Jugendstaatsanwälte waren es, die sich 
am häufigsten für eine Anwendung der Vorbewährung bei 
vorbestraften Jugendlichen aussprachen. 

Abgelehnt wurde die Einräumung einer Vorbewährungszeit nur 
dann ~ei grundsätzlicher Befürwortung wenn schon 
nach Art und Umfang der Vorstrafen eine günstige Prognose 
ausgeschlossen ist. Insoweit entsprach die Argumentation 
derjenigen, die auch für die Entscheidung über eine Straf-
aussetzung zur Bewährung ausschlaggebend ist. 

Die nahe Verwandtschaft von Vorbewährung und Strafausset-
zung zur Bewährung, die sich sowohl aus der Stellung im 

Reaktionenkatalog als auch von der Rechtsnatur her ergab, 
spiegelt sich auch im Antwortverhalten aus Tabelle 22b wi-
der. 

Die bloßen Zahlen sagen hier wenig, jedoch wurde die Ent-
scheidung für dieses Item in der Regel ausführlich - mit 
unterschiedlichen Schwerpunkten zwischen den Berufsgrup-
pen - begründet. Für Bewährungshelfer und Jugendgerichts-
helfer, die sich allgemein eher für die Nichtberücksichti-
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Tab. 22b: "Bei der Entscheidung für oder gegen die Vorbe-
währung spielt es keine Rolle, ob der Jugendliche 
vorbestraft ist." 

KA ( 1) FR( 2 ) MA(3) ( 4) 
insgesamt 

Richter 3 3 5 11 

u. StA (17 %) (30 %) (36 %) (26 %) 

8 9 8 25 
Bewh. (44 %) (56 %) (57 %) (52 %) 

12 13 8 33 
JGH (43 %) (33 %) (61 %) (41 %) 

( 1) Ri u. StA N 18; Bewh. N 18; JGH N 28 
( 2) Ri u. StA N 10; Bewh. N 16; JGH N 39 
(3) Ri u. StA N 14; Bewh. N 14; JGH N 13 
( 4) Ri u. StA N 42; Bewh. N 48; JGH N 80 

gung von Vorstrafen aussprachen, waren die hierfür aus-
schlaggebenden Gründe, daß die Aussetzungsentscheidung 
nicht von Vorstrafen abhänge, sondern entscheidend die pä-
dagogische, psychologische und soziale Begründung sei. 
Nicht das vergangene, sondern das zukünftige Verhalten sei 
zu beurteilen. Im Mittelpunkt stehe der Jugendliche selbst 
und dessen Entwicklung. 

Im Unterschied zu diesen in gleicher Weise für eine Ent-
scheidung über eine Strafaussetzung zur Bewährung gelten-
den Begründungen (164), spielte bei der Argumentation der 
Jugendrichter und Jugendstaatsanwälte, den Gruppen, bei de-
nen zumindest die Jugendrichter entscheidend auf Unter-
stützung ihrer Prognosebildung angewiesen sind, auch wieder 
das Vertrauen in die für die Prognose hilfreiche Funktion 
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der Vorbewährung eine entscheidende Rolle. Neben der Fest-
stellung, die Entscheidung habe unabhängig von Vorstrafen 
auf die persönliche Situation abzustellen, wurde hervorge-
hoben, in erster Linie gehe es um die Bildung einer Zu-
kunftsprognose unter Berücksichtigung aller Entwicklungs-
und Einwirkungsmöglichkeiten, zu denen eben auch die Vorbe-
währung gehöre. 

Neben den Parallelen zur Strafaussetzung zur Bewährung und 
der wiederholten Betonung der für die Legalprognose wichti-
gen Funktion der Vorbewährung machte die Argumentation noch 
folgendes deutlich. Das Eintreten für eine Nichtberücksich-
tigung von Vorstrafen bei der Entscheidung für oder gegen 
das Institut der Vorbewährung beinhaltete nicht gleichzei-
tig eine Entscheidung gegen die Kombination von Vorstrafen 
und Vorbewährung. Es wurde lediglich Wert auf die gegensei-
tige Unabhängigkeit gelegt, wobei allerdings auch hier die 
Geeignethei t der Vorbewährung gerade für vorbestrafte Ju-
gendliche Einfluß auf die Argumentation hatte. 

Unter Berücksichtigung dieser Gesichtspunkte kommt der Aus-
sagekraft nach Tabelle 22a, nach der fast die Hälfte der 
Befragten gerade bei Vorstrafen die Vorbewährung für beson-
ders geeignet hielten, eine über die rein statistische Wer-
tung hinausgehende Bedeutung zu. Grundposition und Argumen-
tation verstärken die Annahme, daß die Mehrheit der Befrag-
ten in der Vorbewährung einen Weg sehen, gerade auch dem 
vorbelasteten Jugendlichen, dessen rechtschaffener Lebens-
wandel unsicher und fraglich ist, eine Chance zu geben, 
selbst beim Abbau dieser Unsicherheit bei der Prognosestel-
lung mitzuwirken. 

Insgesamt ist daher die Annahme sicher nicht falsch, daß 
auch die hier befragten Verfahrensbeteiligten - entspre-
chend der Interpretation nach der Aktenanalyse - in dem In-
stitut der Vorbewährung - speziell bei vorbestraften Ju-
gendlichen, deren zukünftige Entwicklung nur schwer zu be-
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urteilen ist - eine Klärungsstufe sehen für die Wahl zwi-
schen endgültiger Aussetzung oder Vollzug der ausgesproche-
nen Jugendstrafe. 

3. 2. 5. 2. Die Beschränkung der Vorbewährung auf bestimmte 
Deliktstypen (165) 

Die Frage der Beschränkung der Anwendung der Vorbewährung 
auf einen bestimmten Delikttypus wurde von allen Befragten 
mit einem klaren nein beantwortet. 91 % (N 43) der Ju-
gendrichter und Jugendstaatsanwälte, 96 % (N 51) der Be-
währungshelfer und 87 % (N = 83) der Jugendgerichtshelfer 
waren dieser Meinung. Die Gegenpositionen beschränkten sich 
auf den eher selbstverständlichen Hinweis, bei Schwerkrimi-
nalität mit hoher krimineller Energie sei eine Vorbewährung 
nicht mehr vertretbar. 

Die Einstellung der befragten Instanzen deckt sich somit 
in diesem Punkt mit der Aussage der Aktenanalyse, nach der 
die Art des der Verurteilung zugrunde liegenden Delikts 
keinen entscheidenden Einfluß auf die Wahl des Vorgehens 
hatte ( 166). 

Nur eine von der • Deliktsart unabhängige Handhabung ent-
spricht auch den mit dem Institut der Vorbewährung verbun-
denen Zielsetzungen. Im Mittelpunkt steht der Jugendliche 
und dessen Motivierung zur Verhaltensänderung und nicht die 
Ahndung einer spezifischen Straftat. 

3.2.5.3. Die Höhe der zugrunde liegenden Jugendstrafe (167) 

Das tatsächliche Bild der Handhabung der Vorbewährung unter 
Berücksichtigung der Dauer der verhängten Jugendstrafe 
ließ nach der Aktenanalyse keine allgemeine Schlußfolgerung 
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zu (168). Lediglich im Landgerichtsbezirk Karlsruhe schien 
dieses Kriterium eine Rolle zu spielen. Dort hatte sich ge-
zeigt, daß es bei den Vorbewährungsprobanden in einem er-
heblich größeren Umfang zur Verhängung einer zwölf Monate 
übersteigenden Jugendstrafe gekommen war als bei den Bewäh-
rungsprobanden. Die Interpretation konnte entsprechend nur 
für diesen Bezirk gelten. 

Die Befragung der Verfahrensbeteiligten macht nun aber 
deutlich, daß die oben für Karlsruhe angestellten Vermutun-
gen sich zum einen als richtig erweisen und zum anderen 
auch über Karlsruhe hinaus Gültigkeit besitzen. 

Tab. 23: Bis zu welcher Höhe der Jugendstrafe sollte von 
der Vorbewährung Gebrauch gemacht werden? (Durch-
schnittswerte in Monaten) 

KA ( 1) FR( 2 ) MA ( 3) ( 4) 
insgesamt 

Richter 19.3 22.5 22.0 20.9 

StA 24.0 23.3 22.8 23.3 

Bewh. 24.0 22.2 20.3 22.3 

JGH 24.2 20.1 22.8 22.2 

(1) Richter N 13; StA N 5; Bewh. N 17; JGH N 28 
( 2) Richter N 8; StA N 3; Bewh. N 13; JGH N 28 
(3) Richter N 8· ·' StA N 5; Bewh. N 13; JGH N 10 
( 4) Richter N 29; StA N 15; Bewh. N 43; JGH N 66 
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Alle Berufsgruppen sind sich darin einig, bei der Handha-
bung der Vorbewährung die in § 21 Abs. 1 JGG festgelegte 
Höchstdauer der Jugendstrafe von zwölf Monaten zu über-
schreiten, die grundsätzlich den Rahmen für eine Strafaus-
setzung zur Bewährung absteckt. 

Mit ihrem Vorschlag zur Höhe der einer Vorbewährung zu-
grunde liegenden Jugendstrafe liegen sie im Durchschnitt 
nahe bei der Zweijahresgrenze des§ 21 Abs. 2 JGG, bis zu 
der unter erschwerten Bedingungen noch eine Strafaussetzung 
möglich ist. 24 Monate werden am häufigsten vorgeschlagen. 

Vergegenwärtigt man sich nun, daß nach der Bewährungshilfe-
statistik 1980 (169) die Unterstellungen nach § 21 Abs. 2 
JGG lediglich 9.5 % (170) der Unterstellung nach § 21 JGG 
betrugen, so wird leicht erkennbar, in welchem Bereich die 
befragten Instanzen eine Lücke und damit eine Aufgabe für 
die Vorbewährung sehen (171). 

Aus den Voraussetzungen des§ 21 Abs. 2 JGG, nach denen für 
eine Strafaussetzung im Bereich einer 12 Monate überstei-
genden Jugendstrafe besondere Umstände in der Tat und in 
der Persönlichkeit des Jugendlichen vorliegen müssen, wird 
dann gleichzeitig deutlich, daß für den Jugendrichter und 
auch alle anderen Beteiligten in diesen Fällen die Stellung 
einer Legalprognose schwieriger wird. 

Neben der damit vielleicht auch zum Ausdruck kommenden Un-
terstützung der Reformtendenzen zur Ausdehnung des Anwen-
dungsbereiches der Strafaussetzung im Jugendstrafrecht 
(172) bestätigt die hier vorgenommene Einordnung gleichzei-
tig die nach der Aktenanalyse lediglich vermutete Annahme, 
daß die Vorbewährung bevorzugt dazu dienen soll, bei 
schwieriger gelagerten Fällen, die Legalprognose zu er-
leichtern. Im Landgerichtsbezirk Karlsruhe war diese Er-
kenntnis schon in die Praxis umgesetzt worden, für die bei-
den anderen Bezirke e·xistiert sie zumindest in der Theo-
rie. 
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Entsprechend der mit dem Institut der Vorbewährung verfolg-
ten Idee - der Hilfe für den Richter bei seiner Prognose -
fügt sich die von den Instanzen so beabsichtigte Handhabung 
auch nahtlos in das Bild der Vorbewährung als Klärungsstu-
fe zwischen Strafaussetzung zur Bewährung und Vollzug ein. 

3.2.5.4. Die Drogenabhängigkeit der Probanden (173) 

Nach dem Ergebnis der Aktenanalyse war das Merkmal der Dro-
genabhängigkeit nicht ursächlich für die Entscheidung, im 
Wege der Vorbewährung zu reagieren. Gegenüber den Bewäh-
rungsprobanden war der Anteil der Vorbewährungsprobanden, 
die gelegentlich oder regelmäßig Drogen nahmen, sogar ge-
ringer (174). Unabhängig von dieser Feststellung haben je-
doch andere Untersuchungen gezeigt, daß der Faktor "Drogen-
abhängigkeit" einer der wichtigsten Gesichtspunkte für den 
Richter in der Bewertung rückfallverursachender Merkmale 
der Sozialbiographie des Jugendlichen ist (175). 

Gleichzeitig beeinflußt das Kriterium "Drogenabhängigkeit" 
- nach dem Faktor "vorangegangene Jugendstrafe" an zweiter 
Stelle - auch besonders stark das Entscheidungsverhalten 
des Jugendrichters bei der Wahl zwischen Jugendstrafe mit 
oder ohne Bewährung. Bei Vorliegen von Drogenabhängigkeit 
neigen die Richter eher dazu, eine Jugendstrafe ohne Straf-
aussetzung zur Bewährung auszusprechen (176). 

Unter Berücksichtigung dieser Aspekte war es daher interes-
sant zu erfahren, ob die am Verfahren beteiligten Instan-
zen in der Vorbewährung einen Weg sehen, dem grundsätzlich 
wegen seiner Drogenabhängigkeit negativ geprägten Jugendli-
chen durch die Vorbewährungszeit eine Möglichkeit zu geben, 
dieses Erscheinungsbild durch eine Verhaltensänderung zu 
korrigieren. Gerade der straffällig gewordene, drogenabhän-
gige Jugendliche erhielte so eine Chance, über Beteuerungen 
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in der Hauptverhandlung hinaus, seine Entschlossenheit zu 
zeigen, an sich zu arbeiten. 

Das Antwortverhalten der hier befragten Instanzen spricht 
dem Institut der Vorbewährung eine solche Funktion zu. Le-
diglich 14 % (N = 43) der Jugendrichter und Jugendstaatsan-
wälte, 4 % (N = 50) der Bewährungshelfer und 5 % (N = 84) 
der Jugendgerichtshelfer hielten die Vorbewährung bei dro-
genabhängigen Jugendlichen für ungeeignet. Auch die Zahl 
derer, für di~ das Vorliegen eines Drogenkonsums keinen 
Einfluß auf ihre Entscheidung für oder gegen die Vorbewäh-
rung hat, war sehr gering. Nur 7 % (N = 43) der Jugendrich-
ter und Jugendstaatsanwälte, 26 % (N = 50) der Bewährungs-
helfer und 21 % (N = 84) der Jugendgerichtshelfer waren 
dieser Meinung, wobei innerhalb der Landgerichtsbezirke 
diese Auffassung um so stärker galt, je weniger es bisher 
zur tatsächlichen Anwendung des Instituts der Vorbewährung 
in dem jeweiligen Bezirk gekommen war. Das Gefälle verdeut-
licht, daß die Befragten, die schon mit der Vorbewährung 
gearbeitet haben, diesem Institut gegenüber eine differen-
ziertere Einstellung besitzen. 

In welche Richtung die Einstellung bei vorliegender Drogen-
abhängigkeit des Jugendlichen tendiert, erkennt man aus dem 
weiteren Antwortverhalten der Instanzen (Tab. 24). 

Zwei Drittel der Befragten sehen in der Vorbewährung die 
Möglichkeit, de~ Jugendlichen einen Weg zur Verhaltensände-
rung anzubieten, der ihm die Chance gibt, seinen Willen zur 
Therapie zu dokumentieren (177). 

Auch hier zeigt sich, daß auf den damit verbundenen Motiva-
tionsanreiz für den Jugendlichen besonders stark in den 
Landgerichtsbezirken vertraut wird, in denen die Beteilig-
ten schon Erfahrung mit dem Institut der Vorbewährung be-
sitzen. In Mannheim ist die Befürwortung erheblich gerin-
ger. Praxiserfahrung intensiviert scheinbar- wie schon wie-
derholt festgestellt - die positive Einstellung zum Insti-
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Tab. 24: Bei Drogenabhängigkeit dient die Vorbewährung da-
zu, daß der Jugendliche seinen Willen dokumentie-
ren kann, eine Therapie zu beginnen (positive Ant-
worten). 

KA ( 1) FR( 2 ) MA(3) (4) 
insgesamt 

Richter 15 10 9 34 
u. StA (83 %) (91 %) (64 %) (79 %) 

14 10 8 32 
Bewh. (78 %) (63 %) (50 %) (64 %) 

24 29 7 60 
JGH (80 %) (69 %) (58 %) (72 %) 

( 1) Ri u. StA N 18; Bewh. N 18; JGH N 30 
(2) Ri u. StA N 11; Bewh. N 16; JGH N 42 
(3) Ri u. StA N 14; Bewh. N 16; JGH N 12 
(4) Ri u. StA N 43; Bewh. N 50; JGH N 84 

tut der Vorbewährung. Ein wichtiges Indiz für dessen tat-
sächliche Brauchbarkeit in diesem Zusrur.menhang. 

Neben der allgemeinen Befürwortung fällt darüber hinaus 
noch besonders auf, daß gerade die Jugendrichter und Ju-
gendstaatsanwälte für den drogenabhängigen Jugendlichen in 
der Vorbewährung eine Hilfe sehen. Die Berufsgruppen also, 
die letztendlich die Prognose stellen und insbesondere die 
Reaktionswahl treffen müssen, wobei letztere bei Drogenab-
hängigkeit nach ihrer überkommenen Auffassung eher gegen 
eine Bewährungszeit ausfallen müßte. 
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Über die allgemeine Aussage, durch das Institut der Vorbe-
währung den Erziehungsgedanken des Jugendstrafrechts im Be-
reich einer Bewährung:5zei t zu verstärken und der Unter-
stützung der jugendrichterlichen Legalprognose, ergibt sich 
nach dem vorliegenden Antwortverhalten somit auch ein spe-
zielles Aufgabenfeld für die Handhabung des Instituts, das 
zwar aus der bisherigen Praxis noch nicht abgeleitet wer-
den konnte, aber durch die Befragung deutlich aufgezeigt 
wurde. 

3,2.5.5. Zusammenfassung 

Die Vorstellungen der Instanzen zur Anwendung und Handha-
bung des Instituts der Vorbewährung führten zur Bestätigung 
der nach der Aktenanalyse festgehaltenen Anwendungsmodali-
täten. 

Die Vorbewährung ist danach als Reaktionsform anzusehen, 
die - entsprechend den theoretischen Überlegungen - ihr An-
wendungsgebiet und ihren Aufgabenbereich zwischen Strafaus-
setzung zur Bewährung und Vollzug der Jugendstrafe hat. 
Dies kommt zum _Ausdruck in der Bevorzugung des Instituts 
bei vorbestraften Jugendlichen, gegen die eine verhältnis-
mäßig lange Jugendstrafe verhängt wurde. Beides Merkmale, 
die die positive Entscheidung des Jugendrichters filr eine 
Strafaussetzung zur Bewährung belasten und bei denen er in-
folgedessen auf intensivere Information zur Täterpersön-
lichkei t angewiesen ist, um eine endgültige Aussetzungsent-
scheidung rechtfertigen zu können. 

Neben dieser Beschränkung der Handhabung der Vorbewährung 
auf Jugendliche, deren vergangene Entwicklung negativ ge-
prägt war, deren zukünftiger Lebensweg aber noch nicht 
durch den Vollzug belastet werden soll, betont die Hervor-
hebung der speziellen Anwendung bei drogenabhängigen Ju-
gendlichen den durch die Vorbewährung möglichen Anreiz zur 
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eigenverantwortlichen Verhaltensänderung und entspricht da-
mit dem auch mit der Vorbewährung verbundenen Gedanken der 
Verstärkung der erzieherischen Einflußnahme. 

Insgesamt deckt sich somit die von der Praxis vorgenommene 
und vorgeschlagene Handhabung des Instituts mit dessen 
theoretisch vorgedachter Stellung im Reaktonenkatalog und 
der dieser zugrunde liegenden Zielsetzung. 

3.2.6. Die Ausgestaltung des Instituts der Vorbewährung im 
Urteil der befragten Instanzen 

Die sich nach der Aktenanalyse abzeichnende Handhabung des 
Instituts der Vorbewährung entsprach weitgehend den für das 
Institut aufgestellten Aufgabenbereichen und Zielsetzun-
gen. 

Bei der tatsächlichen Ausgestaltung der Vorbewährungszeit 
zeigten sich demgegenüber Vorgehensweisen, die die beab-
sichtigte Grundidee des Instituts der Vorbewährung zum Teil 
unterliefen ( 178). An diesen Punkten trat besonders deut-
lich die Forderung nach einer gesetzlichen Regelung in den 
Vordergrund, ohne die eine den Zielen der Vorbewährung ge-
recht werdende Ausgestaltung nicht erreichbar erscheint. 

Das Antwortverhalten der Instanzen soll nun zeigen, inwie-
weit die an der Ausgestaltung geübte Kritik ihre Berechti-
gung hat. 

3.2.6.1. Die Dauer der Vorbewährungszeit (179) 

Die tatsächliche Dauer der Vorbewährungszeit entsprach nach 
der Aktenanalyse nur in den. wenigsten Fällen der im Urteil 
angeordneten Zeitspanne. Im Landgerichtsbezirk Karlsruhe 
lagen die Durschnittswerte bei 4.5 beziehungsweise 7.6 Mo-
naten und in Freiburg bei 3.1 und 4.7 Monaten. 
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Aus den von den Instanzen angegebenen Werten läßt sich nun 
ablesen, daß eine solche Diskrepanz zwischen ursprünglich 
für angemessen gehaltener Dauer der Vorbewährungszeit und 
deren tatsächlicher Länge, durch die dem Erziehungsziel der 
Vorbewährung seine Bedeutung wieder genommen werden kann, 
nicht für nützlich gehalten wird. Dies wird deut;lich aus 
dem Vergleich der Einschätzung der tatsächlichen Dauer und 
der für angemessen und nützlich erachteten Länge für die 
Vorbewährungszeit. 

Tab. 25 a: Durschnittliche tatsächliche Dauer der Vorbewäh-
rungszeit nach Einschätzung der Instanzen 
(x = Monate) 

KA ( 1) FR( 2 ) MA(3) ( 4) 
insgesamt 

Richter 
u. StA 5.4 4.8 5.8 5.3 

Bew. 5.8 4.2 5.9 5.2 

JGH 5.3 3.7 5.4 4.7 

(1) Ri u. StA N 16; Bewh. N 17; JGH N 16 
(2) Ri u. StA N 10; Bewh. N 16; JGH N 14 
(3) Ri u. StA N 8; Bewh. N 12; JGH N 10 
( 4) Ri u. StA N 34; Bewh. N 45; JGH N 40 

Die geringe Zahl der JGH ist bedingt durch deren Funk-
tion. Bei der eigentlichen Bewährungszeit treten sie 
grundsätzlich nicht mehr in Erscheinung. 

Zunächst bestätigt Tabelle 25a die unterschiedliche Ausge-
staltung in Karlsruhe und Freiburg. Auffallend ist hierbei 
aber, daß die Einschätzung der Freiburger Instanzen, zumin-
dest bei Jugendrichtern und Jugendstaatsanwälten, aber auch 
noch bei den Bewährungshelfern, also den Instanzen, die 
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direkt mit dem Institut der Vorbewährung arbeiten, fast 
den nach der Aktenanalyse festgestellten Werten entspricht. 

In Karlsruhe hingegen liegen die Vorstellungen der Instan-
zen über die tatsächliche Dauer weit unter den tatsächli-
chen Gegebenheiten. 

stellt man nun diesen Zahlen die Vorschläge für eine ange-
messene und nützliche Dauer für die Vorbewährungszeit ge-
genüber, so wird die den tatsächlichen Werten widerspre-
chende Einschätzung der Karlsruher Beteiligten verständ-
lich und erklärbar. Darüber hinaus - und das ist entschei-
dend - zeichnet sich ein einheitliches Bild für die Länge 
der Vorbewährungszeit ab, das deren Zielvorstellungen ent-
spricht. 

Tab. 25b: Angemessene und nützliche Dauer der Vorbewäh-
rungszeit (x = Monate) 

KA ( 1) FR( 2 ) MA{3) ( 4) 
insgesamt 

Richter 
u. StA 5.2 5.2 6.3 5.5 

Bewh. 5.5 4.6 5.7 5.3 

JGH 5.7 5.0 5.3 5.4 

(1) Ri u. StA N 17; Bewh. N 17; JGH N 29 
(2) Ri u. StA N 11; Bewh. N 14; JGH N 31 
(3) Ri u. StA N 12; ·Bewh. N 13; JGH N 9 
( 4) Ri u. StA N 40; Bewh. N 44; JGH N 69 
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Im Landgerichtsbezirk Karlsruhe sind Einschätzung der tat-
sächlichen Wirklichkeit und die für nützlich gehaltene 
Dauer einer Vorbewährungszeit fast identisch. Ähnlich ver-
hält es sich in den übrigen Bezir~en, wenn man von den Ju-
gendgerichtshelfern in Freiburg absieht. 

Bei dieser Übereinstimmung liegt der Schluß nahe, daß die 
Beurteilung der tatsächlichen Gegebenheiten, die lediglich 
Erfahrungswerte zum Ausdruck bringt, stark beeinflußt wur-
de durch die Vorstellungen über eine angemessene Dauer. 
Hier dürfte der Grund für die Abweichung im Landgerichtsbe-
zirk Karlsruhe liegen. 

Wichtiger als die Erklärung für diesen Unterschied ist aber 
die bei allen Berufsgruppen und in allen Gerichtsbezirken 
gleichermaßen vorgenommene Begrenzung der Vorbewährungs-
zeit auf 5-6 Monate. 

Im Gegensatz zur Aktenanalyse dort lagen den Durch-
schnittszahlen zum Teil extreme Werte zugrunde (180) - kon-
zentrieren sich nach der Befragung die Angaben auch eindeu-
tig auf den erwähnten Bereich. 

Ein solcher Zeitrahmen, der als Höchstdauer angesehen wer-
den muß, widerspricht dann auch nicht den mit dem Institut 
der Vorbewährung verbundenen Zielvorstellungen. Als Vorbe-
reitungsphase für die Entscheidung des Jugendrichters zur 
Klärung der Frage der endgültigen Art der Vollstreckung 
der ausgesprochenen Jugendstrafe und als Motivationsanreiz 
für den Jugendlichen selbst ist ein Zeitraum von bis zu 
einem halben Jahr au~reichend. Darüberhinausgehende Verlän-
gerungen nehmen durch die dann auch zu lange Ungewißheit 
über die endgültige Entscheidung dem Anreiz für den Ju-
gendlichen seine Funktion. Für den Jugendlichen wäre dann 
kein Unterschied zur eigentlichen Strafaussetzung zur Be-
währung mehr erkennbar. Das Erreichen der Strafaussetzung 
zur Bewährung soll jedoch das Ziel für eine Verhaltensände-
rung darstellen, das nur durch motivierte Mitarbeit des Ju-
gendlichen erlangt werden kann. 
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Hinzu kommt, daß der Zeitraum von 6 Monaten für einen gro-
ßen Teil der Probanden die Phase ist, in der verstärkt Wi-
derrufsgründe auftreten (181). 

Der festgestellte gegensätzliche Zeitrahmen für die Dauer 
der Vorbewährungszeit - nach den Ergebnissen der Aktenana-
lyse und dem Antwortverhalten in der Befragung - weist auch 
erneut auf die Notwendigkeit einer gesetzlichen Ausformung 
des Instituts der Vorbewährung hin. Die Einhaltung der für 
angemessen gehaltenen Dauer von sechs Monaten und damit 
auch die nur so mögliche Verwirklichung des Anliegens der 
Vorbewährung ist nur über eine gesetzliche Ausformung ge-
währleistet. Hierdurch wird dann nicht nur ein Aushöhlen 
des erzieherischen Potentials vermieden, sondern auch 
gleichzeitig die rechtliche Stellung des Jugendlichen ge-
stärkt, deren Berücksichtigung bisher allein in der Hand 
des jeweiligen Jugendrichters liegt. 

3.2.6.2. Die Anrechnung der Vorbewährungszeit auf die Be-
währungszeit (182) 

Im engen Zusammenhang mit dem Problem der zeitlichen Be-
grenzung der Vorbewährungszeit steht die Frage nach deren 
Anrechnung auf die sich anschließende Bewährungszeit. Le-
diglich in vier Fällen der Aktenanalyse (183) wurde die Vor-
bewährungszeit angerechnet. Die fehlende Anrechnung in Kom-
bination mit oft sehr ausgedehnten Vorbewährungszeiten führ-
te daher zum Teil zu Gesamtbewährungszeiten,die häufig weit 
über drei Jahren lagen und damit die grundsätzlich vorgese-
hene Höchstdauer für die Bewährungszeit überschritten (184). 
Um jedoch bei dem Jugendlichen nicht durch wiederholte Ver-
längerungen und damit ausgedehnte Bewährungszeiten Resigna-
tion statt Motivation auszulösen, lag der Vorschlag nahe, bei 
positivem Verlauf der Vorbewährungszeit diese ganz oder zu-
mindest teilweise auf die Bewährungszeit anzurechnen. 
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Neben der Einhaltung der gesetzlich vorgesehenen Bewäh-
rungszeit würde durch eine Anrechnung zudem dem Jugendli-
chen ein weiteres pädagogisch wichtiges Anerkenntnis für 
seine Bemühungen geboten, das seine Motivation unterstützt, 
indem es seinen Erfolg zusätzlich bestätigt. 

Der eigenständige Charakter der Vorbewährung gegenüber der 
Strafaussetzung zur Bewährung würde durch eine Anrechnung 
auch nicht verwischt, da sie ihre Funktion als Vorberei-
tungs- und Klärungsstufe nicht verliert. Im Unterschied zur 
sofortigen Strafaussetzung bleibt es auch bei einer anzu-
rechnenden Vorbewährungszeit bei deren zunächst vorläufi-
gem Angebot an den Jugendlichen, das erst durch seine Mit-
arbeit zu einem endgültigen Erfolg führt. Ganz abgesehen 
davon, daß zum Zeitpunkt der Entscheidung für die Vorbewäh-
rung der Jugendrichter gerade die für eine endgültige 
Strafaussetzung zur Bewährung notwendige günstige Legalpro-
gnose noch nicht treffen kann, sondern hierfür noch weiterer 
Informationen über und Eindrücke von dem Jugendlichen be-
darf, die ihm die•Vorbewährung erst noch vermitteln soll. 

Entgegen der festgestellten tatsächlichen Praxis sollte es 
daher nicht nur zu einer Anrechnung kommen, sondern diese 
grundsätzlich verpflichtend sein. 

Nach den dieser Forderung widersprechenden Ergebnissen der 
Aktenanalyse war nun die Haltung der befragten Instanzen 
zu dieser Frage etwas überraschend, indem sie im Gegensatz 
zu den Ergebnissen der Aktenanalyse die vorausgegangenen 
Überlegungen bestätigte und eine Anrechnung der Vorbewäh-
rungszeit auf die Bewährungszeit überwiegend befürwortete 
(Tab. 26). 

Lediglich ein knappes Drittel der Jugendrichter und Jugend-
staatsanwälte, ein Bewährungshelfer und 12 % der Jugendge-
richtshelfer sprachen sich gegen eine Anrechnung aus. 



Tab. 26: Sollte die Zeit der Vorbewährung auf die sich anschließende 
Bewährungszeit angerechnet werden? 

Richter 
u. StA 

Bewh. 

JGH 

(1) Ri u. StA N 

(2) Ri u. StA N 

(3) Ri u. StA N 

(4) Ri u. StA N 

(1) Karlsruhe\.1.J ( 2) Freiburg\c.J 

ja teilw 

9 2 
(50%) ( 11%) 

11 6 

(61%) (33%) 

19 9 
(61%) (29%) 

18; Bewh. 
11; Bewh. 
14; Bewh. 
43; Bewh. 

nein ja teilw 

7 7 1 
(39%) (64%) (9%) 

1 15 2 
(6%) (88%) (12%) 

3 31 4 
(10%) (73%) (10%) 

N = 18; 

N = 17; 
N = 16; 
N = 51; 

JGH N 

JGH N 

JGH N 
JGH N 

31 
42 
12 
85 

nein 

3 
(27%) 

-
-

7 
(17%) 

(3) Mannheim\vJ 
ja teilw nein 

10 2 2 
( 72%) (14%) (14%) 

14 2 -
(88%) (12%) -

12 - -
(100%) - -

(4) insgesamt\'-tJ 
ja teilw nein 

26 5 12 
(60%) (12%) (28%) 

40 10 1 
(78%) (20%) (2%) 

62 13 10 
(73%) (15%) ( 12%) 

1\) 
f--' 
(Jl 
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Besonders aussagekräftig ist hier die Befürwortung durch 
die Bewährungshelfer, da sie die Berufsgruppe sind, die 
durch ihren engen Kontakt mit dem Jugendlichen am ehesten 
die Auswirkungen einer Anrechnung für den Jugendlichen be-
urteilen können. 

Im Vergleich der Landgerichtsbezirke ist die im übrigen 
fast uneingeschränkte Befürwortung einer Anrechnung im Land-
gerichtsbezirk Karlsruhe etwas differenzierter. Dort sind 
39 % der Jugendrichter und Jugendstaatsanwälte gegen eine 
Anrechnung. Bewährungshelfer und Jugendgerichtshelfer sind 
zwar nicht so negativ eingestellt, allerdings sind ca. 30 % 
lediglich für eine teilweise Anrechnung. Beide Ergebnisse 
bringen zum Ausdruck, es nicht zu einer kategorischen An-
rechnung kommen zu lassen, sondern deren Ausformung flexi-
bel zu gestalten. 

Unter Berücksichtigung, daß Karlsruhe der Bezirk mit der 
größten praktischen Erfahrung zur Vorbewährung ist, muß 
dieser Einstellung bei der Festlegung der Ausgestaltung der 
Anrechnung Bedeutung beigemessen werden. Dies kann in der 
Form geschehen, daß es zwar grundsätzlich zu einer Anrech-
nung der Vorbewährungszeit auf die Bewährungszeit kommt, 
jedoch dann, wenn besondere Gründe vorliegen, lediglich ein 
Teil angerechnet wird. 

Die Möglichkeit einer fakultativen Anrechnung kann aus den 
oben dargelegten Gründen nicht befürwortet werden. Hält 
der Richter eine drei Jahre übersteigende Bewährungszeit 
für notwendig, so bleibt ihm immer noch der erziehungspsy-
chologisch allerdings bedenkliche Weg (185) einer Verlänge-
rung entsprechend§ 22 Abs. 2 JGG. 

Ebenso wie bei einer Begrenzung der Dauer der Vorbewäh-
rungszeit ist auch das Erreichen einer einheitlichen Ausge-
staltung der Anrechnung ohne eine gesetzliche Ausformung 
nicht möglich. Gerade die Diskrepanz zwischen tatsächlicher 
Ausgestaltung - in der Regel keine Anrechnung - und der 
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durch die Befragung zum Ausdruck gekommenen Befürwortung 
einer Anrechnung zeigt deutlich die Notwendigkeit für eine 
gesetzliche Regelung auf. 

3.2.6.3. Zusammenfassung 

Durch die Befragung fanden nicht nur die nach der Aktenana-
lyse geäußerten Bedenken gegenüber der Ausgestaltung des 
Instituts der Vorbewährung eine Bestätigung, sondern dar-
über hinaus belegte das Antwortverhalten der befragten In-
stanzen auch die im Anschluß an die Bedenken formulierten 
Verbesserungsvorschläge. 
Eine den Zie~setzungen der Vorbewährung gerecht werdende 
Ausgestaltung, die gleichzeitig die rechtliche Stellung des 
Probanden festigt und damit auch der gesetzlichen Vorstel-
lung zur Bewährung entspricht, bedarf der Festlegung der 
Dauer der Vorbewährungszeit auf höchstens sechs Monate und 
der zumindest teilweisen Einbeziehung dieser Zeit in die 
anschließende Bewährungszeit. Ohne die Verankerung dieser 
Punkte im Gesetz ist weder eine einheitliche, weitgehend 
vom Ermessen des Jugendrichters unabhängige Ausgestaltung 
möglich, noch die Verwirklichung und Umsetzung der Zielvor-
stellungen des Instituts der Vorbewährung erreichbar. 

3.2.7. Die Stellung des Bewährungshelfers im Rahmen des In-
stituts der Vorbewährung aus der Sicht der befragten 
Instanzen 

Ohne die Bestellung eines Bewährungshelfers wUrde die Idee 
der Vorbewährung - beratend und betreuend den Jugendlichen 
zu fördern - sowohl ihre Wirkung als auch ihre Rechtferti-
gung verlieren. Gerade die Zuteilung des Bewährungshelfers, 
dessen Funktion und Aufgabe während der- Vorbewährungszeit 
zum Teil weitreichender ist als bei der eigentlichen Straf-
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aussetzung zur Bewährung, führte aber zu verfassungsrecht-
lichen Bedenken, da es an ausreichenden gesetzlichen Er-
mächtigungen für sein Tätigwerden fehlt (186). 

Neben der das Grundrecht der freien Entfaltung der Persön-
lichkeit des Jugendlichen beeinträchtigenden Auswirkung der 
Unterstellung unter einen Bewährungshelfer besteht auch für 
den Bewährungshelfer selbst keine gesetzliche Grundlage, 
aus der er die Legitimation für seine Arbeit während der 
Vorbewährungszeit ableiten könnte (187). 

Die bisherige Praxis löst diese Problematik durch Hinweise 
auf eine entsprechende Anwendung vorhandener Vorschriften, 
übersieht dabei aber die entscheidenden Gesichtspunkte, die 
eine Ausgestaltung des Instituts der Vorbewährung in der 
beabsichtigten Form nach den vorhandenen gesetzlichen Be-
stimmungen nicht zulassen. 

3.2.7.1. Die rechtliche Einordnung der Zuteilung eines Be-
währungshelfers (188) 

Angesichts der scheinbar bestehenden Überzeugung der Pra-
xis, bei der Zuteilung eines Bewährungshelfers in gesetz-
lich abgesichertem Rahmen zu arbeiten, war es daher inter-
essant zu erfahren, wie weit diese Überzeugung reicht, be-
ziehungsweise geteilt wird und auf welchen Vorschriften sie 
basiert. Letzteres, um eventuelle Unsicherheiten in der Be-
gründung aufdecken zu können. 

Das in Tabelle 27 zum Ausdruck kommende Bild bestätigt eine 
im gesamten Bereich der Fortentwicklung ambulanter Maßnah-
men für das Jugendstrafrecht sich abzeichnende Tendenz. Bei 
dem Bestreben, neue Wege einzuschlagen, die bestehenden 
Reaktionsmöglichkeiten an Effizienz überlegen sein könnten, 
wird das Gebot der Beachtung und Wahrung rechtsstaatlicher 
Garantien bagatellisiert oder nicht gesehen (189). 
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Tab. 27: "Halten Sie es für rechtlich zulässig, ohne vor-
herige Entscheidung über die Strafaussetzung, dem 
Jugendlichen einen Bewährungshelfer zuzuteilen?" 
(Bejahende Antworten) 

KA ( 1) FR( 2) MA(3) (4) 
insgesamt 

Richter 17 10 7 34 
u. StA (94 %) (91 %) (54 %) (81 %) 

16 10 11 37 
Bewh. (89 %) (77 %) (92 %) (86 %) 

17 30 8 55 
JGH (68 %) (86 %) (67 %) (76 %) 

(1) Ri u. StA N 18; Bewh. N 18; JGH N 25 
( 2) Ri u. StA N 11; Bewh. N 13; JGH N 35 
(3) Ri u. StA N 13; Bewh. N 12; JGH N 12 
( 4) Ri u. StA N 42; Bewh. N 43; JGH N 72 

Entsprechend dieser Einstellung ist die Bejahung der recht-
liehen Möglichkeit, einen Bewährungshelfer ohne vorherige 
Entscheidung .über die Strafaussetzung zuteilen zu können, 
in den Landgerichtsbezirken fast einhellig, in denen mit 
dem Institut der Vorbewährung gearbeitet wird. In Mannheim 
sehen dagegen lediglich 54 % der "Juristen" diese Möglich-
keit, die übrigen verneinten ausdrücklich - unter Hinweis 
auf den entgegenstehenden Wortlaut von § 24 und § 25 JGG 
und die fehlende Aussetzungsentscheidung - die rechtliche 
Zulässigkeit eines solchen Vorgehens. 

Die angesprochene mögliche Unsicherheit in der Begründung, 
die zugleich auf eine leicht sich einstellende und zu er-
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reichende Zufriedenheit hinweist, wird deutlich aus der 
Vielzahl der vorgeschlagenen rechtlichen Wege für eine Zu-
teilung. 

Bevorzugt genannt wurde§ 10 JGG in Verbindung mit Richtli-
nie 3, wohl in Anlehnung an die 'hieraus entwickelte "Bewäh-
rungsweisung". An zweiter Stelle wurde die analoge Anwen-
dung der Bewährungsvorschriften(§§ 21 ff. JGG) vorgeschla-
gen, gefolgt von der Kombination des§ 57 in Verbindung mit 
§ 10 JGG. Andere leiteten die rechtliche Zulässigkeit al-
lein aus § 57 JGG ab oder aus § 71 JGG (Vorläufige Anord-
nung über die Erziehung); es wurde§ 30 JGG in analoger An-
wendung angeführt, § 8 JGG (Verbindung von Maßnahmen und 
Jugendstrafe) in Verbindung mit§ 10 (Weisung) und§ 15 JGG 
(Auflagen) als Lösungsweg angesehen und die Herleitung aus 
den§§ 45/47 JGG (Absehen von der Verfolgung) empfohlen. 

Allein diese noch nicht vollständige Aufzählung der vorge-
schlagenen Lösungswege offenbart die bestehende Verwirrung 
und Unsicherheit in der Begründung eines rechtlich zulässi-
gen Weges für die Zuteilung eines Bewährungshelfers während 
der Vorbewährungszeit, wobei ein Unterschied zwischen Juri-
sten ur:id Nichtjuristen nicht festgestellt werden konnte. 

Zwar enthalten einige der Vorschläge - andere scheiden 
schon von ihrem Wortlaut her aus - Hinweise auf eventuelle 
Lösungsansätze, allen gemeinsam ist jedoch, daß sich aus 
ihnen für die Vorbewährungszeit die Zuteilung eines Bewäh-
rungshelfers in der vollen Konsequenz seines Aufgabengebie-
tes nicht ableiten läßt. 

Sowohl die Vielzahl der Angebote als auch deren letztliche 
Unbrauchbarkeit ( 190) unterstreichen daher die geäußerten 
verfassungsrechtlichen Bedenken und verleihen der Forderung 
nach einer gesetzlichen Ausformung des insgesamt als sinn-
voll angesehenen Instituts der Vorbewährung besonderen 
Nachdruck. 
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3.2.7.2. Die Einstufung der zusätzlichen Belastung des Be-
währungshelfers (191) 

Das Wissen um die zur Zeit noch zu hohe Fallbelastung des 
einzelnen Bewährungshelfers (192), durch die eine effektive 
Arbeit mit dem einzelnen Probanden oft erschwert wird, 
wirft die Frage auf, ob die oben ( 193) vertretene Auffas-
sung, durch das Institut der Vorbewährung komme es ledig-
lich zu einer geringen und damit vertretbaren Zusatzbela-
stung, auch von den am Verfahren beteiligten Instanzen ge-
teilt wird. 

Tab. 28a: "Halten Sie die mit der Vorbewährung verbundene 
Mehrbelastung für den Bewährungshelfer für ver-
tretbar"? ("Befürworter") 

KA ( 1) FR( 2) MA (3) 
(4) 

insgesamt 

Richter 15 7 12 34 
u. StA (83 %) (64 %) (86 %) (79 %) 

15 13 8 36 
Bewh. (83 %) (77 %) ( 53 %) ( 72 %) 

23 22 7 52 
JGH (82 %) (67 %) (58 %) ( 71 %) 

(1) Ri u. StA N 18; Bewh. N 18; JGH N 28 
( 2) Ri u. StA N 11; Bewh. N 17; JGH N 33 
(3) Ri u. StA N 14; Bewh. N 15; JGH N 12 
(4) Ri u. StA N 43; Bewh. N 50; JGH N 73 
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Wie aus Tabelle 28a ersichtlich, in der die Antwortkatego-
rien "mittelmäßig", "ziemlich", und "sehr" zusammengefaßt 
wurden, hält der überwiegende Teil aller Berufsgruppen in 
allen Landgerichtsbezirken die mit der Vorbewährung verbun-
dene Mehrbelastung für vertretbar.' 

Besonders aussagekräftig ist in diesem Zusammenhang das 
Antwortverhalten der betroffenen Bewährungshelfer selbst, 
das deshalb in Tabelle 28b detailliert dargestellt wird. 

Tab. 28b: "Halten Sie die mit der Vorbewährung verbundene 
Mehrbelastung für den Bewährungshelfer für ver-
trebar?" - Bewährungshelfer -

KA Fr MA insgesamt 

1 2 7 10 
nicht (6 %) (12 %) (46 %) (20 %) 

2 2 - 4 
wenig ( 11 %) (12 %) - (8 %) 

7 4 1 12 
mittelmäßig (39 %) (24 %) (7 %) (24 %) 

4 4 4 12 
ziemlich (22 %) (24 %) (27 %) (24 %) 

4 5 3 12 
sehr (22 %) (28 %) (20 %) (24 %) 

Zwei Dinge sind hier erwähnenswert. Zum einen, daß zwar 
auch die Bewährungshelfer immer wieder auf die zu hohe 
Fallzahl hinwiesen, aber in allen drei Landgerichtsbezir-
ken fast 50 % der Befragten trotzdem die Zusatzbelastung 
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als "ziemlich" und "sehr" vertretbar einstuften. Das an-
dere sind die hohen positiven Beurteilungen in den Landge-
richtsbezirken Karlsruhe und Freiburg (194). Gerade in die-
sen Bezirken gibt Tabelle 28b die Einschätzung solcher Be-
teiligten wieder, die tatsächlich schon mit einer - wenn 
auch noch nicht stark ausgeprägten - durch die dort prakti-
zierte Vorbewährung ausgelösten Zusatzbelastung arbeiten 
müssen. Auch aus dieser Praxiserfahren heraus halten sie 
die zusätzliche Belastung für vertretbar. 

Angesichts dieser Einstellung ist davon auszugehen, daß 
durch zusätzliche Vorbewährungsprobanden auch nach Meinung 
der befragten Instanzen die Arbeit des Bewährungshelfers 
nicht "unmöglich" gemacht wird und damit einer Einführung 
des Instituts auch keine praktische Undurchführbarkeit ent-
gegensteht. 

Hiermit ist der Forderung nach einer verminderten Fallzahl 
allerdings nicht der Boden entzogen, sie bleibt nach wie 
vor aktuell und wichtig. 

3.2.8. Die Beurteilung des Fehlens der Schöffen im nach-
träglichen Beschlußverfahren (195) 

Sieht man in § 57 JGG nicht nur die Möglichkeit, wie es 
der Intention des Gesetzgebers entspricht ( 196), bei der 
Entscheidung über die ·Ausgestaltung der Bewährungszeit ein 
Beschlußverfahren durchzuführen, sondern die gesamte Ent-
scheidung über die Strafaussetzung vorzubehalten, so hat 
dies zur Folge, daß im Jugendstrafrecht - im Ge~ensatz zum 
Erwachsenenstrafrecht, in dem eine solche Rege1.ung nicht 
existiert (197) - die Schöffen an dieser Entscheidung nicht 
mehr beteiligt sind (198). 

Die Funktion der Schöffen, · insbesondere auch soziale Hin-
tergründe und Interessenlagen aus der Sicht des Laien zur 
Grundlage einer sachgerechten Entscheidung beizusteuern 
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(199), würde damit bei der Entscheidung über die Strafaus-
setzung zur Bewährung nicht mehr gegeben sein. Gleichzei-
tig würde für die Fälle, in denen im Hinblick auf die 
Rechtsfolgenerwartung die Zuständigkeit eines Kollegialge-
richts begründet worden ist, die Laienbeteiligung einge-
schränkt ( 200) • Bei der Vorbewährung würde dies dann fast 
zur Regel, da die Vorbewährungsprobanden häufig eine zwölf 
Monate übersteigende Jugendstrafe zu erwarten haben. Nach 
der Aktenanalyse waren 89 % der Fälle durch ein Jugend-
schöffengericht entschieden worden. 

Aus der Stellung der Schöffen im Beschlußverfahren und der 
eingeschränkten Rechtsfolgenkompetenz des Jugendrichters 
als Einzelrichter ( § 39 Abs. 2 JGG), die im allgemeinen 
Strafverfahren nicht gilt, sind zudem zwei Erkenntnisse ab-
zuleiten. Zum einen untersützt diese gesetzliche Regelung 
die in § 57 JGG ge~_ehene gesetzgeberische Intention. Es war 
sicher nicht die . Absicht des Gesetzgebers, auf dem Umweg 
über das Beschluß~e-~fahren nach § 57 JGG, die speziell für 
das Jugendstrafverfahren festgelegten Entscheidungen durch 
ein Kollegül.lge'richt wieder zur Entscheidung des "Einzel-
richters" 11erden zu lassen, auch wenn nur noch die Frage 
der Strafauss~tzung zur Bewährung offen ist. Dieser Gedan-
ke unterstützt die oben ( 201) angestellten Überlegungen, 
daß nach den Vorstellungen des Gesetzgebers bei § 57 JGG 
die Entscheidung über das "Ob" der Strafaussetzung zur Be-
währung bereits gefallen ist und das nachträgliche Be-
schlußverfahren lediglich die Möglichkeit einräumen soll, 
noch Fragen der Ausgestaltung der Bewährungszeit abzuklä-
ren. 
Zum anderen zeigt sich auch an dieser Stelle wieder, daß 
eine gesetzliche Ausformung des Instituts der Vorbewährung 
angebracht erscheint, zumindest dann, wenn die Schöffenbe-
teiligung als notwendig angesehen wird. Zwar kann diese 
Notwendigkeit bei der heutigen Aufgabenstellung, Funktion 
und Auswahl der Schöffen nicht mehr uneingeschränkt bejaht 
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werden (202), aber nach der derzeitigen Regelung entspricht 
die Nichtbeteiligung der Laienrichter nicht der Intention 
des Gesetzgebers. 

Für eine vorzuschlagende gesetzliche Ausformung des Insti-
tuts der Vorbewährung war es daher wichtig zu wissen, in-
wieweit die Verfahrensbeteiligten bei ihrer Entscheidung 
im Anschluß an die Vorbewährungszeit die Schöffenbeteili-
gung für fördernd oder entbehrlich halten. 

Tab. 29: "Gegen die Nichtbeteiligung der Schöffen im Be-
schlußverfahren nach § 57 JGG bestehen keine Be-
denken." 

KA ( 1) FR( 2 ) MA (3) (4) 
insgesamt 

Richter 13 9 7 29 
u. StA ( 72 %) (82 %) (50 %) (68 %) 

10 13 6 29 
Bewh. (63 %) (76 %) (40 %) (60 %) 

16 11 5 32 
JGH ( 55 %) (27 %) (42 %) (39 %) 

(1) Ri u. StA N 18; Bewh. N 16; JGH N 29 
( 2) Ri u. StA N 11; Bewh. N 17; JGH N 41 
(3) Ri u. StA N 14; Bewh. N 15; JGH' N 12 
( 4) Ri u. StA N 43; Bewh. N 48; JGH N 82 

In den Landgerichtsbezirken Karlsruhe und Freiburg, in de-
nen mit dem Institut gearbeitet wird, bestehen bei den Be-
rufsgruppen der Jugendrichter/Jugendstaatsanwälte und Be-
währungshelfer weitgehend keine Bedenken gegen einen Ver-
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zieht auf die Schöffenbeteiligung bei der Entscheidung über 
die endgültige Strafaussetzung zur Bewährung. 

Dieser aus praktischer Erfahrung gewonnenen Überzeugung, 
die eine Zusammenarbeit von Jugendrichtern und Bewährungs-
helfern zur Grundlage hat (203), steht die mehr auf theore-
tischer Überlegung basierende Entscheidung der Mannheimer 
Beteiligten und die Einstufung aller Jugendgerichtshelfer -
als "nicht-mehr-Beteiligte" - gegenüber, von denen ein be-
deutend geringerer Anteil die Schöffenbeteiligung für ent-
behrlich hält. Die Mehrheit sah hier in dem Ausschluß der 
Schöffen eine Aushöhlung der Schöffenfunktion und bemängel-
te das damit verbundene Fehlen der als erzieherisch wert-
voll erachteten laienricnterlichen Einflußnahme. 

Vergegenwärtigt man sich nun die Entscheidungssituation zum 
Ende der Hauptverhandlung und die Funktion der Vorbewäh-
rungszeit, so sprechen die überzeugenderen Gründe, die auch 
in den ausführlichen Stellungnahmen der befragten Instanzen 
angeführt wurden, für einen Verzicht auf die Beteiligung 
der Laienrichter bei der nachträglichen Entscheidung über 
die endgültige Strafaussetzung zur Bewährung. 

In erster Linie ist es Aufgabe der Vorbewährungszeit, Vor-
aussetzungen für eine positive Aussetzungsentscheidung zu 
schaffen, die zum Zeitpunkt der Hauptverhandlung noch nicht 
in der notwendigen Klarheit erkennbar sind. Alle Beteilig-
ten an der Hauptverhandlung - zu denen auch die Schöffen 
gehören - bringen durch ihre Entscheidung für die Vorbewäh-
rung zum Ausdruck, daß grundsätzlich der Vollzug nicht ge-
wollt ist. 

Durch die Auswahl der Auflagen und Weisungen für die Vorbe-
währungszeit verdeutlicht das Gericht zudem die Punkte, die 
einer Aussetzungsentscheidung noch entgegenstehen und zeigt 
dem Jugendlichen zugleich den Weg auf, wie er durch seine Mit-

arbeit die für ihn günstigere Entscheidung beeinflussen kann. 
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Unter Beteiligung der Schöffen wird somit zum Ende der 
Hauptverhandlung sowohl die Entscheidung für die Vorbewäh-
rung getroffen, die grundsätzlich eine spätere Aussetzung 
zum Ziel hat, und es findet eine "Vorabklärung" statt, die 
die richtungsweisenden Voraussetzungen für die spätere Ent-
scheidung festlegt. Alle grundlegenden Entscheidungen wer-
den somit durch das Schöffengericht als ganzes getroffen 
und dem Jugendrichter obliegt es lediglich - wie bei der 
eigentlichen Strafaussetzung zur Bewährung - in Zusammenar-
beit mit dem Bewährungshelfer die Erfüllung der Anforderun-
gen durch den Jugendlichen zu überwachen. Insoweit wird 
durch ein Beschlußverfahren ohne Schöffenbeteiligung deren 
Funktion nicht unterlaufen, sondern bleibt der Einfluß der 
Schöffen auch bei der Vorbewährung erhalten. 

Dieser Sicht entsprach auch die inhaltliche Argumentation 
der befragten Instanzen. Neben der Befürchtung einer unnö-
tigen Verkomplizierung des Verfahrens waren die Hauptbe-
gründungen, daß die Voraussetzungen für das spätere Be-
schlußverfahren durch alle Beteiligten gemeinsam geklärt 
würden, die grundsätzliche Entscheidung damit feststehe, 
durch den späteren Beschluß die ursprüngliche Entscheidung 
in ihrer Substanz nicht berührt werde oder daß die Schöffen 
durch ihr Mitwirken bei der Wahl für die Vorbewährung dem 
Richter - wie im Bewährungsverfahren - die weiteren Ent-
scheidungen übertragen hätten. 

Der somit vertretbare Verzicht auf eine Schöffenbeteili-
gung · im nachträglichen Beschlußverfahren beeinflußt aber 
gleichzeitig die gesetzliche Ausformung des Instituts der 
Vorbewährung. Die Einflußnahme der Schöffen ist nur gewähr-
leistet, wenn die Festlegung der Bedingungen und Anforde-
rungen für die Vorbewährungszeit - Auflagen und Weisungen -
bereits im Urteil erfolgt. Zwar wird - wie die Aktenanalyse 
gezeigt hat (204) - in der Praxis schon so verfahren, je-
doch widerspricht dieses Vorgehen dem Wortlaut von § 58 



228 

Abs. 1 JGG, nach dem für Entscheidungen "infolge der Aus-
setzung" wiederum ein Beschlußverfahren vorgesehen ist 
( 205) • 

Um die vom Gesetzgeber vorgesehene Beteiligung der Schöffen 
sicherzustellen, bedarf es daher der Festlegung der Aufla-
gen und Weisungen für eine Vorbewährungszeit schon im Ur-
teilstenor. Dies würde auch eine sonst mögliche erziehe-
risch aber nicht wünschenswerte Verfahrensverzögerung aus-
schließen. 

3.2.9. Zusammenfassung 

Die Ergebnisse der Instanzenbefragung reihen sich nahtlos 
in die Erkenntnisse der Aktenanalyse ein, festigen wie die-
se die Schlußfolgerungen der theoretischen Erörterungen und 
komplettieren so das Gesamtbild des Instituts der Vorbewäh-
rung. 

Neben der bejahenden Einstellung der hier befragten Instan-
zen zu den Grundideen des Instituts der Vorbewährung, die 
auf einem hohen Kenntnisstand zum Institut basierte, bestä-
tigt die Befragung auch ein vorhandenes Bedürfnis nach 
einer der Vorbewährung entsprechenden Reaktionsform zwi-
schen Strafaussetzung zur Bewährung und Vollzug der Jugend-
strafe. 

Trotz einer scheinbar starken Zufriedenheit mit dem Vorhan-
denen und bei gleichzeitiger Skepsis gegenüber der Intensi-
vierung bestehender oder anderer diskutierter Alternativen 
zur Ausprägung des Erziehungsgedankens und Unterstützung 
der jugendrichterlichen Legalprognose, fand gerade die Idee 
der Vorbewährung eine breite positive Bewertung. 

Auch durch die Hervorhebung der Mitarbeit des Jugendliche~ 
der Probezeit für den Jugendlichen und der Beobachtungsmög-
lichkeiten des Jugendlichen in einer veränderten Umwelt 
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entsprach das Antwortverhalten nicht nur den mit dem Insti-
tut der Vorbewährung verbundenen Vorstellungen, sondern be-
stätigte zugleich die ergänzende und erweiternde Funktion 
der Vorbewährung im Vergleich zu anderen Alternativen. Ge-
rade in den Landgerichtsbezirken mit praktischer Erfahrung 
zum Institut der Vorbewährung fanden diese Gedanken eine 
ausgeprägte Befürwortung. 

Insgesamt wurde durch die Einschätzung der befragten In-
stanzen damit dem theoretisch als wertvoll und sinnvoll er-
achteten Verbesserungsvorschlag auch seine 
Brauchbarkeit und Nützlichkeit bescheinigt. 

praktische 

Bei der Umsetzung des somit akzeptierten Instituts der Vor-
bewährung in die forensische Praxis zeigten sich in der 
Einstellung der befragten Instanzen die auch schon vorher 
festgestellten Ansatzpunkte, die die gesetzliche Ausformung 
des Instituts der Vorbewährung notwendig machen. 

Hinsichtlich der Ausgestaltung und der Handhabung des In-
stituts ist dies die Festlegung einer Höchstdauer für die 
Vorbewährungszeit und die zwingend vorzuschreibende - zu-
mindest teilweise - Anrechnung der Vorbewährungszeit auf 
die sich anschließende Bewährungszeit. 

Die vorgeschriebene Beteiligung der Laienrichter im Verfah-
ren vor dem Schöffengericht verlangt die Sicherstellung 
ihrer Einflußnahme durch einen Ausspruch der für die Vorbe-• 
währungszei t vorgesehenen Auflagen und Weisungen schon im 
Urteil. 

Über diese Detailfragen hinaus ist allerdings in erster 
Linie die Verankerung des Instituts der Vorbewährung als 
solches im Gesetz zu fordern. Auch die Befragung machte er-
neut deutlich, daß derzeit eine Praktizierung dieser sinn-
vollen Reaktionsform auf starke verfassungsrechtliche Be-
denken stößt, die durch die notwendige Zuteilung eines Be-
währungshelfers ausgelöst werden. 
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3.3. Der Vergleich von Bewährungs- und Vorbewährungsproban-
den anhand von Widerrufsquoten und Registereintragun-
gen 

Der Vergleich der Probanden beinhaltet gleichzeitig den 
Vergleich beider Rechtsinstitute. Letzterer kann und soll 
aber nicht die Aufgabe haben, zu einer Aussage über die 
größere oder geringere Wirkung oder Wirksamkeit beider 
Vollstreckungsarten zu gelangen. 

Wie auch immer der Mißerfolg oder Erfolg einer Maßnahme 
nämlich definiert wird, enthält diese Definition immer nur 
ein Urteil über den Probanden selbst und seine soziale An-
passung im Sinne legalen Verhaltens und nur in zweiter Li-
nie ein Urteil über die Effizienz der Maßnahme (206). 

Gerade in Bewährungsfällen, die durch konkrete Maßnahmen -
Erlaß/Widerruf - beendet werden, ist man aber leicht ge-
neigt, in dem Verhältnis der Beendigungsgründe ein Erfolgs-
kriterium zu suchen. Berücksichtigt man allerdings die Um-
stände, die eine Beendigung in der einen oder anderen Form 
beeinflussen, so· wird leicht erkennbar, daß eine Wertung 
der spezialpräventiven Wirksamkeit der verschiedenen Reak-
tionen lediglich aufgrund dieser Kriterien nicht erfolgen 
kann; So ist die "Widerrufsquote" abhängig von den Sank-
tionsentscheidungen der Instanzen, der davon beeinflußten 
qualitativen Auswahl der Probanden, der individuellen Ent-
wicklung der Probanden, die wiederum geprägt wird durch die 
Intensität der Stützung durch den Bewährungshelfer. Hinzu 
kommen die unterschiedlichen Umweltverhältnisse in der je-
weiligen Bewährungs- und Beobachtungszeit und auch die Tat-
sache, daß Auflagenverstöße und/oder Straftaten zum Wider-
ruf führen können, aber nicht müssen. Zudem kann auch der 
Widerruf selbst eine für die Integration des Probanden not-
wendige und sinnvolle Maßnahme darstellen (207). 

Der Vergleich des späteren Legalverhaltens der Bewährungs-
und Vorbewährungsprobanden kann daher nicht dazu dienen, 
den Erfolg der Reaktionsformen zu beurteilen. Aufgabe die-
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ser Gegenüberstellung ist vielmehr der Versuch aufzuzeigen, 
daß die Gewährung der Vorbewährung tatsächlich für den 
sonst in den Vollzug überführten Probanden eine Chance ist, 
die er ebenso wahrnimmt wie der Proband, der sofort Stra~-
aussetzung zur Bewährung erhalten hat. 
Die Vergleichszahlen sollen daher lediglich verdeutlichen, 
daß die Einräumung einer Vorbewährungszeit auch bei solchen 
Probanden, deren Vorleben eher gegen eine Strafaussetzung 
spricht, kein "Risiko" bedeutet, sondern eine wertvolle Al-
ternative, durch die der schädliche Vollzug vermieden wer-
den kann und durch die so ein Beitrag zur Verstärkung ambu-
lanter Reaktionsformen geleistet wird. Im Mittelpunkt steht 
die Annahme der eingeräumten Vorbewährungschance durch den 
Probanden im Vergleich zur Strafaussetzung zur Bewährung 
und weniger die Effizienz der Maßnahme selbst. 
In diesem Sinne ist auch der im folgenden verwandte Begriff 
der Legalbewährung in Bezug auf den Rückfall zu verstehen, 
der aus dem Bereich der Behandlungsforschung stammt und 
dort als Erfolgskriterium für ein erfolgreiches Behand-
lungskonzept dient (208). In der vorliegenden Untersuchung 
orientiert sich der Begriff der Legalbewährung allein an 
der aus dem Register offiziell bekannt gewordenen Auffäl-
ligkeit und gibt somit lediglich Reaktionsprozesse sozialer 
Kontrollen wider, ohne Rücksicht auf eine Integration des 
Probanden im sozialen Nahraum und unter außer acht lassen 
des Dunkelfeldes (209). 
Unter Berücksichtigung dieser Prämissen und der Erkenntnis, 
daß allein aus einem prädikatorisch festgestellten hohen 
Bewährungsrisiko noch kein Argument gegen eine Strafausset-
zung abgeleitet werden kann, sondern allenfalls Einsichten 
für die Wahl, Bedeutung und Ausgestaltung der zu treffenden 
Maßnahme (210), ist die folgende beschreibenden und infor-
mativen Charakter beanspruchende Analyse zu sehen. Auch die 
gemachten Aussagen können über eine beschreibende und le-
diglich tendenzielle Interpretation nicht hinausgehen. Das 
vorgegebene geringe Datenmaterial läßt weitergehende 
Schlüsse oder gar endgültige Ergebnisse nicht zu. 
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3.3.1. Der Vergleich der Widerrufsquoten 

Vor dem eigentlichen Vergleich des Verlaufs der Bewährungs-
zeit bedarf es noch eines kurzen Eingehens auf die Vorbe-
währungsprobanden, bei denen es nicht zu einer anschließen-
den Strafaussetzung gekommen ist. 

Tab. 30: Verteilung der Bewährungs- und Vorbewährungspro-
banden ai..:f die drei Landgerichtsbezirke 

KA FR MA !insgesamt 

Strafaussetzung 
zur Bewährung 23 55 20 98 

Vorbewährung und 27 15 1 43 
anschließende (64 % (79 % (68 % 
Strafaussetzung von 42) von 19) von 63) 

Vorbewährung ohne 15 4 1 20 
anschließende (36 % (21 % (32 % Strafaussetzung von 42) von 19) von 63) 

total 65 74 22 161 

Von den insgesamt 63 Vorbewährungsprobanden verlief für 20 
( 32 %) die Vorbewährungszeit negativ. In Karlsruhe waren 
es 36 % und in Freiburg lediglich 21 %. Die hohe Zahl der 
zunächst günstig abgeschlossenen Vorbewährungszeiten in 
Freiburg dürfte auf die dort insgesamt bestehende liberale-
re Aussetzungspraxis zurückzuführen sein (211). 

Wie oben (212) erwähnt, war in 15 Fällen der Grund für die 
Versagung der anschließenden Strafaussetzung eine erneute 
Straftat. Die übrigen Probanden waren den für die Vorbewäh-
rungszeit aufgegebenen Auflagen und Weisungen nicht nachge-
kommen. 
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Interessant ist, daß die Sozialbiographie der Probanden, 
deren Vorbewährungszeit negativ verlief, deutlich ungünsti-
ger war als bei den übrigen (213). So waren z.B. 25 % 
(N = 20) unehelich geboren im Gegensatz zu 14 % (N = 43) 
der Vorbewährungsprobanden mit positivem Vorbewährungsver-
lauf. Lediglich 35 % (N = 20) lebten bis zur Tatzeit über-
wiegend im gemeinsamen Haushalt der Eltern ( 43 %; N = 42 
bei positivem Verlauf); der Vater war in 75 % (N 12) der 
Fälle berufstätig_ (85 %; N 27), die Mutter bei 47 % (N = 
15) der Probanden (39 %; N 31). Eine Trennung der Eltern 
lag bei 67 % (N = 12) der Probanden vor (54 %; N = 24) und 
einen festen Wohnsitz hatten lediglich 85 % (N = 20) der 
Probanden (98 %; N = 43). 

Auch im schulischen Bereich zeichnete sich eine Tendenz zum 
schlechteren Sozialprofil ab. 50 % (N = 18) hatten keinen 
Schulabschluß, bei den Probanden mit positivem Verlauf wa-
ren dies nur 26 % (N = 38). Ebenso verhält es sich mit dem 
Schulbesuch. Lediglich 17 % (N = 12) der Probanden ohne an-
schließende Strafaussetzung besuchten die Schule regelmäßig 
im Gegensatz zu 39 % (N 23) der Probanden mit anschlie-
ßender Strafaussetzung. 

Hinsichtlich der Vorstrafenbelastung und der Höhe der zu-
grunde liegenden Jugendstrafe zeigten sich zwischen diesen 
beiden Gruppen keine Unterschiede. 

In diesen Zahlen bestätigt sich die Aufgabe der Vorbewäh-
rungszeit als Klärungs- und Filterstufe zwischen Vollzug 
der Jugendstrafe und deren sofortiger Aussetzung. Die Pro-
banden, die von ihrem Sozialprofil fast den Bewährungspro-
banden entsprechen 
Gründen (Vorstrafe, 

( 214), bei denen aber aus sonstigen 
Höhe der Jugendstrafe oder Drogenkon-

sum) die Entscheidung für eine direkte Aussetzung zum Zeit-
punkt der Hauptverhandlung noch nicht getroffen werden 
konnte, erhalten die ihnen sonst zu versagende Bewährungs-
chance. 68 % (N = 63) der Vorbewährungsprobanden erhielten 
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eine solche Chance. Eine Zahl, die die Richtigkeit eines 
Vorgehens im Wege der Vorbewährung bestätigt. 

Der Vergleich der Widerrufsquoten basiert nun auf diesen 
43 ( = 68 %) Vorbewährungs.proban'den und den 98 Bewährungs-
probanden. Um eine Einordnung der Zahlen beider Gruppen 
im Gesamtbild der Widerrufsfälle vornehmen zu können, be-
darf es allerdings weiterer Vergleichszahlen. Hier bot sich 
die Bewährungshilfestatistik an, in der die jährlich been-
deten Unterstellungen nach Beendigungsgrund aufgeführt 

sind. 

Tab. 31: Prozentualer Anteil der durch Widerruf beendeten 
Unterstellungen männlicher, nach Jugendstrafrecht 

verurteilter Probanden, an den jährlichen Beendi-
gungen einer Unterstellung nach § 21 Abs. 1 od. 
2 JGG (Bundesgebiet) (1) 

§ 21 Abs. 1 

1975 41 % 

1976 40 % 

1977 42 % 

1978 41 % 

1979 37 % 

1980 36 % 

(1) Bewährungshilfestatistik 
Wiesbaden; Rechtspflege, 
rungshilfe 

§ 21 Abs. 2 i § 21 Abs. lu.2 

39 % 41 % 

37 % 40 % 

40 % 42 % 

44 % 41 % 

38 % 37 % 

42 % 37 % 

Statistisches Bundesamt 
Fachserie 10, Reihe 5, Bewäh-
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Ein Nachteil der Zahlen aus Tabelle 31 besteht darin, daß 
sie nicht auf einer Langzeitbeobachtung basieren, d.h. die 
prozentuale Widerrufsquote kann nicht von einer bekannten 
und zum Zeitpunkt der Beendigung identischen Ausgangsgruppe 
errechnet werden ( 215). Da aber lediglich in der Bewäh-
rungshilfestatistik eine Aufschlüsselung nach § 21 Abs. 1 
und 2 JGG erfolgt, sollen die Zahlen - mit der gebotenen 
Vorsicht - als Vergleich dienen. Um darüber hinaus annä-
hernd der tatsächlichen Situation entsprechende Werte zu 
erhalten, wurden zusätzlich die Widerrufsquoten verschiede-
ner Langzeitstudien in einer Tabelle zusammengefaßt (Tab. 
32). 

Vergleicht man nun die Gesamtwiderrufsquote aus Tabelle 31 
und 32, so kann man davon ausgehen, daß der tatsächliche 
Widerruf bei der Aussetzung einer Jugendstrafe zur Bewäh-
rung bei 40 bis 45 % aller Strafaussetzungen liegt. 

Obwohl bei der vorliegenden Untersuchung durch die Anord-
nung von Untersuchungshaft schon eine Auslese nach Kri te-
rien der sozialen Desintegration erfolgte und dadurch ge-
genüber den anderen Arbeiten die Probanden nach üblicher 
Auffassung stärker "widerrufsgefährdet" waren, entspricht 
die Widerrufsquote (216) den ermittelten Durchschnittswer-
ten (Tab. 33) • 

Bei 45 % der Bewährungsprobanden kam es zum Widerruf der 
Strafaussetzung, wobei für den Landgerichtsbezirk Freiburg 
sich die grundsätzlich liberalere Aussetzungspraxis beim Wi-
derruf nicht negativ niederschlug, sondern sogar günstige-
re Ergebnisse gegenüber Karlsruhe aufzeigte (217). 

Auffallend ist weiter, daß nach den Gesamtzahlen sich die 
Widerrufsquote ständig erhöht, je länger die zugrunde lie-
gende Jugendstrafe bemessen_ war (bis 11 Mon. einschließ-
lich= 40 % (N = 52); 12 Mon. = 47 % (N = 32); bis 24 Mona-
te= 67 % (N = 6)). Ein Ergebnis, das in dieser Deutlich-
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Tab. 32: Widerrufsquoten in einzelnen Untersuchungen (Anga-
ben in Prozent) bei Strafaussetzung zur Bewährung 
im Jugendstrafrecht (1) 

Untersuchung Widerrufsquote N = 
in% 

Erber 1961, 317 37 111 

Glitt 1964, 4 43 136 

Bindzus 1966, 81 44 120 

Meyer- 47 611 Wentrup 1966, 221 

Nerlich 1966, 11 53 165 

Ulmschneider 1966, 191 36 343 

Schünemann 1971, 39 42 180 

Vogt 1972, 114 38 200 

Lange, P. 1973, 148 47 144 

Rohnfelder 1974, 38 21 87 FN 328 

Spieß 1980, 428 44 170 

Meyer, K.-P. 44 51 1981a, 373 

(1) vgl. hierzu Heinz 1977, 296 ff. insbesondere die Anmer-
kungen S. 311 m.w. Hinweisen. 
Zum Teil handelt es sich um Untersuchungen zu§ 20 JGG 
a.F. und zum Teil wurden auch Verurteilungen nach§ 27 
JGG einbezogen (Glitt; Meyer-Wentrup; Ulmschneider, 
Lange, P.; Spieß). 



Tab. 33: Widerruf der Strafaussetzung bei sofortiger Strafaussetzung zur Bewährung 
(Dauer der zugrunde liegenden Jugendstrafe) 

(1) Karlsruhe'~' (1) Freiburg\-'-J Mannheim (1) insgesamt\-'-/ 

ja nein ja nein ja nein ja nein 

bis 11 Mon. 4 5 10 21 7 5 21 31 
einschließlich (21 %) (26 %) (19 %) (41 %) (35 %) ( 25 %) (23 %) (34 %) 

12 Mon. 6 3 5 11 4 3 15 17 
(32 %) ( 16 %) (10 %) (22 %) (20 %) (15 %) (17 %) (19 %) 

über 12 Mon. - 1 3 1 1 - 4 2 
bis 24 Mon. - (5 %) (6 %) (2 %) (5 %) - (5 %) (2 %) 

10 9 18 33 12 8 40 50 
insgesamt (53 %) (47 %) (35 %) (65 %) (60 %) ( 40 %) (45 %) (55 %) 

19 51 20 90 
total (100 %) (100 %) ( 100 %) ( 100 %) 

" 

ausgewiesen 
oder verstorben 3 3 - 6 

( 1) bei 2 Probanden dauerte di.e Bewährungszeit noch an; einmal in KA und einmal in FR. 

1\) 
(,.) 
-..J 
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kei t aus der Bewährungshilfestatistik ( 218) nicht abzule-
sen ist. Vergleicht man nun diese Zahlen mit den Widerrufs-
quoten der Vorbewährungsprobanden, ergeben sich auf den 
ersten Blick zwar insgesamt - .wenn man den Widerruf als 
"Gütekriterium" ansieht - schlechtere Resultate, die bei 
genauerer Analyse jedoch Momente enthalten, die zum einen 
aufzeigen, in welchem Bereich ein Vorgehen im Wege der Vor-
bewährung seine Berechtigung besitzt und zum anderen bele-
gen, daß die durch das Institut der Vorbewährung dem .Ju-
gendlichen angebotene Bewährungschance von diesem in der 
erhofften Weise angenommen und genutzt wird (Tab. 34). 

So liegt die Widerrufsquote der Vorbewährungsprobanden mit 
50 % nur 5 Prozentpunkte über der der Bewährungsprobanden. 
Unter Berücksichtigung des gegenüber den Bewährungsproban-
den festgestellten ungünstigeren Sozialprofils dieser Fäl-
le, der längeren Dauer der Jugendstrafe und der stärkeren 
Vorstrafenbelastung ist dieser Wert mit dem der Bewährungs-
probanden ohne weiteres gleichzusetzen. Das bedeutet, daß 
durch die Einräumung der Vorbewährungszeit für den Jugend-
richter eine Beobachtungszeit entsteht, durch die er seine 
Legalprognose auch in den Fällen, die zum Zeitpunkt der 
Hauptverhandlung eine Prognose entsprechend § 21 JGG noch 
nicht erlauben, zumindest insoweit absichern kann, daß der 
,ms~hließende Bewährungsverlauf dem bei einer sofortigen 
Strafaussetzung entspricht. Die Vorbewährungsprobanden nut-
zen die ihnen gebotene Chance in gleicher Form wie die Be-
währungsprobanden. 

Die Vorbewährung stellt somit nicht nur eine Klärungsstufe 
hinsichtlich des Erkennens der für eine Bewährung nicht ge-
eigneten Probanden dar, sondern ermöglicht zudem die Aus-
wahl geeigneter Probanden für eine Strafaussetzung zur Be-
währung mit einem identischen "Risiko". Ein Fehlen der Vor-
bewährung hätte für alle Probanden den Vollzug der Jugend-
strafe bedeutet, mit all den dieser Vollstreckungsart an-



Tab. 34: Widerruf der Strafaussetzung bei Vorbewährung und anschlfeßender Strafausse-c-
zung zur Bewährung (Dauer der zugrunde liegenden Jugendstrafe) 

(1) Karlsruhe\-'-J Freiburg Mannheim ( 1) insgesamt\-'-J 
ja nein ja nein ja nein ja nein 

bis 11 Mon. 2 3 2 5 - - 4 8 

einschließlich (8 %) (12 %) (14 %) (36 %) - - (10 %) (20 %) 

3 2 5 2 - - 8 4 
12 Mon. (12 %) (8 %) (36 %) (14 %) (20 %) ( 10 %) - -

über 12 Mon. 8 7 - - - 1 8 8 
bis 24 Mon. (32 %) (28 %) - - - (20 %) (20 %) 

13 12 7 7 - 1 20 20 
insgesamt (52 %) (48 %) (50 %) (50 %) - (50 %) (50 %) 

25 14 1 40 
total ( 100 %) ( 100 %) (100 %) 

ausgewiesen 
oder verstorben 1 1 - 2 

(1) Bei !.Probanden (in KA) dauerte die Bewährungszeit noch an. 

t\.) 
w 
(l) 
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haftenden schädlichen und einer Integration des Jugendli-
chen entgegenwirkenden Folgen (219). 

Der Vergleich der Widerrufsquoten veranschaulicht damit, 
daß das Institut der Vorbewährung für die Legali tätsent-
wicklung der Probanden gegenüber der Strafaussetzung zur 
~ewährung nicht etwa etwas negatives ist, sondern für sie 
eine positive Stufe weg vom Vollzug und hin zur "milderen" 
ambulanten Reaktionsform bedeutet. 

Neben dieser grundsätzlichen Bestätigung der begründeten 
und notwendigen Existenz des Instituts der Vorbewährung im 
Rahmen der Legalprognose des Jugendrichters zeichnet sich 
aus dem Vergleich der Widerrufsquoten auch ein spezieller 
Bereich der Anwendung für die Vorbewährung ab, der schon 
wiederholt Gegenstand der Erörterungen war. 

Sowohl nach der Aktenanalyse (220) als auch im Antwortver-
halten der befragten Instanzen ( 221) wurde die Handhabung 
des Instituts der Vorbewährung insbesondere in den Fällen 
befürwortet, deren Jugendstrafe den durch § 21 Abs. 1 JGG 
festgelegten Rahmen überschreitet, das heißt mehr als 12 
Monate betrug und die besonderen Bedingungen des§ 21 Abs. 
2 JGG für eine Aussetzung geprüft werden müssen. 

Auch für diesen Bereich ergibt sich nun - vgl. Tabelle 34 -
eine Widerrufsquote von 50 %, die im Vergleich zur Bewäh-
rungshilfestatistik - vgl. Tabelle 31 - zwar höher aus-
fällt, jedoch unter Berücksichtigung der Unzulänglichkeiten 
der amtlichen Statistik und der speziellen Auswahlsituation 
der hier untersuchten Probanden - Untersuchungshaft/ungün-
stiges Sozialprofil - noch als durchaus "normal" angesehen 
werden kann. Bei den Bewährungsprobanden der eigenen Unter-
suchung lag der Widerrufsanteil in diesem Bereich sogar bei 
67 %. Die vorhandenen Ergebnisse besitzen zwar für sich ge-
nommen keine hohe Aussagekraft, da hierfür die Probanden-
zahl zu gering war (222). Die Erwähnung dieser Zahlen bean-
sprucht aber auch keine Allgemeingültigkeit, sondern es 
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soll nur aufgezeigt werden, daß in dem sich als bevorzugt 
herausgestellten Bereich für eine Anwendung des Instituts 
der Vorbewährung sich zumindest eine Tendenz abzeichnet, 
die auch für diesen speziellen Bereich ein Vorgehen im We-
ge der Vorbewährung rechtfertigt. 

Insgesamt kann nach dem Vergleich der Widerrufsquoten fest-
gehalten werden, daß die als vorteilhaft und gewinnbringend 
eingestufte Zielsetzung des Instituts der Vorbewährung sich 
in der Praxis nicht in ihr Gegenteil verkehrt hat. Die Vor-
bewährung stellt sich auch beim Praxisvergleich als die 
auswählende und vorbereitende Klärungsstufe dar, die zum 
einen das Ve~trauen des Jugendrichters in diese Reaktions-
form rechtfertigt und zum anderen bestätigt, daß die durch 
die Vorbewährung dem Jugendlichen eingeräumte Chance der 
Strafaussetzung von diesem ebenso angenommen und genutzt 
wird, wie von dem Probanden, der sofort Strafaussetzung zur 
Bewährung erhalten hatte. 

3.3.2. Der Vergleich der Registereintragungen (Auffällig-
keiten) 

Zunächst schließt der Vergleich der Registereintragungen 
an die Aussage des Vergleichs der Widerrufsquoten an. Da-
nach war festgestellt worden, daß die Vorbewährungsproban-
den, die die Vorbewährungszeit erfolgreich absolviert hat-
ten, sich in ihrem anschließenden Bewährungsverhalten nicht 
wesentlich von den Bewährungsprobanden unterschieden. 

Die Frage ist nun, ob diese Erkenntnis auch für die Rück-
fälligkeit (= jede Auffälligkeit nach der zugrunde liegen-
den Verurteilung,· die zu einem Registereintrag führte) der 
Probanden gilt (223). 

Zur Beantwortung dieser Frage wurde eine Aufteilung der 
Auffälligkeiten in "nicht ganz unerheblich" und andere vor-
genommen, die in etwa ähnlichen Abgrenzungen entspricht, 
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so daß auch andere Untersuchungen in die Gegenüberstellung 
einbezogen werden konnten. 

Die Zahlen in Tabelle 35 bestätigen nun das Ergebnis des 
Vergleichs der Widerrufsquoten, wenn man von den Bewäh-
rungsprobanden der eigenen Untersuchung vorerst absieht. 

Sowohl der prozentuale Anteil der Gesamtauffälligkeiten als 
auch die Zahl der nicht ganz unerheblichen Auffälligkeiten 
sind weitgehend identisch (224). Lediglich die Arbeit Vogt 
weist für letztere einen geringeren Prozentsatz auf, was 
aber auf die etwas abweichende Definierung dieser Katego-
rie zurückzuführen sein dürfte. 

Das Gesamtbild der Legalbewährung verdeutlicht somit aufs 
neue, daß durch die Vorbewährungszeit eine Auswahl getrof-
fen werden kann, durch die Probanden dem Bewährungshelfer 
endgültig unterstellt werden können, an deren Bewährungs-
eignung zuvor erhebliche Bedenken bestanden, ohne daß eine 
selche Unterstellung mit geringeren Erwartungen für einen 
künftig rechtschaffenen Lebenswandel verbunden sein müßte. 

Zugleich erweist sich durch den mit der Gesamtzahl identi-
schen hohen Prozentsatz der nicht ganz unerheblichen Auf-
fälligkeiten bei den negativ verlaufenen Vorbewährungszei-
ten auch die andere der Vorbewährung zugeschriebene Funk-
tion als richtig, nämlich die Probanden zu erkennen, die 
sich nicht für eine Strafaussetzung zur Bewährung eignen. 

Einer Erklärung bedarf nun noch der hohe Prozentsatz der 
Auffälligkeiten der Bewährungsprobanden der eigenen Unter-
suchungen. Hier bietet sich eine Interpretationsmöglich-
keit an, die im Bewußtsein der eingeschränkten Aussage-
kraft der vorliegenden Daten zwar voreilig sein kann, aber 
doch vertretbar erscheint. 

Für sich gesehen resultiert die hohe Abweichung gegenüber 
den anderen Untersuchungen sicher - zumindest zum überwie-
genden Teil - aus der speziellen Auswahl der eigenen Pro-
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Tab. 35: Unterscheidung nach Schwere der Auffälligkeit im 
Vergleich zu anderen Untersuchungen (Auswertung 
aller Auffälligkeiten im Beobachtungszeitraum un-
abhängig von der Anzahl) 

Auffälligkeiten 
Probanden insgesamt nicht ganz unerhebliche 

Auffälligkeit 

sof. Straf- 92 ( l) 76 66 ( 2) 
aussetzung 
z • Bewährung (100 %) (83 %) ( 72 %) 
Vorbewährung 41 ( 1) 29 25 ( 2) 
+ Bewährung (100 %) ( 71 %) (61 %) 

Vorbewährung 19 ( l) 16 16 ( 2) ohne 
Bewährung (100 %) (84 %) (84 %) 

Vorbewährung 60 (1) 45 41 ( 2) 
insgesamt (100 %) (75 %) (68 %) 

Bindzus 103 81 60 (3) 
1966, 101 (100 %) (78 %) (58 %) 

Meyer-Wen- 611 409 374 (4) 
trup 1966, 16 (100 %) (67 %) (61 %) 

Vogt 200 143 105 (5) 
1972, 179 (100 %) (72 %) (53 %) 

Lange 144 105 94 (4) 
1973, 136 (100 %) (73 %) (65 %) 

(1) 6 Bewährungsprobanden und 3 Vorbewährungsprobanden sind 
verstorben oder ausgewiesen worden. 

(2) Ohne leichte Verkehrsdelikte und Körperverletzungsde-
likte, die nur mit Geldstrafe geahndet wurden. 

(3) Außer Übertretungen, kleinen Verkehrsdelikten, fahrläs-
sigen Delikten,_die mit Geldstrafe geahndet wurden. 

(4) Geldstrafen mit leichten Verkehrsvergehen, fahrlässige 
Körperverletzungen oder Steuerstraftaten ausgenommen. 

( 5) Außer einmaligen erneuten Verurteilungen wegen eines 
geringfUgigen Delikts zu einer Geldstrafe von höchstens 
100,-- DM, Freiheitsstrafen bis 1 Mon. oder bis 2 
Mon. bei Mehrfachverurteilungen. 
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banden, bei denen es sich ausschließlich um Untersuchungs-
häftlinge handelte. Einer Auslese also, die schon nach Kri-
terien der sozialen Desintegration erfolgte. Dieser Ge-
sichtspunkt gilt aber ebenso für, die Vorbewährungsproban-
den. Bei denen entspricht allerdings die Rückfälligkeit den 
übrigen Untersuchungen. 
In der insoweit unterschiedlichen Legalbewährung der Bewäh-
rungs- und erfolgreichen Vorbewährungsprobanden der eigenen 
Untersuchung kann man nun einen möglichen Beleg für die 
Auswirkung der erzieherischen Funktion des Instituts der 
Vorbewährung sehen. Durch die vorgeschaltete Vorbewährungs-
zeit, die von dem Jugendlichen Mitarbeit und Eigeninitiati-
ve fordert, wurde erreicht, daß diese Jugendlichen - trotz 
eines belastenderen Vorlebens - ein den übrigen Bewährungs-
probanden entsprechendes Legalverhalten entwickeln konnten. 
Ein Entwicklungsprozeß, der bei den Bewährungsprobanden der 
eigenen Untersuchung, die ebenfalls aus der Gruppe der Un-
tersuchungshäftlinge stammen, nicht erzielt wurde. Relati-
viert wird diese Aussage allerdings, betrachtet man die Le-
galbewährung aller Vorbewährungsprobanden. Bei den Auffäl-
ligkeiten "insgesamt" beträgt der Unterschied gegenüber den 
Bewährungsprobanden dann lediglich noch 8 Prozentpunkte 
(vgl. Tab. 35) und gibt damit kaum Raum für eine entspre-
chende Interpretation. 
Der Gesichtspunkt einer Ausprägung des Erziehungsgedankens 
durch die Vorbewährung kommt aber neben dem bloßen Ver-
gleich der Auffälligkeiten auch dann tendenziell zum Aus-
druck, wenn man die Zeitspannen betrachtet, innerhalb de-
rer es zu einer neuen Auffälligkeit nach der zugrunde lie-
genden Verurteilung kam (Tab. 36). 
Innerhalb der ersten sechs Monate kam es nur bei 20 % der 
erfolgreichen Vorbewährungsprobanden (alle= 26 %) zu einem 
Registereintrag im Gegensatz zu 43 % der Bewährungsproban-
den. Auch nach zwölf Monaten, nachdem also beim Großteil 
der Vorbewährungsprobanden die eigentliche Bewährungszeit 
bereits begonnen hatte, ist noch eine deutliche Differenz 
erkennbar, die letztlich durch den höheren Anteil der Pro-



Tab. 36: Zeitraum bis zu einer neuen Auffälligkeit, die zu einem Registereintrag im An-
schluß an die zugrunde gelegte Verurteilung führte (unabhängig vom Widerruf) 

innerhalb innerhalb nach keine neue ausgewie.sen 
6 Mon. 12 Mon. 12 Mon. Auffällig- insgesamt verstorben 

keit 

sof. Straf- 39 15 54 22 16 92 6 
aussetzung (43 %) (16 %) (59 %) (24 %) (17 %) (100 %) 

Vorbew. + 8 9 17 12 12 41 2 
Aussetzung (20 %) (22 %) (42 %) (29 %) (29 %) ( 100 %) 

Vorbew. 8 4 12 4 3 (1) 19 1 ohne 
Aussetzung (42 %) (21 %) (63 %) (21 %) (16 %) ( 100 %) 

Vorbew. 16 13 29 16 15 60 3 
insgesamt (26 %) (22 %) (48 %) (27 %) (25 %) (100 %) 

( 1) Keine Strafaussetzung zur Bewährung, da die erteilten Auflagen und Weisungen für 
die Vorbewährungszeit nicht erfüllt wurden. 

1\) 
J:>. 
(J1 
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banden ohne Auffälligkeit bestätigt wird. Auch in dieser 
Entwicklung kann somit ein erzieherischer Einfluß der Vor-
bewährung gesehen werden. 
Neben der sich darUber hinaus auch wieder abzeichnenden 
Klärungsfunktion der Vorbewährung bei der Entscheidung zwi-
schen Aussetzung oder Vollzug der Jugendstrafe ist aus Ta-
belle 36 zudem die bestätigende Tendenz abzulesen, daß ein 
Vorbewährungszeitraum von bis zu sechs Monaten als ausrei-
chend anzusehen ist, um die endgUltige Reaktionswahl tref-
fen zu können. 

42 % der Vorbewährungsprobanden, die keine Strafaussetzung 
erhielten, weisen Auffälligkeiten in den ersten sechs Mona-
ten nach der zugrunde liegenden Verurteilung auf. In allen 
Fällen war diese Auffälligkeit auch der Auslöser, die Vor-
bewährungszeit zu beenden, ohne es zu einer Strafaussetzung 
kommen zu lassen. FUr die Entscheidung der Jugendrichter 
bedeutet das, daß der größte Teil der fUr eine Strafausset-
zung nicht geeigneten Jugendlichen innerhalb eines Zeit-
raums von sechs Monaten zu erkennen ist. 

Ähnliche Ergebnisse liegen auch aus Untersuchungen Uber 
den Zeitpunkt der den Widerruf der Strafaussetzung auslö-
senden Auffälligkeit vor. So erfolgten in der Arbeit 
Bindzus (225) 55,7 % der widerrufsauslösenden Auffälligkei-
ten innerhalb der ersten sechs Monate nach der Verurteilung 
und bei Vogt (226) waren es 59,2 %. 
Auch diese Zahlen sprechen dafUr - abgesehen von den oben 
erörterten weitergehenden Bedenken (227) -, einen Beobach-
tungszeitraum von sechs Monaten als ausreichende Grundlage 
anzusehen, da es sich gezeigt hat, daß gerade in den ersten 
Monaten nach der Verurteilung eine gewisse Krisenneigung 
besteht (228), deren Manifestation in die eine oder andere 
Richtung sich nach einem halben Jahr bei den meisten Pro-
banden abzeichnet. 
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3.3.3. Zusammenfassung 

Die Analyse der Widerrufsquoten und Registereintragungen 
bestätigte die mit dem Institut der Vorbewährung verfolgten 
Zielsetzungen. Die Vorbewährungszeit selbs~ besitzt die 
ihr zugeschriebene Klärungsfunktion für die Auswahl der für 
eine Strafaussetzung geeigneten Probanden. Das Vertrauen 
des Jugendrichters auf diese Unterstützung seiner Legalpro-
gnose findet seine Berechtigung in dem Bewährungsverlauf 
der erfolgreichen Vorbewährungsprobanden, bei denen sowohl 
der Widerrufsanteil dem bei anderen Bewährungsprobanden 
entspricht als auch die an der Rückfälligkeit gemessene Le-
galbewährung keine unglinstigere Entwicklung aufzeigt. 

Auch. das zweite Hauptanliegen der Vorbewährung - neben der 
Unterstützung der jugendrichterlichen Legalprognose - fand 
zumindest ansatzweise in den Ergebnissen des Vergleichs 
seinen Niederschlag. Innerhalb der untersuchten Probanden-
gruppen deutete sich für die erfolgreichen Vorbewährungs-
probanden eine mögliche erzieherische Auswirkung der Vorbe-
währung an, indem diese Probanden zum einen weniger auffäl-
lig wurden als die Bewährungsprobanden und zum anderen die 
Zeitspanne bis zur ersten Auffälligkeit weiter hinausge-
schoben war. 

Neben der Festigung der theoretischen Leitideen .der Vorbe-
währung bestärkte die Gegenüberstellung zugleich auch die 
Forderung nach einer Beschränkung der Vorbewährungszeit auf 
sechs Monate und gab der Befürwortung der Anwendung des In-
stituts der Vorbewährung im Bereich längerfristiger Jugend-
strafen eine praxisorientierte Grundlage. 
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97) vgl. Tab. 10, Nr. 8, s. 140. 
siehe auch Eisenberg 1982, § 5 Rdn 65. 
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104) vgl. Anhang, S. 309 :f. mit je einem Beispiel :für einen 
positiven und einen negativen Beschluß. 
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109) Eisenberg 1982, §, 57 Rdn 6. 
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(76 %) Fällen, in FR (N = 12) in 9 (75 %) Fällen und 
in MA (N = 2) in 2 Fällen. Die Ablehnung erfolgte in 
KA und FR bei je 2 Probanden. 

112) 2 Fälle in Freiburg, in denen der Richter dem ableh-
nenden Vorschlag des Bewährungshelfers nicht folgte. 

113) Zur Bedeutung der Stellung des Bewährungshel:fers vgl. 
Fenn 19_81, 130. 

114) Zum Rücklauf vgl. oben s. 114. 

115) Zur Stellung des Staatsanwalts vgl. Best 1971, 167 
und 177. 
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116) Fragen Nr. 10, 11, u. 12, Fragebogen Nr. 1, Anhang 
s. 295/296. 
Fragen Nr. 8, 9 und 10, Fragebogen Nr. 2, Anhang 
s. 305/306. 

11 7) vgl. Tab. 1, S. 105. 

118) vgl. oben S. 127. 

119) 7 in Karlsruhe, 5 in Freiburg, 4 in Mannheim - vgl. 
Schreiben Anhang S. 308. 

120) vgl. u.a. Hauser 1980, 30; Schaffstein 1981, 291. 

121) Kübel/Wollentin 1970, 215 ff. 

122) Frage Nr. 13, Fragebogen Nr. 1, Anhangs. 297/298. 

123) Schaffstein 1980, 166; Brunner 1981, § 57 Rdn 3; vgl. 
Anmerkung 6 zu Teil II mit weiteren Nachweisen. 

124) Eingehend vgl. oben s. 10 ff. 

125) "stimmt nicht"/"stimmt wenig". 

126) "stimmt mittelmäßig"/"stimmt ziemlich"/"stimmt sehr". 

127) z.B. im LG-Bezirk Freiburg mit nur 3 erfaßten Jugend-
staatsanwälten. 

128) vgl. dazu Eisenberg 1982, § 57 Rdn 4. 

129) vgl. Tab. 1, s. 205. 

130) vgl. oben s. 147. 

131) vgl. oben Tab. 15, s. 157. 

132) vgl. oben s. 129. 

133) Frage Nr. 14, Fragebogen Nr. 1, Anhang S. 298. 

134) vgl. oben s. 44. 

135) Frage Nr. 6, Fragebogen Nr. 1, Anhang s. 293. 
Frage Nr. 4, Fragebogen Nr. 2, Anhang s. 303. 

136) Fenn 1981, 128. 

137) Zur Hauptverhandlung vgl. Schönfelder 1974, 128 ff.; 
zum Jugendgerichtshilfebericht vgl. Momberg 1982a, 
306; zum Sachverständigengutachten vgl. Hauber 1981, 
92 ff. 
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138) Fenn 1981, 128 - dort an 6. Stelle mit 18,8 % nach dem 
Gespräch mit den Eltern= 25,6 % und den Kontakten mit 
Sozialarbeitern= 75,2 %. 

139) So aber bei Fenn 1981, 129. 

140) Die Gruppe der Bewährungshelfer schied bei dieser Fra-
ge aus, da sie entsprechende Entscheidungen nicht zu 
treffen haben. 

141) Janssen 1980, 118/119; Momberg 1982b, 71. 

142) Becker, R. 1980, 111. 

143) Momberg 1982b, 71. 

144) vgl. hierzu auch Hauser 1980, 212. 

145) Frage Nr. 7, Fragebogen Nr. 1, Anhang S. 293. 
Frage Nr. 5, Fragebogen Nr. 2, Anhangs. 303. 

146) Werle 1977, 332 ff.; Hauser 1980, 105; Fenn 1981, 123; 
Poiiiiiierening 1982b, 197. 

147) Hauser 1980, 212; Fenn 1981, 126. 

148) Hauser 1980, 214. 

149) vgl. hierzu auch Hauser 1980, 214 ff. 

150) Frage Nr. 8, Fragebogen Nr. 1, Anhangs. 294. 

151) 

152) 

153) 

154) 

155) 

Frage Nr. 6, Fragebogen Nr. 2, Anhangs. 303. 
31 % (N = 39) der Jugendrichter und Jugendstaatsanwäl-
te, 57 % (N = 37) der Bewährungshelfer und 37 % (N = 
81) der Jugendgerichtshelfer machten entsprechende 
Vorschläge. 

Frage Nr. 9, Fragebogen Nr. 1, Anhang s. 294/295. 
Frage Nr. 7, Fragebogen Nr. 2, Anhang s. 304. 

Tabellen 20, 20a und 20b. 

Fenn 1981, 93. 

bei Fenn 1981, 205 waren es 30 %. 
vgl 0

, die Literaturangaben Anmerkung 385 zu Teil II. 

156) vgl. die "Informationen des Deutschen Richterbundes" 
Nr, 5 (1976), S, 17, 

157) Wagner 1972, 77; SchUnemann 1976, 164; Bericht der 
Planungskommission fUr den Sozialdienst 1979, 39 ff,; 
im Jugendstrafrecht ist diesen Forderungen zum Teil 
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allerdings schon Genüge getan - vgl. §§ 48 Abs. 2; 93 
Abs. 3; 38 Abs. 2; 58 Abs. 1 JGG. 

158) vgl. die Literaturangaben in den Anmerkungen 407 und 
408 zu Teil II. 

159) Frage Nr. 15, Fragebogen Nr. 1, Anhang S. 298. 

160) vgl. oben s. 174. 

161) Frage Nr. 22, Fragebogen Nr. 1, Anhang S. 300. 

162) vgl. oben s. 125. 

163) Spieß 1981, 298; Fenn 1981, 147. 

164) vgl. nur Eisenberg 1982, § 21 Rdn 20. 

165) Frage Nr. 20, Fragebogen Nr. 1, Anhang s. 299. 

166) vgl. oben s. 125. 

167) Frage Nr. 17, Fragebogen Nr. 1, Anhang S. 299. 

168) vgl. oben s. 131. 

169) Bewährungshilfestatistik des Statistischen Bundesamtes 
Wiesbaden, Fachserie 10, Reihe 5, 1980, S. 7. 

170) Bei der eigene Aktenanalyse lag dieser Anteil bei 7 %. 

171) vgl. hierzu auch Fritschka 1981, 206. 

172) vgl.u.a. Kunert 1977, 49; Bietz 1981, 217; Kaiser 
1982a, 106; auch der Arbeitsentwurf zur Änderung des 
Jugendgerichtsgesetzes, Stand: 30.8.1982 (BMJ) sieht 
eine Einbeziehung von zweijährigen Jugendstrafen unter 
Abschaffung des§ 21 Abs. 2 JGG vor. 

173) Frage Nr. 24, Fragebogen Nr. 1, Anhang S. 301. 

174) vgl. oben s. 142. 

175) Fenn 1981, 135 f. 

176) Hermanns 1983, Kapitel 5/5.2. 

177) Von der Möglichkeit, andere Gründe zu nennen, machten 
lediglich 3 Bewährungshelfer und 2 Jugendgerichtshel-
fer Gebrauch. 

178) vgl. oben S. 147 ff. 
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179) Frage Nr. 16, Fragebogen Nr. 1, Anhang S. 299; und 
Frage Nr. 23, Fragebogen Nr. 1, Anhang S. 300. 

180) vgl. oben S. 148. 

181) Munkwitz 1967, 103 - ca. 53 % bei mehrmals Vorbestraf-
ten; Vogt 1972, 125 - ca. 60 % der Probanden. 

182) Frage Nr. 19, Fragebogen Nr. 1, Anhang S. 299. 

,183) vgl. oben s. 153. 

184) vgl. § 22 JGG. 

185) Eisenberg 1982, § 22 Rdn 9. 

186) vgl. oben s. 26 ff. 

187) vgl. oben -S. 32. 

188) Frage Nr. 18, Fragbogen Nr. 1, Anhang s. 299. 

189) Jung 1981, 44; Kaiser 1982a, 107; insbesondere zur 
Vorbewährung Wollny 1970, 17 ff. 

190) vgl. oben S. 23 ff. 

191) Frage Nr. 21, Fragebogen Nr. 1, Anhang S. 300. 

192) Landesarbeitsgemeinschaft der Bewährungshelfer 1980, 
297 ff.; Eisenberg 1982, § 113 Rdn 4. 

193) vgl. oben s. 35 ff. 

194) Dies gilt zum Teil auch für die anderen Berufsgruppen. 

195) Frage Nr. 25, Fragebogen Nr. 1, Anhang S. 301. 

196) vgl. oben S. 10 ff. 

197) vgl. § 267 Abs. 3 S. 4 StPO; § 268a StPO; § 30 GVG und 
dazu Kleinknecht 1981, § 30 GVG Rdn 1. 

198) Eisenberg 1982, § 33 Rdn 17. 

199) Kleinknecht 1981, § 29 GVG Rdn 1. 

200) vgl. § 39 Abs. 2 JGG; § 40 JGG. 

201) vgl. oben S. 12 f. 

202) Jescheck 1977, 250. 

203) In 62 % der Fälle lag vor dem Beschluß nach§ 57 JGG 
ein Bericht des Bewährungshelfers vor; vgl. oben S. 
150. 
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204) vgl. oben S. 132. 

205) Bei der eigentlichen Strafaussetzung zur Bewährung un-
problematisch, da die Entscheidung für eine Ausset-
zung bereits in der Hauptverhandlung getroffen wurde. 

206) Schaffstein 1967, 218. 

207) Zur Problematik der Erfolgsmessung vgl.: Weber 1961, 
274; Erber 1961, 317; Schaffstein 1967, 232; Krause 
1969, 335ff.; Schünemann 1971, 16; Lange 1973, 131; 
Kerner 1977, 287; Heinz 1977, 306; J'ITsenberg 1979, 
366 ff. 

208) Zur Kritik und Bedeutung des Begriffs der Legalbewäh-
rung vgl.: Dünkel 1980, 9 ff.; Kaiser 1981a, 121. 

209) Dünkel 1980, 161. 

210) Spieß 1981, 306. 

211) Spieß 1980, 427. 

212) vgl. oben S. 151. 

213) vgl. oben Tab. 10, s. 139 ff. 

214) vgl. oben Tab. 10 S. 139 ff. 

215) Eingehend Heinz 1977, 304. 

216) Widerruf = ausdrücklicher Widerruf oder Einbeziehung 
der Verurteilung ohne erneute Aussetzung. 

217) Vergleiche das gleiche Ergebnis bei Spieß 1980, 428. 

218) vgl. oben Tab. 31, S. 234. 

219) Zum Vollzug vgl.: Kerner 1977, 285; Plewig 1978, 121; 
Meyer, K.-P. 1981b, 347. 

220) vgl. oben s. 129 ff. 

221) vgl oben s. 202 ff. 

222) 6 Bewährungs- und 16 Vorbewährungsprobanden (mit an-
schließender Strafaussetzung) waren zu Jugendstrafen 
über zwölf Monaten verurteilt worden. 

223) Maßgebend war das im Register entsprechend § 5 Abs. 
1 Nr. 3 BZRG festgehaltene Datum der letzten Tat. 

224) Auch die Unt'ersuchung Meyer, K.-P. 1982, 282 kommt zu 
75 % Gesamtauffälligkeiten (N = 183). 
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225) Bindzus 1966, 84. 

226) Vogt 1972, 125. 

227) vgl oben S. 147 ff. und 212. 

228) Schünemann 1971, 154. 
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Z U S A M M E N F A S S U N G U N D 
S C H L U S S F O L G E R U N G E N 

1. Fragestellung 

Die Untersuchung befaßt sich mit dem Institut der Vorbewäh-
rung, das durch einen Teil der forensischen Praxis in den 
jugendstrafrechtlichen Reaktionenkatalog eingeführt wurde. 
Seine rechtsdogmatische Einordnung und die Überprüfung sei-
ner praktischen Bedeutung für das Jugendstrafrecht sind 
bisher aber noch nicht in Angriff genommen worden. 

Die Begründung der Fragestellung ergab sich daher zum einen 
aus eben dieser fehlenden vertieften Beachtung des Insti-
tuts in der wissenschaftlichen Diskussion und zum anderen 
aus den dem Institut durch die Praxis zugesprochenen Ziel-
setzungen und den mit ihm verbundenen Erwartungen. 

Die von der Praxis mit der Vorbewährung verfolgten Bestre-
bungen beinhalten die verstärkte Ausprägung des das Jugend-
strafrecht beherrschenden Erziehungsgedankens und insbeson-
dere die Unterstützung des Jugendrichters bei seiner Ent-
scheidung zwischen den Alternativen Vollzug der ausgespro-
chenen Jugendstrafe oder Aussetzung zur Bewährung. Beide 
Gedanken sind getragen und beeinflußt von dem Willen - un-
ter Vermeidung der allgemein als schädlich angesehenen Ver-
büßung der Jugendstrafe-, durch ein intensiveres beobach-
tendes Kennenlernen des Jugendlichen den Weg zur ambulan-
ten Reaktion zu ermöglichen. Das Institut der Vorbewährung 
soll in diesem Zusammenhang als Klärungsstufe dienen. 

Die darin zum Ausdruck kommende Aufgabe und Funktion des 
Instituts der Vorbewährung beinhaltete die Frage nach der 
Stellung eines solchen Instituts im Rahmen des geltenden 
Rechts, der Verwirklichung des Erziehungsgedankens und der 
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tiberlegenhei t oder weiterführende Ergänzung durch das In-
stitut gegenµber bestehenden Angeboten. 

Zugleich fügt sich das Institut von seinem Anspruch her in 
die zur Zeit geführte Diskussion des Ausbaus ambulanter 
Reaktionsmöglichkeiten ein und war daher auch unter diesem 
Gesichtspunkt auf seine Brauchbarkeit kritisch zu durch-
leuchten. 

Im Mittelpunkt des Forschungsinteresses stand daher zum 
einen die Frage nach der dogmatischen Einordnung des Insti-
tuts der Vorbewährung und zum anderen die tiberprüfung sei-
ner tatsächlichen, praktischen Ausgestaltung und Handha-
bung und die E_rforschung der Einstellung der beteiligten 
Instanzen zum Institut, durch die Abwägung von theore-
tisch Sinnvollem und praktisch Machbarem zu einer Einschät-
zung der Bedeutung und Brauchbarkeit der Vorbewährung zu 
gelangen. 

Erste Aufgabe der dogmatischen Analyse war die Herausarbei-
tung der Eigenständigkeit der Vorbewährung als besondere 
Reaktionsform gegenüber verwandten.Vorgehensweisen. Der da-
nach feststehende selbständige Charakter der Vorbewährung 
bedingte die tiberprüfung ihrer Stellung im Rahmen des gel-
tenden Rechts unter Erörterung der Rechtsnatur der Vorbe-
währung, ihrer Vereinbarkeit mit verfassungsrechtlichen 
Grundsätzen und der rechtlichen und tatsächlichen Stellung 
des Bewährungshelfers. 

Den abschließenden Punkt der theoretischen Auseinanderset-
zung bildete dann die Frage nach der möglichen Verwirkli-
chung der in der Vorbewährung gesehenen Vorteile und mit 
ihr verfolgten Bestrebungen. 

Ausgehend von der Prämisse, daß dem Institut eine Existenz-
berechtigung nur zugesprochen werden kann, wenn seine An-· 
wendung Verbesserung, weiterführende Ergänzung oder sogar 
tiberlegenhei t gegenüber vorhandenen Alternativen bedeutet, 
Wqr die verstärkte Ausprägung des Erziehungsgedankens durch 
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die Vorbewährung und insbesondere ihr Anspruch auf klären-
de Unterstützung der jugendrichterlichen Legalprognose zu 
untersuchen. Letzteres beinhaltete den Vergleich mit exi-
stierenden oder vorgeschlagenen Hilfsangeboten für den Ju-
gendrichter. 

Die empirischen Untersuchungen wurden vor allem von fünf 
Fragestellungen geleitet: 

- In welcher Ausformung stellt sich das Institut der Vorbe-
währung im Vergleich zur Strafaussetzung zur Bewährung 
in der derzeitigen forensischen Praxis dar? 

Gibt es ein spezifisches Klientel für die Einräumung 
einer Vorbewährungszeit? 

- Inwieweit ist das Institut bei den beteiligten Instanzen 
bekannt und worauf beruht die Diskrepanz in der Anwen-
dung? 

- Sehen die Verfahrensbeteiligten in dieser Vorgehensweise 
eine ihren Zielsetzungen entsprechende Bereicherung der 
jugendstrafrechtlichen Reaktionsmöglichkeiten? 

- Bestehen Parallelen in der Legalbewährung zwischen den 
erfolgreichen Vorbewährungsprobanden und den Probanden 
mit sofortiger Strafaussetzung zur Bewährung? 

2. Methoden 

Die Umsetzung dieser Forschungsfragen im Rahmen der empiri-
schen Untersuchungen wurde mit Hilfe folgender Methoden 
versucht: 
Es wurde eine Aktenanalyse durchgeführt, die auf dem am 
Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales 
Strafrecht erhobenen Material zu einem Behandlungsfor-
schungprojekt basierte. 
In die Auswertung, die lediglich Untersuchungshäftlinge er-
faßte, die in den Landgerichtsbezirken Karlsruhe, Freiburg 



263 

und Mannheim verurteilt worden waren, gelangten 63 Vorbe-
währungsprobanden, 98 Bewährungsprobanden und 77 Fälle, die 
zu einer Jugendstrafe ohne Bewährung verurteilt worden wa-
ren. 

Für die Vorbewährungsprobanden wurde ein eigener Erhebungs-
bogen erstellt; im übrigen wurde auf die korrigierten Daten 
des Behandlungsforschungsprojekts zurückgegriffen. 

Aufhauend auf den Erkenntnissen dieser Aktenanalyse wurde 
eine schriftliche Befragung aller Jugendrichter (N=40), Ju-
gendstaatsanwälte (N=14), Bewährungshelfer (N=61) und Ju-
gendgerichtshelfer (N=l06) in den Landgerichtsbezirken 
Karlsruhe, Freiburg und Mannheim durchgeführt. Die aufge-
schlossene Beteiligung der auf entsprechende Bitte von den 
Präsidenten der Landgerichte, Leitenden Oberstaatsanwälten, 
Jugendämtern und Landratsämtern genannten Untersuchungs-
teilnehmer führte nach zwei Erinnerungsschreiben zu einem 
Gesamtrücklauf von 91. 4 % und nach Aussonderung der nicht 
brauchbaren Reaktionen zu der für die Untersuchung relevan-
ten Quote von 81.9 % verwertbarer Fragebogen. 

Als drittes wurde für alle "Bewährungsprobanden" ( 98 Be-
währungs-, 63 Vorbewährungsprobanden) in den Monaten 
August, September und Oktober 1981 eine unbeschränkte Aus-
kunft aus dem Zentral- und Erziehungsregister beim General-
bundesanwalt in Berlin eingeholt. Die Auswertung der Auszü-
ge war Grundlage für den Vergleich der Widerrufs- und Rück-
fallquoten ( = Auffälligkeit, die zu einem Registereintrag 
führte) beider Probandengruppen. 

Zur Gültigkeit der Ergebnisse ist zu bemerken, daß sie eine 
verallgemeinerungsfähige Repräsentativität nicht ausdrük-
ken. Diese von vornherein gesehene und bewußt in Kauf ge-
nommene Einschränkung beruht zum einen auf dem intendierten 
Forschungsansatz, der eine "pilot study" beabsichtigte, die 
dem gewonnenen empirischen Material lediglich eine deskrip-
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tive, verständnisfördernde Funktion zuschreibt. Zum anderen 
ließ die aus diesem Ansatz resultierende Auswahl und Be-
schränkung des Materials und der Befragungsgruppen auch 
keine repräsentativen Aussagen zu. 

Für die Aktenanalyse und die Registerauswertung folgt dies 
aus der systematischen Auswahl der Probanden aus einer 
Gruppe von Untersuchungshäftlingen, beschränkt auf die drei 
einbezogenen Landgerichtsbezirke. Für die Befragung gilt 
die Einschränkung, da sich hier in den Ergebnissen ledig-
lich das Antwortverhalten der Beteiligten in den ausgewähl-
ten Landgerichtsbezirken widerspiegelt und nur deren Ein-
stellung wiedergegeben werden kann. 

3. Die Ergebnisse der Untersuchung 

3.1. Nach den dogmatischen Untersuchungen konnte dem In-
stitut der Vorbewährung ein eigenständiger Charakter be-
scheinigt werden, der weder in der angewandten Praxis noch 
im Gesetz oder der wissenschaftlichen Diskussion eine Pa-
rallele findet. Als selbständige Reaktionsform ist das In-
stitut von seiner Rechtsnatur her ebenso wie die Strafaus-
setzung zur Bewährung nicht als eigene Strafe anzusehen, 
sondern dient als weitere Alternative der Vollstreckung -
neben Vollzug und Aussetzung - zur Vorbereitung der endgül-
tigen ambulanten Vollstreckung. Es nimmt eine Mi ttelstel-
lung zwischen den überkommenen Vollstreckungsarten ein, 
durch die ihm bei der Entscheidung für den einen oder an-
deren Weg eine Klärungsfunktion mit deutlicher Ausrichtung 
und Priorität zur ambulanten Reaktion zukommt. 

Aus dieser Mittelstellung resultiert auch seine erziehe-
risch wertvolle und konstruktive Einwirkung auf den Jugend-
lichen. Durch die Betonung und Hervorhebung der Mitarbeit 
des Jugendlichen während der Vorbewährungszeit kann eine 
Steigerung der Motivation zur Verhaltensänderung erreicht 
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werden, bedingt durch eine positive Zielsetzung, die nicht 
lediglich auf die Vermeidung des Vollzugs ausgerichtet ist, 
sondern eigenverantwortliches Umdenken und die Erkenntnis 
selbstbestimmter Inhalts- und Richtungsänderung fördert. 

Neben der damit zum Ausdruck kommenden Verwirklichung und 
Intensivierung des Erziehungsgeda~kens kommt auch dem durch 
das Institut der Vorbewährung bezweckten Hauptanliegen eine 
Berechtigung zu. In vielen Fällen kann die Vorbewährung die 
fehlende Erkenntnismöglichkeit sein, die es dem Jugendrich-
ter ermöglicht, zu einer fundierteren Legalprognose zu ge-
langen. Es zeigte sich, daß im Vergleich zu bestehenden 
oder vorgeschlagenen Hilfestellungen durch die Existenz der 
Vorbewährung oft auftretende Mängel oder Unsicherheiten 
ausgeglichen werden könnten. 

So bietet die Vorbewährungszeit dem Jugendrichter - im Ge-
gensatz zum Jugendgerichtshilfebericht - die Gelegenheit, 
durch leitende Beobachtung ein über reine Akteninformation 
hinausgehendes eigenes Bild von der Persönlichkeit des Ju-
gendlichen zu erhalten. Zudem kann der Jugendrichter in 
seine Prognoseentscheidung sowohl den Eindruck, den die 
Hauptverhandlung auf den Jugendlichen machte, miteinbezie-
hen als auch die Auswirkungen der Verurteilung selbst be-
rücksichtigen. Beides sind Einflüsse, die entscheidend für 
die Persönlichkeitsentwicklung des Jugendlichen sind, die 
aber weder bei der derzeitigen Form der Hauptverhandlung 
noch durch eine Zweiteilung der Hauptverhandlung in die 
Prognosebildung einfließen können. 

In der lediglich zurückschauenden Betrachtung für eine zu-
kunftsweisende Entscheidung liegt auch ein entscheidender 
Nachteil der Prognoseverfahren, der durch eine richtig ver-
standene Anwendung der Vorbewährung beseitigt werden könn-
te. 

Nimmt man hinzu, daß weiterhin durch die Vorbewährung un-
verhältnismäßige Hinzuziehungen eines Sachverständigen, 
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durch die zudem immer die Abhängigkeit des Richters erhöht 
würde, vermieden werden könnten, so wird deutlich, daß der 
von der Praxis mit dem Institut der Vorbewährung einge-
schlagene Weg von der Idee her richtig war und zu befürwor-
ten ist. 

Dieser positiven Einschätzung des Instituts der Vorbewäh-
rung steht allerdings die ebenfalls gewonnene Erkenntnis 
der notwendigen gesetzlichen Ausformung gegenüber, um dem 
Vorwurf des Experimentierens außerhalb klar abgesteckter, 
gesetzlicher Vorgaben zu begegnen, der sich bei der derzei-
tigen Handhabung des Instituts in seiner verfassungsrecht-
lichen Bedenklichkeit äußert. Insbesondere ist hier die 
fehlende rechtliche Legitimation für die Tätigkeit des Be-
währungshelfers zu erwähnen, dessen Zuteilung in der Konse-
quenz für den Jugendlichen eine Einschränkung des Grund-
rechts auf freie Entfaltung der Persönlichkeit bedeutet. 

3.2. Die Ergebnisse der empirischen Arbeiten bestätigten 
die Stellung und Funktion der Vorbewährung im Reaktionenka-
talog (3.2.1.), unterstützten die mit dem Institut verbun-
denen Zielsetzungen (3.2.2.), zeigten Anwendungsgebiet und 
Anwendungsgründe auf ( 3. 2. 3.) , gaben Auskunft über Ausge-
staltung und Handhabung des Instituts (3.2.4), ließen ten-
denzielle Aufschlüsse über die Legalbewährung der Vorbewäh-
rungsprobanden zu (3.2.5.) und verdeutlichten die Mängel 
einer fehlenden gesetzlichen Ausformung (3.2.6.). 

3.2.1. Die dem Institut der Vorbewährung zugedachte Stel-
lung im Reaktionenkatalog zeichnete sich bereits in den 
aus der Aktenanalyse gewonnenen Urteilsbegründungen ab. Die 
Wahl der Vorgehensweise beruhte überwiegend in der Unsi-
cherheit des Jugendrichters, die endgültige Entscheidung 
zwischen Strafaussetzung zur Bewährung und Vollzug treffen 
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zu können. In 58 % der Fälle bestand keine Klarheit über 
das "Ob" einer Aussetzung der Jugendstrafe. 

Auslöser für die Entscheidungsschwierigkeit war das gegen-
über den Bewährungsprobanden ungünstigere Sozialprofil der 
Vorbewährungsprobanden, das eine günstige Legalprognose ne-
gativ beeinflußte, eine klare Entscheidung aber noch nicht 
zuließ. Besonders deutlich zeigte sich dies bei den Merkma-
len "Vorverurteilung zu einer Jugendstrafe" und "unregel-
mäßiger Schulbesuch", bei denen die Vorbewährungsprobanden 
eine Mittelstellung zwischen den Bewährungsprobanden und 
den Probanden einnahmen, die zu einer Jugendstrafe ohne Be-
währung verurteilt worden waren. Auch die grundsätzlich ge-
genüber den Bewährungsprobanden erhöhte Dauer der zugrunde 
liegenden Jugendstrafe der Vorbewährungsprobanden deutete 
auf eine Klärungsfunktion der Vorbewährung bei der Wahl 
zwischen Aussetzung und Vollzug hin. 

In der Befragung bestätigten die beteiligten Berufsgruppen 
(insbesondere Jugendrichter und Jugendstaatsanwälte) durch 
ihre Bewertung der vorgegebenen Anwendungsgründe und ihre 
Vorschläge zur Handhabung und Ausgestaltung des Instituts 
diese Filterfunktion, die letztlich auch durch die sich 
nach dem Registervergleich abzeichnenden positiven Zahlen 
zur Legalbewährung gerechtfertigt wurde. 

3.2.2. Die in das Institut der Vorbewährung gesetzten Er-
wartungen, die durch die Herausarbeitung der tatsächlichen 
Vorgehensweise nach der Aktenanalyse ihren praktischen Nie-
derschlag fanden, wurden auch durch die Befragung in den 
Vordergrund gestellt. Alle Staatsanwälte, 80 % der Jugend-
richter, 78 % der _Bewährungshelfer und 79 % der Jugendge-
richtshelfer verbanden mit der Einräumung einer Vorbewäh-
rungszeit eine stärkere Ausprägung des Erziehungsgedankens, 
die insbesondere durch die geforder~e Mitarbeit des Jugend-
li•chen erreicht werden könne. 
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In diesem Zusammenhang wurde die auch sonst zu beobachtende 
unterschiedliche Haltung der Instanzen in den einzelnen 
Landgerichtsbezirken besonders deutlich. Die Befürwortung 
des Instituts der Vorbewährung war in den Landgerichtsbe-
zirken besonders stark, in dene~ bereits mit dem Institut 
praktische Erfahrungen gesammelt worden waren. In Mannheim 
( lediglich 2 Vorbewährungsfälle) wurde dem Institut eine 
eher kritische und zum Teil auch ablehnende Haltung entge-
gengebracht. 

Dies zeigte sich auch bei der Beurteilung der zweiten mit 
der Vorbewährung verbundenen Zielsetzung.Eine Unterstützung 
der jugendrichterlichen Legalprognose wurde in Karlsruhe 
und Freiburg von allen Berufsgruppen bejaht. In Mannheim 
sahen dagegen lediglich 57 % der Jugendrichter/Jugend-
staatsanwälte und 54 % der Jugendgerichtshelfer in der Vor-
bewährung diese ihr zugeschriebene, gewinnbringende Funk-
tion. 

Ohne daß diese abweichende Auffassung einen entscheidenden 
Einfluß auf die Gesamtaussage hatte, zeigte doch ihr wie-
derholtes Auftreten, daß sowohl ein den Vorstellungen ent-
sprechendes richtiges Verständnis zum Institut der Vorbe-
währung als auch die damit oft einhergehende oder erst mög-
liche positive Einstellung zu dieser Reaktionsform in star-
ker Abhängigkeit zur erfolgten praktischen Erfahrung 
stand. 

Gerade die Verbindung von praktischer Erfahrung und gleich-
zeitiger Befürwortung des Instituts in den Landgerichtsbe-
zirken Karlsruhe und Freiburg war es dann auch, die die zu-
rückhaltendere Einstellung in Mannheim zurücktreten ließ 
und nach der Befragung die Annahme einer weitgehenden 
Übereinstimmung der beteiligten Instanzen mit den Zielset-
zungen der Vorbewährung rechtfertigte. 
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Auch der Vergleich der Registerauszüge bestätigte das Ver-
trauen der Beteiligten in die mit der Vorbewährung verbun-
denen Zielsetzungen. 

Die durch die Vorbewährungszeit mögliche Auswahl führte zu 
einem fast identischen "Bewährungsrisiko" bei Vorbewäh-
rungs- und Bewährungsprobanden. Ohne eine solche Auswahl-
möglichkeit wäre als Alternative in vielen Fällen lediglich 
der Vollzug der Jugendstrafe in Frage gekommen. 

3.2.3. Sowohl nach der Aktenanalyse als auch nach der Be-
fragung hat die Art des der Verurteilung zugrunde liegenden 
Delikts keinen Einfluß auf die Anwendung des Instituts der 
Vorbewährung. ·Aus der Sozialbiographie der Probanden zeig-
ten s_ich als auffallend lediglich die schon erwähnte höhere 
Vorstrafenbelastung (Jugendstrafen) und der unregelmäßigere 
Schulbesuch der Vorbewährungsprobanden gegenüber den Bewäh-
rungsprobanden. Auch unter Berücksichtigung des im übrigen 
etwas ungünstigeren Sozialprofils zeichnete sich insgesamt 
aufgrund der üblichen Merkmale, die die Entscheidung des 
Jugendrichters bei der Reaktionswahl beeinflussen, insoweit 
kein eindeutig spezifisches Klientel für die Vorbewährung 
ab. 

Neben den speziell aus der Zielsetzung resultierenden An-
wendungsgründen war Kriterium für die Anwendung die Dauer 
der verhängten Jugendstrafe, die nach der Aktenanalyse mei-
stens im Bereich von § 21 Abs. 2 JGG lag, also ein Jahr 
überstieg. Auch die befragten Instanzen sahen in diesem Be-
reich das Hauptanwendungsgebiet, für das sich auch nach der 
Analyse der Registerauszüge ein befriedigender Verlauf der 
Legalbewährung abzeichnete. Darüber hinaus wurde die Anwen-
dung bei drogenabhängigen Probanden empfohlen, um ihnen die 
Chance einzuräumen, ihren Willen zu dokumentieren, eine 
Therapie zu beginnen. 

Insgesamt richtete sich die Anwendung sowohl nach den Er-
·kenntnissen der Aktenanalyse als auch nach dem Antwortver-
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halten bei der Befragung nach den Grundideen der Vorbewäh-
rung und ging damit über den durch den Gesetzgeber inten-
dierten und in der Literatur vertretenen Anwendungsbereich 
des§ 57 JGG hinaus. 

In allen 3 LG-Bezirken war der allgemeine Kenntnisstand zum 
Institut der Vorbewährung sehr hoch. Bis auf die Gruppe der 
Jugendgerichtshelfer, bei denen sich schon nach der Akten-
analyse eine weitgehende Unkenntnis abzeichnete, kannten 
über 80 % der Befragten das Institut, unabhängig von der 
unterschiedlichen Anwendungsintensität in den einzelnen 
Landgerichtsbezirken. Zur Erklärung der divergierenden An-
wendung konnte daher nicht auf die 0rganisationsvariable 
zurückgegriffen werden. Eine erneute Befragung der Jugend-
richter ergab dann auch, daß ausschlaggebend für die An-
wendung das Interesse des einzelnen Jugendrichters an etwas 
Neuem war. Sein Engagement, seine Aufgeschlossenheit und 
seine Bereitschaft zu experimentieren beeinflussen die An-
wendungshäufigkeit. In Mannheim ist den Jugendrichtern die-
se Initiative zwar nicht abzusprechen, jedoch fehlten in 
diesem Landgerichtsbezirk die in Karlsruhe und Freiburg 
durch einzelne Jugendrichter geförderten Anreize zu weiter-
führenden Versuchen, etwas Neues zu beginnen. 

3.2.4. Für die Handhabung des Instituts der Vorbewährung 
spielte das Alter der Probanden nur eine untergeordnete 
Rolle. Nach der Aktenanalyse waren die Vorbewährungsproban-
den im Schnitt ein halbes Jahr jünger als die Bewährungs-
probanden. Zusammen mit dem hohen Anteil von Vorbewährungs-
probanden unter 18 Jahren konnte aus der Altersstruktur le-
diglich die Vermutung abgeleitet werden, die Vorbewährung 
werde in den Fällen angewandt, in denen das junge Alter 
noch eine erzieherische Formbarkei t der Jugendlichen ver-
spricht. 
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Der Einfluß der Jugendgerichtshilfe auf die Reaktionswahl 
und damit Handhabung der Vorbewährung entspricht der fest-
gestellten weitgehenden Unkenntnis dieser Berufsgruppe zum 
Institut. Lediglich in sieben Fällen vrurde ein Vorgehen im 
Wege der Vorbewährung vorgeschlagen. 

Ein Grund für die geringe Kenntnis der Jugendgerichtshel-
fer könnte die fehlende einheitliche Bezeichnung des Insti-
tuts und die damit zum Ausdruck kommende Unsicherheit in 
der Handhabung dieser Vorgehensweise sein. So war nur im 
Landgerichtsbezirk Karlsruhe ein Ansatz zur Vereinhei tli-
chung zu erkennen, im übrigen war die Bezeichnung abhängig 
von der Phantasie des Jugendrichters. 

Diese mehr nebensächliche formale Unterschiedlichkeit hatte 
ihren bedeutenden Gegenpol in der Gestaltung und Handhabung 
des Urteilstenors. Auch hier waren große Divergenzen fest-
zustellen, mit der Tendenz zu einem Urteilstenor, der so-
wohl die Auflagen und Weisungen für die Vorbewährungszeit 
beinhaltete (61 % der Fälle) als auch gleichzeitig die Zu-
teilung eines Bewährungshelfers aussprach (67 % der Fälle). 

Der Verlauf der auf die Hauptverhandlung folgenden Vorbe-
währungszeit beinhaltete eine Bestätigung für das Institut. 
Insgesamt kam es in 68 % der Fälle (Karlsruhe 64 %; Frei-
burg 79 %) zu einem positiven Abschluß und damit zur Aus-
setzung der ursprünglich ausgesprochenen Jugendstrafe. 

Allerdings traten bei der zeitlichen Ausgestaltung der Vor-
bewährungszeit besonders deutlich die Mängel einer fehlen-
den gesetzlichen Ausformung des Instituts zutage. Zum einen 
zeigten sich erhebliche Abweichungen zwischen der ursprüng-
lich angeordneten und der tatsächlichen Dauer. Im Durch-
schnitt lag der Unterschied bei ca. drei Monaten. Zum ande-
ren wurde - insbesondere in Karlsruhe - mit Durchschnitts-
werten von fast acht Monaten eine kaum vertretbare Dauer 
erreicht, die in Einzelfällen zudem durch Verlängerungen 
noch erheblich überschritten wurde. 
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Diesen negativen tatsächlichen Auswirkungen, die die erzie-
herische Idee des Instituts in ihr Gegenteil verkehren, 
wurde durch das Antwortverhalten in der Befragung eine klare 
Absage erteilt. Alle Beteiligten hielten lediglich eine 
fünf bis sechs Monate nicht libersteigende Vorbewährungs-
zeit für angemessen und nützlich. Eine Zeitspanne, die sich 
auch nach der Registerauswertung als ausreichend und sinn-
voll herausstellte und die insbesondere den rechtsstaatli-
chen Bedenken Rechnung tragen würde. 
In engem Zusammenhc.ng mit der Dauer der Vorbewährungszeit 
stand auch die Frage nach ihrer Anrechnung auf die sich 
möglicherweise anschließende Bewährungszeit. Nach der Ak-
tenanalyse kam es nur in vier Fällen zu einer solchen An-
rechnung. In den übrigen Fällen führte die fehlende Berlick-
sichtigung der Vorbewährungszeit dann oft zu "Gesamtbewäh-
rungszeiten", die zum Teil weit über der vorgesehenen 
grundsätzlichen Höchstdauer für die Bewährungszeit ( § 22 
Abs. 1 JGG) lagen. Auch dieser in der tatsächlichen Ausge-
staltung auftretenden schädlichen und nicht vertretbaren 
Ausuferung wurde durch die Ergebnisse der Befragung eine 
richtungsweisende Klarstellung zuteil. Nach Meinung aller 
befragten Verfahrensbeteiligten sollte es zu einer Anrech-
nung der Vorbewährungszeit auf die Bewährungszeit kommen, 
allerdings verbunden mit der Möglichkeit, im Einzelfall le-
diglich eine Teilanrechnung vorzunehmen. Besonders im Land-
gerichtsbezirk Karlsruhe, dem Bezirk mit der ausgeprägte-
sten Erfahrung zur Vorbewährung, wurde diese Ausgestaltung 
hervorgehoben. 

Ein weiterer Gegenstand der Befragung war die Stellung des 
Bewährungshelfers und die Funktion der Schöffen im Rahmen 
des Instituts der Vorbewährung. 

Nach der Aktenanalyse kam dem Bewährungshelfer eine wichti-
ge Stellung als Entscheidungsorgan zu. Lediglich in zwei 
Fällen schloß sich der Jugendrichter nicht dem Vorschlag 
des Bewährungshelfers zum Abschluß der Vorbewährungszeit 
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an. Schon die Zuteilung des Bewährungshelfers stieß aber 
nach den theoretischen Überlegungen auf erhebliche rechtli-
che Bedenken. Überraschenderweise wurden diese Bedenken aber 
von den Verfahrensbeteiligten nicht geteilt. Lediglich in 
Mannheim bezweifelten knapp fünfzig Prozent der Jugendrich-
ter/Jugendstaatsanwälte eine rechtlich vorhandene Möglich-
keit der Zuteilung für die Vorbewährungszeit. In Karlsruhe 
und Freiburg dagegen schien die rechtliche Fundierung von 
der praktischen Nützlichkeit überlagert. Über neunzig Pro-
zent waren überzeugt, sich bei der Zuteilung des Bewäh-
rungshelfers im rechtlich zulässigen Rahmen zu bewegen. 
Schon die Vielzahl der unterschiedlichen Begründungen ihrer 
Auffassung bestätigte aber nicht nur die bestehende Unsi-
cherheit, sondern letztlich damit auch das Fehlen einer ge-
setzlichen Grundlage für die Zuteilung des Bewährungshel-
fers. 

Der durch die Vorbewährungsprobanden möglichen Erhöhung 
der Fallzahl für den Bewährungshelfer wurde durch die be-
fragten Berufsgruppen keine wesentliche Bedeutung beigemes-
sen. Selbst die direkt betroffenen Bewährungshelfer hiel-
ten die auf sie zukommende eventuelle Mehrbelastung für 
vertretbar. 

Durch die Verlagerung der endgültigen Aussetzungsentschei-
dung in das nachträgliche Beschlußverfahren entsteht durch 
die damit einhergehende Nichtbeteiligung der Schöffen eine 
Situation, durch die die vom Gesetzgeber gewollte Kolle-
gialentscheidung wieder zur "Einzelrichterentscheidung" re-
duziert wird. Bis auf die Gruppe der Jugendgerichtshelfer 
und die Befragten in Mannheim bestanden gegen diese Auswir-
kung keine Bedenken. 

Ein aus verfahrenstechnischen und zeitlichen Gründen durch-
aus zu befürwortender Verzicht auf die Mitwirkung der Lai-
enrichter dürfte allerdings nur dann vertretbar sein, wenn 
deren nicht zu unterschätzender Erfahrungswert schon zum 
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Schluß der Hauptverhandlung Eingang in die gesamte Ent-
scheidungsbildung findet. 

Ein gangbarer Weg ist hierfür die auch sonst sinnvolle und 
bereits praktizierte Aufnahme der _zu erteilenden Auflagen 
und Weisungen in den Urteilstenor. Durch diese Regelung 
würde der durch den Gesetzgeber derzeit noch gewollten Ein-
flußnahme der Laienrichter ausreichend Rechnung getragen, 
indem sie die Ausgestaltung und Bedingungen der Vorbewäh-
rungszeit mit festlegen. 

3.2.5. Der Versuch des Vergleichs der Legalbewährung von 
Bewährungsprobanden und Vorbewährungsprobanden mit an-
schließender Strafaussetzung zur Bewährung brachte zwei Er-
kenntnisse, die allerdings aufgrund der geringen Probanden-
zahl lediglich eine tendenzielle Aussage zulassen. 

Die Widerrufsquote beider Probandengruppen ist in etwa 
gleichzusetzen (45 % bzw. 50 %). Auch Vorbewährungsproban-
den mit zugrunde liegenden Jugendstrafen von ein bis zwei 
Jahren schnitten nur unwesentlich ungünstiger ab. Die Zah-
len rechtfertigen das Vertrauen in die Vorbewährungszeit 
sowohl als Klärungs- und Auswahlstufe zwischen Vollzug und 
Aussetzung zur Bewährung als auch als Chance für den Ju-
gendlichen, die von ihm angenommen und genutzt wird. 

Ähnliche und ebenso vielversprechende Ergebnisse brachte 
der Vergleich der im Register festgehaltenen Auffälligkei-
ten. Auch hier bestand für die erfolgreichen Vorbewäh-
rungsprobanden während ihrer Bewährungszeit ein nahezu 
identisches Rückfallrisiko gegenüber den Bewährungsproban-
den. 

3.2.6. Die sich auch nach den empirischen Untersuchungen 
bestätigenden Mängel der fehlenden gesetzlichen Ausformung 
des Instituts zeigten sich insbesondere in den bestehenden 
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Unsicherheiten über die rechtliche Zulässigkeit der Zutei-
lung des Bewährungshelfers, durch die auch das gesamte 
rechtliche Gefüge der Vorgehensweise in Frage gestellt 
wird. Weiter sprachen für eine gesetzliche Verankerung die 
willkürliche Ausdehnung der Vorbewährungszeit ohne klare 
Regelung ihrer Beendigungsgründe, die fehlende Anrechnung 
auf die Bewährungszeit, die für die Einbeziehung der Schöf-
fen notwendige Aufnahme der Auflagen und Weisungen in den 
Urteilstenor und besonders die mehr oder weniger zufällige 
Anwendung des Instituts in den einzelnen Landgerichtsbezir-
ken. Gerade letzteres macht deutlich, daß ohne einen abge-
steckten gesetzlichen Rahmen es weder zu einer einhei tli-
chen Anwendung kommen noch die bezweckte Erweiterung ambu-
lanter Reaktionsformen ausreichende Beachtung finden kann. 

4. Schlußfolgerungen 

Mit der vorliegenden Arbeit konnte ein Institut vorgestellt 
werden, das von seiner Zielsetzung her nicht nur der zur 
Zeit geführten Reformdiskussion zum Jugendstrafrecht wich-
tige Impulse verleihen kann, sondern darüber hinaus durch 
seine Funktion und Aufgabenstellung sich auch anbietet, in 
einen weiterentwickelten Reaktionenkatalog aufgenommen zu 
werden. 

Ausgehend von der Erkenntnis, daß erzieherisch ausgeprägte 
Sozialisationszi.ele bei belasteten Jugendlichen vornehmlich 
nur durch eine Behandlung in Freiheit erreicht werden kön-
nen (1) - durch die Entwicklung von Bereitschaft und Fähig-
keit zur eigenverantwortlichen, produktiven Konfliktbewäl-
tigung-, ist der Jugendrichter heute immer mehr gefordert, 
verstärkt zu prüfen, ob eine Strafaussetzung noch angewen-
det werden kann (2). Nur der schonende Eingriff in das Le-
ben des Delinquenten erhöht auch die Chance auf ein künfti-
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ges straffreies Verhalten ( 3), für dessen Weichenstellung 
hinsichtlich einer Forcierung oder eines Abbruchs der kri-
minellen Karriere dem Jugendrichter eine entscheidende 
Funktion zukommt. 

Bei dieser Entscheidung bietet sich das auch erzieherisch 
wirksame Institut der Vorbewährung - wie die Ergebnisse ge-
zeigt haben - als erfolgreiche und weiterführende Hilfe-
stellung für eine fundiertere Legalprognose des Jugendrich-
ters an. 

Dem Jugendrichter wird die Möglichkeit gegeben, gerade auch 
dem stärker belasteten und mit einem ungünstigeren Sozial-
profil etikettierten Jugendlichen die notwendige Chance zu 
geben ( 4), eine ambulante Reaktion zu erreichen, ohne daß 
mit diesem Vorgehen ein erhöhtes "Bewährungsrisiko" verbun-
den wäre. 

Diese durch die Einräumung einer Vorbewährungszeit gegebe-
ne weiterführende Hilfe bei der jugendrichterlichen Progno-
seentscheidung vermindert zugleich die den traditionellen 
Prognosemodellen anhaftende Gefahr, durch eine lediglich 
rückschauende Wertung aktenmäßiger Belastungsmerkmale, den 
Prozeß negativer Verstärkung zu festigen. Hier konnte die 
vorliegende Untersuchung aufzeigen, daß auch die vermehrte 
Einbeziehung sozial und strafrechtlich vorbelasteter Pro-
banden vertretbar und erfolgversprechend erscheint (5). 

Darüber hinaus ermöglicht die Vorbewährung durch die einge-
räumte Beobachtungszeit, eventuell notwendige Interven-
tions- oder Behandlungsprognosen zu treffen. Hierdurch kann 
dann der den traditionellen Prognosemodellen anhaftende le-
diglich rückschauende Charakter durch einen gegenwartsbezo-
genen Eindruck ersetzt werden (6). 

Gleichzeitig wurde durch die mit der Vorbewährung verbunde-
ne und erfolgreich praktizierte Öffnung und Ausdehnung der 
Aussetzungsmöglichkei t auf Jugendstrafen von bis zu zwei 
Jahren (7) die Unzufriedenheit der forensischen Praxis mit 
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der derzeitigen Enge des geltenden Aussetzungsrechts deut-
lich. 

Die Berechtigung dieser Bestrebungen kommt auch in dem Ar-
beitsentwurf eines Gesetzes zur Änderung des Jugendge-
richtsgesetzes (Stand: 30. August 1982) zum Ausdruck, durch 
den die Streichung von § 21 Abs. 2 JGG unter Erweiterung 
der allgemeinen Aussetzungsmöglichkeiten auf zwei Jahre 
empfohlen wird. 

Auch und gerade wenn dieser Entwurf Gesetz wird, bedarf 
der Jugendrichter der intensiven Information und Unterstüt-
zung seiner Legalprognose und käme dem Institut der Vorbe-
währung eine über die heute schon gegebene Bedeutung hin-
ausgehende Aktualität zu. Diese Aktualität kann auch nicht 
dadurch geschmälert werden, daß sich für das Institut der 
Vorbewährung im Bereich des Bewährungsverlaufs lediglich 
gleiche Werte gegenüber der Strafaussetzung zur Bewährung 
ergaben. Ohne die durch die Vorbewährungszeit für den Ju-
gendrichter gegebene Auswahlmöglichkeit hätte für die Vor-
bewährungsprobanden die Alternative mit großer Wahrschein-
lichkeit Vollzug der Jugendstrafe bedeutet. Eine Konse-
quenz, die gerade wegen zumindest identischer Legalbewäh-
rung die Notwendigkeit und Erforderlichkeit des Instituts 
der Vorbewährung unterstreicht. 

Eine konsequente, einheitliche, den Zielsetzungen entspre-
chende und rechtsstaatlich unbedenkliche Anwendung des In-
stituts der Vorbewährung ist aber nur dann zu erwarten, 
wenn es zu seiner gesetzlichen Ausformung kommt. Diese ist 
nicht nur schon wegen der festgestellten rechtlichen Beden-
ken gegen seine derzeitige Ausgestaltung und Handhabung zu 
fordern, sondern nur so ist eine seiner Bedeutung gerecht 
werdende Beachtung uhd Durchführung in der Praxis gewähr-
leistet, der zur Zeit noch die berechtigten Zweifel entge-
genstehen, sich im rechtsfreien Raum zu bewegen. 



278 

Die Aufnahme in den Reaktionenkatalog des Jugendgerichtsge-
setzes muß - wie die Arbeit ergeben hat - verbunden sein 
mit der ausdrücklichen Zuweisung der Vorbewährungsprobanden 
zum Tätigkeitsbereich des Bewährungshelfers, der Begrenzung 
der Vorbewährungszeit auf höchstens sechs Monate, der Fest-
legung einer zumindest teilweisen Anrechnung der Vorbewäh-
rungszeit auf die Bewährungszeit und der für die Vorbewäh-
rungsfälle bindenden Aufnahme der zu erteilenden Weisungen 
und Auflagen bereits in den Urteilstenor. Darüber hinaus 
sollte es zu einer Auflockerung der starren Widerrufsgründe 
unter Anpassung an die erzieherischen Absichten der Vorbe-
währungszeit kommen. 

Die derzeitige Problematik der weitgehend fehlenden gesetz-
1 ichen Verankerung und der damit verbundenen freien rich-
terlichen Gestaltung spiegelt sich anschaulich in einer 
Stellungnahme eines befragten Jugendrichters zur Vorbewäh-
rung wider: 

"Das Institut der Vorbewährung ist lediglich eine Ausfor-
mung der äußeren und inneren Freiheit, die ein Jugendrich-
ter benötigt, um seinem Amt gerecht zu werden. Allerdings 
ist diese Freiheit nur zu verantworten, wenn sie mit Be-
scheidenheit, Nüchternheit, ständiger Selbstkritik und 
Lernbereitschaft verbunden wird." 

Bei aller Achtung des richterlichen Verantwortungsbewußt-
seins muß es aber auch gerade dort zur Geltung kommen, wo 
die Wahrung rechtsstaatlicher Garantien ansteht. 
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A N H A N G 

1. Erhebungsbogen zur Aktenanalyse 

Vorbewährung April 1981 

1. Aktenzeichen des ~erichts: 

3. N"ai:.e des 3etroffenen: •••••••••••••••••••••••••••••••••••• 

4-. 

5. 

7. 

bei .. ~atbegehung: Jugand.J.icher 
ceranwachsender (Verur-
teilung nach Jugend-
st:-a!:-echt:) 

,,orbes-craft: 

Drogenkonsum: 

,ja 
wie oft (nach Straf-
regis-cerauszug) 
nei:i. 

ja, gelegentli:h 
ja, reg;elm.äßig 
nsin, .n.i:ht' :nehr 

8. Ye::-~-::eilecdes J.erich-c: 
AG Ju~endrich-cer 
AG Jugendschcffenge-

richt 
L.} Ju::;endkam.mer 

~annc.~:..:n 
Xarl.;;ruO.e 

1 1 1 

n 
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1o. Name des/der Richter( s): •••••••••••••••••••••••••••••••••• 

11. Urteil vom: 

12. stand der Pb bei der Verurteilung 
bereits unter Bewährung? 

13. Dauer der ausgesprochenen Frei-
heit"sstrafe: 

ja 
nein 

14-. Art J.es Jeli;:--;s ('J"s:. ::arr,a ..i.), das 
zur Verurteilung führte: 

15. Wurde Vorbehalt bereits im Tenor 
ausgi,sprochen? 

16. Wurden Au.f'lagen oder 'N'eisungen 
erteilt? 

17. Art der Auflagen oder Weisungen: 
(vgl. Karte.5) 

ja 
nein 

ja 
nein 

18. erfolgte eine Unterstellung unter einen 
Bewäh..'"UD.gshel!er für die Vorbehaltszeit? 

ja 
nein 

19. Name des Bewährungshelfers: •••••••••••••••••••••••••••••• 
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2o. erfolgte die Unterstellung ausdrück-
lich im Urteil i~ ~ahmen der Auflagen 
oder Weisung9n 

21. 

oder ohne ausdrückliche Srwäb.Ilung? 

'liurden schädliche Neig,.ingen 
Schwere der Schuld 
oder beides 

angeno111111en? 

22. '..iia wurde die "'Torbewährung" be-

Vorbewäb...'"1.lllg 
Probezeit 
'lorbeb.al t der Aussetzung 

andere 3ezeicr..nung ••••••••••••••••••••••••••••••••••• 

23. Gründe fürdie Anwendung !er Vorbewäh....-ung aus 
den Ur~eilsbegri.in.!ungen: 

2~. Pb ~an.n. noch nicht in. Jreihei~ ent-
lassen werden., sonder:i. soll noch 
einige Zeit in. u-a:a.f~ verblei·:::en 

25. Vorbewährung wegen noch ausste-
hender konkreter ::atsacb.ener-
llit-:lungen 

26. "J'erbleib in bisb.eri5 er 'lioi:l:lt..n.~ ist 
problematisch 

27. Unterbringu.~g in anderer wmgebung 
ist !lot·.,,endig 

28. Suche nach ei~em ~euen ~:esseren) 
Arc:!itsplatz 
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29. Auswahl eines geei~neten Bewährungs-
helfers ist noch zu treffen 

3o, es müssen noch familiäre oder sonstige 
Bindungen überprüft beziehungsweise 
gefunden werden 

31. es besteht die 3efürchtung, daß die 
sofortige Aussetzung als Freispruch 
gewertet wird 

32. die gleic~zeitige Verurteilung von 
Mitangeklagten zu Jugendarrest 
spricht für einen nachträglichen 
Russetzungsbeschluß 

3,. Ve.rmeidung des Vollzugs ist grund-
sätzlich besser, zu;::al der ?b i:i. 
der Freiheit auch ~ehr gefordert 
wird 

34. sonstige }ründe: 

35, Vorbewährung aus Grü."lden der Absicherung der 
Prog:ioseentscheiiung über das zukünfti;~ 
Legalverhalten des ?robanden 

36. Pb soll noch eine Beobachtungszeit 
durchlau:en 

37, Pb soll sich seine Strafaussetzung 
verdienen 

38. Pb soll zur :1i tarbei t angere~t werden 

39. es soll aine (zusätzliche) Stellar.g-
nahme ies 3ewährungshelfers er-
möglicht ·11erdeu 



4-1. 

4-2. 
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-+o. andere J'ründe: •••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 

angeord.."ete Jauer der Vorbehaltszeit 
keine Dauer an6eor1:J.et: 

wann er;ing der 3eschluJ3 über die Aussetzung 
der 3t:."'ai'e? 

Jauer der angeord.:leten 3ewährungszeit: 

'=atsächlicb.e Jauer der 'lorbeb.altszeit: 

D Mon. 

1 1 

0,JahreQ,lon 

Vf •. an. 

45. a.t:s ·,t1elcb.en 3-r"..inden kam es nicht zur 
~ac~trä~~~chen Ausse~zung der Strafe? 

4-6. 9r!leute Straftat wä.h=end der Vor-
beb.altszei t 
Zeitpunk-:: 

4-7. Einbeziehung des Urteils :ni t Vor-
bewährung in neue Verurteilung gem. 
§ 31 Abs.2 JGG und i::i neuen Ver-
fahren kam es nicht zur Anord.:lung 

171 

der Vorbewährung 0 
4-8. andere Gründe: •••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
4-9. '"1.U'de eine Aussetzung zur Bewährung i:n 3e-

:-icht der .;u~endgerichtshil.fe befürwortet? 
.ja 0 
nein D 
3~richt lisg~ ~icht vor D 
Vorbewährung empfohlen 0 
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5o. Name des Jugendgerichtshelfers: ••••••••••••••••••••••••••• . . . . .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
51. lag vor dem Aussetzungsbeschlu.ß :1ach § 57 JGG 

ein Bericht des zugeteilten Bewährungs-
helfers vor? ja 

;:iein 
kein Bewährungs-
helfer zugeteil-::; 

52. wurde in diesem 3ericht 1ie Ausse"zu..~g zur 
3ewährung empfohlen? ia 

:iein 

53~ Gründe für die 3ei'ürwortung :izw. Ablei:ln1.u1g: ••••••••••••••• 

5*• Angaben ü:ier den Verlauf der Bewährungszeit: 
ist die Bewährung acgeschlossen? 

ja 
nei.:i. 

55. Zeitpunk" des 3ewährungsabschlusses: 

56. durch welche ~ntscheidU:lg wurde die Be-
währungszeit beendet? 

Strafe wurde erlassen 
Verfahren 'Nllrie endgülti-5 

'Niderruf de= 3ewährung 

57. }ründe für den -,.iiderrui': 
NichterfU.llung der ·,iei-
s1..U1ger. Jder Auflaggn 
:i:l.eue Stra:'ta-cen 
be:i..ies 
~trai'":aten Yor de= ~e-
wänrungsaussetzu:.1g D 

1 
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58. aignet sich der Fall als 3eispielsfall? 
ja 
nein 

59. Datum der letzten Infor~ation 

60. wo befindet sich der Proband laut letzöer 
Auskunft? 

En-cziehungsheim 
i.:i. Haft 
in Freiheit auf 3ewährung 
in Freib.ei t 
?b isö flüchtig 
k.A. 

1 
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2. Begleitschreiben zur Fragebogenaktion 

~AX-PLANCX-rNSTITUT 
Ft,'R AUSLÄN'DISCHES t.:ND INTERNATIONAL.ES 

STRAFRECHT 

Direktoren: Professor Dr. Dr. h. c.. mult. Hans-He1nnc:h J~it · Professor Dr. Gün1her K.user 

FORSCHUNGSGRUPPE K!UMINOLOG!E O· 7800 Fre1bur; 1m Bretsgau 
G~temucruen 
TcletontU71'1l) ;"01q.1 
'rcics n:1 •u, MPIS 

wir venden uns mic der Sicta an Sie, uns durch dia 3eanewor:ung 
des beiliegenden Fragebogens bei dar ~ur:h!ührung eines qrößar 
angelegten Forschungsprojektes :u uneerstützen. 
Oia aaantvortung der 25 Fragen nimme nach unserer Erfahrung :a. 
3o ~inuten in Anspruch. 

Das Max-Planck-Institut f~r ausl!ndisches ~nd in~er~ac!ona!as 
Strafreaht, Forschungsgruppe Kriminologie, führt seit 1976 
eine antersuchung zur Prognose und 3ahandlung junger leches-
brecher durch. :iel diesas Vorhabens ist, dia 3ed!~gun;~n 'lnd 
~irkungan der Ontarsuchungshaft tatv~rd!chtiger junger leche3-
bracher, daran cherapaueische 3ehandlung in einem ~odell~er-
such, sowie ~!e sp4tere Encwickl~ng ~erur~eil~er :unger ~!eer 
als aav!hrungsprobanden zu beschreiben. 

Oas Justiz2ini3ta~ium des Landes 3aden-~~r~~ember1 ~ntsrsc1~zt 
dieses Vorhaben, da gerade !ü: die ;erichtl!che ?rax~s w~sen~-
liche neue empirische Erkannt~!ssa :u ar~a=~en sind. 

Ein wesenclicher Teil der Oncarsuchung anal7sier: j!a ?r:q~ose-
entschaidung und den anschließenden Sew&hrungsve:lau! un~er 
Anwendung des !~stic~ts der ~vor~ew!hr~ng" nach§ 57 JGG. Ca 
wir hierüber ~ur durch eine Sefragung jer betail!q~en ~~stanzen 
aufgekl!r~ werden k6nn,n, biC~en wir 5is heue.e u: !~re ~ie-
arbeie. 

!nfor!!lationan J.bar d.err !astqestellten ·.ine.e:-schiedlichen Gabrauch 
der "Vor~ewihrungff kOnnen wir ~ur erha!:en, wenn wir Jugend-
richter, Jugendstaatsanwälte, 3ewährunqs- und Jugendgerichcs-
helfer befr~gen. Oaher sind ~ir auf !hre ~iearbeie angewiesen. 

I~ ainem ersten Sch•i~t haben ~ir dia Stra!a~~en ei~er St!c~-
,robe von j~ngen Ontersuchungshaftlingen aus den Landger~chts• 
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bezirken Freiburg, Mannheim und Karlsruhe analysiert. In einem 
zweiten Schritt führen wir jetzt diese schriftliche Befragung 
bei den beteiligten Instanzen durch. ' 

Ihre Angaben erfolgen anonym und werden selbstverständlich ver-
traulich behandelt. 
Das Max-Planck-Institut ist eine unabhängige Forschungseinrich-
tung, die ausschließlich der wissenschaftlichen Erkenntnis 
ver?flichtet ist. Dementsprechend warden die erhobenen Daten 
ausschließlich zu rein wissenschaftlichen Zwecken verwendet. 
Auch bei der Darstellung der Ergebnisse werden an keiner Stelle 
Rückschlüsse auf Einzelpersonen möglich sein. Nach der sta-
tistischen Auswertung werden die Fragebögen vernichtet. 

Für die Repräsentativität der Ergebnisse ist es von größter 
~ichtigkeit, daß jeder Angeschriebene alle Fragen beantwortet. 
Dabei ist es besonders wichtig, daß alle Fragebögen ungefähr 
cm gleichen Zeitraum beantwortet werden. 
Daher wären wir Ihnen sehr dankbar, wenn Sie uns den Fragebogen 
in beiliegendem Rückumschlag bis spätestens zum 
ausgefüllt zurücksenden würden. 

UM :eststellen zu können, welche Angeschriebenen den Frage-
bogen zurückgeschickt haben, fügen wir auch noch eine Antwort-
postkarte bei. Bitte senden Sie diese Antwortkarte neben dem 
Fragebogen mit getrennter Post an uns zurück. 

Für Ihre Bemühungen danken wir Ihnen sehr herzlich im Voraus. 

Mi ··~ '·•c ·'et ,r !!ochachtung 

(Professor Dr. G. Kaiser) 
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3. Erstes Erinnerungsschreiben 

MAX-?I.Ai.'ICX-INSTITUT 
FüR AUSLÄNDISCHES UND INTERN'ATIONALES 

STRAFRECHT 

r)irelttoren: Professor Dr. Dr. h.c. mult. Hans-Heinnch Jmchcck · Professor Dr. Günther K.iser 

FORSCHUNGSGRUPPE KRIMINOLOGIE 

Ass. aunh. !'llJmann 
Tel., o76l/7o812o2 

D-7800 Fce,butJ im Bretspu , den l 5. 7. l 981 
Qi;n~73 
':"defoll(0761) 70111-1 
Tdn. n:tJ.26 MPIS 

vor v1enehn Taqen ulu.elten S1a von uns einen F::-agebogen mit dem >r..:: 
S1e um Ihra Stellungnahme = Insl:1tue der 7or.bewä.hrung illl .:ugendse::-a!-
::-echt (§ 57 .:GG) baten. 

l!:1n Teil der Fragel:>ogen ist inzw1sc.'1en dankenswerterweise ausgefüllt a., 
uns zuruckgeeandt worden. 
!"lr d1• Repr!sentativit.1t unserer Ontersuchung, die s1.cll auf die Lall<:!ge-
ricllt.sbe:z:irlca :'::-ei.burg, ~•im und lCar lsrulle arse::-eckt, ise es al::>er 
vcn ~ßter 1Uclll:1gkeit und unbeding-e er!orderl1d1, daß jeder Anqe-
scllriel:lene die :':ragen beane-"'°rtet, um einen nahezu lüc.'<:enlosan Rllcklauf 
zu erreic.'len, da n11r dann eine :llr diese ae:z:1rke :z:u~-ef:ende Auswertung 
er2:ialt w.rden kann. 
J'eder Ausfall stellt die Au.uagekratt der l!!rqebnissa 1,, ;'::-ag•. 

Bitte verstehen Sie von daller unser Anliegen, wenn vir Sie nochmals bittan, 
die H!lhe auf sich :z:u nehmen, den Fragebogen aus:z:ufilllan, \JIII uns so z,,1 
hel!an, unsere Ontersuc.,ung erfolgreic., dureh:z:ufllhren. 

Darauf', daJ3 wir :hre Angaben vert:aulicll bellandel., haben wir schon hi.,ge-
wiasan. ou ~-Planc.'<:-Insce.it ist eine vom Staat unal::>hAngige ;'orsc.,ungs-
einriclltung, die ausscllließlicll der wissenscllaftlic.,en l!:::-keMt.,is ·rer-
;,tllc.,tet ist. Oementsprec.,end "'erdan die erho.benan :laean aus:sclllieiSlic.'l. 
:u ::-ein vissenschaftlicllen :~ecken verwendet. ~am ver.bieeen auc.'l die 
oatanschut:z:geset:z:e die Weitergabe personen.be:z:ogener Oaten. Auch bei der 
Darstellung w,r Ergebnisse wird an keiner Stelle ein R1lck.sclllw3 auf eine 
ein:z:el.ne Person möglich sei.'1. Mach der statistischen Auswertung werden die 
!'ragebogen .,.er:u.c.,tet. 

Wir w4.ren Ihnen daher sehr :!anlcl,ar, '"8M Sie -ms den ausgei-Jllten E'::-age-
l:)ogan bis zum 24. Juli 1981 r.isenden w::-den. 
ror Ihr !re=dliches 7erstAndnis und Ihre Bemühungen bedanken wir uns 
im Voraus. 

Mit freundlic.,en Grlßen 

(Sernhud Flllmann) 
!?rojektleieer 
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4. Zweites Erinnerungsschreiben 

MAX-PLANCK-INSTITUT 
FCR AUSLÄNDISCHES UND INTERNATIONALES 

STRAFRECHT 

Direktoren: Profeslor Dr. Dr. !1.i:. muJ.t. Han„Hcinnch Jesc.neck · Professor Dr. Gün,her K~r 

FORSOiUNGSGRUPP!! KRIMINOLOGIE 
(Ass. Ser:lh. Flllm&nn) 
Te.L.: oi61/7oS12o2 

0-7800 Fre1but1 im Breispu, .!en 28. 7. 1981 
Cilntentalllra'3e 73 
TcletOl'I Wit.l) 70~1-l 
Tela :"1:l-l26 MPIS 

111.i.t sc.~.rei.ben •10111 29. Juni 1981 erhie.l.ten Sia •1on •.ins einen :'ragel:logan, 
i.:I dl!lll wir Sia um :Ju:e Stallungnabma zum Inst1t'..1t !er Vorbew.!llr..1.-,q .:.m 
Juqendst:airec.'lt (§ 57 JGG) 2un. 

!nr„ischen haben nahezu ao \ !hrer Kollegen dan.~enswerter,1aise den Frag-
!::oqen :u:!ckqesandt. 
~i• •,1ir schon i:1 =serem sc.~.rei.ben 'IOCI ,S. Juli 1981 ,ar„4hntan, ist es aller !·:l.r 
die Auswert=g ,..insersr Ontarsucht.:ng •..inerl.Ulich, daß :eder Angeschriebene 
den Fragebogen bean1::#Crtet, dann nur dan.~ ist uns ei.~e verlä.ßliche imalyse 
:rum :nstit~t der Vorbewi!hr..ing ""5glich, die sicherlich auch ~:l.r Sia von 
Interesse sein wi---d. Ai:.i. Anfrage senden •,1ir :hnen ,iuch gerne eine zusammen-
fassende ~arstellung der Er;eenisse r..1. 

Oer Erfolg unserer ~be1t hä.ng<:, wia Sie verstehen •,1erden, somit aus-
schl ... eß.Lich ·10n Ihrtlr Serai tscha.it zur Mitarbeit .>b. 

Sollten Sie daher bishar noc.'l kei.~e Zeit gef-unden haben, den Fragebogen 
a.usqef'lllc m un.s zurlckzusenden, so :n.t3c!'lten .,,,i.r .Sie sehr hec!.~c.."1 bi:-:.an, 
:!!es doch balcmc3glic.'lst: :iac.'l.zuholen. 

31t~e 7erseehe..~ Sie, wenn wir !hnen ~chmals einen irage.bogen sowie einen 
adressierten ;md fra.nld.er-..en Rüc.'<Umschlag nel:en einer Ane-..on:;;,cs~(ar:.e, 
die Sie bitte au.e gee:e.nn~er Pos~ an uns zurlcksenden, zuschicken. Durch 
die 3enu=ung der Ant-..or-..ka=a ~ird die v6l:ige Anonymität u.'lSerer crnter-
suchu..~q gewä.hrlaistee. 

lfir danken Ihnen sehr herzlich ror Ihr !=eundlic.'les Verstandnis und !hra 
Bemühungen. 

:üt vorZUqlJ..c!:.er Sochac..Pltunc; 

(Bernhard ; lümannl 
?rojektieii:er 
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5. Fragebogen Nr. 1 - Jugendrichter und Jugendstaatsanwälte 

MAX-PLANCK-INSTITUT 
FUR AOSLÄNDISCBES ONO INTERNATIONALES 

STRAFRECHT 

Auf den folgenden Seiten finden Sie Fragen überwiegend 
zum Institut der "Vorbew!hrung". (Weitere Informationen 
erhalten Sie im Verlauf der Befragung.) 

Kreuzen Sie bitte immer diejenige Antwort an, die für Sie 
am ehesten zutrifft. 

- Wenn keine der Antwortvorgaben für Sie persönlich zutrif:t, 
schreiben Sie bitte Ihre Antwort unter: ''sonstiges, was?'' 

Wenn etwas unklar ist, schreiben Sie bitte Ihren Kommencar 
auf die Rückseite des entsprechenden Blattes. 

-sollten bei der Bearbeitung Unklarheiten auft:eten, können 
Sie mich selbstverständlich anrufan. 
Meine Telefonnummer ist: 0761 - 7o812o2. 

Vielen Dank für die Bearbeitung 

l· Fu~ 
[Ass. Bernhard ?lümann) 

:?rojektleiter 

(Bitte geben Sie nach der Ausfüllung jes Fragebogens Ihre 
Bearbeitungszeit an: 

ca . .......... Minuten) 
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Zunächst einige statistische Pragen: 

1. Welches ist Ihre derzeitige gerichtliche Tätigkeit? 

Jugendrichter am AG 
0 - ausschließlich Jugendrichter 
0 - auch andere Strafsachen 
0 - auch Vormundschaftssachen 
D - auch Zivilsachen 

Jugendrichter am LG 
0 - ausschließlich Jugendsachen 
D - auch andere Strafsachen 

0 - auch Zivilsachen 

Jugendstaatsanwalt 

0 - ausschließlich Jugendsachen 
0 - auch andere Strafsachen 

2. Wie lange sind Sie schon insgesamt in Strafsachen {ein-
schließlich Jugendstrafsachen) tätig? 

insgesamt ...... Jahre 

davon .......... Jahre als Staatsanwalt 

...... Jahre als Richter 

3. Wie lange sind Sie ausschließlich in Jugendstrafsachen 
tätig? 

insgesamt •..... Jahre 
davon als: 

D - Jugendstaatsanwalt 

0 - Einzelrichter 

- Richter in einem Gre-
mium 

0 - Jugendschöffengericht 
0 - Jugendkammer 

...... Jahre 
•....• Jahre 

..•... Jahre 

...... Jahre 
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4. Wie lange sind Sie schon in der Justiz tltig (ohne Referendar-
zeit)? 

insgesamt •.•... Jahre 

5. In welchem Jahr wurden Sie geboren? 

im Jahre •••·····•. 

Und nun einige ~ragen zu der Proqnoseentscheidunq bei der 
Rechtsfolgewahl: 

6. Worauf stützen Sie hauptslchlich Ihre Aussetzungsent-
scheidungen? (Bitte.ordnen Sie die einzelnen Gründe gemlß 
ihrer Bedeutung für Ihre Entscheidung: 1 2 3 etc.) 

- Bericht der Jugendgerichtshilfe 
- Informationen aus der Akte 

- Gespräch mit dem Jugendlichen vor der 
Hauptverhandlung 

- Eindruck während di Hauptverhandlung 
- Sachverständigengutachten (falls vorhanden) 
- sonstiges, was? .................................. . 

7. Halten Sie die vorhandenen Informationen hinsichtlich der 
notwendigen Prognose bei der Aussetzungsentscheidung über 
das zukünftige Legalverhalten des jungen Straffälligen f1r 
ausreichend? 

ja 

u nein 

wenn nein, warum nicht? ........................ . 
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a. Könnten Sie sich Möglichkeiten oder Wege vorstellen, die 
der Prognose bei der Aussetzungsentscheidung eine bessere 
Grundlage geben würden? · 

D nein, die vorhandene Information ist ausreichend 

0 ja, nämlich die folgenden: ...•.....••••.•....••••••• 

9. Im folgenden nun einige Aussagen zur Prognose und zur Rechts-
folgewahl, die manchmal in der Literatur und von der Praxis 
vertreten werden. Man kann diesen Aussagen unterschiedlich 
gegenüberstehen, sie ablehnen oder ihnen zustimmen. 
Wir bitten Sie, diejenigen Antworten anzukreuzen, die für Sie 
am ehesten zutreffen. 

a) "Im Jugendgerichtsverfahren kommt 
es viel zu selten zur Heranziehung 
eines Sachverständigen." 

b) "Ein Sachverscändiger sollte im 
Jugendstraf7erfahren auch dann ge-
hört werden, wenn es lediglich 
um die Festlegung der geeignetsten 
Rechtsfolge geht." 

c) "Durch die Verwendung von statisti-
schen Prognosetabellen sind zu-
verlässigere und treffsicherere 
Aussagen über das künftige Legal-
verhalten des Jugendlichen er-
reichbar, als bei intuitiven 
Prognosen.'' 

d) ''Die Einführung des sogenannten 
Schuld- cder Tatinterlokuts im Ju-
gendstrafverfahren (Zweiteilung der 
Hauptverhandlung in einen ersten 
Abschnit~ für den Nachweis der Tat 
und einen nachfolgenden Abschnitt 
für die Behandlung der Rechtsfolge) 
ist für die immer häufiger· werden-
den Prognoseentscheidungen 
unerläßlich." 

... 
51" 
51-" 
... (J ....... 
":: 

"' .... ., ,. 
a 

.l,J .;.J .... 
S O'I 9 QJ e e .J 
-~ C -.-4 .J 
.;.J QJ ..1 _,j 

tn 3 01 a 

"' (J 
u .... ..., 

i 
.... ll) ..-j .:: 
.iJ ..-4 .u ll) 
III N 31 :n 
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e) "Durch die Anwendung der soge-
nannten klinischen Prognose (Er-
forschung der individuellen Tlter-
persönlichkeit durch einen Psychi-
ater oder kriminologisch geschul-
ten Psychologen, im Wege der Ex-
ploration und Beobachtung) sind 
keine eindeutigeren Aussagen über 
das künftige Legalverhalten des 
Jugendlichen zu erhalten, als 
durch- intuitive Prognosen." 

- 4 -

"' __, ., 
., .t:: 

e " .u ..,1 µ .-4 .u.... .l,J 
S.JE:t,,SQJS.-49 e.c 9...,.•s.J ae a1-1 .... u ·~ C: .... .u .... 'IJ.I .... ..::: 
.j,J .... .u ilJ ..., .... .u .... .u (lJ 

c 3 s m m 

rm folgenden nun Fragen zum Institut der Vorbewährunq: 

lo. Welche rechtliche Konstruktion oder welche Bedeutung ver-
binden Sie mit dem Begriff der "Vorbewlhrung"? 

0 dieser Begriff ist für mich völlig neu 
0 folgende: .......................................... . 

11. Wie hlufig haben Sie bei Ihrer Tltigkeit als Jugendrichter/ 
Jugendstaatsanwalt schon mit§ 57 JGG gearbeitet? 

D nie 

0 selten 
0 gelegentlich 

0 oft 
D immer 

Bitte sch~tzen Sie den ungefähren P~ozentsatz: 
Fälle bei Entscheidungen ~it Straf¼ussetzung. 

der 
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~un einiqe Informationen zur unterschiedlichen Anwendung van 
§ 57 JGG. 
Nach der Intention des Gesetzgebers soll durch§ 57 JGG dem Richter 
- durch die M6glichkeit des späteren Beschlusses - der Weg er-
öffnet werden, das eigentliche Sauptverfahren abschließen zu 
konnen, auch wenn noch nicht sämtliche Fragen über die Ausge-
staltung der Bewährungszeit (z.B. geeigneter Bewährungshelfer; 
neue Arbeitsstelle oder eine andere wohnung) geklärt sind. 
Sierdurch soll eine una6tige Vertagung der Sauptverhandlung •er-
~ieden werden. 
Die Entscheidung darüber, ob es grundsätzlich zu einer Straf-
ausseczung kommen soll, ist in diesen Situationen schon ge-
fallen. während dieser tlbergangszeit bleibt der Jugendliche dann 
in aller Regel wei~er in Untersuchungshaft. 

Demgegenüber wenden einige Gerichte§ 57 JGG bei der Anwendung 
der sogenannten ''Vorbewährung'' unter anderen Voraussetzungen an. 
Sie behalten sich die Entscheidung über das ''Ob'' der Aussetzung 
der Str¼fe für eine bestimmte Zeit vor.; dies allerdings nicht, 
weil noch Ermittlungen bezüg!ich der Ausgestaltung der 3e-
wahrungszei~ getroffen werden müssen, sondern weil noch keine 
Klarhe~~ darüber besteht, ob die Strafe überhaupt ausgesetzt 
~erden soll. ~ie Frage der Aussetzung bleibt also often. 
Für diese Vorbehalts- oder Vorbew~hrungszeit, während der sich 
der ~ugendliche in Frsiheit befindet, wird ihm dann in aller 
Regel schon ein Bewährungshelfer zugeteilt und werden ihm Auf-
lagen und Weisungen aufgegeben. 

12. ~rbei~en Sie oder haben Sie im Rahmen der Ausse~zungsent-
scheidung mit dem Insti:uc der Vorbewährung nach§ 57 JGG 

der obe~~ beschriebenen Weise bereits gearbei:et? 

D ~:nmer 

D selten 

D gelegentlich 

D oft 

"zwar ist ~ir dieses Institut bekannt, aber 
ich habe es nicht angewandt'' 

"da mir dieses Institut bisher unbekannt ~ar 1
' 

"mir ist diesas Institut zwar bekannt (durch 
diese Befragung bekannt geworden), ich lehne es 
aber aus folgenden Gr1nden ab mit ihm zu 
arbeiten'' ...................................... . 
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13. Nachstehend nun einige Gründe, die in Literatur und 
Praxis unter anderen als ausschlaggebend für eine An-
wendung der Vorbewährung vertreten werden. 
Man kann diesen Aussagen unterschiedlich gegenüberstehen, 
sie ablehnen oder ihnen zustimmen. Wir bitten Sie, die-
jenigen Antworten anzukreuzen, die für Sie am ehesten 
zutreffen. 

Auch wenn für Sie das Institut der Vorbewährung völlig 
neu ist, beantworten Sie bitte die folgende und alle an-
schließenden Pragen, soweit Ihnen dies möglich ist. 

-"Die Vorbewährung ist im Einzelfall 
notwendig, um die Ausgestaltung der 
Bewährungszeit besser regeln zu 
können" 

-"Pür eine eventuelle Unterbringung 
des Jugendlichen in einer anderen 
Umgebung muß genügend Zeit vorhan-
den sein." 

-"Die Suche nach einem neuen Arbeits-
platz kann eine gewisse Zeitspanne 
beanspruchen." 

-"Für den Jugendlichen müssen noch 
familiäre oder sonstige Bindungen 
überprüft bzw. gefunden werden." 

-"Die sofortige Aussetzung der Stra-
fe könnte von dem Jugendlichen als 
Freis9ruch gewertet werden." 

-"Die gleichzeitige Mitverurteilung 
von Mitangeklagten zu Jugendarrest 
verlangt ein nachträgliches Aus-
setzungsverfahren, um den unter-
schiedlichen Strafcharakter von 
Arrest und ausgesetzter Freiheits-
strafe zu verdeutlichen." 

-"Der Proband soll vor der Aus-
setzungsentScheidung noch eine 
Probezeit durchlaufen." 

"" '<ll e 
;..J .w -

-~ i 
-~ C .,-; J.J 
J.J :l) .;.J ..-4 
(J) 3 (J) = 
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-"Der Proband soll sich seine end-
gültige Strafaussetzung erst durch 
gezeigtes Wohlverhalten verdienen.• 

-"Der Proband soll zur Mitarbeit an-
geregt werden.• 

-"Die Vorbewährung soll als symbo-
lische Silhneleistung wirken.'' 

- sonstige, Ihnen ~ichtig erschei-
nende Gründe: ...................... . 

... a .., 
a .c 

.... (J ....... 
" = 

... 
a o, a .... .... ,: 
... " "':,: 
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14. Bedeutet für Sie das !nstitut der Vorbewährung eine 
stärkere Ausprägung des Erziehungsgedankens im Jugend-
strafrecht? 

0 ja 
D :iein 

. ..,arum? '"'a!:'um nicht? . ............................ .. 

15. Glauben Sie, daß durch dieses Institut eine bessere und 
treffsicherere Prognose über das zukünftige ~egalverhalten 
des jungen straffälligen möglich ist? 

0 ja 
D nein 

warum? .,.,arum nicht? .............................. . 
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16. Welche Dauer würden Sie für die Vorbewährungszeit als 
angemessen und nützlich ansehen? 

.•.... Monate 

17. Bis zu welcher aöhe der Freiheitsstrafe sollce von der 
Vorbewährung Gebrauch gemache werden? 

...... Jahre ...... Monate 

18. Halten Sie es für rechtlich zulissig, ohne vorherige 
Entscheidung über die Strafaussetzung, dem Jugendlichen 
einen Bewährungshelfer zuzuteilen? 

0 ja 

D nein 

gemäß§§ 
GriJ.nde: 

19. Sollte die Zeit der Vorbewährung auf die sich anschließende 
Bewährungszeit angerechnet werden? 

0 ja 

D teilweise 

D nein 
warum? warum nicht? .................................. . 

2o. Würden Sie die Anwendung der Vorbewäh:ung auf einen be-
stiDmtan Oeliktstypus beschränken? 

D nein 

0 ja 

auf wel·che? auf welche nicht? ........................ . 
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21. Halten Sie die mit der Vorbewahrung verbundene Mehrbe-
lastung für die Bewährungshelfer :ur vertretbar? 

nicht 
wenig 

mittelmäßig 
ziemlich 
sehr 

""· Spielt es bei Ihrer Entscheiduag im Verfahren für oder 
gegen die Vorbewährung eine Rolle, ob der Jugendliche 
vorbeseraft ist? 

ja - bei Vorstrafen keine Vorbewährung 

ja - gerade bei Vorstrafen eignet sich die 
Vorbewahrung 

ja - aus anderen Gründen, nämlich: ................ . 

D nein, w-arum nic!'l.t? ................................. . 

23. Wie lange betrug nach Ihrer beruflichen Erfahrung die 
durchschnittliche tatsächliche Dauer der Vorbewährung? 

ca . .... .. Monate 
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24. Beeinflußt eine Drogenabhängigkait des Jugendlichen Ihre 
Entscheidung fßr oder gegen die uorbew~hrung? 

ja - Vorbewährung dann ungeeignet 

ja - Vorbewährung dient dann dazu, daß der Jugend-
liche seinen Willen dokumentieren kann, eine 
Therapie zu beginnen. 

ja - aus anderen Gründen: .......................... . 

nei~, diese Frage ist ~ei der Entscheidung ohne 
.Sedeutung, weil: .............................. . 

25. Balten Sie es für richtig, daß bei einer Entscheidung durch 
das Schöffengericht im späteren Seschlußverfahren nach 
§ 57 JGG die Schöffen nicht mehr beteiligt sind? 

0 

nein, da hierdurch die Funktion der Schöffen unter-
laufen werden kann. 

nein, weil: ........................................ . 

O ja - keine Bedenken gegen diese Regei~ng, weil: .... 

(Für zusätzliche Bemerkungen benutzen Sie bitte die Rücksei~en.) 
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L. Fr-agebogen Nr. 2 - Bewährungshel:fer und Jugendgerichtshel:fer 

(abweichende Fragen zu Fragebogen Nr. 1) - 1 -

Dieser Fragebogen ist sowohl für Bewährungshelfer, als auch für 
Jugendgerichtshelfer konzipiert. Bei den Fragen, die jeweils nur 
eine Berufsgruppe betreffen, ist daher zur Verdeutlichung die 
Berufsbezeichnung unterstrichen. 

Zunächst einicre statistigche Fragen: 

1. Welches isc Ihre derzeitige berufliche Tätigkeit? 

Bewährungshelfer 
- ausschließlich für Erwachsene 

- ausschließlich für Jugendliche und 
a:eranwachsende 

- für beide Gruppen 

Jugendger~chtshelfer 

0 - ausschließlich in dieser Funktion 
0 - auch sonstige Aufgaben 

welche? ...................................... . 

2. Nie lange si~d Sie schon in Ihrem derzeitigen Beruf 
tätig? 

insgesamt ...... Jahre 

davon .......... Jahre als Bewährungshelfer für 
Jugendliche und Heran-
wachsende 

0 als Jugendgerichtshelfer 

3. In welchem Jahr wurden Sie geboren? 

im Jahre ........ . 
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Ond nun einige Fraqen zu der Prognoseentscheidunq des Jugend-
richters bei seiner Auswahl der richeigen ~echtsfolge für den 
Jugendlichen: 

4. Worauf stützen Sie, wenn Sie in Ihrem Bericht als Jugend-
gerichtshelfer einen Vorschlag für da3 Gericht zur Rechts-
folgewahl machen, haupts!chlich Ihre Entscheidung? 
(Bitte ordnen Sie die einzelnen Gründe gemaß ihrer Bedeu-
tung für Ihre Entscheidung: 1 2 J etc.) 

- Informationen aus der Akte 
- Gespr!ch mit dem Jugendlichen 
- Sachverst!ndigengutachten (falls vorhanden) 
- Gespr!ch mit den Eltern/Erziehungsberechtigten 
- Gespr!ch mit der Schulleitung und/oder dem 

Ar bei tgebe·r 
- sonstiges, was? ................................. . 

5. Balten Sie die Informationen, die dem Jugendrichter für 
seine Entscheidung über eine mögliche Strafaussetzung zur 
Verfügung stehen, für ausreichend? 

0 ja 
O nein 

wenn nein, warum? .. ....................... . 

6. Könnten Sie sich Möglichkeiten oder Wege vorstellen, die dem 
Jugendrichter bei seiner Prognose zur Aussetungsentscheidung 
eine bessere Entscheidungsgrundlage geben würden? 

D nein, die vorhandene Information ist ausreichend 

O ja, namlich folgende: .......................... . 
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7. Im folgenden nun einige Aussagen zur Prognose und zur Rechts-
folgewahl, die ~anchmal in der Literatur und von der Praxis 
~ertreten werden. Man kann diesen Aussagen unterschiedlich 
gegenüberstehen, sie ablehnen oder ihnen zustimmen. 
~ir bitten Si~ diejenigin Antworten anzukreuzen, die für 
Sie am ehesten zutreffen. 

a) "Im Jugendgerichtsverfahren kommt 
es viel zu selten zur 3eranziehung 
eines Sachverständigen.'' 

~) 
1'Ein Sachverstindiger sollte im 
Jugendstrafverfahren auch dann ge-
hört werden, wenn es lediglich 
um die Festlegung der geeignetsten 
Rechtsfolge geht." 

c) "Durch die Verwendung von statisti-
schen Prognosetabellen sind zu-
verlässigere und treffsicherere 
Aussagen über das künftige Legal-
7erhalten des Jugendlichen er-
reichbar, als bei i:ituitiven 
?rognosen. 11 

d) "Die Einführung des sogenannten 
Schuld- oder Tatinterlokuts im Ju-
gendstrafverfahren (Zweiteilung der 
Sauptverhandlung in einen ersten 
Abschnitt für den Nachweis der Tat 
und einen ~achfolgenden Abschnitt 
für die Behandlung der Rechtsfolge) 
ist f~r die immer häufiger werden-
den ?rognoseentscheidungen uner-
läßlich." 

e) "Durch die Anwendung der soge-
nannten klinischen Prognose (Er-
forschung der individuellen T!~er-
persönlichkeit durch einen Psychi-
ater oder kriminologisch geschul-
ten ?sychologen, im Wege der Ex-
ploration und Beobachtung) sind 
keine eindeutigeren Aussagen über 
das künftige Legalverhalten des 
J~gendlichen zu erhalten, als 
durch intuitive Prognosen." 

"' .... 
a:, 

"' .:: 
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Im folgenden nun Fragen zum Institut der Vorbewährung: 

8. Welche rechtliche Konstruktion oder ~elche 3edeutung ver-
binden Sie mit dem Begriff der Vorbewährung? 

O dieser Begriff ist für mich völlig neu 

0 folgende: ....•...............•.••................ 

9. Wie häufig haben Sie bei Ihrer Tätigkeit als Jugendgerichts-
helfer/Bewährungshelfer Fälle gehabe, in denen Sie ¾ls 
Jugendgerichtshelfer ein Vorgehen nach§ 57 JGG empfehlen 
haben/ in denen Ihnen als Bewährungshel:er nach§ 57 JGG 
ein Jugendlicher zugeteil~ wurde? 
(§ 57 Abs. 1 JGG: "Die Aussetzung der Jugendstrafa zur 3e-
währung wird im Urteil oder, solange der Strafvollzug ~och 
nicht begonnen hat, nachträglich durch 3eschluß angeordnet. 
Für den nachtriglichen Beschluß ist der Richter zus~ändig, 
der in der Sache im ersten Rechtszuge erkannt ha~~ der 
Staatsanwalt und der Jugendliche sind zu hören.") 

D nie 

D selten 

0 gelegentlich 

0 oft 
0 immer 

Bitte schätzen Sie den ungefähren Prozentsatz~ ...... % der 
Fälle aus Ihrer Praxis, in denen mit§ 57 JGG gearbei~ec 
wurde. 

Nun einige Informationen zur unterschiedlichen Anwendung von 
§ 57 JGG. 
Nach der Intention des Gesetzgebers soll durch§ 57 JGG dem 
Richter - durch d~e Möglichkeit des s &teren Beschlusses - der 
Weg eröffnet werden, das eiqentli~he auptver:ahren abschließen 
zu können, auch wenn noch nicht säm~l ehe Fragen über die Aus-
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gestaltung der Bew4hrungszeit (z.B. geeigneter Bew4hrungshelfer; 
neua Arbeitsstelle oder eine andere Wohnung) gekl4rt sind. 
Hierdurch soll eina unnötige Vertagung der Hauptverhandlung ver-
aiieden werden. 
Die Entscheidung darüber, ob es grundsätzlich zu einer Straf-
aussetzung kommen soll, ist in dieser Situation schon gefallen. 
Wahrend dieser Ubergangszeit bleibt der Jugendliche dann in aller 
Regel weiter in Untersuchungshaft. 

Demgegenüber wend•n einige Gerichte§ 57 JGG bei der Anwendung 
der sogenannten "Vorbewährung" unter anderen Voraussetzungen a.n. 
Sie behalten sich die Entscheidung über das "Ob" der Aussetzung 
der Strafe für eine bestimmte Zeit vor, dies allerdings nicht, 
weil noch Ermittlungen bezüglich der Ausgestaltung der Be-
währungszeit getrof:en werden müssen, sondern weil noch keine 
Klarheit darüber besteht, ob die Strafe überhaupt ausgesetzt 
werden soll. Die Frage der Aussetzung bleibt also offen. 
Für diese Vorbehalts- oder Vorbewährungszeit, wahrend der sich 
der Jugendliche in Freiheit befindet, wird ihm dann in aller 
Regel schon ein Bewährungshelfer zugeteilt und werden ihm Auf-
lagen und Weisungen aufgegeben. 

lo.- ~aben Sie in Ihrem Bericht als Jugendgerichtshelfer schon 
12.eine Vorbew!hrung in obeu beschriebener Weise vorgeschlagen? 

selten 
gelegentlich 
oft 
nie 

"zwar ist mir dieses Institut bekannt, aber 
ich habe es nicht angewandt" 

D "da. .nir dieses Institut bisher unbekannt 
war•• 

0 "mir ist dieses Institut zwar bekannt, aber 
ich lehne es aus folgenden Gründen ab mit 
ihm zu arbeiten (bitte auch beantworten, 
wenn das Institut erst durch diese Befragung 
bekannt geworden ist) 1

': •••• ••••••••••••••••• 

-Ist Ihnen als Bewährungshelfer schon ein Jugendlicher zur 
Vorbewährung zugeteilt worden? 

0 ~elten 

0 gelegentlich 

0 oft 
O nie 
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21. aalten Sie die mit der Vorbew!hrung verbundene Mehrbe-
lastung für den Bew!hrungshelfer für vertretbar? 

nicht 
wenig 

mittelm!JHg 
ziemlich 
sehr 

22. Spielt es bei Ihrer Entscheidung für oder gegen die Vor-
bew!hrung eine Rolle, ob der Jugendliche vorbestraft ist? 

ja - bei Vorstrafen keine Vorbewährung 
ja - gerade bei Vorst:afen eignet sich die 

Vorbewahrung 
ja - aus anderen Gründen, n!mlich: ............ . 

D nein, warum nicht? ............................ . 

23. Wie lange betrug nach Ihrer beruflichen Erfahrung die 
durchschnittliche tats!chliche Dauer der Vorbewährung? 

ca ....... Monate 
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7. Anschreiben zur zweiten Richterbefragung 

MAX•?L->..'ICX-rNST!TT..iT 
FüR AL:SLAND!SCHES L:ND !:-rTERNATlOi'IAL.ES 

STRAFRECHT 

:Jirew.toren: ;)roiessor Dr. Dr. :,, c. ,i1Wt. !-ians--Memncn je~:icck · ?fo(eS,!,Or Cr. Güntner !<.11ser 

FORSCHt:NGSGRl.'PPE KRIM1NOLOG1E 
!Assessor 3er:ui. F~~mann) 

0-7ROO Fre,buri ,m Bnuspu, den 24 . 3 • 198 2 
Vll1uent:uicrda ·) 
~ClCfon 111111111 :-;1 /'I 1-, 
:'c1cx -~:: •Zn "'11"1S 

;un!/:ul! 19a, ~atte ich Sie anläßlich ei~er F=agebogen-
ak~!~n, an =er Sie si:h· ::eundliche.rweise be~eil!gt hat~sn, 
·leer ::-:ren leennt.:üsst.and ::'..lm rnst.:,::.ut. der 'icrbewährmg nac!l. 
§ 57 ;ugendger:chtsgese~z bef:agt. 

~:~:unehr :.s~ iie Ana.:yse der 9ef:a~..ing ·#lf"eicgehend. a.bgesc!l!os-
sen. ?=oblemk:eis is~ allerd!~gs of!en geblieben, Cer 
bei der •-,rspr'.!ng!ichen 3ef:::-agung noch nicht. ber·:!cl<:sic!ltigt 
·,1er:!en :<onn ce. 
Jie 3eant.wort.ung ~at. gezeigt., daß der leenntnisstand :um :n-
st.:!.-:'.l~ ,:::.er ?or:Jewähr.l~g :.n =.en d:ei er'!aßten :,a-3ez!.r~en 
r~=bg, ~A, MA) a:l~eme1~ sehr groß ist, die jeweilige An-
·,.endur:.g jedoch stark di!:erier-:. 

~..!=h •,rtirde nun i=iteressie:en, cb eine i:rcsnsi•.re:e oder ge-
=~~qere A.nwendungsprax~s auf en~sprechende Rich~l~~ier. i~-
~e:::-~alb eines ~andger~=!ltsbezi=ks zur.ickzuf'.ihren sein könn-
,:s, auf einen Infcr::iat:::.cnsaus,:.ausch ·.int.er den .Jugendr~ch:t:srn, 
auf re:.ne ?raxiserfahr-.1r.g cder cb andere Gr.inde hiarf~r aus-
schlaggebend s::.nd. 

:eh ~äre ::men ~aher =ank~ar, wenn Sie ~i= hierzu ei~e kurze 
Stel:::..'"lgr.a...-utte :!ber:ni :'":sl~ :<.ann~en. :=h ~i=i auch ger::.e ber~i ~, 
zu e!nem ·-1cn !hnen ·1or-;-eschlagenen Ter:ni:t :ni !~nen ei:i Ge-
spr!c!l zu f~hren. 

::n 'loraus best:en Dar.k ::'.ir Ihre 3e!!'.ühungen. 

Mit freundlichen Grüßen 

(Ass. 3. s:'.imannl 
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8. Beispiel für einen positiven und negativen Beschluß nach 
§ 57 JGG 

B e s c h l u ß (positiv): 

1. Der Haftbefehl des AG ••• vom 13.11. 19 •• wird aufge-
hoben. 

2. Gegen den Angeklagten N.N. ist durch Urteil des Amts-

gerichts - Jugendschöffengericht - vom 7 • 2 • 19 • • eine 
Jugendstrafe von einem Jahr festgesetzt worden. Die Voll-
streckung der Strafe wird zur Bewährung ausgesetzt ( §§ 21 

ff. JGG). 

Die Bewährungszeit dauert 3 Jahre. Sie beginnt mit der 
Rechtskraft dieses Beschlusses. 

Der Verurteilte wird der Aufsicht und Leitung eines Bewäh-
rungshelfers unterstellt, dessen Anweisungen zu befolgen 
sind. 

Zum Bewährungshelfer wird Frau .•. , LG •.. , bestellt. 

Der Verurteilte erhält folgende Weisungen und Auflagen: 

1. Er darf weder Aufenthalt noch Arbeitsplatz ohne vorheri-
ge Zustimmung des Bewährungshelfers aufgeben oder wech-
seln. 

2. Er hat die aufgenommene Lehre zu beenden und sich der 
abschließenden Prüfung zu unterziehen. 

3. Sein Berichtsheft hat er einmal im Monat der Bewährungs-
helferin nach deren näherer Weisung vorzulegen. 

4. Kontakt mit Leuten von der Drogenszene hat er unbedingt 
zu meiden. 
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B e s c h 1 u ß (negativ): 

Die Jugendstrafe von 2 Jahren aus dem Urteil des Amtsge-
richts- Jugendschöffengericht vom 24.2.19 •• wird 

nicht zur Bewährung ausgesetzt. 

G r ü n d e : 

Durch Urteil vom 24.2.19 •• hat das Jugendschöffengericht 
N.N. wegen Diebstahls in drei Fällen, wegen gemein-
schaftlichen Diebstahls in vier besonders schweren Fäl-

len, davon in einem Falle fortgesetzt begangen, und wegen 
Diebstahls in einem besonders schweren Falle unter Einbe-
ziehung des Urteils desselben Gerichts vom 23.10.19 •• zu 
einer Jugendstrafe von 2 Jahren verurteilt, auf die die 
bisherige Untersuchungshaft nicht angerechnet wurde. Die 
Entscheidung über die Strafaussetzung zur Bewährung wurde 
zurückgestellt (1). 

Für die Vorbewährungszeit ( 1) war angeordnet worden, daß 
der Verurteilte der Aufsicht und Leitung der Bewährungshel-
ferin untersteht, deren Anweisungen zu befolgen sind, 
daß er sich nach Kräften um eine Arbeitsstelle bemühen und 
den Schaden wiedergutzumachen hat und daß er Aufenthalt und 
Arbeitsstelle nicht ohne vorherige Bestimmung der Bewäh-
rungshelferin aufgeben oder wechseln darf. 

Beim Termin am 23. 8 .19.. wurde die Entscheidung über die 
Strafaussetzung zur Bewährung zurückgestellt, um abzuwar-
ten, was sich in der neuen Sache ergeben sollte. Diese be-
traf ein Verfahren, das am 28.11.19 •• vor dem Amtsgericht 
C I in verhandelt wurde. Hier wurde N.N. zu einer Ge-
samtstrafe von 10 Monaten verurteilt, deren Vollstreckung 
zur Bewährung ausgesetzt wurde. 

Bis zum 1.9.19 •• war N.N. im Rahmen einer Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahme bei der Stadtgärtnerei beschäftigt. Danach 

war er bis 4.11. 19.. in verschiedenen Städten als Musik-
Cassettenverkäufer unterwegs. In diesem Zeitraum war der 
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Aufenthalt jeweils nicht bekannt. Danach kehrte er zu sei-
nen Eltern nach zurück. Er befand sich dann aber vom 
18. bis 28.11.19 .• in Untersuchungshaft, weil er zur Haupt-
verhandlung vor dem Schöffengericht in der vorgenannten 
Sache nicht erschienen war. Nach der Verurteilung wurde er 
nach Hause entlassen. Zum 1.12.19 •• konnte er mit einer Ar-
beit bei einer Werbeagentur beginnen. Diese Arbeitsstelle 
gab er aber ziemlich rasch wieder auf. Bei einem Hausbesuch 
des Kollegen der Bewährungshelferin, des Bewährungshelfers 
••• , stellte sich heraus, daß N.N. bereits wieder arbeits-
los war. Er sollte nun mit der Bewährungshilfe wieder Kon-
takt aufnehmen, meldete sich zuletzt am 23.9.19 •• telefo-
nisch und teilte mit, daß er am 28.2.19 •• in die Sprech-
stunde kommen wolle. Dies erfolgte jedoch nicht. Bei einem 
Hausbesuch am 9.3.19 •• erfuhr die Bewährungshelferin von 
den Eltern N.N., daß er seit 28.2.19 .. nicht mehr nach 
Hause gekommen sei. Ein weiterer Hausbesuch am 24.5.19 •• 
brachte keine Veränderung. Der Aufenthaltsort war bis Ende 
Mai weder der Bewährungshelferin noch den Eltern bekannt. 
Am 4.6.19 •• kam er wieder zu den Eltern zurück und nahm da-
nach wieder Kontakt mit der Bewährungshelferin auf. Er 
sollte sich am Arbeitsamt melden und sich um eine Arbeits-
stelle als Bauhelfer bemühen. Die Bewährungshelferin hat 
angeregt, einen Anhörungstermin anzusetzen, bei dem N.N. 
mit aller Deutlichkeit bewußt gemacht werden sollte, daß 
künftig ein derartiges Verhalten nicht mehr zu rechtferti-
gen sei und zwangsläufig zu Konsequenzen führen .müsse. Die 
Staatsanwaltschaft ••• hat den Widerruf der Strafaussetzung 
zur Bewährung beantragt. 

Ein weiteres Strafverfahren ist gegen N.N. beim Amtsgericht 
C 16 anhängig. Hier~ wird ihm vorgeworfen, in drei 
rechtlich selbständigen Handlungen Diebstähle begangen zu 
haben und zwar am 25.10.19 •• einen Diebstahl von 2 Herren-
hemden aus einem Kaufhaus, am 2.11.19 •• einen Diebstahl 
eines Radioweckers und zweier Slips in einem anderen Kauf-
haus sowie an nicht mehr bekannten Tagen im November 19 •• 
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fortgesetzt handelnd einen Diebstahl von zwei Damen-Samt-
hosen, einer Kamin-Zinn-Uhr, einer Messing-Tisch-Lampe so-
wie von flinf Herrenslips und flinf Paar Socken, Der Gesamt-
wert der ihm angelasteten . Schäden beläuft sich auf Uber 
900,-- DM. 

Bei dieser Sachlage war die Strafaussetzung zur Bewährur,g 
zu widerrufen ( 1). Der Verurteilte bietet Uberhaupt nicht 
die Gewähr flir ein straffreies Leben und eine glinstige Pro-
gnose. Er hat in der Bewährungszeit erneut und wiederholt 
Straftaten begangen. Eine andere Maßnahme als der Widerruf 
kam daher nicht in Betracht, 

Der Verurteilte erhielt Gelegenheit zur Äußerung. 

Gegen diese Entscheidung ist sofortige Beschwerde zulässig. 
Diese wäre innerhalb einer Woche ab Zustellung entweder 
schriftlich beim Amtsgericht einzulegen oder zur Nie-
derschrift der Geschäftsstelle zu erklären. 

1) Auffallend ist, daß zwar eine Vorbewährungszeit angeord-
net worden war, aber zum Schluß von dem Widerruf der 
Strafaussetzung zur Bewährung gesprochen wird. 
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9. Landesgesetzliche Regelungen zur Bewährungshilfe, Stand: 
Okt. 1981 

Baden Württemberg: 

1. Baden-Württembergisches Landesgesetz über die Sozial-
arbeiter der Justiz (Justizsozialarbeitergesetz - JSG) vom 
13. Dezember 1979 (GBL. S: 550). 

2. Verwaltungsvorschriften zum Landesgesetz über die So-
zialarbeiter der· Justiz (VV-JSG) vom 22. Juni 1981 (Die 
Justiz, S. 303). 

- Gesetz und Verwaltungsvorschriften ersetzen den gemein-
schaftlichen Erlaß des Justizministeriums und des Innenmi-
nisteriums voin 28. März 1955 (Die Justiz, S. 134, GABL., 
S. 165), der durch gemeinsame Verwaltungsvorschrift vom 
1. Juni 1981 (GAB!. S. 639) aufgehoben wurde. -

Bayern: 

Bekanntmachung des Bayr. Staatsministeriums der Justiz über 
Bewährungshilfe, Führungsaufsicht vom 3. Dezember 1974 
(JMBl. S. 385), geändert durch: 
a) Bekanntmachung vom 2. Dez. 1976 (JMBl. s. 360) 
b) Bekanntmachung vom 20. Nov. 1978 (JMBl. S. 215) 
c) Bekanntmachung vom 14. Juli 1980 (JMBl. S. 193) 

Berlin: 

Gesetz über die Bewährungshelfer für Jugendliche und Heran-
wachsende vom 25. November 1954 (GVBl. S. 652), zuletzt ge-
ändert am 6. März 1970 (GVBl. S. 474, 478). 

Bremen: 

Richtlinien über die hauptamtliche Bewährungshilfe für Ju-
gendliche und Heranwachsende vom 15. Juni 1955 (Amtl. Mit-
teilungen 1955, 168). 
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Hamburg: 

AV v. 23.12.1974 (JVBl. 1974, 175) 
- Zur Zielsetzung: Informationsschrift des Niedersächsi-
schen Minister der Justiz "Empfehlungen zur Bewährungshil-
fe, Führungsaufsicht, Gerichtshilfe" (Juni 1979) -

Hessen: 

Erl. vom 21.12.1953 (StaatsAnz. 1954, 108) 
Nach Auskunft des Hessischen Ministers der Justiz vom 
24.8.1981 wurden in der Folgezeit mehrere ändernde und auf-
hebende Erlasse herausgegeben. Eine Neufassung eines grund-
legenden Erlasses erfolgte nicht, da auf Referentenebene 
ein "Gesetz über den sozialen Dienst der Justiz" in Vorbe-
reitung ist. Der Entwurf wird allerdings derzeit nicht wei-
terverfolgt. 

Niedersachsen: 

Gesetz über Bewährungshelfer vom 25. Okt. 1961 (Nds. GVBl. 
S. 315) i.d.F. des zweiten Anpassungsgesetzes vom 2. Dez. 
1974 (Nds. GVBl. S. 535). 

Nordrhein-Westfalen: 

Bewährungshelfergesetz in der Fassung vom 2. Febr. 1968 
(GV NW S. 26/SGV NW 321). 
§§ 1 u. 4 neugefaßt bzw. geändert durch Gesetz v. 3. Dez. 
1974 (GV NW S. 1504). 

Rheinland-Pfalz: 

Landesgesetz über die Bewährungshelfer vom 11. Juli 1956 
(GVBl. S. 86), zuletzt geändert durch Landesgesetz vom 
5. Nov. 1974 (GVBl. S. 469). 
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Saarland: 

Gesetz über den Sozialdienst der Justiz vom 6. Juli 1976 
(ABl. 1976, 756); Verordnung über die Erstattung von Aus-
lagen der ehrenamtlichen Bewährungshelfer vom 6. Okt. 1976 
(ABl. 1976, 999). 

Schleswig-Holstein: 

Gesetz über Bewährungshelfer vom 7. Jan. 1956 (GVOBl. s. 
4); Verwaltungsvorschrift zur Durchführung des Gesetzes 
über Bewährungshelfer vom 7.1.1956 (GVOBl. 1956, S. 4). 

vgl. im übrigen: Dreher-Tröndle 1983, § 56d Rdn 1; 
Leipziger Kommentar, § 56d Rdn 7. 
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